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Im Anschluß an die Reichstagsverhandlungen zur Frage der 
Werkspensionskassen gestatten wir uns, anbei eine von uns heraus- 
gebene Schrift: 

„Zum Streit um die Werkspensionskassen. 

Darlegungen und Aktenstücke" 
mit der Bitte um geneigte Kenntnisnahme ergebenst zu überreichen. 

Hoch achtungsvoll 

FRIED. KRUPP 

Aktiengesellschaft 

Das Direktorium 
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In letzter Zeit hat sich das Interesse der Öffent- 
lichkeit in erhöhtem Maße den Verhältnissen der 
Pensionskassen zugewendet, welche bei einzelnen 
industriellen Werken bestehen und den Arbeitern 
dieser Werke und ihren Angehörigen ein Anrecht auf 
Pensionen aus dem durch Beiträge der Arbeitgeber 
und Arbeiter gebildeten Kassenvermögen geben. 
Die Anregung hierzu bot in erster Linie eine Reihe 
von Prozessen, in denen frühere Kassenmitglieder 
von ihren ehemaligen Arbeitgebern die Rückerstat- 
tung ihrer Kassenbeiträge forderten; diese Prozesse 
fanden ein Echo in der Presse und im deutschen 
Reichstag, der in einer Resolution die verbündeten 
Regierungen ersuchte, 

„baldmöglichst einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
durch den die Rechtsverhältnisse der Pensions-, 
Witwen- und Waisenkassen, welche von indu- 
striellen Arbeitgebern für die Arbeiter ihrer 
Betriebe eingerichtet sind, insbesondere die An- 
sprüche der aus den Betrieben ausscheidenden 
Arbeiter an die Leistungen der Kassen resp. auf 
Rückzahlung eines entsprechenden Teiles der 
Beiträge geregelt werden". 



In der Erörterung über die Werkspensionskassen 
wurden insbesondere auch zwei von der Firma 
Fried. Krupp gegründete Arbeiterpensionskassen 
vielfach angegriffen, und es zeigte sich dabei, daß 
über die Verhältnisse der Werkspensionskassen im 
allgemeinen und der genannten im besondem viel- 
fach unrichtige Auffassungen bestehen. 

Unter diesen Umständen schien es angezeigt, 
der Öffentlichkeit das gesamte zur Beurteilung der 
Streitfrage bezüglich der Kruppschen Pensions- 
kassen erforderliche Material zu unterbreiten. Nach- 
stehend wird daher ein Überblick über die Verhält- 
nisse der genannten beiden Pensionskassen gegeben 
und die Frage der Beitragserstattung beleuchtet. 
Ein zweiter Teil bringt die Rechtsgutachten und 
gerichtlichen Urteile aus den gegen die Firma Krupp 
in dieser Angelegenheit geführten Prozessen zum 
Abdruck.*) 



*) Wegen der im übrigen gegen die Pensionskasse der Guß- 
stahlfabrik gerichteten Angriffe wird verwiesen auf die Schrift von 
Otto Heinemann, „Die Pensionskasse für die Gußstahlfabrik 
der Firma Fried. Krupp Aktiengesellschaft in Essen", 2. Aus- 
gabe 1906. 
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Die Arbeiterpensionskassen 

für die 

Gußstahlfabrilc und die Friedrich-Alfred-Hütte 
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L Die Pensionskasse für die Gußstahlfabrik der Firma 
Fried. Krupp Aktiengesellschaft- 



Entstehung der Pensionskasse. 

Im Jahre 1858 ghederte die Firma Fried. Krupp 
der schon damals bestehenden Kranken- und Sterbe- 
kasse für die Arbeiter ihrer Gußstahlfabrik eine 
Pensionskasse an, die als Teil der ganzen Einrichtung 
so lange bestand, bis die Trennung dieser beiden 
Versicherungseinrichtungen durch das Kranken- 
versicherungsgesetz vom 15. Juni 1883 notwendig 
gemacht wurde. Die Trennung wurde durchgeführt 
mit Wirkung vom 1. Januar 1885 durch das von der 
Firma Fried. Krupp unter Zustimmung des Vor- 
standes der bisherigen Kranken- und Sterbe- (Pen- 
sions-) Kasse unter dem 22. Oktober 1884 errichtete 
und unter dem 28. Oktober 1884 von der Königlichen 
Regierung in Düsseldorf genehmigte Pensionskassen- 
statut. 

Durch die Genehmigung dieses Statuts wurde 
der neuen Pensionskasse die Eigenschaft einer juri- 
stischen Person verliehen, die übrigens auch die 
frühere gemeinsame Kasse besessen hatte. Die Pen- 
sionskasse ist also rechtlich von dem Schicksal der 
Firma Krupp durchaus unabhängig, sie kann selb- 
ständig klagen und verklagt werden und besitzt ihr 
eigenes Vermögen. Das erwähnte Statut vom 22. /28. 
Oktober 1884 hat inzwischen durch fünf Nachträge 
bedeutsame Änderungen erfahren, wobei u. a. auch 
infolge der Umwandlung der Firma Fried. Krupp 
in eine Aktiengesellschaft der Name der Kasse 
eine entsprechende Abänderung erfuhr. 

Beitrittszwang. 

Die Pensionskasse ist gemäß § 86 Ziffer 2 des 
Krankenversicherungsgesetzes insofern mit Beitritts - 
oder Versicherungszwang ausgestattet, als alle in 
der Gußstahlfabrik gegen Lohn oder Gehalt be- 
schäftigten Personen, welche der Krankenkasse für 



die Gußstahlfabrik als versicherungspfUchtige Mit- 
glieder angehören, berechtigt und verpflichtet sind, 
der Pensionskasse beizutreten. 

Auf diese Weise wird der Pensionskasse ein 
ausreichender Mitgliederbestand für die ganze Dauer 
ihres Bestehens gesichert; wollte man auf den Ver- 
sicherungszwang verzichten, so würde der MitgUeder- 
bestand ganz unberechenbaren Schwankungen unter- 
üegen und ein rationeller Versicherungsbetrieb nicht 
möglich sein. 

Anfang und Ende der Mitgliedschaft. 

Die Mitgliedschaft beginnt bei den versicherungs- 
pflichtigen Mitgliedern — die freiwilligen spielen 
nur eine untergeordnete Rolle — mit dem Eintritt 
in die Beschäftigung und endet mit dem Ausscheiden 
aus dem Dienste der Firma, wobei, wie § 15 bestimmt, 
alle Ansprüche des Mitglieds und seiner Hinterbüe- 
benen an die Pensionskasse erlöschen. Wer aber 
wegen Arbeitsmangels entlassen wird, kann im Fall 
des Wiedereintritts die Anrechnung seiner frühern 
Dienstzeit verlangen, wenn er innerhalb vier Wochen 
beim Vorstand der Pensionskasse dies beantragt, 
und braucht auch das Eintrittsgeld (s. unten) nicht 
noch einmal zu entrichten. 

Eintrittsgeld. 

Als Eintrittsgeld zahlen die Mitglieder den IV2" 
fachen Betrag eines Tagesverdienstes aus der ersten 
Lohnperiode (die Lohnperioden umfassen je 14 Tage), 
soweit er nicht 6^/3 M übersteigt. Ein Tagesver- 
dienst von 6^/3 M oder ein Jahresverdienst von 
2 000 M ist nämhch die Grenze, bis zu der der 
Arbeitsverdienst der Mitglieder für die Pensionskasse 
überhaupt in Betracht kommt. Diese Grenze betrug 
bis zum 1. Januar 1891 nur 4 ^ für den Tag = 1200 M 
für das Jahr. 
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Beiträge. 

Die Beiträge der Mitglieder betragen 2^/2% 
des Arbeitsverdienstes (soweit er die genannte Grenze 
nicht übersteigt), sie werden von der Firma bei jeder 
regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug gebracht und 
innerhalb 14 Tage an die Pensionskasse abgeführt. 
Die Firma zahlt aus ihren Mittehi die gleichen Bei- 
träge wie alle Mitglieder zusammen. 

Für die Zeit der durch Krankheit hervorgerufe- 
nen Erwerbsunfähigkeit werden keine Beiträge er- 
hoben. 

Der Beitragssatz von 2^2 ^^o des Arbeitsver- 
dienstes ist erst seit dem dritten Nachtrag zum 

24. Mai 
Statut vom ^ * ,. i- 1895 in Kraft; vorher betrug 
9. Juli ^ 

er nur 1,3 und vor dem 1. Juli 1889 sogar nur 1%. 
Seine Erhöhung erwies sich aber als eine unumgäng- 
liche Notwendigkeit. 

Sonstige Einnahmen der Fensionskasse. 

Außer dem Eintrittsgeld und den Beiträgen 
fheßen der Pensionskasse die Zinsen ihres Vermö- 
gens, die auf Grund der Arbeitsordnung von der 
Firma festgesetzten Geldstrafen und freiwillige 
Zuwendungen der Firma zu (vergl. S. 16). 

Leistungen der Pensionskasse. 

Die Leistungen der Kasse bestehen aus 1. Män- 
nerpensionen, 2. Teilpensionen, 3. Witwenpensionen 
und 4. Waisenpensionen. 

Voraussetzung des Anspruchs auf Männerpension. 

Anspruch* auf eine Männerpension haben die- 
j enigen, welche als Mitglieder der Kasse zwanzig Jahre 
oder länger ununterbrochen im Dienste der Firma 
gestanden oder während mindestens 15 Jahre be- 
sonders schwere Arbeit auf der Gußstahlfabrik ver- 
richtet haben und für arbeitsunfähig erklärt sind. 

Hierbei gilt es nicht als Unterbrechung der 
Dienstzeit, wenn ein Mitglied zum Militärdienst ein- 
berufen oder beurlaubt worden und sofort nach Be- 
endigung der Mihtärdienstzeit bzw. des Urlaubs in 
den Dienst der Firma zurückgekehrt ist. Dagegen 
wird die Militärdienstzeit und ein vier Wochen über- 
steigender Urlaub in die für die Pensionierung maß- 
gebende Dienstzeit nicht eingerechnet; für diese 
kommt auch nicht in Betracht 1. die vor Zurück- 
legung des 18. Lebensjahrs erlangte Dienstzeit, 2. 
diejenige Zeit, während deren ein Mitglied infolge 



Krankheit nicht gearbeitet hat, wenn die Krankheit 
fortlaufend oder im Lauf eines Jahres im ganzen 
länger als 13 Wochen gedauert hat, und 3. in der 
Regel die auf einem Invalidenposten zugebrachte 
Dienstzeit; solange ein Mitglied auf einem Invaliden- 
posten beschäftigt ist und keine Einrechnung der 
Dienstzeit erfolgt, wird auch kein Beitrag erhoben. 
In das Dienstalter kann der Vorstand nach 
eigenem Ermessen einrechnen, sofern dadurch erst 
das pensionsberechtigte Dienstalter erreicht wird: 

a) diejenige Zeit, während welcher ein Mitglied 
nach Ablauf der gewöhnlichen Militärdienst- 
zeit infolge einer Mobilmachung zum Heer 
oder zur Flotte einberufen ist, 

b) 13 Wochen für die Zeit der letzten, dem Tode 
oder der endgültigen Arbeitsunfähigkeit vor- 
hergehenden Krankheit, ohne Rücksicht auf 
deren Dauer. 

Außerdem kann die Firma nach Anhörung des 
Vorstandes in besondern Fällen bestimmen, daß 
eine frühere Dienstzeit ganz oder teilweise einge- 
rechnet wird. 

Eine anrechnungsfähige Dienstzeit von 20 Jah- 
ren ist, wie erwähnt, im allgemeinen die erste Vor- 
aussetzung der Pensionierung, diese Karenzzeit ist 
aber für diejenigen um fünf Jahre kürzer, welche 
15 Jahre lang besonders schwere Arbeit auf der Guß- 
stahlfabrik verrichtet haben. Das Statut enthält über 
den Begriff der besonders schweren Arbeit keine 
nähern Angaben; in der Praxis hat sich aber eine 
bestimmte Regel darüber herausgebildet, welche 
Arbeiten als besonders schwer anzusehen sind. 

Außer von der Zurücklegung der Karenzzeit 
ist die Pensionierung von dem Vorhandensein voll- 
ständiger Arbeitsunfähigkeit abhängig; diese Vor- 
aussetzung braucht nicht vorzuUegen, wenn das 
betreffende Mitglied bereits 65 Jahre alt ist oder 
eine 40 jährige Dienstzeit aufzuweisen hat. In diesen 
Fällen kann sowohl das Mitglied als auch die Firma 
ohne weiteres die Pensionienmg verlangen. 

Ob vollständige Arbeitsunfähigkeit vorliegt, 
entscheidet auf Antrag des Mitgüeds oder der Firma 
der Vorstand auf Grund der von ihm eingeholten 
Gutachten von mindestens zwei Ärzten. Unter voll- 
ständiger Arbeitsunfähigkeit ist dabei die Unfähig- 
keit zu verstehen, die bisherige Tätigkeit oder eine 
leichtere auf der Gußstahlfabrik vorhandene Arbeit 
zu verrichten, welche dem betreffenden Mitglied 
unter Berücksichtigung seiner Kräfte und Fähigkei- 
ten billigerweise zugemutet werden kann. Liegt nur 
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eine teilweise Arbeitsunfähigkeit vor, so kommt die 
Bewilligung einer Teilpension in Frage (s. unten). 

Wenn die ärztlichen Gutachten übereinstim- 
mend vollständige Arbeitsunfähigkeit anerkennen, 
so schließt sich ihnen der Vorstand ausnahmslos an. 
Sind aber die ärztlichen Gutachter verschiedener 
Ansicht, so werden weitere Gutachten zur Klärung 
der Sachlage eingeholt. Ist nach den Äußerungen der 
Ärzte anzunehmen, daß eine von einem Mitgliede 
behauptete Arbeitsunfähigkeit tatsächlich nicht vor- 
liegt, so wird ein Obergutachten der Bonner Univer- 
sitätsklinik oder einer andern autoritativen Stelle 
eingeholt, das dann maßgebend ist. Dies ist aber 
bisher überhaupt nur in 6 Fällen vorgekommen. 

Hat die Firma die Pensionierung eines Mitglieds 
beantragt, und erachtet der Vorstand die Arbeits- 
unfähigkeit als nicht erwiesen, so hat die Pensionie- 
rung dennoch zu erfolgen, wenn die Firma nach Mit- 
teilung der ärztlichen Gutachten und der Gründe des 
Kassenvorstandes auf ihrem Antrage beharrt und 
sich bereit erklärt, der Kasse die Hälfte des Pensions- 
betrags so lange zu ersetzen, bis der Vorstand die 
Arbeitsunfähigkeit anerkennt. 

Die Pensionierung wird in der Regel auf Lebens- 
zeit ausgesprochen, in solchen Fällen jedoch, in denen 
die Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zu erwar- 
ten ist, nur auf bestimmte Zeit unter Vorbehalt der 
weitem Beschlußfassung nach Ablauf dieser Zeit. 
In allen Fällen aber kann der Vorstand, wenn ein 
Pensionär so weit wieder arbeitsfähig wird, daß er 
nach ärztüchem Gutachten einen Posten im Dienste 
der Firma versehen kann, den Betreffenden zur Rück- 
kehr zur Arbeit auffordern, wenn die Firma damit 
einverstanden ist, und die Pension entziehen, falls 
er dieser Aufforderung nicht Folge leistet. Der Vor- 
stand ist berechtigt, zu diesem Zweck eine ärztliche 
Untersuchung des Pensionierten anzuordnen. Wie 
selten es aber vorkommt, daß Mitglieder, die einige 
Zeit lang Pension bezogen, wieder in Dienst gestellt 
werden, zeigt folgende Tabelle: 



Jahr 


Zugang an Männer- 
pensionären 


Abgang an Männer- 
pensionären durch 
Wiedereinstellung in 
den Dienst 


1903 
1904 
1905 
1906 
1907 


260 
247 
263 
186 
190 


1 
4 

4 


1903—] 


L907 1146 
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Betrag der Männerpension. 

Die Höhe der Männerpension beträgt bei einer 
anrechnungsfähigen Dienstzeit von 20 Jahren oder 
darunter 40% des durchschnittlichen Arbeitsver- 
dienstes, von dem das Mitglied seit dem 1. Januar 
1891 oder seinem später erfolgten Dienstantritt 
Beiträge zur Pensionskasse entrichtet hat, und steigt 
für jedes weitere volle Dienstjahr um P/2% des 
genannten Arbeitsverdienstes, höchstens aber auf 
75%. Der sich für den einzelnen Tag ergebende 
Pensionsbetrag wird für 300 Arbeitstage pro Jahr 
gezahlt. 

Für die Feststellung des Durchschnittsverdien- 
stes bleibt die Zeit vor dem 1. Januar 1891 außer 
Betracht, weil andernfalls die Pensionen infolge des 
Umstandes, daß vor dem 1. Januar 1891 der Arbeits- 
verdienst nur bis zu 4 ,it für den Tag = 1200 M für 
das Jahr angerechnet wurde, erheblich geringer aus- 
fallen würden. 

Für die vor Vollendung des 18, Lebensjahres 
zurückgelegte Dienstzeit wird ein Zuschuß zur Män- 
nerpension gewährt, der für jedes volle Jahr dieser 
Dienstzeit 1^/2 % desjenigen Durchschnittsverdien- 
stes beträgt, von dem in dieser Zeit Beiträge geleistet 
wurden. 

Auf die in der angegebenen Weise zu berechnen- 
den Männerpensionen, die monatUch postnumerando 
von dem Tag ab zahlbar sind, welcher als Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit vom Kassenvorstand aner- 
kannt wird, kommen die Leistungen der reichsgesetz- 
lichen Unfall- und Invalidenversicherung teilweise 
zur Anrechnung, und zwar gelten dafür folgende 
Grundsätze: 

1. Die reichsgesetzliche Altersrente wird unter 
keinen Umständen irgendwie auf die^ Pension ange- 
rechnet. 

2. Die reichsgesetzliche Invalidenrente wird 
in der Regel zur Hälfte auf die Pension angerechnet; 
betragen aber die Pension und die halbe Invaliden- 
rente zusammen mehr als drei Viertel des für die 
Pensionsberechnung maßgebenden Jahresverdien- 
stes, so ist die Pension so weit zu kürzen, daß diese 
Grenze nicht überschritten wird. 

3. Hinsichtlich der Anrechnung der reichsge- 
setzlichen Unfall rente auf die Männerpension 
sind zwei Fälle zu unterscheiden: 

a) Ein Mitglied, welches durch Betriebsunfall 
vollständig arbeitsunfähig geworden ist und das 
pensionsberechtigte Dienstalter erreicht hat, erhält an 
Unfallrente, Invalidenrente und Pension zusammen 
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drei Viertel des maßgebenden Durchschnittsverdien- 
stes; wenn aber die Berufsgenossenschaft die soge- 
nannte Hilflosenrente gewährt, den vollen Betrag 
des Durchschnittsverdienstes. Der aus der Pensions- 
kasse zu zahlende Betrag darf aber nicht höher sein 
als die Pension, auf die das Mitglied ohne den Unfall 
Anspruch haben würde. 

b) Wenn ein durch Betriebsunfall teilweise er- 
werbsunfähig gewordenes Mitgüed späterhin zur 
Pensionierung gelangt, so wird ihm die Unfallrente 
zur Hälfte auf die Pension angerechnet; die Gesamt- 
bezüge des Mitglieds aus der Unfall- und der Inva- 
lidenversicherung und der Pensionskasse dürfen auch 
hier nicht mehr als drei Viertel des Durchschnitts- 
verdienstes ausmachen. In solchen Fällen, wo der 
Arbeitsverdienst seit dem Unfall erheblich gesunken 
ist, kann der Vorstand den Durchschnittsverdienst 
der letzten drei Jahre oder der etwaigen kurzem 
Dienstzeit vor dem Unfälle zugrunde legen. 

Teilpensionen. 

Von den Leistungen der Pensionskasse kommen 
für die Person der MitgUeder selbst außer den Män- 
nerpensionen die sogenannten Teilpensionen in Be- 
tracht, welche durch den ersten Nachtrag zum 

29. Mai 
Statut vom y. ^ — ^ 1886 eingeführt wurden. 

Hiernach kann der Vorstand solchen Mitglie- 
dern, welche nach dem Gutachten von mindestens 
zwei Ärzten zwar nicht gänzlich arbeitsunfähig, aber 
doch zeitweilig oder dauernd außerstande sind, ihre 
eigentliche Berufsarbeit zu verrichten, mit ihrer 
Zustimmung eine Teilpension bis zu dem Zeitpunkte 
bewilligen, an welchem die (Voll-) Pensionierung 
erfolgen kann. Während des Bezugs der Teilpension 
ruht die Beitragszahlung zur Pensionskasse und 
findet auch kerne Einrechnung der Dienstzeit statt. 
In der Regel wird die Teilpension möglichst so hoch 
festgesetzt, daß die durch die teilweise Arbeitsun- 
fähigkeit herbeigeführte Verdienstminderung durch 
die Teilpension annähernd ausgeglichen wird. 

Pensionen an Hinterbliebene. 

Außer den Männer- und Teilpensionen zahlt die 
Kasse Pensionen an die Witwen und ehelichen Kin- 
der von solchen verstorbenen Mitgliedern, die bei 
Eintritt des Todes entweder bereits pensioniert 
waren oder aber im Fall der Arbeitsunfähigkeit 
ihre Pensionierung hätten beanspruchen können. 
Ausgenommen sind hierbei Witwen und Kinder aus 
solchen Ehen, welche die Mitglieder erst nach Ein- 
tritt der Arbeitsunfähigkeit eingegangen sind, und 



solche Witwen, die von ihrem Ehemanne geschieden 
waren oder in der Weise von ihm getrennt lebten, 
daß sie nicht von ihm unterhalten wurden. 

Die Witwenpension wird bis zum Ende desjenigen 
Monats gezahlt, in welchem der Tod oder die Wieder- 
verheiratung der Witwe erfolgt; in letzterem Fall 
erhält sie noch den Betrag ihrer Jahrespension. als 
einmalige Zahlung. Die Waisenpension wird bis zum 
Schluß desjenigen Monats gezahlt, in welchem das 
Kind das 15. Lebensjahr vollendet oder stirbt. 

Die Höhe der Hinterbliebenenpensionen richtet 
sich nach der Pension, die der Verstorbene zur Zeit 
seines Todes bezog oder im Fall seiner Arbeitsun- 
fähigkeit bezogen haben würde. Die Witwenpension 
beträgt 50 ^o der Männerpension, vermindert sich 
aber auf die Hälfte, wenn die Witwe um mehr als 
20 Jahre jünger ist als das verstorbene Mitglied, oder 
dieses bei Eingehung der Ehe über 55 Jahre alt war. 
Die Halbwaisenpension beträgt 10% und die VoU- 
waisenpension 15% der Männerpension, jedoch 
dürfen die Hinterbliebenen eines Mitglieds zusammen 
in keinem Falle mehr als 90 % der erwähnten Män- 
nerpension erhalten. Auf die Pensionen der Hinter- 
bliebenen kommen die ihnen etwa zustehenden reichs- 
gesetzlichen Unfallrenten voll zur Anrechnung. 

Verlust der Fensionsansprüche. 

Die Ansprüche auf Pension werden verwirkt, 
wenn ein Mitglied seine Arbeitsunfähigkeit durch 
eigene grobe Schuld, durch vorsätzliche Verletzung, 
durch schuldhafte Beteiügung an Schlägereien oder 
Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder durch 
geschlechtliche Ausschweifungen verursacht hat oder 
Gut der Firma veruntreut, Fabrikgeheinmisse verrät 
oder zu einer Konkurrenzfabrik übertritt; ferner 
wenn eine im Pensionsgenuß stehende oder dazu 
berechtigte Person einen unmoralischen Lebens- 
wandel führt oder dem Trunk ergeben ist, und 
schheßlich, wenn ein pensioniertes Mitglied ander- 
weitige Beschäftigung, bei der es 1 M tägüch oder 
mehr verdient, ohne Zustimmung des Kassenvor- 
standes annimmt. 

In den letzten 10 Jahren wurden diese Bestim- 
mungen Männerpensionären gegenüber nur in zwei 
Fällen angewandt, in denen auf Gefängnisstrafe er- 
kannt worden war; in dem einen Falle wurde die 
Pension nach Verbüßung der Strafe wiedergewährt, 
der andre Pensionär starb im Gefängnis. Gegen 
pensionierte Witwen mußte von diesen Bestimmun- 
gen ebenfalls in zwei besonders schweren Fällen 
Gebrauch gemacht werden. 
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Easflenfahning und Yermögenslage. 

Die Kassenführung erfolgt unter Verantwort- 
lichkeit und auf Kosten der Firma. Die vom Kassen- 
führer aufgestellte Jahresrechnung wird vom Vor- 
stand geprüft und festgestellt und mit den erforder- 
lichen Belägen dem Bevisionsausschuß vorgelegt. 
Ein Auszug aus dem jährlichen Bechnungsabschluß 
ist vom Vorstand der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

Das Vermögen der Kasse muß, abgesehen von 
dem zur Deckung der laufenden Ausgaben erforder- 
lichen Bestände, mündelsicher angelegt werden; 
zeitweilig verfügbare Gelder bis zum Betrag von 
einem Viertel der Jahreseinnahme können jedoch 
auch bei der Firma angelegt werden, die der Kasse 
eine vierprozentige Verzinsung gewährt. 

Organe der Kasse. 

Organe der Kasse sind der Vorstand und die 
Generalversammlung. 

Der Vorstand besteht aus 12 Mitgliedern, von 
denen 6 von der Firma ernannt und 6 von den 
Kassenmitgliedem in der Generalversammlung aus 
der Mitte der stimmberechtigten Kassenmitglieder 
entweder durch Zuruf oder, wenn hiergegen Wider- 
spruch erhoben wird, durch Abstimmung mittels 
verdeckter Stimmzettel gewählt werden; eins der 
von der Firma ernannten Vorstandsmitglieder wird 
von ihr zum Vorsitzenden bestellt. Der Vorstand 
verwaltet alle Angelegenheiten der Kasse und ver- 
tritt sie in sämtlichen Geschäften und Eechts- 
handlungen. Die Beschlüsse werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet der Vorsitzende. Beschlüsse über Statuten- 
änderungen, sowie über die Erhöhung oder Herab- 
minderung der Beiträge oder der Kassenleistungen 
bedürfen der Zustimmung der Firma und der Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde. 

Die Generalversammlung besteht aus den zum 
Zweck der Wahl der Vorstandsmitgheder und der 
Mitglieder des Revisionsausschusses sowie ihrer Stell- 
vertreter einberufenen Vertretern der Kassenmit- 
glieder. Als solche fungieren die in geheimer Wahl 
gewählten Vertreter der Mitglieder der Krankenkasse 
für die Gußstahlfabrik.*) 



*) Da dieselben Personen sowohl die Arbeitervertreter für den 
Krankenkaasen-Vorstand als auch die für den Pensionskassen- 
Vorstand zu wählen haben, ist es üblich geworden, in l)eide Körper- 
schaften dieselben Persönlichkeiten zu entsenden. Dies geschieht 
nun so, daß zuerst die Arbeitervertreter für den Krankenkassen- 
Vorstand in geheimer, schriftlicher Abstimmung gewählt und so- 
dann die gleichen Personen durch Zuruf auch in den Penaions- 



Der Bevisionsausschuß besteht aus drei Mit- 
gliedern, von welchen eines von der Firma ernannt, 
die beiden andern nebst zwei Stellvertretern von der 
Generalversammlung durch Abstimmung mittels 
verdeckter Stimmzettel gewählt werden. 

Beanf sichtigang der Kasse. 

Die Aufsicht über die Kasse wird unter Ober- 
aufsicht der Königlichen Begierung zu Düsseldorf 
von dem Oberbürgermeisteramt zu Essen wahrge- 
nommen. 

Auflösung der Kasse. 

Die Kasse ist aufzulösen, wenn der Betrieb der 
Gußstahlfabrik dauernd eingestellt wird. Die König- 
liche Begierung zu Düsseldorf ist zur Auflösung 
berechtigt, wenn sie nach Anhörung von Sachver- 
ständigen die Überzeugung gewinnt, daß die Ein- 
nahmen der Kasse zur Deckung der Kassenleistungen 
auf die Dauer nicht genügen, und der Vorstand oder 
die Firma es ablehnen, die nach dem Urteil der Ober- 
Aufsichtsbehörde zur Beseitigung dieses Mißverhält- 
nisses erforderlichen Satzungsänderungen vorzu- 
nehmen. 

Im Fall der Auflösung der Kasse ist ihr Ver- 
mögen durch die höhere Verwaltungsbehörde einer 
besondem Verwaltung zu unterstellen, auf welche 
die Verpflichtimg zur Befriedigung der bereits ent- 
standenen Pensions- und Unterstützungsansprüche 
übergeht, die nötigenfalls entsprechend ermäßigt 
werden müssen. Der nach Befriedigung sämtlicher 
zu deckenden Ansprüche etwa verbleibende Best 
fällt der Krankenkasse für die Gußstahlfabrik oder 
demjenigen Institut zu, welches an die Stelle dieser 
Krankenkasse getreten ist. Wenn jedoch nach Auf- 
lösung der Pensionskasse von ihren bisherigen Mit- 
gliedern mit Zustimmung der hohem Verwaltungs- 
behörde eine neue Pensionskasse gebildet wird und 
diese die Verpflichtung zur Deckimg der bereits ent- 
standenen Pensions- und Unterstützungsansprüche 
übernimmt, so ist das Vermögen der aufgelösten 
Kasse, unter Sicherstellung des zur Befriedigung der 
bereits entstandenen Pensions- und Unterstützungs- 
ansprüche erforderlichen Teiles, der neugebildeten 
Kasse zu überweisen. 



kassen- Vorstand entsandt werden. Die Wahl der Mitglieder des 
Vorstandes der Pensionskasse ist also im Gegensatz zu den Aus- 
führungen bei Günther „Die Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeit- 
geber in Deutschland" (Leipzig 1903) Seite 80 tatBächlich keine 
öffentliche, sondern sie hat durchaus den Charakter einer ge- 
heimen Wahl. 
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Die vorstehenden Ausführungen stellen im 
wesentlichen nur eine gekürzte Wiedergabe des 
Pensionskassenstatuts dar. Um aber ein Bild von 
der Bedeutung und Wirksamkeit der Pensionskasse 
zugeben, sei noch einiges statistische Material 
mitgeteilt. 

Höhe der Pensionen. 

a) Männerpensionen. 

Die Pensionskasse für die Gußstahlfabrik über- 
trifft hinsichtlich der Höhe der Pensionen, insbeson- 
dere der Männerpensionen, alle andern mit ihr ver- 
gleichbaren Kassen bei weitem. Am 31. Dezember 
1907 liefen 1994 Männerpensionen im Gresamtbetrage 
von 1 551 940,08 M, also in durchschnittlicher Höhe 
von 778,30 Ji. Von diesen 1994 Männerpensionen 
betrugen 



5 . . 


. 300- 360 M 


94 . . 


. 360- 480 „ 


341 . . 


. . 480- 600 „ 


456 . . 


. . 600- 720 „ 


433 . . 


. . • 720- 840 „ 


306 . . 


. 840- 960 „ 


158 . . 


. 960-1080,, 


107 . . 


. 1080-1200 „ 


59 . . . 


. 1200-1320 „ 


37 . . . 


. 1320-1500 ., 



und 



Auf die erwähnten 1994 Männerpensionen im 
Gesamtbetrage von 1551940,08 M> kamen in Anrech- 
nung an (halben) Invalidenrenten 157 310,40 M und 
an (Teilen von) Unfallrenten 26 351,64 My sodaß 
bei der Pensionskasse zahlbar blieben 1 368 278,04 M. 
Rechnet man zu dem gesamten Pensionsbetrage die 
den Pensionären verbleibenden halben Invaliden- 
renten in Höhe von 157 310,40 M und die ihnen 
ebenfalls verbleibenden Altersrenten im Betrage 
von 5 682,60 M^ so ergibt sich als Einkommen der 
1994 Pensionäre aus der Pensionskasse und der 
reichsgesetzlichen Arbeiterversicherung die Summe 
von 1 714 933,08 M, wobei noch diejenigen Leistun- 
gen der Unfallversicherung unbeachtet blieben, die 
nicht auf die Pensionen angerechnet wurden. Das 
durchschnittliche Einkommen der am 31. Dezember 
1907 vorhandenen Männerpensionäre aus diesen 
beiden Quellen betrug denmach 860,05 M. 

Der durchschnittliche Betrag der neu bewilligten 
Männerpensionen läßt eine wachsende Tendenz er- 
kennen und stellte sich im letzten Jahr auf 839,00 Ji 
Näheres zeigt folgende Tabelle über die in den letzten 
10 Jahren bewilligten Männerpensionen: 



Jahi 


Anzahl 


Gesamtbetrag 


DurchsohnittB- 
betrag 




dei 


im nebenstehenden Jahre 




bewilligten Männeipensionen 


1898 


143 


100 168,44 JC 


700,48 JC 


1899 


210 


160746,62 „ 


717,84 ,. 


1900 


210 


164166,60 „ 


734,07 „ 


1901 


188 


146186,96 „ 


772,27 „ 


1902 


241 


184 277,76 „ 


764,64 „ 


1903 


260 


203982,24 „ 


784,66 „ 


1901 


247 


194604,48 „ 


787,87 „ 


1905 


263 


217 638,24 „ 


827,52 „ 


1906 


186 


162187,48 ,. 


818.21 „ 


1907 


190 


159 409,44 „ 


839,00 ,, 



Von den 190 im Jahre 1907 bewilligten Männer- 
pensionen betrugen 

4 . . . . 420- 480 M 

18 ... . 480- 600 „ 

40 ... . 600- 720 „ 

44 ... . 720- 840 „ 

31 ... . 840- 960 „ 

25 ... . 960-1080 „ 

15 ... . 1080-1200 „ 

10 ... . 1200—1320 „ und 
3 . . . . 1320-1500 „ 
Von diesen 190 im Jahre 1907 in Zugang gekom- 
menen Männerpensionären haben bisher (d. h. bis 
Anfang Jimi 1908) 145 eine reichsgesetzliche Inva- 
lidenrente von insgesamt 2 814,94 M^ also durch- 
schnittlich 19,41 M monatlich = 232,92 M pro Jahr 
bewilligt erhalten. Da die satzungsmäßige Pension 
der im Jahre 1907 in Zugang gekommenen Männer- 
pensionäre, wie erwähnt, durchschnittlich 839,00 M 
beträgt, ist diese gegenwärtig mehr als dreiundein- 
halbmal so groß, wie die durchschnittliche Invaliden- 
rente, und das Einkommen der Pensionäre aus der 
Pensionskasse und der Invalidenversicherung zu- 
sammen mehr als viermal so groß, wie die ihnen 
zustehende Invalidenrente. 

Da die Bedeutung von wiederkehrenden Lei- 
stungen, wie z. B. von Pensionen, oft unterschätzt 
wird, weil man bei Nennung des Jahresbetrags 
leicht vergißt, daß dieser in der Regel eine Reihe von 
Jahren hindurch gezahlt wird, sei erwähnt, daß die 
Männerpension durchschnittlich rund 10 Jahre hin- 
durch bezogen wird, und daß von den am 31. Dezem- 
ber 1907 vorhandenen 1994 Männerpensionären 
1028 bereits länger als 5 Jahre, 



400 



10 
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86 bereits langer als 16 Jahre, 
29 „ „ „ 20 „ und 

4 „ „ „ 26 „ 

im Pensionsgennß standen. 

b) Teilpensionen. 
Im Gegensatz zur reicbsgesetzlichen Invaliden- 
versicherung, die nur zwischen Erwerbsfähi^^eit und 
Erwerbsunfähigkeit unterscheidet, gewährt die Pen- 
sionskasse auf Grund bloßer Berufeunfähigkeit, die 
etwa mit dem Begriff der Berginvalidität bei den 
Enappschaftskassen zu vergleichen ist, die sog. 
Teilpensionen. Am 31. Dezember 1907 liefen 202 
Teilpensionen mit einem Jahresbetrag von insge- 
samt 46 830,00 JH. Die durchschnittliche Höhe der 
Teilpensionen betrug also 231,83 JH. Im letzten 
Jahre wurden 32 Mitgliedern Teilpensionen in Höhe 
von insgesamt 8 266 .ü, also im Durchschnittsbetrag 
von 258,00 M bewilligt. 

c) Witwenpensionen einschließlich 

Eindergeld. 

Während der Bezug der Teilpension der end- 
gültigen Pensionierung eines Mitglieds nicht selten 
vorangeht, folgt auf diese in rund 70 von 100 Fällen 
die Pensionierung von Hinterbliebenen, wie die fol- 
gende Tabelle zeigt: 



Kalender- 
jahr 


Im neben- 
atehenden 
Kalenderjahr 
starben Männer- 
pensionäre 
überhaupt 


Davon unter 

pensions- 

betechtigter 

Hinterbliebener 

3 


Spalte 3 

in 7o ^o"^ 
Spalte 2 


1 


2 


4 


1903 
1904 
1905 
1906 
1907 


112 
110 
113 
120 
128 


78 
70 
87 
81 
93 


69,6 
63,6 
77.0 
67,5 

72,7 


1903-1907 


583 


409 


70,2 



Am 31. Dezember 1907 liefen 1418 Witwenpen- 
sionen — es handelt sich hier natürlich teils um 
Witwen von Pensionären, teils um Witwen solcher 
Mitglieder, die bei ihrem Tode noch im Dienst stan- 
den — im Gesamtbetrage von 616 672,12 Jli ein- 
schließlich Kindergeld, so daß die durchschnittliche 
Witwenpension sich auf 364,37 JH einschließlich 
Kindergeld stellt. Hierauf kamen an UnfaUrenten 
6 778,20 JH zur Anrechnung, so daß zu Lasten der 
Pensionskasse am 31. Dezember 1907 609 893,92 M 



Witwenpensionen (einschließlich Kindergeld) liefen. 
Diese 1418 Witwen hatten 691 pensionsberechtigte 
Bänder, so daß auf je zwei Witwen kaum ein zu ver- 
sorgendes Kind entfällt. Von jenen 1418 Witwen- 
pensionen einschließlich Kindergeld betrugen 
8 . . . . 60— 120 JL 
204 ... . 120- 240 „ 
669 ... . 240- 360 „ 
379 ... . 360- 480 „ 
170 ... . 480- 600 „ 
68 ... . 600- 720 „ 
12 ... . 720- 840 „ 
6 . . . . 840- 960 „ und 
2 . . . . 960-1080 „ 
Die niedrigen Pensionen entfallen hauptsächlich 
auf Witwen, die nur die Hälfte des sonst geltenden 
Satzes beziehen, weil sie mehr als 20 Jahre jünger als 
ihre Ehemänner oder diese bei Eingehung der Ehe 
über 66 Jahre alt waren. Auch kommen bei einem 
Teil der Witwen nur die niedrigeren Lohnverhält- 
nisse früherer Jahrzehnte in Betracht, denn von 
jenen 1418 Witwen standen am 31. Dezember 1907 
869 bereits länger als 6 Jahre, 
4o4 „ „ „ lU ,, 

22o „ „ „ 16 „ 

80 „ „ „ 20 „ 

14 „ „ „ 26 „ und 

2 9, 99 »9 OO 9> 

im Pensionsgenuß. Im Durchschnitt beziehen die 
Witwen ihre Pensionen 14 bis 16 Jahre lang. 

Der durchschnittliche Betrag der neu bewillig- 
ten Witwenpensionen einschließlich Kindergeld läßt 
eine steigende Tendenz erkennen und belief sich im 
letzten Jahr auf 4339 67 JHj wie nachstehende Tabelle 
zeigt: 



Jahr 


Anzahl 
der in nc 


Qesamtbetrag 
ibenatehendem Jahre 


DnrchschnittB- 

betrag 

bewilligten 




■V^twenpei 


oaionen einschließlich 


L Eindergeld 


1898 


91 


31 477,66 JL 


346.91 JL 


1899 


123 


40842,36 „ 


332,05 „ 


1900 


122 


41013,36 „ 


336,18 „ 


1901 


103 


37347,00 „ 


362,59 „ 


1902 


112 


36 954,48 „ 


329,95 „ 


1903 


118 


39 985,66 „ 


338,86 „ 


1904 


115 


48 685,72 „ 


422,48 „ 


1905 


124 


49 466,24 „ 


398,83 „ 


1906 


116 


50498,64 „ 


435,33 „ 


1907 


144 


62448,84 „ 


1 433.67 „ 



Digitized by 



Google 



16 



Von den ] 


im 


Jahie 1907 bewilligten Witwenpen 


sionen "betrugen 


1 . . . . 100- 120 M 


11 








120- 240 „ 


39 








240- 360 „ 


46 








360- 480 „ 


28 








480- 600 „ 


13 








. 600- 720 „ 


4 








720- 840 „ 


1 








840— 960 „ und 


1 








960—1080 „ 



d) Sonstige Waisenpensionen. 

Neben den übrigen Leistungen der Pensions- 
kasse spielen die Pensionen an Waisen, deren Mütter 
nicht melir leben oder wegen Wiederverheiratung 
keine Pension mehr beziehen, begreiflicherweise nur 
eine untergeordnete Rolle. Am 31. Dezember 1907 
liefen 112 derartige Waisenpensionen im Gesamt- 
betrage von 8 324,52 M, also in durchschnittlicher 
Höhe von 74,33 M. 

Höhe der Beiträge im Yerhaltiiis zur Höhe der 
Pensionen. 

Das Verhältnis zwischen der Höhe der Beiträge 
und der Höhe der Pensionen ist für die Kassenmit- 



glieder ein ungewöhnlich günstiges. Wohl alle bisher 
pensionierten Mitglieder erhalten eine Jahrespension, 
die größer ist als die Simime ihrer gesamten Beitrags- 
leistungen. . Da, wie oben erwähnt, die Männerpen- 
sionäre durchschnittlich 10 Jahre lang im Pensions- 
bezug stehen und in 70 von 100 Fällen ein Teil ihrer 
Pension auf die Hinterbliebenen übergeht, läßt sich 
ermessen, welch außerordentlich große Vorteile alle 
diejenigen aus der Pensionskasse ziehen, die zur 
Pensionierung gelangen. Allerdings kommen für 
die bisher pensionierten MitgUeder noch zum Teil 
die früheren geringeren Beitragssätze in Betracht, 
aber auch in Zukunft wird das Verhältnis zwischen 
der Höhe der Beiträge und der Pensionen noch ein 
sehr günstiges sein. 

Aufwendungen der Firma für die Pensionskasse. 

Die Gewährung so hoher Pensionen und die 
Ansammlung des zu ihrer Sicherstellung erforder- 
Hchen Vermögens, welches am 31. Dezember 1907 
18 960 048,91 M betrug, wird bei den verhältnis- 
mäßig niedrigen Beiträgen nur durch die großen Auf- 
wendungen ermöglicht, die von Seiten des Arbeit- 
gebers für die Pensionskasse gemacht werden. Über 
den Betrag dieser Leistungen in den letzten 10 Jahren 
gibt die nachstehende Tabelle Auskunft: 



Jahr 


Beiträge 


Prräwillige 


Verwaltungskosten 
(von der Firma 


Spalte 2 + Spalte 3 




d^ Firma 


Zuwendungen 


getragen) 


+ Spalte 4 


1 


2 


3 


4 


6 


1898 


784 159,29 


200 000,- 


10 630,— 


994 789,29 


1899 


894 423,25 


500000,— 


10950,— 


1405 373,25 


1900 


900 387,18 


. 


11 370,— 


911 757,18 


1901 


839 386,76 


500000,— 


12 680,— 


1352066,76 


1902 


773 051,81 


. 


13 989,— 


787 040,81 


1903 


737 280,09 


900000,— 


15 681,- 


1652961,09 


1904 


886 531,96 


500000,— 


13 779,— 


1400310,96 


1905 


1 144 448,49 


. 


13 319,— 


1 157 767,49 


1906 


1 316 760,05 


. 


14 687,— 


1 331 447,05 


1907 


1 269 393,90 




20 944,29 


1290338,19 


1898/07 


9 545822,78 


2 600000,- 


138029,29 


12 283862,07 



In dem gleichen Zeitraum brachten die Kassen- 
mitgUeder 

an Beiträgen ebenfalls 9 545 822,78 M 
und an Eintrittsgeld 471910,34 „ 

10 017 733,12 M 
auf. 

Seit dem Bestehen der Kasse haben die frei- 



wiUigen Zuwendungen der Firma 3 950 000 M 
betragen. 

Umfang der Kassenleistongen. 

Die Bedeutung der Pensionskasse wird am besten 
durch den Umfang ihrer Leistungen charakterisiert, 
wie er für die letzten 10 Jahre aus folgender Tabelle 
ersichtlich ist. 
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Die PensionHkasse zahlte: 








an Männer- 


an Witwen- 


an Teil- 




an Halb- u. Vollwaisen- 


an Pensionen 


im Jahre 


pensionen 


pensionen 


pensionen 


pensionen 




überhaupt 




JH 


3, 


JH 


A 


J( 


A 


Jl 


■9, 


Jt ,^ 


1898 


572 258 


58 


224 340 


46 


19 775 


90 


33 631 


51 


850006 !45 


1899 


644 369 


12 


252 706 


26 


25 719 


-- 


39 275 


38 


962059 176 


1900 


725 222 


15 


282 339 


,40 


27 611 


60 


42 047 


88 


1 077 220 ' 93 


1901 


795 941 


49 


304032 


35 


30094 


24 


44 383 


81 


1174451 89 


1902 


886955 


50 


326 621 


53 


36 296 


36 


44824 


85 


1294 698 ,23 


1903 


995 292 


92 


352 686 


03 


37 767 


73 


46147 


27 


1 431 893 1 95 


1904 


1098 995 


48 


378 140 


26 


41995 


45 


47 771 


83 


1566 903 ,02 


1905 


1210175 


89 


401 116 


'21 


45193 


39 


48487 


16 


1704972 !65 


1906 


1 299 988 


'24 


429 088 


96 


45 470 


32 


50946 


<84 


1825494 i36 


1907 


1340 912 


■55 


457 278 


06 


46 808 


50 


63 068 


67 


1898067 78 


1898-1907 


9 570 101 


92 


3 408 349 


52 


356 732 


38 


450 585 


;20 


13 785 769 02 



Man sieht also, daß die Kassenleistungen von 
Jahr zu Jahr erheblich gestiegen sind, und dies ist 
auch für die Zukunft zu erwarten, da der Beharrungs- 
zustand noch lange nicht erreicht ist. Im Jahre 1908 
wird die Pensionskasse voraussichtlich schon über 
zwei Millionen Mark an Pensionen auszahlen, denn 
am 31. Dezember 1907 Hefen zu ihren Lasten Pensio- 
nen mit einem Jahresbetrag von 1 933 326,48 Ji. 

Die Bedeutung der Pensionskasse geht auch 
besonders daraus hervor, daß aus ihr am 31. Dezem- 
ber 1907 einschließlich der Ehefrauen und erwerbs- 
losen Kinder der Pensionäre schätzungsweise mehr 
als 9 000 Personen ganz oder teilweise die Mittel zum 
Lebensunterhalt bezogen. 



Das hier skizzierte Bild der den invaliden Arbei- 
tern der Gußstahlfabrik sowie den Witwen und 
Waisen zugewendeten Fürsorge wäre unvollständig, 
wollte man nicht noch einige Worte über diejenigen 
andern Wohlfahrtseinrichtungen hinzu- 
fügen, die in gewisser Weise die Leistungen der 
Pensionskasse ergänzen. 

Kruppsche Arbeiter- und Invalidenstiftung. 

Es leuchtet ohne weiteres ein, daß bei gleichen 
Beiträgen um so höhere Pensionen gezahlt werden 
können, je größer die Wartezeit ist, aber es läßt sich 
auch nicht leugnen, daß die — bei Pensionskassen 
unbedingt notwendige — Festsetzung einer Karenz- 
zeit, mag diese kurz oder lang sein, in einzelnen Fällen 
zu Härten führen kann. Zur Milderung solcher un- 
vermeidlichen Härten dient für die Angehörigen der 
Gußstahlfabrik die Kruppsche Arbeiter- und Inva- 



lidenstiftung. Diese Stiftung, deren Vermögen sich 
Ende 1907 auf 7,2 Millionen M beüef, zahlt denjeni- 
gen Mitgliedern der Pensionskasse, die vor Erlangung 
der Pensionsberechtigung mit einer Dienstzeit von 
mindestens 5 Jahren wegen Arbeitsimfähigkeit aus 
den Diensten der Firma ausscheiden, in dem fast 
immer vorliegenden Bedürftigkeitsfalle fortlaufende 
Unterstützungen. In besondern Fällen werden solche 
Unterstützungen schon nach einer Dienstzeit von 
3 Jahren gewährt. Ebenso erhalten nicht pensions- 
berechtigte Witwen von Arbeitern, die eine Dienst- 
zeit von rund 10 Jahren zurückgelegt haben, nach 
bestehender Übung im Bedürftigkeitsfalle fortlau- 
fende Unterstützungen. Außerdem wird Pensionären 
mit Meinen Pensionen in Fällen besonderer Bedürf- 
tigkeit ein laufender Zuschuß gezahlt. Einmalige 
Unterstützungen werden in allen Bedürftigkeits- 
fällen ohne Rücksicht auf die Länge der Dienstzeit 
gewährt. 

Beitragserstattungen. 

Bei der Pensionskasse für die Gußstahlfabrik 
findet eine Beitragserstattung satzungsgemäß nicht 
statt, dagegen gewährt die Firma in solchen Fällen, 
wo aus dem Beitragsverfall besondere Härten ent- 
stehen könnten, insbesondere wenn andauernde 
Krankheit die Veranlassung des Austritts bildet, 
aus ihrer Geschäftskasse Unterstützungen in unge- 
fährer Höhe der geleisteten Mitgliederbeiträge. Auch 
bei Arbeiterentlassimgen wegen Betriebseinschrän- 
kung wurden vielfach den hiervon Betroffenen Unter- 
stützungen in Höhe ihrer Beiträge oder eines Teiles 
derselben gewährt. Im ganzen beüef en sich die Auf- 
wendungen der Firma zum Zweck der Beitragser- 
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stattung vom Jahre 1901 ab bis zum 1. Oktober 1908 
auf 90 693,00 M. Im übrigen wird bezüglich der 
Frage der Beitragserstattung auf den unten folgen- 
den Abschnitt III verwiesen. 

Kolonie Altenhof . 

Die Leistungen der Pensionskasse werden 
schließlich noch dadurch ergänzt, daß ein Teil der 
pensionierten Männer und Witwen kostenfreie Woh- 
nungen in der Kolonie Altenhof inne hat. Diese 
Wohnungen werden nach Würdigkeit und Bedürftig- 



keit vergeben, wobei der Pensionskassen- Vorstand 
die bezüglichen Vorschläge macht. 

Die in der Kolonie Altenhof Ende 1907 vorhan- 
denen 291 Pensionierten setzten sich aus 207 Pen- 
sionären mit Familie, 23 Witwern und 61 Witwen 
zusammen. Inzwischen sind weitere 29 Familien Woh- 
nungen aui dem Altenhof von Pensionierten bezogen 
worden, und die stetige Erweiterung der Kolonie wird 
dafür sorgen, daß iiji d^n nächsten Jahren die Ver- 
günstigung einer kostenfreien Wohnung einer immer 
größeren Anzahl von Pensionierten zuteil wird. 
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IL Die Pensionsfcasse für die Friedrich-Alfred-Hütte der 
Firma Fried. Krupp Aktiengesellschaft in Rheinhausen. 



Entstehnng der Pensionskasse. 

Die Pensionskasse für die Friedrich-Alfred- 
Hütte leitet ihren Ursprung von der Pensionskasse 
der früheren Johanneshütte in Duisburg-Hochfeld 
her. Als diese Pensionskasse im Jahre 1898 auf 
das Hüttenwerk Kheinhausen ausgedehnt wurde, 
wurde von deren Vorstand unter Zustimmung der 
Firma ein neues Statut unter dem 22, Januar 1898 
errichtet, das am 24. Juni desselben Jahres durch 
den Oberpräsidenten der Rheinprovinz genehmigt 
wurde. Dieses Statut hat durch den Nachtrag vom 

19. April 

^* ,^r^-r- 1906 einige Abänderungen erfahren; hierbei 
Um jyLai 

wurde auch die Bezeichnung der Kasse entsprechend 

abgeändert mit Bücksicht darauf, daß 1. inzwischen 

der Betrieb der Johanneshütte eingestellt worden 

war, 2. das Hüttenwerk Rheinhausen den Namen 

„Friedrich-Alfred-Hütte" erhalten hatte und 3. die 

Firma Krupp in eine Aktiengesellschaft umgewandelt 

worden war. 

Aus der Satzung der Pensiönskasse für die 

Friedrich-Alfred-Hütte, die die Eigenschaft einer 

juristischen Person besitzt, sollen hier hauptsächlich 

diejenigen Punkte hervorgehoben werden, in denen 

sie sich von der Pensionskasse für die Gußstahlfabrik 

unterscheidet. 

Beitrittszwang. Anfang nnd Ende der Mitgliedschaft. 
Eintrittsgeld. 

Bei beiden Kassen ist in gleicher Weise der Bei- 
trittszwang durchgeführt; auch die Bestimmungen 
über Anfang und Ende der Mitgliedschaft sind hier 
und dort dieselben. Bei beiden Kassen ist auch ein 
Eintrittsgeld in Höhe des IV2 fachen Tagesverdien- 
stes zahlbar, aber bei der Pensionskasse für die 



Friedrich- Alfred-Hütte kommt der Arbeitsverdienst 
nur bis zu 4 .il pro Tag in Anrechnimg, und dies gilt 
außer für das Eintrittsgeld auch für die Erhebung 
der Beiträge und für die Berechnung der Pensionen. 

Beiträge. 

Die Mitgliederbeiträge belaufen sich auf 1,3% 
des Arbeitsverdienstes (bis zu der genannten Grenze), 
wozu die Firma satzungsgemäß aus ihren Mitteln die 
Hälfte zuschießt. 

Leistungen der Pensionskasse. 

Die Leistungen der Pensionskasse bestehen aus 
MitgUeder-, Witwen- und Waisenpensionen; außer- 
dem aber kann der Vorstand noch außerordentliche 
Unterstützungen bewilligen, soweit es der Vermögens - 
stand der Kasse erlaubt. Es kann dies sowohl in 
denjenigen Fällen geschehen, in welchen ein Mit- 
gUed arbeitsunfähig wird oder stirbt, ehe es das pen- 
sionsberechtigte Dienstalter erreicht hat, als auch 
in solchen Fällen, in welchen besondere Gründe 
dafür vorliegen, neben der statutenmäßigen Pension 
noch weitere Unterstützung zu gewähren. 

Voraussetzung des Anspruchs auf Mitgliederpension. 

Die Pensionierung eines Mitglieds erfolgt, wenn 
es nach einer anrechnungsfähigen Dienstzeit von 
wenigstens 10 Jahren arbeitsunfähig wird; nach 
einer 40jährigen Dienstzeit kann aber sowohl das 
Mitghed als auch die Firma die Pensionierung ver- 
langen, auch wenn keine Arbeitsunfähigkeit vorliegt. 

Die Bestimmungen über die Berechnung der für 
die Pension maßgebenden Dienstzeit, über den 
Begriff der Arbeitsunfähigkeit und über das Pensio- 
nierungsverfahren sind dieselben wie bei der Pen- 
sionskasse für die Gußstahlfabrik* 
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Betrag der Mitgliederpension. 

Die Höhe der Mitgliederpension bemißt sich 
nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienste, nach 
welchem das Mitglied in den letzten drei Jahren der 
für die Pension maßgebenden Dienstzeit seine Pen- 
sionskassen-Beiträge entrichtet hat, und beträgt 
nach einer anrechnungsfähigen Dienstzeit von 10 
Jahren 15 % des genannten Arbeitsverdienstes. Für 
jedes weitere volle Dienstjahr steigt die Pension um 
einen gleichmäßigen Prozentsatz dieses Arbeitsver- 
dienstes; dieser Steigerungssatz ist von Zeit zu Zeit, 
den Verhältnissen der Kasse entsprechend, von dem 
Vorstand im Einvernehmen mit der Firma unter 
Grenehmigung der Aufsichtsbehörde neu festzustellen 
und wurde vorläufig durch das Statut auf V/t% 
gesetzt. 

Wenn in den nach Erreichung des pensionsfähi- 
gen Dienstalters liegenden Dienstjahren der Arbeits- 
verdienst eines Mitglieds infolge verminderter Ar- 
beitsfähigkeit erheblich gesunken ist, steht dem 
Vorstande das Kecht zu, diejenige höhere Pension 
zu bewilligen, auf welche das Mitglied Anspruch 
gehabt hätte, wenn die Pensionierung zu einem frü- 
hem, vom Vorstand zu bestimmenden Zeitpunkt 
erfolgt wäre. 

Die Pension eines Mitglieds, dessen Arbeitsun- 
fähigkeit durch einen Betriebsunfall herbeigeführt 
wurde, ermäßigt sich um die reichsgesetzliche Unfall- 
rente. 

Bei solchen Mitgliedern, welche infolge Betriebs- 
unfalls einen Teil ihrer Arbeitsfähigkeit dauernd ein- 
gebüßt haben, aber weiter im Dienste der Firma 
verblieben sind, ist, wenn sie später pensioniert 
werden, die Pension nach dem Durchschnittsver- 
dienste der letzten drei Jahre oder der etwaigen 
kurzem Dienstzeit vor dem Unfall zu berechnen. An 
der so berechneten Pension wird die dem Mitglied 
auf Grund der Verletzung zustehende reichsgesetz- 
liche Unfallrente gekürzt. Die Invaliden- oder Alters- 
rente wird auf die Pension nicht angerechnet. 

, Pensionen an Hinterbliebene. 

Die allgemeinen Grundsätze für die Gewährung 
von Witwen- und Waisenpensionen sind dieselben 
wie bei der Pensionskasse der Gußstahlfabrik. 

Die Witwenpension beträgt 30 % der in Betracht 
kommenden Mitgliederpension, ermäßigt sich aber 
auf die Hälfte, wenn die Witwe um mehr als 20 Jahre 
jünger ist als ihr Ehemann, oder dieser bei Eingehung 
der Ehe über 50 Jahre alt war. Die Halbwaisenpen- 



sion beträgt 10% und die Vollwaisenpension 15 ^o 
der Mitgliederpension, jedoch können die Hinter- 
bliebenen zusammen niemals mehr als 75 % erhalten. 

Die Waisenpensionen sind bis zur Zurücklegung 
des 14. Lebensjahres oder bis zum Tode zahlbar. 

Auf die Pensionen der Hinterbliebenen werden 
die ihnen etwa zustehenden reichsgesetzlichen Unfall- 
renten angerechnet. 

Verlust der Pensionsansprttche. Kassenftthrung 
und Vermögensanlage. Organe der Kasse. 

Die Bestimmungen über den Verlust der Pen- 
sionsansprüche sind dieselben wie bei der Pensions- 
kasse für die Gußstahlfabrik. Auch die Kassen- 
führung und Vermögensanlage sowie die ganze Orga- 
nisation ist bei beiden Kassen in gleicher Weise 
geordnet, jedoch mit dem Unterschiede, daß bei der 
Pensionskasse für die Friedrich-Alfred-Hütte der 
Vorstand aus sechs Mitgliedern besteht, von denen 
nur zwei von der Firma ernannt und die übrigen vier 
von den Mitgüedem gewählt werden. 

Beaufsichtigung der Kasse. 

Die Verwaltung der Kasse unterliegt der Auf- 
sicht des Herrn Begierungspräsidenten in Düsseldorf. 

Auflösung der Kasse. 

Über die Auflösung der Kasse sind die gleichen 
Bestimmungen vorgesehen wie bei der Pensionskasse 
für die Gußstahlfabrik. 



Statistisches Material. 

Bei dem verhältnismäßig sehr geringen Alter 
der Pensionskasse für die Friedrich-Alfred-Hütte 
läßt sich naturgemäß nur wenig statistisches Material 
über die Bedeutung dieser Kasse beibringen. Am 
31. Dezember 1907 hatte sie 6 144 Mitglieder, wäh- 
rend sie noch vor 10 Jahren nur 433 Mitglieder zählte; 
der Mitgliederbestand ist also in einem Jahrzehnt 
nahezu auf das Zwölffache angewachsen, und hier- 
aus ergibt sich, wie verkehrt es wäre, wollte man den 
Umfang der gegenwärtigen Leistungen der Kasse 
in Vergleich setzen mit ihrem jetzigen Mitglieder- 
bestand. 

Am 31. Dezember 1907 üefen an bar auszuzah- 
lenden Pensionen (ausschheßlich Unterstützungen) 
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59 Mitgliederpensionen im Ge- 
samtbetrage von .... 24 520,80 «^ 
52 Witwenpensionen im Gesamt- 
betrage von 4 944,— „ 

und 30 Waisenpensionen im G^amt- 

betrage von 897,72 „ 

Hierzu konmien noch die zur Ergänzung der Pension 
aus der Kasse gezahlten laufenden Unterstützungen 
mit einem Jahresbetrage von 217,44 «iC an pensio- 
nierte Mitglieder und 264,24 JH an pensionierte 
Witwen. Das durchschnittUche Einkonmien aus der 
Fensionskasse belief sich also am 31. Dezember 1907 
auf 419,30 «iC für ein pensioniertes Mitglied und auf 
100,16 JH für eine pensionierte Witwe. Hierzu kommt 
für die Männerpensionäre regelmäßig die volle 
Invalidenrente und für einen Teil der Witwen das 
Eindergeld. 

Der durchschnittliche Betrag der neubewiUigten 
Pensionen weist eine steigende Tendenz auf, die be- 
sonders deutlich bei den Männerpensionen in die Er- 
scheinung tritt. Der Durchschnittsbetrag der neu- 
bewiUigten Männerpensionen behef sich nämlich in 
den Jahren 1898—1902 auf 373,04 M, 
dagegen 1903—1907 „ 428,43 „ 
Eine Übersicht über die gesamten Leistungen 
der Pensionskasse in den letzten 10 Jahren gibt 
folgende Zusammenstellung. 



Die Kasse zahlte aus an Pensionen und Unter- 
stützimgen: 

im Jahre 

1898 11 339,90 M 

1899 12 472,65 

1900 14 659,09 

1901 15894,41 

1902 18373,55 

1903 19 729,49 

1904 20813,03 

1906 27 922,11 

1906 31634,64 

1907 31466,08 



1898—1907 



204 203,96 Jl 



Welch gewaltige Steigerung der Kassenleistun- 
gen für die Zukimft zu erwarten ist, erhellt nicht nur 
aus der oben erwähnten VerzwöUfachung des Mit- 
gliederbestandes innerhalb der letzten 10 Jahre, 
sondern auch daraus, daß am 31. Dezember 1907 

5 144 Mitglieder, 

2 522 Frauen und 

6 802 Kinder, 
zusammen also 14 468 Personen Anwartschaften 
auf Pensionen hatten. 
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III. Die Frage der Beitragserstattung. 



Ursprung der Agitation gegen den Beitragsverfall. 

Die Agitation gegen die statutarische Bestim- 
mung, nach welcher aus der Arbeit ausscheidende 
Mitglieder ihre Beiträge und alle sonstigen Kechte 
an die Kasse verlieren, ist zunächst von denjenigen 
Kreisen ausgegangen, die grundsätzliche Gegner der 
Werkspensionskassen sind, weil diese dazu beitragen, 
eine seßhafte, in relativ guten Verhältnissen lebende 
Arbeiterschaft zu schaffen, die der Beeinflussung 
durch die gewerkschaftlichen Führer weniger zu- 
gängUch ist. Es ist aber dieser Agitation gelungen, 
auch einen großen Teil der öffentlichen Meinung für 
die Auffassung zu gewinnen, daß der Beitragsverfall 
imter allen Umständen eine nicht zu rechtfertigende 
Härte darstelle. Diese Auffassung wird besonders 
befördert durch die Anführung von Fällen, in denen 
angeblich langjährige und verdiente Arbeiter aus 
nichtigen Gründen entlassen worden und bedeuten- 
der Beitragssummen verlustig gegangen sind. Die 
Kichtigstellung dieser wenigen Paradefälle, die regel- 
mäßig übertrieben und agitatorisch entstellt sind, 
findet keine genügende Beachtung. 

Wirtschaftliehe Gesichtspunkte. 

Bei der Beurteilung der Frage wird vielfach der 
wirtschaftliche Charakter der Beitragsleistung des 
Arbeiters nicht richtig gewürdigt. Bei der Pensions- 
kasse eines Werkes, welches wie die Kruppsche Guß- 
stahlfabrik nicht eine isolierte Stellung einnimmt, 
sondern im Mittelpunkt einer großen gleichartigen 
Industrie steht, werden die Beiträge der Arbeiter 
nur nominell von diesen, in Wirkhchkeit aber von 
dem Arbeitgeber gezahlt. Denn für den Arbeiter 
ist bei dem Eintritt in das Arbeitsverhältnis ent- 
scheidend, was er nach Abzug der Beiträge an 



Lohn b a r in die Hand bekommt. Danach vergleicht 
er die verschiedenen Arbeitsgelegenheiten, und der 
Arbeitgeber, welcher eine Pensionskasse hat, muß 
entsprechend der Höhe der Beiträge mehr an Lohn 
zahlen, wenn er nicht Schwierigkeiten hinsichtlich 
des Arbeiter-Ersatzes haben wilL*) 

Weiterhin wird auch die wirtschaftliche Bedeu- 
timg, die der Verlust der Beiträge für den ausschei- 
denden Arbeiter hat, stark überschätzt. Es wird 
meistens so dargestellt, als ob der Arbeiter durch 
seine Beiträge bei der Pensionskasse gewissermaßen 
ein Sparguthaben erworben habe, dessen er durch 
das Ausscheiden aus der Fabrik verlustig gehe; tat- 
sächlich aber weiß doch jeder Arbeiter von vorn- 
herein, daß die Pensionskassenbeiträge Versicherungs- 
prämien sind, von denen es ungewiß ist, ob er dafür 
Gegenleistungen der Versicherungsanstalt in Zukunft 
erhalten wird oder nicht. Schon der Umstand, daß 
dieser Verlust meist von dem Arbeiter selbst durch 
freiwilliges Ausscheiden aus der Fabrik herbeigeführt 
wird, beweist, daß er nicht allzu schwer empfunden 
werden kann. Es kommt aber noch hinzu, daß über- 
wiegend Leute mit kürzerer Dienstzeit ausscheiden, 
bei denen schon deshalb die Beiträge nur einen ver- 
hältnismäßig kleinen Betrag ausmachen. So hatten 
z. B. von den Arbeitern, die im Jahre 1906 auf eige- 
nen Wimsch entlassen wurden bzw. unter Kontrakt- 
bruch ausblieben, rund 98 % eine Dienstzeit von 
weniger als 5 Jahren, mehr als 81 % eine solche von 
noch nicht 1 Jahr, und fast 40 % hatten noch nicht 
einmal 3 Monate auf der Fabrik gearbeitet. Nicht 
viel anders lagen die Verhältnisse bei denjenigen, die 



*) Man vergleiche hierzu die Ausführungen von Professor Dr. 
Kohler unten S. 49—51. 
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auf Veranlassung der Firma ausschieden. Diese spie- 
len aber überhaupt eine bedeutend kleinere Rolle, 
denii auf 100 freiwillig Abkehrende kommen nur iö 
auf Veranlassung der Firma Ausscheidende, und von 
diesen hat ein Teil die Beiträge aus der Geschäfts- 
kasse der Firma in Form einer Unterstützung ganz 
oder teilweise zurückerhalten.*) 

Angebliche Beschränkung des Koalitionsrechts und 
der Freizügigkeit. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich schon, daß 
der oft gehörte Vorwurf, der Beitragsverfall be- 
schränke den Arbeiter in der Ausübimg seines KoaU- 
tions- und Freizügigkeitsrechts, durchaus unbegrün- 
det ist. Auf der andern Seite ist selbstverständHch, 
daß ein gewissenhafter Arbeiter, der seine eigene und 
die Zukunft seiner Famiüe gesichert zu sehen 
wünscht, den Vorteil des Verbleibens in der Kasse 
mit in Rechnung zieht, und daß dieses Moment 
häufig mitbestimmend sein wird für den 
Entschluß, im Dienst der Fabrik auszuharren. Wenn 
auf diese Weise der Arbeiter unter Umständen zu 
wählen hat zwischen einem Stellungswechsel unter 
Verlust seiner Beiträge und dem Verbleiben auf der 
Fabrik und in der Pensionskasse, so kann darin 
nichts UnbiUiges gefunden werden. Mit Recht be- 
merkt hierzu das Urteil des KönigHchen Landge- 
richts Cleve vom 2. Mai 1908 (unten S. 106): 

„Auch andre Teile der Bevölkerung sehen 
sich oft in die Notwendigkeit versetzt, abzu- 
wägen, welcher Schritt ihnen mehr Vorteile 
bringt und sind aus dieser Erwägung heraus oft 
gezwungen, Unbequemhchkeiten auf sich zu 
nehmen, imi sich Vorteile zu erhalten." 
Bildet auf diese Weise die Einrichtung der Pen- 
sionskasse ein gewisses Gegengewicht gegen eine 
unüberlegte und leichtfertige Geltendmachung des 
Freizügigkeitsrechts, so muß dies als ein sozialpoH- 
tisch sehr erwünschtes Ergebnis betrachtet werden. 
Denn das Vorhandensein einer einigermaßen seßhaf- 
ten und ständigen Arbeiterschaft sichert die im 
Interesse des Gemeinwohls liegende Stetigkeit der 
industriellen Produktion, es vermindert die Zahl der 
Betriebsunfälle, die mit dem Arbeiterwechsel in 
geradem Verhältnisse zunimmt, und es dient auch 
zum Wohl des einzelnen Arbeiters, der bei zu häufi- 
gem Wechsel der Arbeitsstelle aus den wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten nicht herauskommt. Auf 
der andern Seite würde die vollständige oder teil- 

♦) Vgl oben a 17—18. 



weise Rückzahlung der Beiträge als ein Anreiz zum 
Ausscheiden wirken; wenn einem Arbeiter nach mehr- 
jähriger Dienstzeit aus irgend einem Grunde ein grö- 
ßerer Barbetrag erwünscht sein sollte, so läge es für 
ihn nahe, ohne Rücksicht auf die ihm dadurch ent- 
schwindenden erhebhchen Vorteile für die Zukunft 
das Arbeitsverhältnis zu kündigen, um durch die 
Beitragserstattung die gewünschte Summe in die 
Hand zu bekommen. Auf diese Weise würde die 
Pensionskasse den Arbeiterwechsel, der heute schon 
in der Industrie größer ist, als es vom Standpunkt 
des Gemeinwohls aus wünschenswert erscheint, noch 
vermehren. Auch eine beschränkte Rückzah- 
lung in der Weise, daß die Rückzahlung bei freiwil- 
ligem Weggange des Arbeiters ausgeschlossen ist, 
dagegen aber stattfindet in allen Fällen, wo das Aus- 
scheiden ohne grobes Vergehen des Arbeiters durch 
den Arbeitgeber herbeigeführt worden ist, erscheint 
nicht durchführbar. Dem Einwände, daß der Bei- 
tragsverfall die Freizügigkeit beschränke, würde die 
so bedingte Rückzahlung nicht abhelfen, da sie ja 
gerade in dem Falle versagt, wo der Arbeiter von 
seiner Freizügigkeit Gebrauch macht. Es besteht 
aber noch ein weiteres Bedenken: wenn der Arbeiter 
bei unfreiwilligem Ausscheiden die Beiträge zurück- 
bezahlt bekommt, bei freiwilligem Ausscheiden aber 
nicht, so hat er es in der Hand, durch sein Verhalten 
das Ausscheiden in der Form der Unfreiwilligkeit 
herbeizuführen; eine Rückgewähr mit dieser Maß- 
gabe würde also auch einen bedenklichen Einfluß 
auf die Disziphn ausüben. 

Versicherungstechnische Bedeutung der Beitrags- 
erstattung. 

Über die versicherungstechnische Bedeutimg der 
Beitragserstattung besteht vielfach große Unklar- 
heit. Man will durch die Beitragserstattung dem 
Ausscheidenden einen Ersatz bieten für die ihm ver- 
loren gehende Anwartschaft auf Pension und weist 
darauf hin, daß die Lebensversichörungsgesellschaf- 
ten den vorzeitig ausscheidenden Versicherten — 
wenigstens unter gewissen Voraussetzungen — eine 
Abgangsvergütung gewähren. Hierbei wird aber 
zweierlei übersehen. Zunächst zahlen die Lebensver- 
sicherungsanstalten Abgangsvergütungen überhaupt 
nur bei solchen Versicherimgen aus, bei denen es 
feststeht, daß das Versicherungskapital — früher 
oder später — zu leisten ist; bei der Pensionsver- 
sicherung dagegen ist es i h r e m W e s 6 n nach 
in jedem einzelnen Falle zweifelhaft, ob der Versiche- 
rungsfall eintritt oder nicht, denn der Versicherte 
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kann ja z. B. ohne Zurücklassung pensionsberechtig- 
ter Hinterbliebener sterben, bevor er arbeitsunfähig 
geworden ist.*) Zweitens sind bei den Lebens Ver- 
sicherungsgesellschaften die Prämien so hoch be- 
messen, daß die vereinbarten Versicherungssummen 
auch dann voll gewährt werden können, wenn nie- 
mand vorzeitig ausscheidet. Bei den meisten Pen- 
sionskassen hingegen (und so auch im vorliegenden 
Falle) wird von vornherein bei der Festsetzung der 
Beiträge damit gerechnet, daß ein Teil der Versicher- 
ten infolge vorzeitigen Abgangs leer ausgehen wird, 
d. h. die Beiträge werden entsprechend der hierdurch 
zu erwartenden Ersparnis niedriger bemessen. Weil 
dem so ist, bedeutet bei solchen Pensionskassen die 
Verweigerung einer Abgangsentschädigung keines- 
wegs einen Verstoß gegen die „Verhältnismäßigkeit 
von Vorteil und Nachteil", wie Professor Dr. W. 
von Blume in seinem Aufsatz in der „Sozialen Praxis" 
vom 7. Mai 1908 irrtümlich annimmt. 

Entbehrt hiemach bei dem jetzigen Verhältnis 
der Pensions- und Beitragssätze die Forderung einer 
Abgangsvergütung jeder Begründung, so käme noch 
in Frage, ob unter Herabsetzung der Pen- 
sionen oder Erhöhung der Beiträge 
die Einführung einer Abgangsvergütung möglich ist. 
In dieser Beziehung ist hervorzuheben, daß, wenn 
man den vorzeitig Ausscheidenden eine Abgangsver- 
gütung etwa in Höhe der von ihnen selbst entrich- 
teten Beiträge gewähren will, man nicht umhin kann, 
auch denjenigen diesen Betrag auszuzahlen, die in- 
nerhalb der Karenzzeit arbeitsunfähig werden oder 
sterben.**) Auf diese Weise gelangt man aber zu einer 
Versicherung mit halber Prämienrückgewähr, bei der 
allein die Beiträge derer, welche die Karenzzeit im 
Dienste der Firma zurücklegen, zusammen mit den 
von der Firma für alle Versicherten geleisteten Bei- 
trägen und den Zinsen und Zinseszinsen sämtlicher 
Beiträge ausreichen müssen zur Deckung aller Pen- 
sionen. Daß eine derartige Versicherung aber ganz 
erheblich teurer, also nur durch bedeutende Er- 
höhimg der Beiträge zu ermögHchen wäre, leuchtet 
wohl ohne weiteres ein. 

Auch die Einführung einer teil weisen Bei- 
tragserstattung würde natürlich eine Veränderung 
des gegenwärtigen Verhältnisses der Pensions- und 
Beitragssätze zur Voraussetzung haben. Da aber 
eine Erhöhimg der Beiträge kaum angängig erscheint 
weil der Arbeiter gegenwärtig schon mehr als ÖV2 % 

*) Vgl. die Darlegungen von Professor Dr. Ehrenberg nnten 
S. Ö7— 60. 

**) Vgl. die Ausführungen von Professor Dr. Liofxnar in seiner 
„Erwiderung" unten S. 78—79. 



seines Einkommens zwangsweise für Versicherungs- 
zwecke entrichtet (2,5% an die Pensionskasse, 2,6 % 
an die Krankenkasse und ungefähr 0,6 % an die In- 
validenversicherung), so bliebe nur eine Herabset- 
zung der Leistungen übrig. Daß ein solcher Schritt 
großen Bedenken unterliegt, bedarf keiner Erörte- 
rung, Im Ergebnisse würde er dazu führen, daß der 
Hauptvorzug der Kruppschen Pensionskasse, die Ge- 
währung wirklich auskömmlicher Pensionen, ver- 
nichtet und der seßhafte Teil der Arbeiterschaft 
schwer beunruhigt und geschädigt wird, während 
einen Vorteil von der Neuerung im wesentlichen nur 
die fluktuierenden Elemente davontragen. 

In dem oben S. 13 erwähnten Werke von Dr. 
Adolf Günther: „Die Wohlfahrtseinrichtungen der 
Arbeitgeber in Deutschland" (Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik, Band 114) wird freilich die Ansicht 
vertreten, daß die Einführung der Beitragserstattung 
auch ohne Herabsetzung der Pensionen möglich wäre; 
dort wird nämlich die Frage erörtert, ob der Beitrags- 
verfall notwendig ist, „um die Kasse finanziell zu 
halten und den Bentenbezug andrer zu ermöglichen". 
Der Verfasser antwortet auf diese Frage: 

„Ein Überblick über das Budget der Kjrupp- 

sehen Pensionskasse verneint dies. Es betrugen: 



Die Einnahmen aus Aibeiter- 


Die 


Der 


beiträgen, Zinsen, verfallenen 


Summen 


Überschuß 


Lehilingslöhnen, nicht erho- 


dOT 


aus 


benen Babattbeträgen (also 


gezahlten 


Arbeiter- 


ohne Arbeitgeberbeiträge) 


Pensionen 


mitteln 


1896 .... 643 262 ul 


602881 JH 


40 371.^ 


1896 .... 834361 „ 


697913 „ 


136 448 ,. 


1897 .... 1129074 „ 


850006 „ 


279 068 „ 


1899 .... 1297157 „ 


962060 „ 


335097 „ 


1900 .... 1346947 „ 


1077221 „ 


268726 ,. 


1901 .... 1286429 „ 


1174462 „ 


111977 ., 



Es ist also auch von einer Notlage der Kasse, 
welche zur Einbehaltung der Beitrage Ausschei- 
dender führen müßte, nicht die Rede." 
Zu diesen Ausführungen sei folgendes bemerkt: 
a) Die von Günther angeführte Tabelle ist ein 
genauer Abdruck einer in der sozialdemokratischen 
Broschüre „Wohlfahrtsplage" (Dortmund 1903. 
Seite 31) enthaltenen Zusammenstellung; sogar die 
dort vorhandenen Druckfehler, die oben korrigiert 
sind, hat Günther übernommen. Die einzige vor 
Günther herrührende Änderung besteht in dem ir» 
Klammem beigefügten Zusatz in der Überschrift 
der ersten Kolonne: „also ohne Arbeitgeberbeitrage'*. 
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b) Falsch ist an dieser Tabelle, daß in ihrer 
letzten Spalte ein „Überschuß aus Arbeitermitteln" 
herausgerechnet wird und unter diesen „Arbeiter- 
mitteln" auch alle Eapitalzinsen angeführt werden, 
obwohl das Vermögen der Kasse zum großem Teil 
aus den Leistungen der Firma entstanden ist. Von 
1885 an waren bis Ende 1901, demjenigen Jahre, 
mit welchem die obige Tabelle schließt, in die Pen- 
sionskasse eingezahlt worden: 

aus Arbeitermittebi 7 714 087,52 M 
und aus Firmamitteln 9165 303,73 „ 

In den folgenden Jahren (190ä— 1907) flössen 
der Pensionskasse zu: 

aus Arbeitermittebi 6 605 327,25 M 
und aus Firmamitteln 7 527 466,30 „ 

Außerdem kommt das von der Pensionskasse 
bei ihrer Gründung übernommene Kapital der frü- 
hem „Kranken- und Sterbekasse" in Betracht, das 
zu zwei Drittel aus Arbeiter- und zu ein Drittel aus 
Firmabeiträgen entstanden ist; da dieses Kapital 
1 527 465 M betrag, sind 1 018 310 M auf Arbeiter- 

und 509 155 „ „ Firma- 
Anteil zu rechnen, 

c) Mit der Anführung dieser Tabelle, die in 
der Broschüre „Wohlfahrtsplage" beweisen soll, daß 
die Arbeiter selbst ihre Pensionen bezahlen und die 
Beiträge und Geschenke der Firma nur als „Parade- 
reklame" dienen, und die bei Günther die günstige 
finanzielle Lage der Pensionskasse dartun soll, setzt 
er sich über elementare Grundsätze der Pensionsver- 
sicherung hinweg, da die Gegenüberstellung der 
jährlichen Einnahmen und Ausgaben für den finan- 
ziellen Stand einer Pensionskasse absolut 
nichts beweisen kann. 

d) Günther hat bei Abfassung seines im Jahre 
1905erschienenenBuches die sein Thema betreffenden 
Beichstagsverhandlungen von 1903 nicht berück- 
sichtigt. Die von Günther der vorerwähnten Bro- 
schüre entnommene Tabelle war nämlich schon vor- 
her mehrfach in der sozialdemokratischen Presse 
veröffentlicht und vom Abgeordneten Albrecht am 
13. Februar 1903 im Beichstag vorgetragen worden. 
Hierauf hatte der Abgeordnete Freiherr Heyl zu 
Hernsheim noch in derselben Sitzung u. a. folgendes 
erwidert: „Wenn der Herr Abgeordnete Albrecht 
aber aus der Invalidenkasse (gemeint ist die Krupp- 
sche Pensionskasse) heute nachgewiesen hat, daß 
die Einnahmen aus Arbeiterbeiträgen höher sind 
als die Ausgaben, so verstößt er mit dieser Zusam- 
menstellung doch gegen jede gesunde Versicherungs- 
technik. Es ist ja selbstverständlich, daß keine Inva- 



lidenkasse ohne große Eapitaldeckung und große 
Reserven bestehen kann.'^ Am folgenden Tage war 
dann der Abgeordnete Sittart noch einmal auf jene 
sozialdemokratische Tabelle zurückgekommen und 
hatte dabei auf folgendes aufmerksam gemacht: 
„Dieser sogenannte Überschuß stieg im Jahre 1899 
bei 962 060 M Pensionen auf 335 097 M, ging dann 
aber bis 1901 bei Pensionszahlungen von 1 174 461 
zurück auf 111 977. Also die Pensionen sind gestie- 
gen und die Überschüsse bedeutend zurückgegangen. 
Schon das gewaltige Ansteigen der Pensionen in den 
Jahren 1885 bis 1901 von 602 881 auf 1 174 451 M 
zeigt zur Genüge, wie es mit den sogenannten Über- 
schüssen bestellt ist. Das, meine ich, müßte der Herr 
Kollege Albrecht auch wissen. Wenn diese Pensio- 
nen von 1 174 451 M weiter gezahlt werden sollen 
bis zum Aussterben des letzten Berechtigten, so ist 
allein dafür ein Kapital von jedenfalls über 12 Millio- 
nen nötig. Nicht gedeckt sind die Ansprüche der 
Mitglieder, welche bisher von ihrem Eintritt in die 
Kasse an Beiträge gezahlt und hohe Ansprüche für 
den Fall der Pensionierung oder des Todes bereits 
erworben haben. Zu Leistungen, wie sie die Krupp- 
sche Pensionskasse bietet, gehören Beiträge bis zu 
10% des Lohnes; das ist ja leicht zu berechnen. 
Wenn die Kruppsche Pensionskasse 
trotz der niedrigen Beiträge von 
öProzent noch finanziell verhält- 
nismäßig gut steht, so ist die Ur- 
sache dafür eben in den nach Millio- 
nen zählenden besondern Zuwen- 
dungen zu suchen, welche die Firma immer 
wieder geleistet hat, sowie in den verfallenden Bei- 
trägen von ausscheidenden Personen." 

e) Hätte Günther aus dem Jahresbericht der 
Pensionskasse für 1904, welcher ihm seiner Angabe 
nach vorlag, die obige Tabelle ergänzt, so hätte er 
gefunden, daß im Jahre 1904 die Einnahme aus 
Arbeitermitteln, auch wenn man — fälschlicherweise 
— die gesamte Zinseinnahme dazu rechnet, um 
92 888 JH hinter den ausgezahlten Pensionen z u - 
rückblieb. 

Die Ausführungen des Güntherschen Buches 
zur Frage des Beitragsverfalls sind vorstehend etwas 
eingehender behandelt worden, weil dasselbe als 
Veröffentlichung des Vereins für Sozialpolitik ein 
gewisses Ansehen genießt und in Parlament und 
Presse häufig angezogen wird.*) Die obigen Bemer- 

*) Auoh ProfeBSor Dr. Liofxnar benutzt die Qünthenohe 
,,TabeUe'* für seine Beweisführung, vgl. S. 45. 

Von Professor Dr. Löwenfeldt wW Günther ebenfalls zitiert, 
vgl S. 36. 
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kungen lassen erkennen, daß das Buch, wenigstens 
für die Verhältnisse der Kruppschen Pensionskasse, 
keineswegs als eine zuverlässige Quelle betrachtet 
werden kann. 

Es sei an dieser Stelle noch kurz eingegangen 
auf den oft gehörten Einwand, daß doch andre 
Arbeiterpensionskassen eine Rückgewähr der Bei- 
träge kennten und daß dies besonders von der Pen- 
siondcasse der preußisch-hessischen Staatseisenbahn- 
verwaltung gelte. Hierzu ist zu bemerken, daß bei 
privaten Arbeiterpensionskassen die Beitrags- 
rückgewähr in nennenswertem Maße überhaupt nicht 
vorkommt; wenn aber bei dieser Gelegenheit immer 
wieder auf die staatliche Eisenbahnpen- 
sionskasse hingewiesen wird, so wird übersehen, 
daß bei dieser wesenthch andre Verhältnisse in Be- 
tracht kommen. 

Zunächst ist es überhaupt verfehlt, zwei Kassen 
nur hinsichtlich des einen herausgegriffenen Punktes 
zu vergleichen, ob sie Beiträge zurückzahlen oder 
nicht. Man kann vielmehr diese Frage nur im Zu- 
sammenhang der gesamten statutarischen Bestim- 
mungen erörtern und man muß vor allem auch die 
sonstigen Leistungen der Kassen miteinander ver- 
gleichen. Dies ist im vorliegenden Falle schwierig, 
weil beide Kassen nach ganz verschiedenen Syste- 
men aufgebaut sind. Immerhin ergibt eine Gegen- 
überstellung der durchschnittlichen Mitgliederbei- 
träge und der durchschnittlichen Höhe der Männer-, 
Witwen- und Waisenpensionen, daß die Pensionen 
bei der Eisenbahnkasse nicht nur absolut, sondern 
auch im Verhältnis zu den Beiträgen erheblich nie- 
driger sind, als bei der Kruppschen Pensionskasse. 
Es folgt hieraus, daß die Mittel zu der weitgehen- 
den Beitragserstattung der Eisenbahnkasse nur 
durch entsprechend niedrigere Bemessung der son- 
stigen Leistungen erzielt werden können. Abgesehen 
von der Verschiedenheit der Leistungen sind es aber 
noch zwei weitere Momente, die eine Gleichstellung 
beider Kassen vollkommen ausschließen. Die Eisen- 
bahnkasse nimmt nur ständig angestellte Arbeiter 
auf, die schon mindestens ein Jahr gedient und 
ihrer Militärpflicht genügt haben, sie hat deshalb 
und weil ihr Mitgliederbestand von der geschäftlichen 
Konjunktur im wesentlichen unabhängig ist, viel 
stabilere Mitgliedschaftsverhältnisse, als irgend 
eine private Kasse. Und schließlich steht hinter der 
Eisenbahnkasse der Staat, der ein etwaiges 
Defizit auf Kosten der Allgemeinheit decken würde; 
ein ähnlicher Rückhalt fehlt der privaten Kasse. 



Freiwillige Weiterversicherung. 

Im Zusammenhang mit der BeitragsrückgewäL- 
wird auch häufig die Forderung erhoben, daß dei 
ausscheidenden Arbeitern die freiwillige Weiterver- 
sicherung bei der Pensionskasse gestattet sein müsse. 
Dieser Ausweg erscheint aber für die Pensionskasse 
der Gußstahlfabrik nicht gangbar. Zunächst ent- 
behrt es schon ganz allgemein der innem Berechti- 
gung, daß Arbeiter, deren Verbindung mit dem Werke 
gelöst ist, noch weiter die Vorteile einer Einricli- 
tung genießen sollen, die ihrer ganzen Idee nach nur 
für die Angehörigen des Werkes bestimmt ist und dit 
in ihrem Bestand auch nur durch große dauernde 
Zuschüsse des Arbeitgebers aufrecht erhalten werden 
kann.*) Bei der Kruppschen Pensionskasse kommt 
hinzu, daß die im Vergleich zu den Beiträgen außer 
ordentlich hohen Leistungen, die nur durch besonde^ 
Zuwendungen der Firma an die Kasse ermöghchi 
werden, für die Ausscheidenden einen großen Anreiz 
bilden würden, sich die Mitgliedschaft zu erhalten 
und daß hierdurch die Belastung der Kasse eine 
allzu schwere und nicht mehr haltbare werden würde. 

Die gelegentlich empfohlene Gewährung „bei 
tragsfreier Policen*' an die ausscheidenden Mit 
glieder ist bei einer Pensionskasse, wie sie hier is 
Frage steht, praktisch nicht durchführbar. Bei dem 
außerordentlich großen Wechsel der Arbeiter würdtr 
die Kassenverwaltung durch die Ausfertigung una 
Kontrolle so vieler Versichenmgsurkunden in uner 
träglicher Weise belastet werden. Diese Belastung 
wäre um so weniger zu rechtfertigen, als das Aus- 
scheiden meist nach kurzer Dienstzeit erfolgt, so daS 
die einzelne Police nur einen sehr geringen Wert 
darstellen würde.**) 

Schlußbemerkung. 

In den vorstehenden Ausführungen sind di^ 
großen Bedenken dargelegt worden, welche einer 
schematischeh Regelung und zwaiigsweisen Einfüh- 
rung der Beitragsrückgewähr bei Arbeiterpensions- 
kassen entgegenstehen. Ein etwaiges Vorgehen der 
Gesetzgebung in dieser Richtung T^irde den beteilig- 
ten industriellen Werken die Frage nahelegen, ob 
die mit dem Bestehen der Pensionskassen für die 
Werke verbundene Belastung sich noch weiter recht- 
fertigen läßt. Diese Belastung erschöpft sich keines- 
wegs in den großen finanziellen Opfern, welche iß 
Gestalt von Kassenbeiträgen und außerordentlichen 

*) Vgl hierzu Kohler in § 4 seines Gutachten«, unten S. 5'^' 
♦*) Vgl. Ehrenberg unter II, 3d seines Gutachtens, ^^ 
S. 66—67. 
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Zuwendungen dauernd gebracht werden müssen. 
Denn eine Pensionskasse, zu der die Arbeiter bei- 
tragen, beschränkt den Arbeitgeber auch sehr erheb- 
lich in seiner freien Disposition, indem sie ihn häufig 
nötigt, Arbeiter, die nicht mehr voll leistungsfähig 
oder nach den Konjunkturverhältnissen entbehrlich 
sind oder die sich in irgendeiner Weise vergangen 
haben, nur deshalb im Dienste zu behalten, weil sie der 
Kasse schon längere Zeit angehört haben. Wenn die 
Gesetzgebung durch Auferlegung der Beitragsrück- 
gewähr einen der wesentlichen Pfeiler des bisherigen 
Systems beseitigt, so werden die Arbeitgeber kaum 
noch in der Lage sein, die Pensionskassen in ihrer 



bisherigen Form aufrechtzuerhalten. Diese Kassen 
werden dann entweder ganz verschwinden, oder sie 
werden in eine Form übergeführt werden, bei der 
die Arbeiter zwar keine Beiträge mehr zu entrichten, 
aber auch kein Recht der Mitverwaltung mehr haben. 
Auch ist vorauszusehen, daß diese neuen Pensions- 
kassen, wenn man sie als solche noch bezeichnen 
will, hinter den Leistungen der früheren Kassen weit 
zurückbleiben werden. Ein Vorgehen der Gesetz- 
gebung im Sinne der gegen den Beitragsverfall beim 
Ausscheiden gerichteten Agitation wird daher 
schließlich nur zu einer Benachteiligung der Arbeiter 
führen. 
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ZWEITER TEIL. 



A. Aktenstücke 

aus dem 

Prozeß betreffend die Pensionskasse für die 

Gu6stahlfabrik. 
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1. Urteil des Essener Gewerbegerichts vom 9. September 1907. 



Akten Nr. 896, 900, 911, 923. 924/07. 

Verkündet 

am 9. September 1907. 

(gez.) Regul, 

Gerichtssclireiber. 

Im Namendes Königs. 

In Sachen 

1) des Schmelzofenarbeiters Johann Sobkowski 
zu Essen, Frohnhauserstraße 19, 

2) des Drehers Heinrich Pütz zu Essen, Steeler 
Chaussee 12, 

3) des Bäckers Arnulf Hößl^ zu Essen, Stein- 
straße 48, 

4) des Lagerhalters Paul Spitzer zu Altenessen, 
Segerothstraße 135, und 

5) des Arbeiters Franz Eallweit zu Essen, 
Am Hospital 24 II, 

Kläger, 

— die Kläger zu 1) und 2) vertreten durch Heinrich 
Hirtsiefer zu Essen — 

— der Kläger zu 6) vertreten durch Franz Gemoll 
zu Essen — 

gegen die Firma Fried. Krupp Aktien- 
gesellschaft zu Essen, 

Beklagte, 

— vertreten durch Max Halbach — 

wegen Bückzahlung vom Lohne abgegebener Pen- 
sionsbeiträge hat das Grewerbegericht in der Sitzung 
vom 9* September 1907, an welcher teilgenommen 
haben: 

1) als Vorsitzender Geheimer Justizrat 
Hennecke, 



2) als beisitzende Bichter 

a) aus dem Kreise d^ Arbeitgefber : 

Hüttendirektor E[naudt, 
Restaurateur Wewer, 

b) aus dem Kreise der Arbeitnehmer: 

Schreiner Diefor, 

Lagerarbeiter Strehl, 
für Recht erkannt: 

Kläger werden mit der ei:hobenen Klage abge- 
wiesen und verurteilt, die auf 13,50 Mark festge- 
setzten Kosten des Rechtsstreits zu tragen, und 
zwar die Kläger zu 1), 3) und 5) je ^/^o, der Kläger 
zu 2) */io und der Kläger zu 4) */io. 

Tatbestand und Gründe. 

Die Kläger haben Klage erhoben auf Zurück- 
zahlimg der ihnen während ihrer Arbeitszeit bei 
der Beklagten vom Lohn einbehaltenen Beiträge 
und Eintrittsgelder für die Pensionskasse für die 
Gußstahlfabrik mit der Begründung, daß die Bestim- 
mung des Statuts der Pensionskasse § 15, daß mit 
dem Ausscheiden eines Mitgliedes aus dem Dienst 
der Firma alle Ansprüche an die Pensionskasse 
erlöschen, als eine wider die guten Sitten verstoßende 
anzusehen und daher nichtig sei. 

Es haben den Antrag gestellt: 
Kläger zu 1) auf Zahlung von 10 Mark 55 Pfg. 
99 2) „ „ „ 152 „ 68 „ 

» o) ,, ,, „ oU ,, ov „ 

» 4) „ „ „ 410 „ 61 „ 

ij ö) ,, „ ,, yd ,, 14 „ 

Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie 
bemängelt die Passivlegitimation, wendet sich gegen 
die Ausführung der Klage, daß die Bestimmung 
in § 15 gegen die guten Sitten verstoße, hebt hervor, 
daß die Beiträge tatsächlich doch von der Beklagten 
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getragen würden, da der auf der Fabrik der Beklag- 
ten gezahlte Lohn um mehr als diesen Betrag die 
Durchschnittslöhne anderer Werke übersteige; sie 
macht darauf aufmerksam, daß in einzelnen be- 
sonders gearteten Fällen auch die Erstattung der 
Beiträge tatsächlich erfolge und durch eine besondere 
reich ausgestattete Unterstützungskasse auch den 
vorzeitig ausscheidenden Arbeitern erhebliche Unter- 
stützungen gezahlt werden. Auf den Schriftsatz vom 
31. August, der vorgetragen, wird Bezug genommen. 
Von den Klägern haben die zu 1), 4) und 5) genann- 
ten selbst die Arbeit gekündigt; den Klägern zu 2) 
und 3) ist von der Beklagten gekündigt. Die schon 
seit 1858 bestehende Exanken- und Pensionskasse 
der Firma Krupp wurde in Gemäßheit des § 86 
des Kjankenversicherungsgesetzes im Jahre 1885 
in eine selbständige, mit juristischer Persönlichkeit 
ausgestattete Pensionskasse mit Beitrittszwang aller 
Arbeiter der Firma umgewandelt. Der nach § 86 
Abs. 1 Nr. 2 Kj. V. G. gesetzlich zulässige Beitritts- 
zwang ist sowohl im Statut der Pensionskasse als 
in der Arbeitsordnung der Beklagten festgelegt und 
zugleich der Abzug der Beiträge und Eintrittsgelder 
bei der Lohnzahlung in § 32 der Arbeitsordnung 
angeordnet. Den Arbeitern, und auch den Klägern, 
ist Arbeitsordnung und Statut bei der Anstellung 
behändigt; auch ist von ihnen die schriftliche Er- 
klärung, daß sie sich ihnen unterwerfen, abgegeben. 
Diesen Bestimmungen entsprechend sind die klagend 
geltend gemachten Beträge den Klägern im Laufe 
der Arbeitszeit einbehalten. 

Da die gesetzliche Zulässigkeit solcher Ver- 
einbarungen, namentlich auch gemäß § 117 Nr. 2 
Gew. 0. die Vereinbarung der Lohneinbehaltung, 
keinem Bedenken unterliegt, so würde die gegen 
die Beklagte, nicht gegen die Pensionskasse, gerich- 
tete Klage auf Zahlung der einbehaltenen Beträge 
nur dann von Erfolg sein können, wenn die vorge- 
dachten Vereinbarungen als wider die guten Sitten 
verstoßend mit Bücksicht auf die besondem, ange- 
griffenen Bestimmungen des Statuts nichtig wären, 
so daß der Anspruch auf Zahlimg des noch nicht 
getilgten Arbeitslohns noch besteht. Auch nur unter 
dieser Voraussetzung und mit dieser Begründung 
würde das Grewerbegericht zuständig sein. 

Es könnte zunächst fraglich erscheinen, ob die 
Anfechtung einer einzelnen Bestimmung des Statuts 
aus § 138 B. G. B. der Beklagten gegenüber von 
Erheblichkeit sei. Das würde nur dann der Fall sein, 
wenn gemäß § 139 B. G. B. die Nichtigkeit dieser 
Einzelbestimmung die Nichtigkeit des ganzen Kechts- 



geschäfts zur Folge hätte, da somit die ganze Ein- 
richtung der Pensionskasse als nichtiges Bechts- 
geschäft erschiene. Denn andernfalls erfolgte ja die 
Einbehaltung der Lohnbeträge zu Becht 
und der Arbeitslohn wäre definitiv bezahlt. Die 
Anfechtbarkeit der Bestimmung des § 15 der Pen- 
sionskasse würde nur dahin führen, daß mit dem 
Austritte der Kläger aus der Pensionskasse den 
Klägern ein neuer Anspruch auf Zurückzahlung 
der bis dahin gezahlten Beiträge entstände. Für 
diesen Anspruch wäre aber nicht die Beklagte, 
sondern nur die Pensionskasse allein passiv legiti- 
miert und das Grewerbegericht unzuständig. Die Prü- 
fung der vorstehenden Frage kann aber unterbleiben, 
wenn das Gewerbegericht der Auffassung der Kläger, 
daß jene Bestimmung einen Verstoß gegen die guten 
Sitten enthalte, nicht beigetreten ist. 

Ein Rechtsgeschäft verstößt nicht schon dann 
gegen die guten Sitten, wenn es im einzelnen Falle 
für eine der Parteien Unbilligkeiten und Härten 
herbeiführt, sondern nur dann, wenn der Inhalt des 
Bechtsgeschäfts sowohl subjektiv wie objektiv nach 
dem gesamten Volksbewußtsein einen Verstoß gegen 
die guten Sitten enthält. 

Der Fall, daß eine Aufwendung für den Leisten- 
den ohne dessen Zutun keinen Erfolg hat und ihm 
ganz wertlos bleibt, ist im Versicherungswesen, zu 
dem die Pensionskasse gehört, nicht nur häufig, 
sondern vielfach die Regel. Nur dadurch, daß der 
größte Teil der Arbeiter nicht in den Gienuß der 
Pension kommt, wird es ermöglicht bei den geringen 
Beiträgen eine erhebliche Pension zu geben. Der 
Arbeiter, der nach einer Arbeitszeit von 20 Jahren 
pensioniert wird, bezieht pro Jahr eine höhere 
Pension, als der Gesamtbetrag aller von ihm gezahl- 
ten Beiträge ausmacht. Der Zwang, welcher dem in 
voller Arbeit stehenden Arbeiter auferlegt wird, 
ohne Bücksicht auf seine eigene Zukunft einen 
geringen Teil seines Arbeitsverdienstes für die 
Pensionierung der Mitarbeiter zu zahlen, enthält 
noch nicht einmal eine besondere Härte. Von 
einem Verstoß gegen die guten Sitten kann dabei 
keine Bede sein. 

Wenn Kläger nun hervorheben, daß es in der 
Macht der Beklagten liege, jeden Arbeiter um seinen 
Pensionsanspruch zu bringen durch einseitige Kün- 
digung vor definitivem Erwerb des Anspruchs und 
diese Möglichkeit als gegen die guten Sitten ver- 
stoßend anzusehen sei, so ist diese Ausführung schon 
deshalb unhaltbar, weil bei dem geringen Betrag der 
Abzüge noch kein nach allgemeiner Anschauung zu 
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mißbilligendes Abhängigkeitsverhältnis gescha f fen 
wird, zumal nicht der Beklagten, sondern der Pen- 
sionskasse, also der Arbeiterschaft, dadurch ein 
Vorteil erwächst (cf. R. G. E. Bd. 58 S. 363), 

Granz anders liegt die Frage, ob nicht unter 
Umständen ein Verstoß gegen die guten Sitten bei 
der Handhabung und Ausführung der Vertragsbe- 
stimmung vorkommen kann. Weim die Beklagte in 
der Absicht, dem Arbeiter seine Pensionsansprüche 
zu nehmen, von ihrem Kündigungsrechte Gebrauch 
machte, so würde eine solche Kündigung gewiß m 
Gemäßheit des § 138 B. G. B. anfechtbar sein und 
einen Schadensanspruch nach § 826 B. G. B. erzeu- 
gen können. Die bloße Möglichkeit, daß eine Partei 
eine Yertragsbestimmung in einer die guten Sitten 
verletzenden Weise ausüben kann, macht die Be- 
stimmung selbst nicht anfechtbar. 

Keiner der Kläger hat behauptet, daß ein sol- 
cher Fall vorliege, es ist im Gegenteil anzunehmen, 
daß die Beklagte oft durch Rücksicht auf die Ent- 
stehung der Fensionsansprüche sich behindert fühlt, 



eine Kündigung auszusprechen; zudem haben 3 der 
Kläger hier selbst gekündigt. 

Die differierenden Angaben der Parteien' dar- 
über, ob es, ohne den Bestand der Pensionskasse zu 
gefährden, möghch ist, die angegriffene Bestimmung 
des § 15 zu ändern, sei es dahin, daß den unfreiwillig 
Austretenden eüi Teil der Beiträge erstattet wird, 
oder daß ihnen die Möglichkeit gegeben wird, sich 
bei der Kasse selbst weiter zu versichern, können 
hier unerörtert bleiben, da, auch wenn den Klägern 
darin beigetreten wäre, doch daraus noch nicht die 
Nichtigkeit der bestehenden Bestimmungen aus 
§ 138 B. G. B. zu folgern sein würde. 

Hiemach war die Klage abzuweisen. Die 
Kosten sind gemäß § 100 Abs. 2 C. F. 0. verteilt. 

(gez.) Hennecke. 
Ausgefertigt Essen, den 16. September 1907. 
z.) Greve, 
Gerichtsschreiber 
des Gewerbegerichts. 



Digitized by 



Google 



34 



2. Gutachten des Professors Dr. Loewenfeldt-München. 



Gutaditlidie Äugeruns:« 

Die Firma Fried. Krupp zu Essen hat 
unter Bezugnahme auf § 86 des R. G. vom 15. Juni 
1883 eine Kasse errichtet, welche den Namen 
„Pensionskasse für die Gußstahlfabrik der Firma 
Fried. Krupp" führt, imd hat für diese Kasse 
ein Statut aufgestellt, welches von der K. Regierung 
zu Düsseldorf genehmigt worden ist. Die Kasse ist 
nach § 18 eine juristische Person. Alle in der Guß- 
stahlfabrik gegen Lohn oder Gehalt beschäftigten 
Personen, die der Krankenkasse angehören, sind 
berechtigt imd verpflichtet beizutreten, der- 
art, daß die Mitgliedschaft mit dem Eintritt in die 
Beschäftigung auf der Gußstahlfabrik beginnt. Die 
Mitgliedschaft erlischt mit dem Ausscheiden aus dem 
Dienst der Firma Fried. Krupp (§5). Die 
Mitglieder haben Eintrittsgelder (§ 2) und Beiträge 
in Höhe von 1 % des Arbeitsverdienstes zu leisten. 
Die Beiträge werden bei jeder Lohnzahlung in Abzug 
gebracht und der Kasse „vergütet" (§ 4 imd 5). 
Die Firma trägt zur Kasse die Hälfte der Beiträge der 
Mitglieder bei (§ 5), d. h. die Hälfte des Betrages der 
Beiträge der Mitglieder, also ^/g der Gesamtein- 
zahlungen.*) Die Pension ist zunächst nach 2()jähriger 
Dienstzeit Invalidenpension (§ 8), nach 4()]ähriger 
Dienstzeit Alterspension (§ 12*). Sie beträgt nach 
20Dienstjabren 40% des durchschnittlichen Arbeits- 
verdienstes der letzten 3 Jahre (zu 300 Arbeitstagen 
gerechnet) und steigt mit jedem weitem Jahr um 
1V2% dieses Arbeitsverdienstes. In § 16 heißt es: 
„Mit dem Ausscheiden eines Mitglieds aus 
dem Dienst der Firma erlöschen alle 
Ansprüche desselben und seiner Hinter- 
bliebenen an die Pensionskasse." 

*) Der Gutachter hat hier die Nachträge zum Statut seit 1890 
nicht berücksichtigt. (Anm. d. Herausgeb.) 



Im vorliegenden Fall ist nach der Klage des 
Fabrikarbeiters Fr. Walter, dessen Entlassung er 
folgt, weil er um eine Zulage zum Arbeitslohn er 
sucht hatte mit Rücksicht darauf, daß er früher 
im Akkord bis zu A,80JC per Tag verdient hatte, 
im Taglohn aber später nur 3,30 JC erhielt.*) Mit 
der Klage werden die Lohnabzüge, welche dem 
Kläger während eines 14jährigen Arbeitsverhält 
nisses gemacht wurden, im Betrage von 623,70 u/^ 
zurückverlangt. 

Die EUage behauptet, daß die Entlassung ohne 
seine Schuld imd gegen seinen Willen erfolgte, 
auch die Lohnabzüge seien wider seinen Willen 
erfolgt. Die Klage, welche gegen die Firma Fried. 
Krupp gerichtet ist, bezeichnet dieses Verfahren 
als gegen Treu und Glauben verstoßend, behauptet 
Bereicherung der Firma auf Kosten des Arbeiters, 
die Gründung der Pensionskasse als Scheingeschäft, 
das die wirkliche Absicht der Firma verdecke und 
die Arbeiter an die Firma zu fesseln suche, der Bei 
trittszwang wird als rechtswidrig und unstatthaft 
bezeichnet, da eine bezügliche Verpflichtung in der 
Arbeitsordnung und daher im Arbeitsvertrag nicht 
enthalten sei; die Pensionskasse sei auch keine 
Wohlfahrtseinrichtung und nicht mit Zustimmung 
des ständigen Arbeiterausschusses begründet. 

Außer der Klage liegt mir lediglich das Statut 
der Pensionskasse imd andre Drucksachen, sowie 
eine Mitteilimg des Vertreters des Klägers vor, daß 
eine gutachtliche Äußerung erwünscht sei, dagegen 
weder eine Klagebeantwortung noch das Urteil des 
Gewerbegerichts. Mit Rücksicht auf diese Lücken- 

*) Dieser Fall stand in dem Prozeß» in welchem das Gm- 
achten eingereicht wurde, überhaupt nicht zur Entscheidung. Auch 
ist der Sachverhalt unrichtig dargestellt. W. hatte ohne UrUob 
2 Tage gefehlt und sollte deshalb bestraft werden. Er fordprt^ 
darauf seine sofortige Entlassung, die ihm aber nicht bewilÜf^ 
wurde. Als er darauf wieder 2 Tage ohne Entschuldigung febhr 
wurde ihm vom Betrieb gekündigt. (Anm. d. Herausgeb.) 
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haftigkeit des Materials ist ein erschöpfendes Gut- 
achten über den gesamten Prozeßstoff ausge- 
schlossen und können nur zwei Fragen in Betracht 
gezogen werden, nämlich: 

1. ob eine Ungültigkeit des Pensionsstatuts 
wegen Verstoßes gegen die guten Sitten 
behauptet werden kann, und 

2. ob die Pensionskasse den Begriff der Wohl- 
fahrtseinrichtung im Sinne des § 117 R. G. 0. 
erfüllt. 

Zu 1. Die Bestimmung des § 15 des Pensions- 
statuts macht das Recht der Mitgliedschaft 
in der Pensionskasse und macht femer den B e - 
stand der Ansprüche des einzelnen Mit- 
glieds an die Pensionskasse von der Willkür der 
Firma Fried. Krupp abhängig. Mit der Ent- 
lassung eines Kassenmitglieds verliert es nicht bloß 
die Beschäftigung bei der Firma, sondern gleich- 
zeitig auch die durch Zahlung von Eintrittsgeldern 
und Beiträgen scheinbar erworbenen Rechte an die 
Kasse. Je länger ein Arbeiter bei der Firma beschäf- 
tigt war und je mehr er Beiträge bezahlt hat, desto 
bedeutender wird der Verlust, welcher den Arbeiter 
bei dem Ausscheiden aus der Beschäftigung trifft. 

Die Kassenmitgliedschaft bewirkt, daß alle 
Bestrebungen unterdrückt werden, welche der Firma 
mißfallen und derselben eine Veranlassung zur Ent- 
lassung des Arbeiters geben könnten; sie wirkt 
daher in erster Linie im Sinne einer tatsächlichen 
Beschränkung des Koalitionsrechts, dessen wich- 
tigste Aufgabe der Erlangung günstiger Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, insbesondere mittels Einstel- 
lung der Arbeit, gewidmet ist. (Gewerbe-0. § 152^) 
Die Bestimmung des § 15 des Statuts fungiert 
als Strafbestimmung gegenüber derartigen durch 
Reichsgesetz gestatteten Bestrebungen. Der Ver- 
trag, durch welchen das subjektive Recht der 
Vereinsbildung ausgeschlossen oder beschränkt wird, 
verstößt gegen die guten Sitten; dies ist in den Ver- 
handlungen der Reichstagskommission über den 
Entwurf eines BürgerUchen Gesetzbuches durch 
übereinstimmende Erklärungen der verbündeten 
Begierungen und der Kommission anerkannt worden 
(Drucksachen des Reichstags Nr. 440, 9. Legislatur- 
periode, 4. Session 1895/96 S. 45; vgl. Lotmar 
Arbeitsvertrag I S. 218 Anm. 1; Riezler in Archiv 
für Bürgerl. Recht Bd. 27 S. 248). 

Ob eine derartige Beschränkung der Koalitions- 
freiheit durch ausdrückliche rechtsgeschäftliche Er- 
klärung erfolgt, oder aus dem Gesamtinhalt des 
Rechtsgeschäfts und den begleitenden Umständen 



erhellt, ist rechtlich gleichgiltig. Vgl. Plank Komm, 
z. B. G. B. Bd. I Bem. Ib zu § 138. 

Das vorliegende Pensionsstatut ist daher wegen 
Verstoßes gegen die guten Sitten nichtig, gem. § 138 
des B. G. B., obwohl in demselben eine ausdrück- 
liche Bestimmung nicht zu finden ist, welche direkt 
das Koalitionsrecht der Kassenmitglieder beschränkt. 
Es genügt, daß diese Beschränkung sich aus § 15 
des Pensionsstatuts und aus der Tatsache ergibt, 
daß die Firma es jederzeit in der Hand hat, Arbeiter 
zu entlassen und daß dieses Recht selbstverständlich 
vor allem gegen Arbeiter geübt werden wird, die der 
Firma durch Erhebung von Ansprüchen auf Ver- 
besserung ihrer Lohn- und Arbeitsverhältnisse miß- 
liebig werden, wie dies das Beispiel des Klägers zeigt. 
Daß von diesem Recht auch der umfassendste 
Gebrauch gemacht wird, zeigen die unter 2 zu 
erwähnenden statistischen Tatsachen.*) Diese er- 
geben, daß im vorliegenden Falle von dem Zweck 
der Arbeiterpensionierung, wie er formell im Statut 
zum Ausdruck gelangt, nämlich einer Versorgung 
der Arbeiter im Sinn, einer Invaliden- und Alters- 
versicherung, in Wirklichkeit keine Rede sein kann. 

Dies ergibt sich auch aus andern Bestim- 
mungen des Statuts, welche die Pensionskasse 
— formell eine unabhängige juristische Person — , 
materiell als Interessenorgan der Firma erweisen. 
So werden nach § 16 wohlerworbene Pensionsan- 
sprüche verwirkt, wenn ein Kassenmitglied 
zu einer Konkurrenzfirma übertritt, wenn es ander- 
weitige Beschäftigung mit einem Tagesverdienst 
von wenigstens einer Mark ohne Zustimmung des 
Kassenvorstands annimmt. 

Von den Vorstandsmitgliedern werden 2 von der 
Firma bestellt, deren eines als Vorsitzender, das 
andere als stellvertretender Vorsitzender fungiert. 
Die Frage, ob vollständige Arbeitsunfähigkeit vor- 
handen, wird vom Vorstand endgültig, unter Aus- 
schluß des Rechtsweges, entschieden (§ 27). Auch 
sonst hat die Firma im Pensionierungsverfahren 
einen erheblichen Einfluß (§ 12 und § 8 Abs. 5). 

Eine weitere Frage ist, ob die Ungültigkeit des 
§ 15 des Statuts die Nichtigkeit des ganzen Statuts 
zur Folge hat. Diese Frage ist zu bejahen, die 
Annahme einer bloß partiellen Nichtigkeit abzu- 
lehnen. Das vorliegende Statut ist ein zusammen- 
hängendes Ganzes. Die Bestimmung des § 15 stellt 
einen wesentlichen Bestandteil desselben dar. 



*) Das Gutachten enthält keine Zahl über die von der Firma 
vorgenommenen Entlassungen. (Anm.-d. Herausgeb.) 
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Für die Annahme einer bloß teilweisen Nichtig- 
keit müßten besondere Gründe vorliegen, die 
vollständige Nichtigkeit ist zu vermuten, als regel- 
mäßige Folge eines rechtsgeschäftlichen Verstoßes 
gegen die guten Sitten (vgl. Planck Komm. z. 
B. G. B. Bd. I Bemerk, zu § 139, Riezler in von 
Staudingers Komm. z. B. G. B. Bd. I, III. Aufl. 
Bemerk. 3 zu § 139). 

Das vorliegende Statut ist älter als das 
B. G. B.; trotzdem ist § 138 des B. G. B. darauf 
anzuwenden, weil den Bestimmungen dieser Gesetz- 
stelle aus Gründen des öffentlichen Rechts rückwir- 
kende Kraft zukommt (vgl. Riezler in von Staudin- 
gers Komm. Bd. I zu § 138). 

Darauf, ob den Beteiligten die Sittenwidrigkeit 
des Statuteninhalts bekannt war, kommt nichts an. 
Lotmar „der unmoralische Vertrag" S. 64, Riezler 
Bem. 3 zu § 138 in von Staudingers Komm. z. 
B. G. B. Bd. I. 

Es kommt noch die Frage in Betracht, ob die 
Bestimmung des § 16 des Statuts nicht not- 
wendig ist im Interesse der Ermöglichung einer 
entsprechenden Pensionszahlung an die Kassen- 
mitglieder und daher von einem Verstoß gegen 
die guten Sitten keine Rede sein könnte. In erster 
Linie ist diese Frage wohl aus dem Grunde zu ver- 
neinen, weil aus der Firma ausscheidenden Kassen- 
mitgliedem das Recht vorbehalten werden konnte, 
weiter Beiträge an die Kasse zu zahlen und hier- 
durch ihre Pensionsansprüche aufrechtzuerhalten. 
Es war daher nicht notwendig, die Pensionsan- 
sprüche ausscheidender Mitglieder einfach zu k a s- 
s i e r e n und hierdurch die Pensionskasse auf 
Kosten dieser ausscheidenden Mitglieder und im 
Interesse der Firma zu bereichem. In zweiter Linie 
ist aber diese Frage als unerheblich zu bezeichnen, 
denn es könnte der in Betracht kommenden angeb- 
lichen Notwendigkeit, auf diesem Wege die 
Kasse solvent zu erhalten, nur die Bedeutung eines 
sog. moralischen Notstandes zukoromen. 

Die rechtliche Bedeutung eines solchen ist aber 
zu bestreiten, ganz abgesehen davon, daß dem 
Koalitionsrecht auf der Rangstufe der Arbeiter- 
interessen ein höherer Rang zukommt, als dem durch 
die vorliegende Pensionskasse angeblich angestreb- 
ten Interesse einer Zuwendung an Arbeiter neben 
den gesetzlich ihnen zukommenden Alters- und In- 
validenrenten. 

Aus welchem Grund ein unmoralisches Rechts- 
geschäft abgeschlossen worden ist, ist gleichgiltig, 
da bei der Nichtigkeitsfrage keine Schuldfrage zur 



Entscheidung gelangt, vgl. Lotmar „der unmora- 
lische Vertrag" S. 56, Riezler a. a. 0. Bem. 4 zu § 138. 

Zu 2. Nach A. Günther und R. Prevot „die Wohl- 
fahrtseinrichtungen der Arbeitgeber in Deutschland 
und Frankreich" (Schriften des Vereins für Sozial- 
politik Bd. 114 Leipzig 1905 S. 145) haben bei der 
Firma Fried. Krupp in den 7 Jahren 1894— 1901 
31 000 Arbeiter das Werk verlassen imd infolge- 
dessen ihre eingezahlten Pensionskassenbeiträge ein- 
gebüßt. 

„Früher schon mitgeteilte Fälle beweisen, daß 
langjährige Arbeiter darunter nicht selten sind."*) 

Der Kläger wurde nach 14jähriger Arbeitszeit 
wegen eines Gesuchs um Lohnerhöhung entlassen. 
Legt man die Arbeiterbewegung der Periode 1894 
bis 1901 einem Mjährigen Zeiträume zugrunde, so 
ergäbe sich, daß 63 000 Arbeiter während der Zeit 
von 1894 bis Ende 1908 das Schicksal des Klägers 
geteilt hätten, bzw. teilen würden, wie denn gerade 
gegenwärtig wieder umfangreiche Entlassungen im 
Gange sein sollen. Hieraus ergibt sich, daß ein 
verhältnismäßig kleiner Teil des gesamten 
Arbeiterstandes wirklich in den Bezug einer Pension 
gelangt. Die Firma Fried. Krupp aber besitzt in 
diesem Teil der Arbeiterschaft immerhin eine Re- 
servetruppe, deren Vorhandensein einer zur Ver- 
bessenmg der Lohn- und Arbeitsbedingungen gebil- 
deten Koalition entgegenwirkt und damit 
der Firma erhebliche Mehrkosten erspart, die sie 
andernfalls für die Löhne zu bezahlen hätte. Diese 
Reserve wird erhalten aus den Mitteln der gesamten 
Arbeiterschaft, insbesondere desjenigen überwiegen- 
den Teils der Arbeiter, welche wegen des Strebens 
nach bessern Lohn- und Arbeitsverhältnissen ent- 
lassen werden. 

Hieraus ergibt sich weiter, daß die Pensions- 
kasse keine Arbeiterwohlfahrtseinrichtung im Sinne 
des § 117 der R. G. 0. darstellt. Denn von einer 
solchen kann nach dem Wortlaut und Sinne des 
Gesetzes nur dann die Rede sein, wo eine Einrichtung 
nur zur Verbesserung der Lage der Arbeiter oder ihrer 
Familien dient. Dies trifft im vorliegenden Falle 
schon deswegen nicht zu, weil der Firma Fried. 
Krupp die Pensionskasse einen sehr erheblichen 
Vorteil bringt. 

(gez.) Prof. Dr. Loewenfeldt, 
Rechtsanwalt. 

*) Tatsächlich berichtet Günther, dessen Buch dieser Satz 
entnommea ist, nur über zwei derartige Falle — nebenbei be- 
merkt: in unzutreffender Darstellung — , was kaum für die Häu- 
figkeit solcher Fälle sprechen dürfte. (Anm. d. Herausgeb.) 
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3. Gutachten des Professors Dr. Lotmar, Bern 
vom 26. November 1907. 



In dem Prozeß der Herren Pütz, Sobkowski, 
Spitzer und Kallweit, früherer Arbeitnehmer der 
Firma Fried. Krupp AktiengeseUschaft in Essen 
gegen ihren ehemaligen Arbei^eber wird durch die 
genannten Kläger die Zahlung von Geldbeträgen 
gefordert, welche von ihnen im frühem Arbeits- 
verhältnis verdient und in ihrem Namen von der 
Beklagten an die Pensionskasse der Firma gezahlt 
worden sind. 

Sowohl in der gewerbegerichtlichen Verhand- 
lung und Entscheidung des Rechtsstreits, wie in 
der schriftlichen Ausführung der Beklagten für die 
Berufungsinstanz wird die Begründetheit des erho- 
benen Anspruchs fast nur mit Bücksicht auf einen 
Paragraphen des Statuts der genannten Pensions- 
kasse erörtert, dessen Gültigkeit bestritten ist. Dem- 
gemäß wird auch das vorliegende Gutachten zu- 
nächst diese Seite*des Konflikts erledigen und sich 
erst hiemach den wichtigeren Seiten zuwenden, 
nämlich der Gültigkeit des Arbeitsvertrags und der 
Gültigkeit seiner Verbindung mit dem Statut der 
Pensionskasse. Diese letztem Seiten sind die wich- 
tigeren, 

1. weil im schwebenden Prozesse nicht die 
Kasse, sondern der frühere Arbeitgeber in 
Anspruch genommen wird; 

2. weil die Gültigkeit des Arbeitsvertrags und 
seines Vollzugs durch den Arbeitgeber auch 
für den Fall in Frage zu stellen ist, daß die 
streitige Bestimmung des Statuts gar nicht 
existiert, imd 

3. weil bei der Verquickung von Arbeitsver- 
hältnis und Mitgliedschaft die Klage gegen 
den Arbeitgeber so wenig durch die Ungül- 
tigkeit der angefochtenen Bestimmung des 
Statuts bedingt ist, daß gerade umgekehrt 



deren Gültigkeit zur Begründung der 
Klage erheblich beiträgt. Die Kläger haben 
im gegenwärtigen Prozeß ein Interesse daran, 
die bewußte Bestimmimg als gültig anzu- 
sehen. 



Gültigkeit oder Ungültigkeit des Kassenstatuts. 

Nach § 1 des Statuts „erlischt die Mitglied- 
schaft mit dem Ausscheiden aus dem Dienste der 
Firma Fried. Ejiipp". Die Parteien sind darin 
einer Meinung, daß nach § 15 des Statuts ein aus 
dem Dienst der Firma Ausgeschiedener gegen die 
Kasse keinen Anspruch auf Rückzahlung seiner 
Beiträge hat. Dagegen sind sie verschiede- 
ner Meinung über die Gültigkeit dieser Bestim- 
mung. Von den Klägern wird sie verneint, weil 
diese Bestimmimg wider die guten Sitten verstoße, 
vom Beklagten wird sie bejaht, indem solcher Ver- 
stoß in Abrede gestellt wird. 

Vor allem hat man sich des Daseins der 
Bestimmung zu versichern. Der zitierte § 15 sagt: 
„Mit dem Ausscheiden eines Mitglieds aus dem 
Dienste der Firma erlöschen alle A^prüche dessel- 
ben und seiner Hinterbliebenen an die Pensions- 
kasse'^ Diese Worte verneinen offenbar nicht den 
Anspruch auf Rückzahlung der Beiträge. Sie lassen 
erlöschen die Ansprüche des Mitglieds und seiner 
Hinterbliebenen, die aus der Mitgliedschaft, nicht 
die, die aus dem Aufhören der Mitgliedschaft ent- 
standen sind. Sie lassen erlöschen das Recht auf die 
Pension, sowie die Aussicht und Anwartschaft auf 
die Pension. Dies ergibt sich: 

1. aus dem Zusammenhang des § 15; denn von 
§ 7 bis § 17 des Statuts handelt eine Reihe 

3* 
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von Paragraphen von den Pensionsleistungen 
der Kasse, und zu dieser Beihe gehört unser 
§ 15. In diesem Zusammenhang von der 
Rückzahlung der Beiträge zu sprechen, die 
doch keine Pensionsleistung ist, wäre depla- 
ciert gewesen; 
2. aus dem Wortlaut: das Statut spricht von 
Ansprüchen, die mit dem Ausscheiden e r- 
löschen. Erlöschen kann nur ein beste- 
hender Anspruch . Hingegen der Anspruch 
auf Bückzahlung kann allererst mit dem 
Ausscheiden entstehen. 

Weder § 15 noch irgend ein andrer Paragraph 
des Statuts bejaht oder verneint mit Worten 
den Rückzahlungsanspruch. Dieses Schweigen kann 
zwei Bedeutungen haben. Die Bejahung oder die 
Verneinung kann als selbstverständlich erschienen 
sein. 

Zur Entscheidung der Frage, ob das Statut die 
Rückzahlungspflicht stillschweigend bejaht oder 
stillschweigend verneint habe, hat man sich zunächst 
an das Übliche zu halten. Denn wenn die Kasse 
über diese Frage geschwiegen hat, so hat sie in 
Ansehung der Rückzahlung das Verfahren beob- 
achtet wissen wollen, das von gleichartigen Kassen 
beobachtet zu werden pflegt. Zieht man nun die 
Statuten andrer solcher Kassen in Betracht, so 
sind diejenigen belanglos, welche sich gleich dem 
unsrigen nicht über den fraglichen Punkt aus- 
sprechen, sondern sich wie das unsrige damit begnü- 
gen, die Mitgliedschaft, die Mitgliederrechte oder 
die Ansprüche an die Kasse mit dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses erlöschen zu lassen. 

Das gilt nach Günther in Schriften des Vereins 
für Sozialpoütik Bd. 114 (1905) S. 62 f. von den 
Pensionskassen z. B. der Baumwollenspinnerei- und 
Weberei Otto Böninger, Duisburg; Fr. v. Neumann 
Eisenwerke, Marktl; Admontsche Blechfabrik in 
Trieben; Witko witzer Bergbau- und Eisenhütten- 
gewerkschaft; staatliche Torpedowerkstätte Fried- 
richsort bei Kiel. 

Es gibt daneben eine Reihe von Kassenstatuten, 
welche die Rückzahlung der Beiträge ausdrücklich 
und schlechthin versagen, z. B. (nach Günther) die 
der Mainzer Lederfabrik; Ignatz Spirr in Kramau; 
Hofkunstanstalt C. Angerer & Göschl, Wien; Ville- 
roy & Boch, Mettlach a. S. ; Sensenfabrik Haueisen 
& Sohn, Neuenburg; Phönix, A.G. für Bergbau und 
Hüttenbetrieb, Nachrodt; Neunkirchner Knapp- 
schafts verein. 



Außerdem besteht eine Reihe von Kassens 
tuten, welche die Rückerstattungspflicht ausdri t 
lieh bejahen, bisweilen unter Zuschlag von Zinsen; 
die Mehrzahl nicht schlechthin, sondern für gewia 
Fälle oder in gewissem Maße, so z. B. (nach Günth^ r): 
Frankfurter (}ewerbekasse; Harburger Gummik&mifr 
kompagnie; Münchener Pensionskasse für städtiscbi 
Arbeiter; Hamburger Kasse für Staatsarbeiter 
Curtius, Chemische Fabriken, Duisburg; östeit 
Südbahn; Merziger Filiale der Terrakottafabd^ 
von Villeroy & Boch; Schattauer Tonwarenfatii 
A. 6. ; Herrschaftliche Ziegelei V. v. Bauer in Km* 
wald; Bleiche, Färberei von Wesby, Hartman! 
& Wiesen in Wüstewaltersdorf. Dazu tritt noch dk 
Pensionskasse für die Arbeiter der preußisch-hes^ 
sehen Eisenbahngemeinschaft. 

Hiemach gibt es auf der einen Seite Kassa, 
welche ausdrücklich die Rückzahlimg der Beitrag 
versagen, und andrerseits solche, welche die Rüd« 
Zahlung ausdrücklich gewähren. Welches Verfahie 
das übliche ist, läßt sich mit Sicherheit nur nad 
Prüfung aller in Betracht kommenden State: 
sagen. Inzwischen kann ein Statut, welches t- 
das imsrige schweigt, a priori der einen oder dr 
andern Reihe zugeteilt werden. Immerhin enthi 
das Statut der Ejiippschen Pensionskasse eiDei 
Passus, welcher es der versagenden Reil' 
zuzuweisen bewegen kann. Nach § 16 nämlich viic 
Mitgliedern, die nur wegen Arbeitsmangel entlasse: 
worden sind, auf ihren Antrag bei neuer Begründung 
des Arbeitsverhältnisses und damit der Mitglieti 
Schaft die frühere Zeit der Mitgliedschaft angerect 
net und auch nicht von neuem Eintrittsgeld abver 
langt. Beides kann nur unter der Voraussetzun? 
bestimmt sein, daß die früher gezahlten Beiträg*^ 
nebst Eintrittsgeld nicht zurückerstattet word^ 
sind. Und das Statut kann dies voraussetzen, indeit 
CS die Kasse für nicht rückerstattungspflichtig hält. 

Da jedoch trotz dieser Schlußfolgerung waiii 
bleibt, daß das Statut die Frage der Rückerstattung^ 
pflicht direkt oder ausdrücklich weder bejaht noct 
verneint, so muß man mit zwei Entscheidungen 
rechnen : 

1. Ist die Rückerstattungspflicht als b e j at^ 
zu betrachten, so kann das frühere Mitgli«! 
unter Berufung auf diese statutarische Pflicht 
die Rückzahlung seiner Beiträge von d^- 
Kasse verlangen. 

2. Ist die Rückerstattungspflicht als ver 
n e i n t zu betrachten, so ist zu unt^r* 
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suchen, ob diese Verneinung gültig ist oder 
nicht. Ist nämlich die Verneinung ungül- 
tig, dann kann das frühere Mitglied die 
Rückzahlung verlangen, zwar nicht als sta- 
tutarische Pflicht, aber wegen einer Berei- 
cherung der Kasse, die durch Wegfall des 
Grundes ungerechtfertigt geworden ist, nach 
B. 6. B. § 812. Ist hingegen die Verneinung 
der RückerstattungspfUcht gültig — wie 
das Gewerbegericht Essen und der Beklagte 
annehmen — dann kann zwar nichts von der 
Kasse verlangt werden, aber möglicher- 
weise gerade darum vom frühem Arbeit- 
geber. 
Die Gültigkeit der Versagung der Rückzahlung 
wird von mehreren Gewerbegerichten, nämlich der 
Kammer Friemersheim des Kreisgewerbegerichts 
Mors und vom Gewerbegericht Borbeck, sowie von 
den Klägern bestritten, weil eine solche Bestim- 
mung wider die guten Sitten verstoße und so, da 
man sie den Bestandteilen eines Rechtsgeschäfts 
zuzählen darf, nach B. G. B. § 138 nichtig sei. 
Andre Gründe gegen die Gültigkeit werden nicht 
geltend gemacht. Für die Annahme der Nichtig- 
keit wegen Moralwidrigkeit sind die folgenden Tat- 
sachen ohne Belang, welche bisher der Behauptung 
der Anstößigkeit entgegengehalten worden sind: 

1. daß es noch andre Pensionskassen und nicht 
wenige gibt, welche stillschweigend oder ausdrück- 
lich die Rückzahlung ausschließen. Allein die Fre- 
quenz eines Vorkommnisses verbürgt keineswegs 
seine moralische und rechtliche Zulässigkeit. Außer- 
dem gibt es andrerseits nicht wenige Kassen, deren 
Statut die Rückzahlung vorsieht; 

2. daß das vorliegende Statut wie die ähnlichen 
andrer Kassen vor ihrer Anwendung hohem Ver- 
waltungsbeamten zur Prüfung vorgelegen haben 
und im fraglichen Punkt unbeanstandet geblieben 
sind. Durch diese Tatsache wird gewiß der ohnehin 
nicht zweifelhafte gute Glaube derer, welche solche 
Statuten gegeben und in Kraft gesetzt haben, 
bekräftigt, aber damit wird die zivilistische Gültig- 
keit der streitigen Bestimmung nicht entschieden 
und der richterlichen Prüfung dieser Gültig- 
keit nicht präjudiziert. Läßt sich doch auch auf den 
Ausspruch eines Verwaltungsbeamten verweisen, 
der als G^werbeinspektor den vorliegenden Tat- 
beständen nahesteht und besondere Aufmerksam- 
keit gewidmet hat. In der reichsamtlichen Ausgabe 
der Inspektionsberichte von 1892 (zitiert bei Günther 
a. a. 0. S. 74) äußert ein Beamter: „Es unterliegt 



keinem Zweifel, daß im Verlust aller Rechte ein- 
schließlich der in langen Jahren gezahlten Beiträge 
eine Härte liegt, die oft genug bitter empfunden 
wird". Unzweifelhaft ist eine Bestimmung, welche 
zu einer oft bitter empfundenen Härte führt, mora- 
lisch anstößig. 

3. Für die moralische und juristische Bewertung 
der fraglichen Bestimmung ist es ohne Belang, daß 
der Arbeitgeber, für dessen Betrieb die Pensions- 
kasse errichtet worden ist, seinerseits der Kasse 
erhebliche, ja den Beiträgen aller Arbeiter gleich- 
kommende Zuwendungen macht, daß femer die 
Kasse seit ihrer Gründung beträchtliche Summen an 
Invaliden und Hinterbliebene von Arbeitern ent- 
richtet hat, und daß endlich bereits eine große Per- 
sonenzahl der Kassenleistimgen teilhaftig geworden 
ist. Diese in andern Hinsichten bemerkenswerten 
Tatsachen sind ohne Einfluß auf die in Frage 
stehende Würdigung der Rechtlosigkeit derjenigen, 
deren Mitgliedschaft zu Ende gegangen ist. 

4. ist eingewendet worden, es handle sich hier 
nicht um eine Spar-, sondern um eine Versicherungs- 
kasse. Der Beitritt zu solcher bilde einen aleatori- 
schen Vertrag, dessen Mißerfolg daher vom Beitreten - 
den getragen werden müsse. Für ,, Hoffnungen" gab 
er „gewisse Güter" hin, ihm ziemt nach Schiller 
„Resignation". Es bleibe dahingestellt, ob nicht 
die vorliegende Kasse so gestaltet ist, daß s i c 
wenigstens bei dem „aleatorischen Vertrage" nie- 
mals zu kurz kommt und ob solches zum Begriff 
des aleatorischen Vertrags paßt, aber sicherlich 
gehört das Aleatorische nicht zum Wesen einer 
Pensionskasse der vorliegenden Art, da es nicht 
wenige gibt, welche beschränkte oder unbeschränkte 
Rückzahlung gewähren. Die Pensionskasse der 
Gußstahlfabrik praktiziert die unbeschränkte Nicht- 
rückzahlung. Denn daß sie Wiedereintretenden unter 
Umständen die Zeit der frühem Mitgliedschaft 
anrechnet, ist Aufhebung des Beitragsverfalls zu- 
gunsten eines Mitglieds, nicht zugunsten eines 
Nichtmitglieds. Ebenso bleibt es bei der unbe- 
schränkten Nichtrückzahlung, auch wenn die Firma 
„wiederholt, besonders in Fällen, wo andauernde 
Krankheit die Veranlassung des Austritts war, 
Unterstützungen in ungefährer Höhe der geleisteten 
Mitgliedsbeiträge bewilligt". Das sind, wie sie der 
Jahresbericht der Kasse für 1906 richtig nennt, 
„Unterstützungen", also Geschenke, und Geschenke 
der Firma, nicht der Pensionskasse. 

5. Wenn weiter eingewandt wird, daß die 
Nichtrückzahlung der Beiträge eine „versicherungs- 



Digitized by 



Google 



40 



technische Notwendigkeit" sei, daß die „ganze 
Grundlage einer Arbeiterpensionskasse verschoben 
werde", wenn den Ausscheidenden ihre Beiträge 
zurückerstattet würden, namentlich angesichts des 
lebhaften Wechsels im Bestand der Mitgliedschaft: 
so ist ohne weiteres klar, daß mit diesem Argument 
der Verfall der Beiträge nicht verteidigt werden 
kann. Ganz abgesehen davon, daß es in der Tat 
Pensionskassen ohne den Verfall gibt, so daß nicht 
von der Notwendigkeit des Gegenteils zu sprechen ist, 
müßte in der Tat die Grundlage verändert werden, 
wenn sie in einem Punkte mit Eecht und Moral nicht 
im Einklang sein sollte. 

Schließlich ist gegenüber allen Einwänden bei 
der Beurteilung der vorausgesetzten Bestimmung 
Zweierlei nicht aus dem Auge zu lassen: 

1. daß die Versicherten Proletarier, d. h. mittel- 
los, daher auf ihren Arbeitsverdienst angewiesen 
und nicht bequem in der Lage sind, einen aleato- 
rischen Vertrag einzugehen, gegenwärtig ein Opfer zu 
bringen, um künftig einen Vorteil zu erlangen, dessen 
Erlangung unwahrscheinlich ist; 

2. daß der Beitritt immer und der Austritt 
oftmals unfreiwillig ist. Ist für den gewerblichen 
Arbeiter schon die Eingehung eines Arbeitsvertrags 
eine Notwendigkeit, so gesellt sich zu ihr hier noch 
die Notwendigkeit eines Beitritts zu einer Kasse, der 
mit fortlaufenden Ausgaben verbunden ist. Gewiß 
wird ihm damit eine Aussicht auf Fürsorge eröffnet, 
aber eine Aussicht, die er bezahlen muß, auch wenn 
sie sich nicht verwirklicht, und obwohl er weiß, daß 
sie ihm entschwinden kann. Auch dieses ließe sich 
hinnehmen, wenn das Entschwinden der Aussicht 
und der Verlust der Beiträge nur von ihm selber 
oder von Zufällen abhinge, in die sich zu schicken 
man gewöhnt wird. Aber in den Fall, nutzlose Opfer 
gebracht zu haben, kann das Kassenmitglied auch 
vom Arbeitgeber versetzt werden; es hat keine 
Macht, die Kündigung hintanzuhalten, wo des Ar- 
beitgebers Interesse sie gebietet. Wird der Arbeiter 
mit gänzlicher Einbuße seiner Beiträge der Mit- 
gliedschaft entkleidet, so gewährt es ihm keinen 
Trost, daß die verfallenen Beiträge Kameraden zu- 
gute kommen, und es muß ihm der Stachel zurück- 
bleiben, daß sein unfreiwilliger Verlust der Mitglied- 
schaft indirekt dem Arbeitgeber zum Vorteil gereicht, 
der ihn selbst der Mitgliedschaft entsetzt hat. 

Alles in allem ist hiemach zu sagen: Enthält 
das Statut einer Arbeiterpensionskasse, welches den 
Arbeitnehmern die Mitgliedschaft oktroyiert und 



mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses wieder 
nimmt, die Bestimmung unbedingten und gänzlichen 
Verlustes der Beiträge beim Aufhören der Mitglied- 
schaft, so ist dies eine Bestimmung, welche gegen 
die guten Sitten verstößt und daher nichtig ist. 

Wird diese Ansicht nicht geteilt und vielmehr 
mit dem Gewerbegericht Essen und mit dem Beklag- 
ten jene statutarische Bestinmiung als gültig ange- 
sehen, so fragt sich weiter, wie es mit der Gültigkeit 
des Arbeitsvertrags bestellt ist, der mit 
dem betrachteten Statut in Verbindung steht. 



Ungültigkeit der Lohnzahlung an die Kasse. 

Die Pensionskasse der Gußstahlfabrik der A. G. 
Fried. Krupp ist anerkanntermaßen eine juristische 
Person, wie denn auch ihr Statut in § 18 von ihr sagt: 
„Die Kasse kann unter ihrem Namen Rechte erwer- 
ben imd Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht 
klagen und verklagt werden". Sie ist nach dem 
Kxankenversicherungsgesetz § 86 als „besondere Pen- 
sionskasse mit Beitrittszwang" durch Statut vom 
22. Oktober 1884 ins Leben gerufen worden. Dieser 
Beitrittszwang äußert sich nicht bloß darin, daß 
nach § 1 alle in der Gußstahlfabrik gegen Lohn oder 
Gehalt beschäftigten Personen, welche der Kranken- 
kasse für die Gußstahlfabrik als versicherungspflich- 
tige Mitglieder angehören, berechtigt und ver- 
pflichtet sind; der Pensionskasse beizutreten; 
sondern noch vielmehr darin, daß die Mitglied- 
schaft beginnt mit dem Eintritt in die Beschäftigung 
auf der Gußstahlfabrik oder juristisch ausgedrückt: 
Die Mitgliedschaft in der Pensionskasse ist als 
Rechtsfolge geknüpft an den Abschluß eines gewerb- 
lichen Arbeitsvertrags mit der Gußstahlfabrik. 

Dieses Folgeverhältnis von Arbeitsvertrag und 
Mitgliedschaft wird dem Arbeitnehmer beim Ab- 
schluß des Arbeitsvertrags dadurch kimdgegeben, 
daß ihm bei diesem Anlaß eingehändigt wird das 
Statut der Pensionskasse, dessen Empfang er zu 
bescheinigen hat — das Statut, in welchem der 
erwähnte Zusammenhang aufgestellt ist. Daß andrer- 
seits die Mitgliedschaft erlischt mit dem Ausscheiden 
aus dem Dienste der Firma Fried. Krupp ist unter 
Nr. I angegeben worden. 

Bei diesen Zusammenfällen von Anfang und 
Ende des Arbeitsverhältnisses und der Mitglied- 
schaft könnte es sein Bewenden haben und der 
Vollzug des Arbeitsvertrags imd die Realisierung 
der Mitgliedschaft unabhängig voneinander ver- 
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laufen. Eß würde dann namentlich Sache der Kasse 
als Gläubigerin ihrer Mitglieder sein, von diesen 
die Mitgliedsbeiträge einzuziehen, und Sache der 
Arbeiter als Mitglieder aus ihrer Tasche die schul- 
digen Beiträge an die Kasse zu entrichten. 

Allein das Statut der Kasse sieht aus nahe- 
liegenden Gründen einon engem Verband zwischen 
Arbeitsverhältnis und Mitgliedschaft vor, indem es in 
§ 4 bestinmit: „Die Beiträge der Mitglieder werden 
von der Firma bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung 
in Abzug gebracht und innerhalb 14 Tagen an die 
Kasse vergütet." Und diese Bestimmung wird 
den Arbeitnehmern nicht bloß dadurch bekannt 
gemacht, daß ihnen gemäß der Arbeitsordnung § 2 
ein Exemplar des Statuts übergeben wird, sondern 
auch dadurch, daß die Arbeitsordnung in § 32 eine 
Bestimmung enthält, welche der Ausführung jener 
statutarischen Bestimmung dient mit den Worten: 
,,Bei der Lohnzahlung werden in Abzug gebracht: 
2. die Beiträge zu der Krankenkasse und zu der 
Pensionskasse der Gußstahlfabrik". 

Nach § 134c der Gew. 0. ist der Inhalt der Arbeits- 
ordnung, soweit er den Gesetzen nicht 
zuwiderläuft, für die Arbeitgeber und Arbei- 
ter rechtsverbindlich. Er bildet einen Bestandteil 
des Arbeitsvertrags. Es ist hier zu prüfen, ob die 
zitierte Bestimmung der Arbeitsordnung mit den 
Gesetzen im Einklang ist. Namentlich fragt sich, 
ob der Abzug der Beiträge zur Pensionskasse recht- 
lich zulässig ist. 

Vorab ist ohne lange Erörterung einzusehen, 
daß dieser Abzug unter keine der vier Kategorien 
von Abzug gehört, welche bei Lohnzahlungen 
an Arbeiter oft vorkommen, und von den Gesetzen 
mit den Namen „Aufrechnung", „Zurückbehal- 
tung", „Einbehaltung" und „Verwirkung" bezeich- 
net imd unterschieden werden.*) Denn von Aufrech- 
nung und Zurückbehaltung kann darum nicht die 
Rede sein, weil der Lohnschuldner (der Arbeitgeber) 
keinen fälligen Gegenanspruch gegen den Lohn- 
gläubiger (den Arbeitnehmer) hat, mit dem er den 
Lohnbetrag im Umfang des Kassenbeitrags auf- 
rechnen oder wegen dessen er solchen Betrag zurück- 
behalten könnte. Ebensowenig liegt ein Grund zu 
der Annahme vor, daß der Arbeitnehmer seine 
Lohnforderung im angegebenen Betrag verwirkt 
habe. Was die Einbehaltung anbelangt, so scheidet 
die gesetzliche aus, weil diese nur durch das Kran- 

*) Näheres in vier Kapiteln bei Lotmar, Der Arbeitsvertrag 
I 396—466. 



kenversicherungsgesetz § 53 und das Invalidenver- 
sicherungsgesetz § 142, § 131 eingeführt ist für die 
Beiträge, durch ersteres auch für das Eintrittsgeld, 
durch letzteres auch für die Kosten der Quittungs- 
karte. *) 

Der in der Arbeitsordnung vorgesehene Abzug 
der Beiträge zur Krankenkasse und zur Pensions- 
kasse gründet sich hinsichtlich der Krankenkasse 
auf das Krankenversichenmgsgesetz (§ 65 Abs. 3), 
während er hinsichtlich der Pensionskasse durch 
kein Gesetz begründet wird. Von Einbehaltung 
könnte daher nur im Sinne vertraglicher Einbehal- 
tung die Rede sein. Allein dieser Begriff kann hier 
darum nicht angezogen werden, weil die vertragliche 
Einbehaltung ein Provisorium ist, während Statut 
und Arbeitsordnung es auf einen definitiven Abzug 
absehen. Die Natur des Abzugs der Beiträge besteht 
vielmehr darin, daß gemäß § 4 des Statuts das 
Abgezogene vom Arbeitgeber namens des Arbeit- 
nehmers an die Pensionskasse gezahlt wird. Hierzu 
ist der Arbeitgeber nicht durch das Gesetz, auch 
nicht durch das Statut berechtigt, vielmehr soll er 
hierzu durch die Arbeitsordnung und den auf Grund 
derselben geschlossenen Arbeitsvertrag berech- 
tigt werden. Juristisch ausgedrückt: Es wird 
in dem auf Grund der Arbeitsordnung § 32 geschlos- 
senen Arbeitsvertrage vom Arbeitnehmer dem Ar- 
beitgeber Auftrag und Vollmacht erteilt, die Lohn- 
schuld in dem Betrage, welcher der Kassenbeitrags- 
pflicht des Arbeitnehmers entspricht, dadurch zu 
tilgen, daß er jenen Betrag dem Gläubiger des 
Arbeitnehmers, der Pensionskasse, zahlt. Der Ar- 
beitgeber soll nicht direkt, sondern indirekt an 
den Arbeitnehmer zahlen; indirekt, indem er für 
Rechnung seiner Lohnschuld eine Schuld des Arbeit- 
nehmers bezahlt. Dieser, schon den Römern geläu- 
fige Hergang ist eine Alltäglichkeit. Aber wenn 
diese Anweisung*) durch einen Lohnarbeiter „zum 
Zweck der Befriedigung eines Gläubigers", wie hier 
der Fall, und im voraus, d. h. vor Ablauf des Zahl- 
tages, erfolgt, so ist sie nach § 2 des Lohnbeschlag- 
nahmegesetzes „ohne rechtliche Wirkung".*) 

Das ist zum Überfluß imd. um jeden Zweifel 
auszuschließen, außerdem auch um der strafrecht- 
lichen Sanktion des § 148 Nr. 13 Anknüpfung 

>) Vgl. Lotmar. a. a. O. S. 433, 434. 

') Im heutigen Sinn (Windscheid-Kipp, Pandektenrecht II 
§ 412), wenn auch nicht in dem des B.G.B. (a. a. O. II, 814). 

*) § 2 Abs. 2: „Soweit nach diesen Bestimmungen (nämlich 
des § 1) die Beschlagnahme unzulässig ist, ist auch jede Ver- 
fügung durch Cession, Anweisung, Verpfändung oder ein anderem 
Rechtsgeschäft ohne rechtliche Wirkung*'. 
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zu geben, auch noch einmal in Gewerbeordnung 
§ 115a verfügt worden mit den Worten: „Lohn- 
zahlungen .... dürfen an Dritte nicht erfolgen auf 

Grund von Rechtsgeschäften welche nach § 2 

des Gesetzes, betreffend die Beschlagnahme des 
Arbeits- oder Dienstlohns, vom 21. Juni 1869 
rechtlich unwirksam sind". Der auch im vorliegen- 
den Falle zutreffende rechtspolitische Grund dieser 
Bestimmung ist bekannt und braucht daher hier 
nicht entwickelt zu werden. *) 

Einen dem unsem gleichstehenden Fall hat 
das Reichsgericht durch Urteil vom 13. Juni 1895 
entschieden (Reger, Entscheidungen XVI, 28). Der 
dortige Fall ist von dem hiesigen nur darin verschie- 
den, daß dort dem Gläubiger des Arbeitnehmers die 
Anweisung oder Vollmacht zur Erhebung des Geldes 
beim Arbeitgeber, hier umgekehrt dem Arbeitgeber 
zur Zahlung an den Gläubiger erteilt wird. Dieser 
Unterschied ist für die Ungültigkeit der Anweisung 
ohne Belang. 

Die zitierte Bestimmung des Lohnbeschlag- 
nahmegesetzes ist unabdingbar oder zwingend, da 
sie nach § 2 Abs. 2 in den Bereich des § 1 fällt und 
von § 1 in § 2 Abs. 1 gesagt wird : „Die Bestimmungen 
des § 1 können nicht mit rechtlicher Wirkung durch 
Vertrag ausgeschlossen oder beschränkt werden". 

Die Ungültigkeit der Arbeitsordnung, ,, soweit 
sie den Gesetzen zuwiderläuft", nämlich den Abzug 
der Beiträge zur Pensionskasse zuläßt, wird natür- 
lich nicht dadurch beseitigt, daß die Arbeitsordnung 
nach Gewerbeordnung § 134e „der untern Verwal- 
tungsbehörde" eingereicht und von dieser nicht 
beanstandet worden ist. Die Verwaltungsbehörde 
kann nicht zwingende Gesetze außer Kraft setzen. 
Übrigens fehlt es auch sonst nicht in Arbeitsord- 
nungen an gesetzwidrigen Bestimmungen, welche 
von den Grewerbeinspektoren manchmal gerügt, 
manchmal übersehen werden, ohne daß dafür diese 
Beamten ein Vorwurf trifft. Die Ungültigkeit der 
vom Arbeitnehmer dem Arbeitgeber erteilten Anwei- 
sung wird nicht durch Bestätigung seitens des 
Arbeitnehmers gemäß B. G. B. § 141 aufgehoben. 
Denn 

1. kann nicht die durch Abschluß des Arbeits- 
vertrags generell, d. h. ein für allemal für alle 
künftigen Zahlungen erteilte Anweisung durch die 



^) Die zitierte Bestimmung der Gew. 0. ist selbstverständlich 
mit den übrigen, namentlich § 117, im Einklang, wie noch unter 
Nr. III vorkommen wird. 



Annahme einer einzelnen verkürzten Zahlung bestä- 
tigt werden; 

2. kann die Annahme einer verkürzten Zahlung 
nicht als Bestätigung einer frühem Verkürzung 
betrachtet werden, da der Wille des Empfängers 
offenbar nur auf die jetzt erfolgende und nicht auf 
eine frühere Zahlung gerichtet ist; und 

3. weil eine solche Deutung der Zulassung einer 
Umgehung des Gesetzes gleichkommen würde. 

Die Ungültigkeit der vom Arbeiter erteilten 
Anweisung zur Zahlung an die Kasse für Bechnung 
seiner Lohnforderung bedeutet, daß des Arbeitgebers 
Lohnschuld im abgezogenen Betrage trotz Zahlung 
an die Kasse stehen geblieben ist. Der Arbeit- 
nehmer kann daher die auch aus keinem andern 
Grunde gültig abgezogenen Beträge noch jetzt 
fordern. Ob dann der Arbeitgeber seinerseits gegen 
die Kasse Regreß nehmen könne, ist keine hierher 
gehörige Frage. Der besagte Lohnanspruch des 
Arbeiters kann auch nicht, wie der Vertreter des 
Arbeitgebers meint, durch den Einwand der Ver- 
jährung zurückgeschlagen werden. Denn wenn- 
gleich des Arbeitnehmers Einverständnis mit seiner 
Befriedigung durch Zahlung an seinen Gläubiger 
ungültig ist, so war er doch damit einverstanden, daß 
der Arbeitgeber ihm jetzt nicht, zur 2feit der Fällig- 
keit, den vollen Betrag zahle, mit andern Worten, 
er war mit einer Stundung einverstanden. Ein 
solches Einverständnis ist rechtlich zulässig. Nach 
B. G. B. § 202 ist aber die Verjährung gehemmt, 
solange die Leistung gestimdet ist. 

Die im vorstehenden begründete Fortdauer 
der Lohnforderung, soweit sie nicht durch direkte 
Zahlung an den Arbeitnehmer getilgt worden ist, 
ist, wie man sieht, völlig unabhängig davon, ob im 
Statut der Pensionskasse die Nichtrückzahlung der 
Beiträge beim Ende des Arbeitsverhältnisses imd 
der MitgUedschaft verfügt ist oder nicht, und ob 
solche Verfügung gültig ist oder nicht. 

m. 

Keine Ausnahme nach Oew. 0. § 117. 

Nach Gewerbeordnung § 115 sind die Gewerbe- 
treibenden verpflichtet, „die Löhne ihrer 
Arbeiter in Reichswährung zu berechnen und bar 
auszuzahlen". Diese Bestimmung gilt selbstver- 
ständlich für die ganzen Löhne, sie gestattet nicht, 
den Lohn teilweise bar auszuzahlen und zum 
andern Teil dem Arbeiter nicht bar zukommen zu 
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lassen. Wird dem Arbeiter teilweise bar ausgezahlt 
und teilweise dadurch der Lohn entrichtet, daß ihm 
statt des übrigen Teils eine Anwartschaft gegenüber 
einer Pensionskasse gewährt wird, so entspricht 
solches nicht dem § 115. In Wirküchkeit erhalten 
die Arbeiter der Gußstahlfabrik 2V2 *^/o ibres Lohnes 
nicht bar ausgezahlt, sondern statt dieses Lohnteils 
eine bedingte Anwartschaft auf eine Pension nach 
Umfluß einer Reihe von Jahren. 

Vom Gebot der Barzahlung machen die Gesetze, 
nämlich außer der Gewerbeordnung selbst das 
Kranken- und das Livalidenversicherungsgesetz, 
Ausnahmen, indem sie gewisse Anrechnungen auf 
den Lohn oder gewisse Abzüge vom Lohn gestatten. 
Abzüge zugunsten einer Pensionskasse sind in kei- 
nem Gesetze genannt. Auch gestattet das Gesetz 
für die Regel keine private Abdingung des § 115. *) 
Wohl aber läßt die Gewerbeordnung in § 117 Abs. 2 
ausnahmsweise solche private Abdingung indi- 
rekt dadurch zu, daß sie für nichtig erklärt die 
Verabredungen zwischen den Gewerbetreibenden 
und den Arbeitern „über die Verwendimg des Ver- 
dienstes zu einem andern Zwecke, als zur Betei- 
ligung an Einrichtungen zur Verbesserung der Lage 
der Arbeiter oder ihrer Familien". Damit sind für 
gültig erklärt die Verabredungen über die Verwen- 
dung des Verdienstes zurBeteiligung an Einrichtimgen 
zur Verbesserung der Lage der Arbeiter oder ihrer 
Familien, auch wenn durch den Voll- 
zug solcher Verabredungen die durch 
§ 115 vorgeschriebene Barzahlung 
hintangehalten wird. 

Es fragt sich nun, ob die durch die Arbeitsord- 
nung § 32 begründete Abrede über den Abzug von 
Beiträgen an die Pensionskasse eine der in der 
Gewerbeordnung § 117 ausnahmsweise zugelassenen 
Verabredungen realisiert und ob sie danach trotz 
§ 115 gültig ist. Die Gültigkeit ist aus zwei Gründen 
zu verneinen: 

1. Das Reichsgericht sagt in dem oben angezo- 
genen Urteil sehr richtig: „Der § 117 Gewerbeord- 
nung bezieht sich dem Wortlaute wie dem Sinne 
nach ausschließlich auf § 116 Gewerbeordnung, wie 
letztere Norm schon vor dem Gesetze vom 1. Juni 
1891 bestand", durch welches erst der unter II 
besprochene § 115a in die Gewerbeordnung gesetzt 
wurde. Und weiter sagt das Reichsgericht: „Indem 
dieser neu eingeschaltete § 115a ohne jede Ausnahme 
noch Einschränkung Lohnzahlungen an Dritte auf 



*) Qewerbeordnang § 117: 
widerlaufen, sind nichtig". 



».Verträge, welche dem § 115 zu- 



Grund von durch das Gesetz vom 21. Juni 1869 für 
wirkungslos erklärten Rechtsgeschäften verbietet, 
ist bei Anwendung des § 115a der Gewerbeordnung 
grundsätzlich nur zu prüfen, ob die rechtliche 
Wirkungslosigkeit nach Maßgabe dieses 
Gesetzes vom 21. Juni 1869 besteht oder nicht. 
Besteht sie hiemach schon, dann ist es gleichgültig, 
ob es sich gleichzeitig um eine nach § 117 Gewerbe- 
ordnung nichtige Verabredung handelt, oder wie 
man hinzufügen muß, um eine nach § 117 Abs. 2 
gültige Verabredung, mit andern Worten: Nach 
Aufnahme des § 115a können die durch § 117 Abs. 2 
zugelassenen Ausnahmen nur soweit gelten, als sie 
mit § 115a verträglich sind. Daß Bimdesrat und 
Reichstag bei Aufnahme des § 115a eine andre 
Ansicht und Absicht hatten^), ist im Gesetz 
selbst nicht zum Ausdruck gekommen 
und daher für die Auslegung eines klaren Textes 
unverbindlich. ®) 

Nach § 117 in Verbindung mit § 115a ist dem- 
nach die Verabredung über Verwendung des Ver- 
dienstes zur Verbesserung der Arbeiterlage nur 
insoweit gültig, als die Verwendung nicht in einer 
Zuwendung an einen Gläubiger des Arbeiters besteht, 
und aei der Gläubiger auch ein solcher, der für 
das Zugewandte dem Arbeiter Vorteile in Aussicht 
stellt. Nach § 117 kann also der Arbeitgeber dem 
Arbeiter die Pflicht auferlegen, daß dieser selber 
seinen Verdienst zu bewußtem Zweck verwende. 
Und er kann sich das Recht ausbedingen, seinerseits 
den Arbeitsverdienst zu solchem Zweck zu ver- 
wenden. Er kann sich aber nicht das Recht ausbe- 
dingen, den Verdienst zur Befriedigung irgend eines 
Gläubigers des Arbeiters zu verwenden und wäre 
dies gleich ein Wohlfahrtsgläubiger. Es soll eben 
ein für allemal dem Arbeiter vorbehalten bleiben, 
seinen dritten Gläubiger selber aus dem von ihm 
empfangenen Lohne zu befriedigen, insofern gilt 
hier „beneficia non obtruduntur". In unserm Fall 
verstößt daher das Verhalten des Arbeitgebers gegen 
G. 0. § 115, da der Hinweis auf die durch § 117 vor- 
behaltene Ausnahme nicht zutrifft, weil diese sich 
hier nicht innerhalb der imüberschreitbaren Grenzen 



^V Stenographischer Bericht über die Verhandlungen des 
Reichstags 1890/91 IV, 2806. 

*) Man maß sich daher dem Reichsgericht anschließen, wenn 
es am Ende des zitierten Urteils sagt: „Erwägt man» was oben 
über die Beziehung des § 117 zum § 115 Gew. O. gesagt ist, so 
muß schon auf dem Boden des Zivilrechts für ausgeschlossen 
gelten, daß § 117 Gew. O. etwa das Gesetz vom 21. Juni 1869 hätte 
einschränken wollen", also daß § 116a dem § 117 vorgeht. Noch 
weiter geht in der Einschränkung des § 117 Burchardt, Die Rechts- 
verhältnisse der gewerblichen Arbeiter. S. 30. 
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des § 115a hält. Für dieses Kesultat ist es offenbar 
gleichgültig, ob die Rückzahlung der Beiträge durch 
das Kassenstatut zugelassen ist oder nicht, und ob 
die Nichtzahlung zulässig ist oder nicht. 

2. Der zweite Grund, aus dem die Ausnahme des 
§ 117 Abs. 2 hier nicht vorliegt, ist der, daß die in 
Bede stehende Pensionskasse im Sinne des Ge- 
setzes nicht eine „Einrichtung zur Verbesserung der 
Lage der Arbeiter oder ihrer Familien" ist. Gewiß ist 
sie das in der Absicht ihrer Gründer und des Arbeit- 
gebers als Spenders von 100 Vo der Arbeiterbeiträge. 
Allein für das Gesetz kommt es nicht auf die Absicht, 
sondern auf die Wirklichkeit an. In Wirklichkeit 
bildet nur das eine Einrichtung zur Verbesserung 
der Lage der Arbeiter oder ihrer Familien, was 
wenigstens der Mehrheit zum Besten gereicht. 
Allein wenn man nicht schon das eine Lageverbesse- 
rung nennen darf, daß jemand statt baren Geldes 
eine in weiter Feme stehende und dazu prekäre 
Anwartschaft auf eine Zahlung erlangt, was aller- 
dings a 1 1 e n in den Betrieb eintretenden Arbeitern 
zuteil wird, so muß die Verbesserung verneint wer- 
den. Denn die Erlangung einer Pension wird weder 
allen noch der Mehrzahl, sondern nur der Minder- 
zahl zuteil. Die Mehrzahl der durch das Arbeits- 
verhältnis zur Mitgliedschaft gelangten Arbeiter 
verlieren vor Ablauf der Wartezeit mit dem Ende 
des Arbeitsverhältnisses die Mitgliedschaft und die 
Aussicht auf eine Pension. Den schriftlichen Aus- 
führungen des Vertreters der Beklagten, Herrn 
Justizrat Wandel, ist zu entnehmen, daß im letzten 
Jahre (1906) bei einer durchschnittlichen Arbeiter- 
zahl von 32 698 Mann 14 340 aus dem Betrieb aus- 
schieden imd 15 251 eintraten. Von den ausschei- 
denden aber hatten 13 524 eine Dienstzeit von 
weniger als 5 Jahren. Darf man annehmen, daß 
ungefähr Gleiches von der Zahl imd von der Dienst- 
zeit der Jahr um Jahr Ausscheidenden zu sagen ist, 
so befindet sich neben einem Stamm in das pensions- 
fähige Dienstalter aufsteigender Arbeiter eine weit 
überwiegende Masse, die dieses Ziel nicht erreichen. •) 
Und im Hinblick auf diese Masse bildet die Pensions- 
kasse, zu der auch sie beitragen, ohne Pension zu 
erlangen, sicherlich keine Einrichtung zur Ver- 
besserung der Arbeiterlage. Auch dies gilt unab- 
hängig von der Frage, ob die Rückzahlung der 

*) Jeidelfl» Die Methoden der ArbeitereDtlöhnnng in der 
rheiniBoh-westfälisohen Eisenindustrie (1907) S. 236: „Krupp rechnet 
auf oiroa 30000 Arbeiter rund 1000 auf normalem Weg durch 
Tod oder Pensionsberechtigung ausscheidende". Diese Zahl 
wird für 1906 von Herrn Justizrat Wandel nur mit 371 an- 
gegeben. 



Beiträge stattfindet oder nicht. Werden sie zurück- 
bezahlt, so bekommt der Arbeiter nur die Summe 
wieder, die er eingezahlt hat, was keine Verbesserung 
ist. Denn inzwischen hat er an jedem Zahltage 
2^/2^/0 ^^ verdienten Lohnes vermissen müssen, 
und diese Entbehrung wird auch nicht, wie bei einer 
Sparkasse, durch Zins entgolten. Werden aber die 
Beiträge nicht zurückgezahlt, so kann natürL'ch 
erst recht nicht von Verbesserung der Lage die Rede 
sein. Denn dann entgehen den nicht zum Pensions- 
recht gelangenden Arbeitern, und dies ist die Mehr- 
zahl, die Beiträge nicht bloß dilatorisch, sondern 
peremtorisch, für jetzt und für immer. ^®) Ebrgibt 
sich aus alledem, daß die für die Pensionskasse 
gemachten Lohnabzüge nicht durch die exzeptio- 
nelle Gültigkeit gedeckt werden, welche nach G. O. 
§ 117 Abs. 2 Verabredimgen über Verwendung des 
Verdienstes zur Beteiligung an Einrichtimgen zur 
Verbesserung der Lage der Arbeiter und ihrer Familien 
zukommt, so bleibt es bei der Regel des § 117 Abs. 1. 
Die auf die Arbeitsordnung gegründete Grewährung 
von Lohnabzügen für die Pensionskasse ist daher 
als ein dem § 115 zuwiderlaufender Vertrag nichtig, 
und nach § 116 können Arbeiter, deren Forderungen 
in einer dem § 116 zuwiderlaufenden Weise berichtigt 
worden sind, „zu jeder Zeit Zahlung nach Maßgabe 
des § 116 verlangen". 

IV. 
Partielle Ungültigkeit des Arbeitsvertrags. 

Ist im vorausgehenden die Begründung der 
Klage dem Text der Gewerbeordnung entnommen 
und das Verfallen der Beiträge nicht oder nur neben- 
her berücksichtigt worden, so muß nun noch gerade im 
Hinblick auf diese Verfassung der Kasse und unab- 
hängig von jenem Texte untersucht werden, ob das 
vom Lohne für die Kasse Abgezogene nachgefordert 
werden kann. Es ist dabei auszugehen von der 
über das Äußerste hinaus durchgeführten Verschrän- 
kung des Arbeitsverhältnisses mit der Mitglied- 
schaft, wodurch der Arbeitsvertrag denaturiert, 
die Kündigungsfreiheit des Arbeiters geschmälert 
und die Parität der Parteien hinsichtlich der Kündi- 
gung des Arbeitsverhältnisses gegen den Greist der 
Reichsgesetze zerstört wird, endlich dem Verstoß 
gegen die guten Sitten Tür und Tor soweit geöffnet 
sind, daß die populärsten Moralsätze mit Füßen 
getreten werden. 

^*) Vgl. auch Flesch, Wohlfahrtseinrichtungen für Arbeiter 
und deren Familien in Weyl, Handbuch der Hygiene 4. Supplement- 
band (1904) S. 612, 613. 
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1. Wohl verträgt es sich mit der Natur des 
Arbeitsvertrags, daß seine Eingehung die Mitglied- 
schaft bei der Pensionskasse und seine Auflösung 
das Ende dieser Mitgliedschaft nach sich ziehe, daß 
der Mitgliedsbeitrag sich nach dem Arbeitslohn 
richte, soweit dieser nicht 6^/3 Mark pro Tag oder 
2 000 Mark pro Jahr übersteigt und daß er dem 
verdienten Lohn entnommen werde. Auch dagegen 
ist vom Standpunkt des Arbeitsvertrags nichts 
einzuwenden, daß die Summe der Beiträge wächst 
mit der Dauer der Vertragszeit, daß erst nach ihrer 
15- oder 20jährigen Dauer bei Invalidität das 
Pensionsrecht erworben wird und die Unterschei- 
dung dieser Fristen an der Art der Arbeit hängt, 
daß die Höhe der Pension sich nach dem durch- 
schnittlichen Arbeitsverdienst der drei letzten 
Dienstjahre richtet und daß sie nicht schlechthin 
für das Jahr, sondern nur für 300 Arbeitstage des 
Jahres bezahlt wird; alles dieses ist, trotz mancher 
Härte, mit der Natur des Arbeitsvertrags verein- 
bar und zum Teil nicht ohne Gegenstück in der 
öffentlichen Versicherung; aber schlechthin ver- 
ändert wird die Natur des Arbeits- 
vertrags, wenn der Arbeiter mit dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses nicht bloß die Kassenmit- 
gliedschaft, sondern auch stets und gänzlich alle 
bis dahin gezahlten Beiträge zugunsten der Kasse 
einbüßt, und von diesem Geschick wird die Mehr- 
zahl der Arbeitsverträge betroffen. Daß hiermit 
wirklich etwas der Natur des Arbeitsvertrags Wider- 
streitendes vorliegt, ist auch bei kurzer Betrachtung 
unverkennbar. Denn ist der Arbeiter wegen seiner 
Besitzlosigkeit auf das Einkommen aus dem Arbeits- 
vertrag angewiesen, das ihm doch nach der geltenden 
Arbeiteverfassung nur die Lebensnotdurft zu bieten 
vermag, so bedeutet die Preisgabe von 2^/2% dieses 
Einkommens einen ihn schwer treffenden Verlust. 
Durch den vorliegenden Arbeitsvertrag wird er nun 
nicht bloß in die normale Lage gebracht, mit harter 
Arbeit eine Einnahme zu erwerben, sondern auch 
in die abnorme Notwendigkeit versetzt, sich einen 
Verlust gefallen zu lassen. Was er so vermöge des 
Arbeitsvertrags von seiner Einnahme verschleudern 
muß, sieht er überdies einem Zwecke zugute kom- 
men, dem er mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses 
entfremdet wird, ja, da das Ende in Sicht steht, 
schon anfänglich fremd ist. Jedenfalls befindet er 
sich am Ende des Arbeitsverhältnisses vor der 
Tatsache, daß er nicht bloß im Dienst des Arbeit- 
gebers, sondern auch im Dienst der Kasse gestanden 
hat, und daß er nicht bloß für sich und die Seinigen, 



sondern auch für die ihn nicht mehr angehende 
Kasse hat schaffen müssen. Denn daß er wirklich 
mit seinem Abgange die Kasse bereichem hilft, ist 
eine zahlenmäßige Gewißheit. ^^) Und nicht minder 
sicher ist, daß ein solches Mißgebilde von Arbeits- 
verhältnis für den praetendierten Versicherungs- 
zweck nicht vonnöten ist, wie nicht bloß durch viele 
private Anstalten, sondern auch durch die staatliche 
Invalidenversicherung bewiesen wird, wo für eine 
Reihe von Fällen die Rückerstattung der Hälfte der 
Beiträge Rechtens ist.'^) 

Nach alledem muß es einleuchten, daß durch 
die geschilderte Zusammenkopplimg von Arbeiter- 
interesse und Kasseninteresse, welche für die Mehr- 
heit der Arbeiter in verschiedenen Richtungen 
gehen, durch diese zunehmende Besteuerung des 
Arbeiters auf Grund des Arbeitsvertrags, derArbeits- 
vertrag mit einem ihm fremden Element versetzt 
und hierdurch verunstaltet wird. 

2. Die Einbuße mit dem Ende des Arbeitsverhält- 
nisses greift Platz, nicht bloß ohne Rücksicht auf 
die Zeit, sondern auch ohne Unterschied des Grundes 
seiner Endigung, und namentlich ist es für jene 
Einbuße völlig gleichgültig, ob das Ende durch den 
Arbeitgeber oder den Arbeiter herbeigeführt wird. 
Da aber die mit dem Ende verbundene Einbuße nur 
den Arbeiter und niemals den Arbeitgeber trifft, 
so wird mit der Endigung des Arbeitsverhältnisses 
nur bei der einen Partei ein wirtschaftliches 
Interesse verknüpft, welches die sonstige gesetzliche 



^^) Aus der Tabelle in Schriften des Vereins für Sozialpolitik 
Band 114 S. 146 ergibt sich für die 6 Jahre 1895 bis 1901, daß 
bei Vergleiohung der Pensionssiunmen, die von der Kruppschen 
Kasse bezahlt wurden, mit den Einnahmen aus Arbeiterbeitragen, 
Zinsen, verfallenen Lehrlingslöhnen, nicht erhobenen Rabattbe- 
trägen, aber ohne die Beitrage des Arbeitgebers, ein Überschuß 
aus Arbeitermitteln erzielt wurde, der sich fürs Jahr zwischen 
40371 und 336097 JH bewegt und durchschnittlich 19Ö281 A be- 
tragen hat. (Anm. d. Heraus g.: Die hier zitierte Tabelle 
ist unrichtig und irreführend. Denn 1.) ist es unzulässig, einen 
„Überschuß ' derart herauszurechnen, daß man als einzige Auf- 
gabe der Einnahmen die Deckung der zur gleichen Zeit fäUigen 
Pensionen ansieht, wobei die sonstigen Ausgaben wie Ärzte- 
honorar u. dgl. und vor allem auch Rücklagen gänzlich 
außer acht gelassen werden. Es liegt auf der Hand, daß eine 
Pensionskasse ohne erhebliches Vermögen den Mitgliedern keiner- 
lei Sicherheit bieten könnte, da sie ja, wenn sie eines Tages 
aufgelöst würde, sofort auch ihre Zahlungen einstellen müßte. 
2.) rechnet jene Tabelle zum „Überschuß aus Arbeitermitteln" 
auch die gesamten Zinseinnahmen, obwohl das Vermögen der 
Pensionskasse zum großem Teil aus Leistungen der Firma ent- 
standen ist. 3.) verschwindet der angebliche Überschuß der Ein- 
nahmen aus Arbeitermitteln, sowie die Tabelle für die Jahre 
nach 1901 weitergeführt wird; vgl übrigens ob^n S. 24—25.) 

") Rückerstattung wegen Verheiratung, wegen Bezugs cimr 
Unfallrente, im TodesfalL Invalidenversicherungsgesetz §§ 42 — 44. 
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Gleichstellung der Parteien über den Haufen wirft 
und einerseits die Bewegungsfreiheit des Arbeiters 
beschränkt oder aufhebt, und andrerseits dem Arbeit- 
geber eine Waffe gegen den Arbeiter in die Hand 
gibt. 

Denn die Fesselung des Arbeiters anlangend, ist 
das, was die Arbeitsordnung in § 4 bestimmt: ,,Das 
durch die Annahme (des Arbeiters) begründete 
Dienstverhältnis kann .... durch Kündigung mit 
14tägiger Frist gelöst werden, welche jedemTeile 
f r e i s t e h t." zwar rechtlich völlig richtig, aber 
tatsächlich gänzlich unrichtig, denn es läßt sich 
vom Arbeitnehmer nicht mehr sagen, daß er frei 
kündigen könne, wenn er dies nur mit Verlust seiner 
Beiträge zu tun vermag. 

Das bedeutet für ihn eine Fessel, deren hem- 
mendes Gewicht wächst mit der Vertragszeit, weil 
mit dieser die Summe der Beiträge zunimmt. Er 
ist hierdurch ebenso behindert, wie wenn auf seine 
Kündigung eine Konventionalstrafe ge- 
setzt wäre; aber während die Vertragsstrafe nur 
verfällt, wenn der Schuldner „seine Verbindlichkeit 
nicht oder nicht in gehöriger Weise erfüllt (B. G. B. 
§ 339)", verfallen die Beiträge des Arbeitnehmers, 
wenn er von seinem Kündigungsrechte Gebrauch 
macht, womit er doch Niemandem ein Unrecht tut. 
Zeigt so sich schon bei der ordentlichen, d. h. befri- 
steten, 14tägigen Kündigung eine Beschränkung 
oder Aufhebung der Bewegungsfreiheit, wenn man 
an den Arbeiter denkt, der sich verbessern, die 
Konjunktur benützen, seine Arbeitskraft ander- 
wärts höher verwerten möchte, so ist die Fessel noch 
einschneidender oder drückender, wenn ein Fall 
gegeben ist, wo der Arbeiter zur außerordentlichen, 
der unbefristeten, Kündigung berechtigt ist. Auf 
die von der Gewerbeordnung vorgesehenen Fälle 
dieser Art verweist die Arbeitsordnung in § 4. Ein 
solcher liegt z. B. vor, wenn ein Vertreter des 
Arbeitgebers, etwa ein Meister, sich eine Tätlichkeit 
oder grobe Beleidigung gegen den Arbeitnehmer zu- 
schulden kommen läßt. Der Arbeitnehmer kann 
deswegen den Dienst sofort verlassen, aber nur mit 
Verlust der Kassenbeiträge. Will er sich diese er- 
halten, so muß er das Arbeitsverhältnis fortsetzen, 
in dem er den Schimpf erlitten hat. Sehr bemerkens- 
wert ist ferner der § 12 der Arbeitsordnung in der 
Fassung des Nachtrags von 1899. Wenn wegen 
Arbeitsmangels oder Betriebsstörungen Schichten 
ausfallen oder die Arbeitszeit eingeschränkt wird, 
so wird zwar für solche Unterzeit kein Lohn gezahlt, 
aber falls die Unterbrechung oder Einschränkung 



mehr als zwei Tage hintereinander, oder mehr als 
drei Tage in einer 14tägigen Lohnperiode betragt, 
„so ist der Arbeiter berechtigt, die Arbeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist aufzukündigen'', 
d. h. er darf, nachdem er zwei oder drei Tage ohne 
Verdienst geblieben ist, nun auch noch ohne die ge- 
zahlten Beiträge abgehen. Die unbefristete Kün- 
digung, wo für die Regel befristete besteht, bildet 
einen vom Gesetz den Arbeitern gewährten Not- 
ausgang, ein solcher darf aber nicht barrikadiert 
oder nur für G«ld passierbar sein. 

Der Arbeitgeber seinerseits ist nicht nur von 
der Fessel frei, die den Arbeitnehmer drückt, so daß 
jenem die ordentliche Kündigung auch tatsächlich 
freisteht, sondern es geht auch die Ungleichheit 
folgerichtig weiter. Denn der Arbeitgeber kann den 
Arbeiter nicht bloß des Arbeitsverhältnisses ent- 
setzen, sondern ihm auch durch die begleitende 
Einbuße der Beiträge zugleich einen Vermögens- 
verlust zufügen. So gestaltet sich die nämliche 
Einrichtung für den einen zur Fessel und für den 
andern zur Waffe. Und diese ist in der Hand des 
Arbeitgebers um so gefährlicher, als ihm die unbe- 
fristete Kündigung teils durch das Gesetz, teils 
durch die Arbeitsordnung in d r e i Mal mehr Fällen 
eingeräumt ist, als dem Arbeitnehmer. Denn 
während dieser nach Gewerbeordnung § 124 in 
5 Fällen und nach dem zitierten § 12 der Arbeits- 
ordnung in einem Fall unbefristet kündigen kann, 
hat der Arbeitgeber dieses Recht nach der Gew. O. 
§ 123 in 8 und nach der Arbeitsordnung in weitem 
10 Fällen. 13) 

Die doppelte Ungleichheit, daß der Arbeit- 
geber ohne, der Arbeitnehmer nur mit einem Ver- 
mögensverlust kündigen kann und daß des Arbeit- 
nehmers Kündigung dem Arbeitgeber keinen, aber 
umgekehrt des Arbeitgebers Kündigung dem Arbeit- 
nehmer einen Vermögensverlust zufügt, ist um so 
bedenklicher, als diese Einrichtimg im Arbeitsver- 
trag nicht ausdrücklich vorgesehen ist, sich erst 
indirekt aus der Kassenmitgliedschaft ergibt, die 
durch den Arbeitsvertrag begründet wird, also so- 
zusagen automatisch und geräuschlos funktioniert. 

Und wie verhält sich zu dieser Imparität der 
Parteien das Gesetz? Gewiß wird durch den Text 
keines Reichsgesetzes diese Ungleichheit ausdrück- 
lich ausgeschlossen. Aber deutlich und nachdrück- 
lich wenden sich die Reichsgesetze gegen eine andre 
Imparität, welche zwar mehr in die Augen fallend, 

») Arbeitaordnimg H 6, 7, 14, 18, 19, 20, 21, 22, 27, 31. 
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aber oft lange nicht so drückend ist als die vorlie- 
gende. Wo die Reichsgesetze die befristete Kündi- 
gung beiden Parteien verleihen, setzen sie für beide 
gleiche Kündigungsfrist, und wo sie Abweichung von 
der gesetzlichen Frist gestatten, verlangen sie unver- 
brüchlich, daß solche vertragsmäßige Kündigungs- 
frist für beide Teile gleich sei. ^*) Gewiß muß man 
danach sagen, daß eine flagrante, einschneidende 
Verletzung der Gleichheit im Kündigungsrecht, wie 
sie geschildert wurde, dem Geiste der Reichsgesetz- 
gebung konträr ist. Die Gleichheit der Kündi- 
gungsfrist entspricht in der Regel den guten Sitten. 
Dieses Stück Moral ist speziell vom Gesetze rezipiert 
worden. Indem es aber überdies generell verlangte, 
daß die Rechtsgeschäfte nicht gegen die guten 
Sitten verstoßen, hat es eine rechtliche Handhabe 
geschaffen, auch andre die Billigkeit, die Moral ver- 
letzende Ungleichheiten der Kündigung auszu- 
schließen. 

Bei der Beratung des sogenannten Arbeiter- 
schutzgesetzes im Reichstag (1890/91) war davon 
die Rede, daß, wo Arbeitern vom Arbeitgeber 
Wohnungen überlassen sind, häufig die Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses auch die Kündigung des 
Mietsverhältnisses bedeutet, was für den Arbeiter 
mit Unbequemlichkeit und mit Ausgaben, aber doch 
nicht mit einem Geldverlust verbunden ist. Und 
damals äußerte der Abgeordnete Hitze ^*): „So z. B. 
finde ich es hart, wenn in demselben Augenblick, 
wo der Arbeiter entlassen wird, er auch die Wohnimg 
räumen muß, und im Bezirk Essen ist z. B. ein 
gerichtliches Erkenntnis dahin ergangen, daß eine 
solche Bestimmung unmoralisch und, weil contra 
bonos mores, nicht bindend sei". 

Verstößt es aber weniger gegen die guten Sitten, 
wenn der Arbeiter, wie in unserm Falle, beim Ende 
des Arbeitsverhältnisses nicht bloß die Pensions- 
kasse räumen, sondern in ihr auch seine Illaten, 
nämhch das Geld, stehen lassen muß, das er bisher 
für seine Zugehörigkeit hat zahlen müssen? 



^*) Handelsgesetzbach § 67: „Wird durch Vertrag eine kürzere 
oder längere Kündigungsfrist bedungen, so muß sie für beide 
Teile gleich sein .... Eine Vereinbarung, die diesen Vorschriften 
zuwiderläuft, ist nichtig." Qewerbeordnung § 122: „Werden 
andre Aufkündigungsfristen vereinbart, so müssen sie für beide 
Teile gleich sein. Vereinbarungen, welche dieser Bestimmung 
zuwiderlaufen, sind nichtig." Seemannsordnung § 27: „Auf- 
kündigungsfristen und sonstige, die Losung des Heuervertrags 
betreffende 2ieitbestimmungen sollen für beide vertragschließenden 
Teile gleich sein. Bei entgegengesetzter Vereinbarung kann der 
Schiffsmann die dem andern Teile zugestandene Frist oder Zeit- 
bestimmung für sich in Anspruch nehmen, wodurch die Gleichheit 
hergestellt wird." 

^') Nach dem stenographischen Bericht III 1093. 



3. Die Verquickimg des Arbeitsvertrags mit 
der Pensionskasse, welche mit dem Ende des Arbeits- 
verhältnisses den Verlust der Beiträge verknüpft, 
hat die Verletzung zweier Moralvorschriften zur 
Folge, welche so weit verbreitet als alt hergebracht 
sind. Die eine geht dahin, den Schuldigen und den 
Schuldlosen nicht gleich zu behandeln. Ob aber der 
Arbeiter entlassen wird, weil er aus Mangel an 
Bestellungen nicht femer beschäftigt werden kann, 
oder weil er eine Entwendung begangen hat, und 
ob der Arbeiter kündigt, weil er wegen Betriebs- 
störung zwei Tage nicht arbeiten konnte oder weil 
der Meister ihn geschlagen hat, das macht für den 
Verlust seiner Beiträge gar keinen Unterschied! 
Und die andre Moralvorschrift verlangt, daß der 
Nachteil, der über den Urheber eines gesellschafts- 
widrigen Verhaltens verhängt wird, auch wenn keine 
Verhältnismäßigkeit möglich sein sollte, doch keinen- 
falls zunehmen darf mit der Abnahme des Grundes, 
aus welchem eingeschritten wird. Hier dagegen 
ist der Arbeitsvertrag so gestaltet, daß je treuer der 
Arbeiter im Arbeitsverhältnis verharrt, je länger er 
die Vertragsdauer ausdehnt, um so größer die Ver- 
mögenseinbuße ist, die er zu erdulden hat; wer 
10 Jahre geblieben ist, kann doppelt soviel ver- 
lieren, als wer nur 5 Jahre ausgehalten hat. Das 
verstößt nicht nur gegen die guten Sit- 
ten, das stellt sie geradezu auf den 
K o p f , bildet eine ethische Absurdität und 
die Bestimmung eines Arbeitsvertrags, die eine 
solche Konsequenz hat, kann unmöglich gül- 
tig sein. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß unbe- 
schadet der Gültigkeit des Kassenstatuts, das die Bei- 
träge beim Ende des Arbeitsverhältnisses verfallen 
läßt, ja gerade auf Grund dieserGültig- 
k e i t der mit solchem Kassenstatut verkoppelte Ar- 
beitsvertrag im Wesen verfälscht, der Parität in der 
Kündigung zwiefach beraubt und in ein schreiendes 
Mißverhältnis zu allgemein anerkannten Moralvor- 
schriften gesetzt wird. Und diese durch allgemeine 
Erwägungen geleitete Erkenntnis führt zu dem 
gleichen Resultat, wie unter II und III die Gesetzes- 
texte, was den verschiedenen Argumentationen zur 
Bestätigung gereicht. Die praktische Folge dieser 
Erkenntnis ist einfach und die gleiche, wie die^aus 
der Gewerbeordnung gezogene, nämlich: 

Soweit der Arbeitsvertrag mittels der Arbeits- 
ordnung den Arbeitgeber einen Teil der Lohnzahlung 
definitiv dadurch machen läßt, daß er den Teil als 
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Mitgliedsbeitrag des Arbeiters an die Pensionskasse ' Arbeiter nicht gezahlten Lohnteil fallig. Aus dem 

abführt, ist er nichtig. Es kann vielmehr eine solche letzten Grunde kann in unsem Fällen nach B. G. B. 

Zahlung nur eine provisorische sein, die den Arbeit- § 202 von Verjährung nicht die Rede sein. Hiemacii 

geber erst in dem Augenblick befreit, wo die Warte- sind die erhobenen Forderungen als begründet anzu- 

frist verstrichen und damit die Aussicht auf Pension i erkennen. 

zur Anwartschaft geworden ist. Bis dahin ist die i ^^ , o« xt t. tf\nn 

,7 11 rn 1 i. j j. £ j- T\ Bern, den 26. November 1907. 

Zahlung jenes Teiles nur gestundet auf die Dauer 

der Mitgliedschaft. Endigt diese mit dem Arbeits- , (g©z). Prof. Dr. L o t m a r. 

Verhältnis, so wird die Forderung auf den bisher dem ' 
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4. Gutachten des Geheimen Justizrats Professors 
Dr. Kohler-Berlin vom 18. Dezember 1907. 



§ 1. 

Die auf Grund des § 86 des Krankenversiche- 
rungsgesetzes s. Z. aus der £j*anken- und Pensions- 
kasse herausgestaltete Pensionskasse der ICruppschen 
Fabrik hat die Bedeutung einer Wohlfahrtseinrich- 
tung, denn es soll dadurch bewirkt werden, daß 
Arbeiter, welche eine Zeitlang an der Fabrik teil- 
genommen haben und als arbeitsunfähig erscheinen, 
eine Pension, d. h. eine Lebensunterstützimg, erhal- 
ten, welche Pension auch ihren Hinterbliebenen zu- 
kommt, sobald sie für den Arbeiter selber verdient 
worden ist, d. h. sofern der Arbeiter bei seinem Tode 
vermöge seiner Dienstzeit zum Pensionsbezug berech- 
tigt war. Es ist dies eine Wohlfahrtseinrichtung 
und eine Einrichtung zur Verbesserung der Lage der 
Arbeiter und ihrer Familie im Sinne des § 117 Gew. 0. 
Niemand kann diese Eigenschaft mit Fug bestrei- 
ten, ebensowenig wie jemand etwa bei einer Pen- 
sionseinrichtung für Staatsbeamte den Charakter 
einer Wohlfahrtseinrichtung anzuzweifeln vermöchte. 
Denn der Umstand, daß nicht jeder Arbeiter und 
nicht jeder Staatsbeamte zur Pensionierung ge- 
langt und auch nicht jeder eiue Familie hat, 
welche daran teilnimmt, hindert den Charakter 
nicht. Ebensogut könnte man sagen, daß eine 
Krankenkasse keine Wohlfahrtseinrichtung sei, weil 
manche Arbeiter kerngesund sind und niemals 
davon Gebrauch zu machen haben. Und daß die 
Pensionierung erst nach einer Reihe von Jahren 
stattfindet, kann doch gewiß nicht dagegen sprechen, 
denn der Gredanke einer jeden Pensionierung ist der: 
wer eine Zeitlang für den Staat oder den Gewerbe- 
herm gewirkt hat, der verdient es, daß auch dann 
für um gesorgt wird, wenn er seine Arbeitskraft 
einbüßt. Dies ist ein gesimder und fruchtbarer 



Gedanke, der auch unendlich oft aufgegriffen worden 
ist. Natürlich ist hier der Arbeiter oder Beamte 
nicht so günstig gestellt wie bei einer Invalidenver- 
sicherung, bei der er in jedem Falle der Arbeitsun- 
fähigkeit Versorgung erhält. Allein die Verknüpfung 
der Versorgung nicht an eine jede Arbeitsunfähig- 
keit, sondern an eine Arbeitsunfähigkeit als Schluß 
einer langem Dienstzeit ist vollkommen gesund und 
zutreffend mit Rücksicht darauf, daß sie zugleich 
eine Gegenleistung ist für die dem Arbeitsherm 
geleisteten Dienste, für die Wirksamkeit in seinem 
Geschäfte oder im Betriebe des Staates. Man kann 
daher nicht sagen, daß die Versorgung etwa an 
irgend welche mit der Einrichtung nicht entspre- 
chende Zufälligkeiten geknüpft wäre und der Vor- 
teil des Arbeiters sich etwa als ein Zufallsvorteil 
herausstellte, in welchem Fall allerdings die Ein- 
richtung nur sehr bedingt als Wohlfahrtseinrichtung 
zu bezeichnen wäre, denn die Beschränkimg ist nur 
die Ausführung eiaes der Wohlfahrtseinrichtung 
entsprechenden Gedankens. Wer an eiuer Wohl- 
fahrtseinrichtung teilnehmen will, muß diese Teil- 
nahme verdient haben: saure Wochen, frohe 
Feste! Das ist eüi richtiges Prinzip der Fürsorge. 
Die Fürsorge soll durch Arbeit und energische Mühe- 
waltung errungen werden! Das ist zugleich ein 
ethisches und eüi wirtschaftliches Prinzip. Der 
Arbeiter kann doch nicht verlangen, daß er, wenn 
arbeitsunfähig, gleich am zweiten Tage pensio- 
niert wird! Die Pensionierung muß eine verdiente 
sein und als eiue verdiente empfunden werden. 

§2. 

Die Pensionskasse wird in der Art unterhalten, 
daß einmal den Arbeitern (rechnerisch) ein periodi- 
scher Beitrag abgezogen und sodann von Krupp ein 
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Zuschuß gewährt wird, der ebenso groß ist als die 
Gesamtheit der Beiträge üer Arbeiter, m. a. W. die 
Pensionskasse wird nicht vollständig von ELrupp 
dotiert, sondern zu gleicher Zeit auch von den 
Arbeitern, denen zu diesem Zweck ein kleiner Teil 
ihres Lohnes abgezogen wird. Wir werden alsbald 
sehen, daß dieser Abzug nur ein rechnerischer ist, 
wollen aber hervorheben: er beruht auf der Verein- 
barung mit einem jeden Arbeiter, indem einmal in 
der Arbeitsordnung darauf Bezug genommen und 
sodann jedem Arbeiter das Statut der Pensionskasse 
überreicht wird. Das ist nach allgemeinen Grund- 
sätzen gültig, und die Frage kann nur aufgeworfen 
werden, ob nach den speziellen Bestimmungen des 
Gewerberechts nicht hiergegen rechtliche Gründe 
sprechen. 

Man hat nun hauptsächlich geltend gemacht, 
daß auf solche Weise den Arbeitern ein Teil ihres 
Lohnes entzogen, oder daß ein Teil ihres Lohnes 
ihnen nicht bar bezahlt würde, so wie es nach den 
bekannten Bestimmungen der Gewerbeordnung 
nötig wäre. In dieser Beziehung aber muß zunächst 
folgendes bemerkt werden: Man wird der Sachlage 
nicht gerecht, wenn man davon ausgeht, daß dem 
Arbeiter zunächst ein Lohn a zukommt und ihm 
sodann ein Abzug b gemacht wird, so daß er in der 
Tat nur a minus b erhält. Das ist eine ebenso unrich- 
tige Anschauung, als wenn man im Falle der Pen- 
sionsberechtigung von Staatsbeamten etwa erklären 
wollte: der Staatsbeamte bekäme sein Gehalt a, 
davon ginge der Betrag b ab, welchen jeder Beamte 
einzuzahlen hat, um damit die Pensionskasse zu 
dotieren. In der Tat ist vielmehr der Gedanke der: 
der Arbeiter und der Staatsbeamte bekommen als 
Lohn oder als Gehalt nur a minus b und sie erhalten 
außerdem noch die Vergünstigung der Pensions- 
berechtigung. Wenn der Staat oder der Fabrikherr 
einen fiktiven Teil des Lohnes oder des Gehalts b 
an die Pensionskasse abführt, so ist das nur rech- 
nungsmäßig. In der Tat leistet e r den nötigen 
Beitrag zur Pensionskasse, und dieser wird nur des- 
wegen rechnungsmäßig mit dem Gehalt oder dem 
Lohn in Verbindung gesetzt, weil er verschieden 
ist je nach der Höhe dessen, was der Arbeiter erhält, 
so daß er also z. B. 2 %bei 1 000 20, bei 2 000 40 
ausmacht. Das ergibt sich noch um so klarer, wenn 
dift Verfiältnisse so liegen, daß das a minus b, welches 
der Staatsbeamte oder der Arbeiter in dem Staats- 
oder Fabrikverhältnis erwerben, so groß ist, als der 
Lohn oder Gehalt in einem andern Staat oder in 
einem andern Betrieb, in welchem keine Pensions- 



berechtigung besteht. Wenn also beispielsweise 
ein Beamter in Deutschland mit Abzug des Pensions- 
beitrags 6 000 Mark erhält und wenn ein gleicher 
Beamter in der Schweiz ohne Pensionsberechtigung 
ebenfalls 6 000 Mark verdient, so wäre es doch völlig 
unrichtige Anschauung, anzimehmen, daß der deut- 
sche Beamte einen Abzug erlitte, von dem der 
Schweizer Beamte verschont wäre! 
Nur in zwei Fällen wäre es anders: 

1) wenn der Arbeiter die Wahl häitte, ob er einen 
Abzug mit Pensionsberechtigung haben wolle oder 
auf die Pensionsberechtigung verzichte, und wenn 
dann etwa beim Verzicht auf die Pensionsberech- 
tigung ihm das plus b in Geld zugewendet würde. 
Dann wäre es ähnlich, wie wenn der Arbeitsherr 
bestimmte, daß der Arbeiter entweder für sich 
wohnen kann oder bei ihm gegen Abzug eines 
bestimmten Lohnteils Wohnung erhält. Sagt aber 
der Fabrikherr ohne weiteres, er zahle den Arbeitern 
einen Betrag und gebe ihnen freie Wohnung, dem 
einen wie dem andern und ohne daß der Arbeiter 
statt der freien Wohnimg eine Geldsumme verlangen 
kann, dann ist es in der Tat so, daß der Arbeiter 
seine volle Vergütung und noch dazu freie Wohnung 
erhält. 

Es wäre anders, 

2) wenn der Betrag a minus b nicht ausreichte, um 
an sich als genügende Belohnimg des Arbeiters zu 
dienen, so daß der Betrag b zugesetzt werden müßte, 
um den Arbeitsverdienst als einen sachgemäßen zu 
gestalten. Wenn aber der Betrag a - b als voll aus- 
reichende Vergütung angesehen werden muß, dann 
ist es nur eine rechnerische Operation, daß man zu- 
erst ein fiktives a annimmt und einen Betrag b ein- 
behält. Korrekt sollte hier der Arbeitsherr sagen: 
„Ich zahle euch den Betrag a - b als Lohn — das 
ist an sich ein entsprechender Lohn; außerdem seid 
ihr Mitglieder der Pensionskasse; um euch diese 
Mitgliedschaft zu ermöglichen, zahle ich einmal 
einen sonstigen Zuschuß; ich zahle aber außerdem 
für einen jeden von euch noch den Betrag b ein." 
Dies wäre der richtige Ausdruck des Gedankens, 
und wie so oft beruhen die Einwürfe einfach darauf, 
daß man dem Gedanken eine unrichtige Fassung 
gegeben hat. 

Auf derartige Verträge kann sich der § 115 
nicht beziehen. Man käme sonst zu dem sinnlosen 
Ergebnis, daß, wenn der Fabrikherr den Arbeitern 
nur 2 000 Mark bezahlte, er korrekt handelte, wenn 
er ihnen aber zu diesen 2 000 Mark noch freie Woh- 
nung, freie Verköstigung oder eine Weihnachts- 
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gratifikation in Kleidung und Speise gewährte, 
dies als ein Vergehen gegen die Gewerbeordnung 
aufzufassen wäre. 

§3. 

Der § 115 kommt also nicht in Betracht, auch 
nicht der § llÖa, schon aus dem Grunde nicht, weil 
es sich gar nicht darum handelt, daß ein Teil des 
Lohnes, anstatt an den Arbeiter, an einen Dritten 
bezahlt wird. Dies aber auch deswegen nicht, weil 
der § 117 zutrifft, wonach, wenn es sich um Wohl- 
fahrtseinrichtungen handelt, Verabredungen, welche 
formal dem § 115 widersprechen, statthaft sind. Man 
hat nun allerdings behauptet, daß der § 117 bloß 
eine Ausnahme von § 115 bildete, nicht aber von 
§ 115a — von § 115a, welcher besagt, daß eine Ver- 
einbarung, wonach eine Lohnzahlung durch Zession 
oder Anweisung zum voraus (an einen Gläu- 
biger) erfolge, nichtig sei (und der Strafbestim- 
mung des § 148 Z. 13 unterliege). Es wäre hiemach 
zulässig, zu bedingen, daß ein Teil des Arbeitslohns 
an irgend welche Wohlfahrtseinrichtungen bezahlt 
würde; dagegen wäre es unstatthaft, zu bedingen, 
daß dies stattfinden sollte, wenn der Arbeiter aus 
irgend einem Grunde schon der Schuldner dieser 
Wohlfahrtseinrichtung wäre, so daß die Zahlung 
sich zu gleicher 2Jeit als eine Zahlung der Schuld 
des Arbeiters darstellte; denn auf diesen Fall würde 
sich § 115a beziehen. Indes ist diese Auslegung 
eine ganz formale, sie widerspricht allen Grundsätzen 
des Gesetzesverständnisses. Denn wenn es statthaft 
ist, Wohlfahrtseinrichtungen durch solche Verträge 
zu unterstützen, so wäre es gerade vernünftig, daß 
dies noch mehr geschehen dürfte, wenn der Arbeiter 
von Anfang an zur Zahlung von Beiträgen an solche 
Einrichtungen verpflichtet ist. Ihm kommt dann 
eine doppelte Erleichterung zu: er wird der Wohl- 
tätigkeitseinrichtung teilhaftig imd zu gleicher Zeit 
wird eine Verbindlichkeit des Arbeiters erfüllt. Man 
könnte sich ein Gesetz denken, bei dem nur in diesem 
zweiten Falle die Vereinbarung statthaft wäre, nicht 
im erstem, dagegen nimmermehr so, daß sie dann 
unstatthaft wäre, wenn sie doppelt im Interesse 
des Arbeiters läge. Man denke sich den Fall, daß 
durch solche Leistung an die Wohlfahrtseinrichtung 
der Verfall des Rechts, der infolge der Nichtleistung 
einträte, abgewendet würde! Hierzu kommt aber 
in unserm Falle noch folgendes: Die Pensionskasse 
ist zwar eine juristische Person, aber die Arbeiter 
sind daran beteiligt, denn sie sind die einzigen, 
denen die Pensionskasse zukommt; sie sind auch. 



wenn nicht allein, so doch hervorragend an der 
Leitung der Pensionskasse beteiligt; sie sind es, aus 
denen die Generalversammlung und zum Teil der 
Vorstand und der Revisionsausschuß hervorgeht. 
Sie sind also, wenn nicht Eigentümer, so doch Organ- 
schafts- und Wertberechtigte, ganz ähnlich wie die 
Aktionäre einer Aktiengesellschaft oder die Mit- 
glieder eines eingetragenen Vereins. Wenn nun der 
Arbeiter kraft dieses Verhältnisses, in welchem er 
zu der juristischen Person steht, auch (rechnerisch) 
Beiträge zu leisten hat, so stehen solche doch in 
unmittelbarer wirtschaftlicher Beziehung zu diesen 
ihm zustehenden Organschafts- und Wertrecht, und 
die Denkform, daß eine juristische Person in der 
Mitte steht, die auf der einen Seite gegenüber dem 
Arbeiter berechtigt, auf der andern Seite ihm haft- 
bar ist, ist nur eine formaljuristische. Von einer 
Verpflichtung der Arbeiter Dritten gegenüber, von 
einer Schuld in dem Sinne, daß ein Gläubiger etwas 
von ihm herausholen wollte, ist nicht die Rede. Der 
Arbeiter legt eben nur einen Teil des Vermögens 
(rechnerisch) hinein und erwirbt sich dadurch: 

1) die Beteiligung an der Kasse, damit auch 
das Recht, als Organ der Kasse zu wirken, und 

2) das Wertrecht, d. h. die eventuelle Pensions- 
berechtigung. Er bezahlt aber nicht damit eine 
Schuld in dem Sinne, wie es § 115a voraussetzt. 

Es wird denn auch in der Literatur, soweit ich 
sehe, angenommen, daß der § 117 sich auch auf den 
Fall deis § 115a bezieht, so beispielsweise von Neu- 
kamp und Landmann zu § 117; und die 
formale Argumentation, daß, als der § 117 erlassen 
wurde, der § 115a noch nicht bestand, ist sofort 
unhaltbar, denn wenn der § 116a eingeschoben ist, 
so muß man die verschiedenen Bestimmungen als 
ein Ganzes auffassen und einen jeden Teil des nun- 
mehrigen Gesetzes so behandeln, wie es dem neue- 
sten Stand der Gesetzgebung entspricht. Man hat 
sich allerdings für das Gegenteil auf das Urteil des 
Reichsgerichts vom 13. Juni 1895 (Entsch. Straf- 
sachen XXVII S. 289) berufen; allein dieses gehört 
gar nicht hierher. Dort handelte es sich nicht um 
den Fall, daß der Arbeiter mit dem Dienstherm 
in bezug auf den ihm zu zahlenden Dienstlohn einen 
Vertrag abschließt, und es handelt sich auch nicht 
um eine von dem Arbeitsherm gegründete Wohl- 
fahrtseinrichtung, sondern es handelt sich um einen 
Fall, wo die Arbeiter einem Konsumverein, bei 
welchem nicht nur Arbeiter, sondern auch andre 
Leute beteiligt waren, einen Betrag ihres künftigen 
Lohnes abtraten oder vielmehr zum voraus Voll- 
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machten gaben, welche die Funktion der Abtretung 
versahen. Daß ein solcher Fall durch § 117 Abs. 2 
Gew. 0. nicht gedeckt ist, versteht sich von selber, 
und das Reichsgericht hat auch grade diesen Um- 
stand ganz bestimmt betont. Es sagt in dieser 
Beziehung, daß Lohnzahlungen an Dritte und die 
in § 117 Grew. 0. erwähnten Verabredungen absolut 
inkongruente Begriffe enthalten. „Die letztbezeich- 
neten ,Verabredungen* beziehen sich ersichtlich 
auf Lohneinbehaltungen abseiten des Arbeitgebers 
zwecks Schaffung oder Unterhaltung von Wohl- 
fahrtseinrichtungen, welche, wie wenigstens als 
Regel vorausgesetzt wird, durch die Arbeitgeber 
im Interesse der Arbeitnehmer gegründet worden, 
oder gegründet werden sollen. Der Konsum- 
verein, um denes sich hier handelt, 
war eine von der Zeche unabhän- 
gige Einrichtung, an welcher nicht nur 
Bergarbeiter, sondern auch Dritte (Eisenbahnbe- 
amte u. dgl.) als Mitglieder teilnahmen. Vorliegen- 
denfalls steht fest, daß die zwischen den Arbeitern 
des Angeklagten und dem Konsumverein durch die 
fragliche Vollmachtsausstellung vermittelten Rechts- 
geschäfte unter § 2 Abs. 2, bzw. § 1 des Ges, v. 
21. Juni 1869 fallen und danach rechtlich wirkungs- 
los sind, gleichviel, ob man den Konsumverein zu 
den gemeinnützigen oder die Wohlfahrt der Arbeiter 
fördernden Einrichtungen zählen will oder nicht." 
Demgegenüber fällt nicht in Betracht, daß das 
Reichsgericht noch einige recht anfechtbare Bemer- 
kungen gemacht hat über die Tragweite des § 115a 
und sein Verhalten zu § 117. 

§4. 

Man könnte daher nur behaupten, daß die 
Bestinmiimg im § 15 des Statuts eine unsittliche 
sei imd dem § 138 B. G. B. widerspräche. Die 
Unsittlichkeit könnte man darauf stützen, daß 

1) der Arbeiter, wenn er aus dem Dienst aus- 
tritt, auch aus dem Pensionsverband ausscheidet. 
Hierbei ist aber folgendes zu beachten. Es handelt 
sich um die Teilnahme von Wohlfahrtseinrichtungen 
einer Fabrik, welche Einrichtungen doch immer 
einen gewissen genossenschaftlichen Charakter haben, 
und hier ist es gar nicht anders möglich, als daß 
sie mit der Fabrik in einer gewissen Verbindung 
bleiben. Ist es doch dasselbe, wie wenn die Fabrik 
dem Arbeiter Gratiswohnungen oder andre Vergün- 
stigungen gewährte. Auch dann würde es sich von 
selbst verstehen, daß mit dem Ausscheiden auch 
diese Vergünstigungen aufhörten. Will man solche 



Verhältnisse nicht, will man es nicht, daß einem 
Arbeiter, solange er der Fabrik angehört, gewisse 
Vergünstigungen zustehen, und wenn er aufhört, 
ihr anzugehören, er diese Vergünstigungen verliert, 
erklärt man' solches für unsittlich: dann mag man 
überhaupt derartige Wohlfahrtseinrichtimgen bei 
den Fabriken sperren und die Arbeiter sich selbst 
überlassen; und in der Tat muß der Menschen- 
freund oftmals zur Überzeugung gelangen, daß man 
für menschenfreundliche Einrichtungen meist wenig 
Anerkennung und Dank erntet, und daß es schließ- 
lich bequemer wäre, überhaupt von derartigen 
Einrichtungen abzusehen. Die Beteiligung an 
solchen Wohlfahrtseinrichtungen noch weiter bean- 
spruchen zu wollen, wenn der Arbeiter das Verhältnis 
zur Fabrik löst und etwa zu einem Konkurrenten 
übergegangen ist, wäre nicht nur eine geradezu 
unbegreifliche Zumutung, sondern es wäre auch 
vollkommen gegen die genossenschaftliche Natur 
des Verhältnisses; denn, wie schon die Arbeitsord- 
nung beweist, bilden die Arbeiter ein und derselben 
Fabrik eine gewisse Genossenschaft, und dem ent- 
sprechen denn auch alle diese Einrichtungen. Sie 
genießen diese Einrichtungen zusammen als eine 
große Gemeinschaft der für eine bestimmte Unter- 
nehmung tätigen Personen. 

Dem gegenüber kann auch gar nicht geltend 
gemacht werden, daß das Arbeitsverhältnis nicht 
nur von dem Arbeiter, sondern auch von dem 
Arbeitsherm gelöst werden kann und daß der eine 
wie der andre ein Kündigungsrecht hat. Es ist ja 
richtig, daß dadurch der Arbeiter aus den Wohl- 
fahrtseinrichtungen herausgerissen werden kann, 
allein dies läßt sich doch solange nicht ändern, als , 
überhaupt mit der Fabrik genossenschaftliche Ein- | 
richtungen verbunden sind, und als man überhaupt j 
den beiden Teilen ein Kündigungsrecht gibt. Eine 
jede solche Einrichtung hat, wie alles Menschliche, 
eben ihre zwei Seiten, da man auf Erden niemals 
etwas Vollkommenes erreichen kann. 

Wenn man außerdem noch geltend gemacht hat, 
daß hiemach gerade derjenige Arbeiter, der längere 
Zeit in der Fabrik war, schwer betroffen wird, so ist 
das völlig bedeutunglos, denn es wird hierbei das 
Wesentlichste übersehen. Wie bei jeder Versiche- 
rung kommt nicht nur das Endergebnis, sondern 
auch die Zwischenzeit in Betracht. Der Versicherte 
hat nicht nur dadurch einen Vorteil, daß er im Falle 
des Versicherungsereignisses eine Geldentschädigung 
bekommt, sondern auch dadurch, daß er in der Zwi- 
schenzeit gesichert ist, und diese Sicherung ist sehr 
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wertvoll. Sie ist auch vermögensrechtlich bedeut- 
sam, weshalb beispielsweise eine versicherte Sache 
mehr gilt als eine unversicherte, und so wird auch 
ein versicherter Arbeiter oder ein Beamter, der 
Pensionsberechtigung hat, in einer ganz andern 
Lage sein als derjenige, der der Pensionsberechti- 
gung entbehrt. Die ganz andre Stellung der Familie 
des Pensionsberechtigten, das sorglosere Dasein 
und infolgedessen die solidere Familiengründung 
ist auch etwas wert und muß berücksichtigt werden. 
Das hat aber der Arbeiter, welchem die Pensions- 
berechtigung zugesichert ist. Er kann allerdings 
gewärtigen, daß ihm gekündigt und ihm die Pension 
dadurch entzogen wird, allein es ist doch erfahrungs- 
gemäß, daß ein loyal denkender Arbeitsherr auf 
derartige Umstände Rücksicht nimmt und nicht 
darauf loskündigt, wo dem Arbeiter die Pensions- 
berechtigung nahe und näher rückt. Hängt diese 
Sicherung daher auch von Umständen ab, so ist sie 
doch vorhanden, und es ist daher unrichtig zu sagen, 
daß eine derartige Gestaltung der Sache gegen die 
Natur des Versicherungsverhältnisses verstieße. 

2) Die Unsittlichkeit könnte man darauf bauen, 
daß der ausscheidende Arbeiter aus dem Bezahlten 
nichts zurück erhält, was namentlich dann hart 
sei, wenn er bereits lange Jahre im Dienst war, 
aber die Pensionsberechtigung noch nicht erworben 
hatte. Diese Argumentation fällt schon an und für 
sich zusanmien nach dem, was oben über die fiktive 
Natur dieser Zahlungen ausgeführt worden ist. Sie 
würde auch einer Reihe von Pensionsbestimmungen 
für Staatsbeamte widersprechen, denn auch bei 
Staatsbeamtenpensionen ist der Fall vielfach gege- 
ben, daß der Beamte, wenn er austritt, nichts aus 
der Pension zurückerhält, was ich z. Z. an meinem 
eigenen Leibe erfahren habe, als ich aus dem badi- 
schen Staatsdienst ausschied imd in den bayrischen 
übertrat (nur wenn ich noch länger dabei gewesen 
wäre, hätte ich mich weiter beteiligen können). 
Allerdings können Bestimmungen bestehen, wonach 
die Sache etwas gemildert wird, wonach der Arbeiter 
entweder einen Teil zurückerhält oder berechtigt 
wird, auch nach Ausscheiden sich weiter bei der 
Kasse zu beteiligen, Bestimmungen, die allerdings 
nur dann technisch mögUch sind, wenn mindestens 
eine Karenzzeit bestimmt und die Milderung an das 
Bedingnis geknüpft wird, daß der Arbeiter eine 
Zeitlang Mitglied geblieben ist. Daß derartige 
Bestimmungen manches für sich haben und sehr 
empfehlenswert sind, ist natürlich nicht zu bestrei- 
ten, aber deswegen Satzungen, welche sie nicht 



enthalten, als unsittlich behandeln, wäre ebenso 
unrichtig, wie wenn man alles deshalb für unsittUch 
erklären wollte, weil es besser gemacht werden kann. 
Es ist eine bekannte und durch statistische Zusam- 
menstellungen belegte Sache, daß ganz ähnliche 
Statuten auch bei andern Fabriken bestehen, dar- 
unter auch solche mit Milderungen in der Richtung, 
daß etwa nach 6- oder lOjährigem Ausscheiden 
eine Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses ge- 
stattet ist, oder auch so, daß nach etwa lOj ähriger 
Mitgliedschaft ein Viertel der Beiträge herausge- 
zahlt werden muß. Dies sind Milderungen und 
Begünstigungen; aber das Prinzip, daß mit Ausschei- 
den aus dem Dienstverhältnis wenigstens ein Teil 
der Rechte verloren geht oder daß die Rechte ver- 
loren gehen, wenn das Ausscheiden innerhalb einer 
bestimmten Zeit erfolgt, findet sich überall, und in 
der Tat, keine Kasse könnte bestehen, wenn in 
allen Fällen, wo der Arbeiter austritt, weitere 
Beteiligung oder eine Rückgewähr stattfände. Über- 
all handelt es sich um ein Mehr oder Minder. Der 
Gredanke, daß wenn der Arbeiter austritt, er gar 
keine Nachteile in bezug auf die Beziehung zu der 
Kasse erleiden solle, ist meines Wissens nirgends 
vertreten. 

Diese Statuten sind zudem alle obrigkeitlich 
genehmigt, ein Umstand, der allerdings keine 
Gewähr dafür gibt, daß nicht eine Unsittlichkeit 
der Satzungen vorliegt, denn auch die Obrigkeit 
kann sich in solcher Beziehung irren; immerhin ist 
es aber ein bedeutendes Symptom, wenn nicht nur 
in diesem, sondern auch noch in andern ähnlichen 
Fällen die Aufsicht führende Behörde keinen An- 
stand genommen hat, derartigen Statuten die 
staatliche Genehmigung zu verleihen, da es doch 
schwer ist, anzunehmen, daß Behörden, die sich so- 
viel mit dem Arbeiterwohl befassen, für die herr- 
schenden Sittlichkeitsbegriffe so wenig Verständnis 
hätten. 

§6. 

Von einer Unsittlichkeit der Statuten kann 
daher nicht die Rede sein; höchstens könnte es vor- 
kommen, daß eine Fabrik die Rechte, welche ihr 
hiermit zustehen, in einer unsittlichen Weise miß- 
brauchte. Das wäre der Fall 

1) wenn sie absichtlich, um den Arbeitern die 
Teilnahme an der Kasse zu verkürzen, sie etwa nach 
längerer Beteiligung entUeße; 

2) wenn sie absichtlich den Kündigungszweck 

4* 
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zu dem Zwecke herbeiführte, um auf diese Weise 
den Arbeiter aus der Kasse herauszustoßen. 

Sollte einmal derartiges vorkommen, dann 
müßte gesagt werden, daß es sich hier nicht um 
Geltendmachung eines unsittlichen Rechtes, sondern 
um eine unsittliche Ausübung eines an sich sittlichen 
Rechtes handelte. Dann könnte gemäß § 826 und 
823 B. G. B. vorgegangen werden, denn es läge eine 
schwere Verletzung des Persönlichkeitsrechts vor. 

3) Die Bestimmung des Statuts, wonach bezüg- 
lich der Frage über das Vorhandensein der Arbeits- 
unfähigkeit der Vorstand endgültig entscheiden 
soll, und wonach die Frage, ob eine besonders 
schwere Arbeit vorliege (welche bereits nach 15 
Jahren zur Pensionsberechtigung führt) von der 
Fabrik und dem Vorstand endgültig erledigt wird, 
möchte ich allerdings dann für bedenklich halten, 
wenn man darin den Gredanken finden sollte, daß 
jede richterliche Nachprüfung im einzelnen Fall 
ausgeschlossen wäre. Das ist aber nicht der Sinn, 



denn es wird damit nur die Entscheidung der Auf- 
sichtsbehörde abgelehnt. Sicher könnte trotzdem 
nach der Ähnlichkeit des § 319 B. G. B. im 
Falle der offenbaren Unbilligkeit das Gericht ange- 
rufen werden. Sollte man aber auch annehmen, 
daß dies der Sinn der Statuten wäre, dann müßte 
man nur eben diese Korrektur eintreten lassen, 
denn es versteht sich von selber, daß an derartigen 
geringfügigen Einzelheiten nicht das Ganze scheitern 
kann. Eine an sich gute Einrichtung ist, wenn eine 
unerhebliche Einzelheit unhaltbar ist, in der Ein- 
zelheit zu verbessern, das Gebäude kann nicht 
wegen eines einzigen Schönheitsmangels abgerissen 
werden. Hier kann und müßte durch leichte Korrek- 
tur abgeholfen werden. 

Berlin, den 18. Dezember 1907. 

(gez.) Josef Kohler, 

Universitätsprofessor in Berlin. 
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5. Gutachten des Professors Dr. V. Ehrenberg-Göttingen 

vom 8. Januar 1908. 



Von der Firma Fried. Krupp Aktiengesell- 
schaft zu Essen bin ich ersucht worden, ein Rechts- 
gutachten in folgender Sache abzugeben : 

Tatbestand. 

Bei der Gußstahlfabrik der Firma Fried. Krupp 
besteht seit dem Jahre 1855 eine Arbeiter-Pensions- 
kasse, welche im Jahre 1884 auf Grund des Kranken- 
Versicherungsgesetzes § 86 neu errichtet wurde. 
Sie besitzt Rechtsfähigkeit, imd es gilt Beitritts- 
zwang für alle gegen Lohn oder Gehalt beschäftigten, 
bei der Krankenkasse der Fabrik versicherungs- 
pflichtigen Personen (Statut § 1). Ein Exemplar 
des Statuts wird jedem neu angenommenen Arbeiter 
mit einem Exemplar der Arbeitsordnung übergeben 
(Arb.-O. § 2). Letztere enthält die Bestimmung 
(§ 32 Abs. 3 Nr. 2), daß bei der Lohnzahlung in 
Abzug gebracht werden die Beiträge zu der Kranken- 
kasse und zu der Pensionskasse; entsprechend 
bestimmt das Statut (§ 4 Abs. 3): ,,Die Beiträge der 
Mitglieder werden von der Firma bei jeder regel- 
mäßigen Lohnzahlung in Abzug gebracht und inner- 
halb 14 Tagen an die Kasse vergütet", sie be- 
tragen 2^/2 Prozent des Lohnes. Der Arbeitgeber 
(die Firma) zahlt an Beiträgen ebensoviel wie die 
Gesamtheit der Arbeitnehmer. 

Mehrere frühere Arbeiter der Gußstahlfabrik 
haben kürzlich in ihrer Eigenschaft als ehemalige 
Mitglieder der Pensionskasse Klage erhoben auf 
Zurückzahlung der ihnen während ihrer Arbeitszeit 
bei der Firma Krupp vom Lohn einbehaltenen 
Eintrittsgelder und Beiträge für die Kasse. Die 
Firma Krupp bzw. die Pensionskasse verweigert 
die Rückzahlung auf Grund des Kassenstatuts § 15 
Abs. 1, welcher lautet: 



Mit dem Ausscheiden eines Mitglieds aus 
dem Dienste der Firma erlöschen alle An- 
sprüche desselben und seiner Hinterbliebenen 
an die Pensionskasse. 
Der zweite Absatz des § 15 bestimmt, daß den- 
jenigen Mitgliedern, die gegen ihren Willen und 
ohne andern Grund als Mangel an Arbeit entlassen 
werden, im Fall ihres Wiedereintritts in den Dienst 
der Firma die früher bei ihr zugebrachte Dienstzeit 
angerechnet, auch Eintrittsgeld von ihnen nicht 
wieder erhoben werden soll. 

Die Klage ist abgewiesen durch Erkenntnis 
des Gewerbegerichts vom 9. September 1907; die 
Kläger haben Berufung eingelegt und zwei Gut- 
achten von Professor Loewenfeldt in München und 
Professor Lotmar in Bern beigebracht. 

Rechtliche Beurteilung. 

Vorbemerkung. 

Es liegt auf der Hand, daß die Fragen, welche 
der vorliegende Rechtsstreit anregt, auch eine weit- 
tragende sozialpolitische Bedeutung haben ; 
aber nicht diese Probleme sind es, welche ich bei 
der nachfolgenden Untersuchimg ins Auge zu fassen 
habe. Der Richter und also auch der Begutachter 
eines streitigen Anspruchs hat nur zu prüfen und 
festzustellen, was Rechtens ist; eine Entscheidung 
de lege ferenda über das, was Rechtens sein könnte, 
möchte oder sollte, liegt ihm nicht ob und steht ihm 
nicht zu. Nur in diesem Sinne habe ich die mir 
gestellte Aufgabe übernommen, und nur in diesem 
Sinne will ich sie lösen. 

Die nachfolgenden Untersuchungen zerfallen 
in zwei Teile; denn bei der Einkassierung der Bei- 
träge, deren Rückerstattung die Kläger begehren, 
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sind zwei formell getrennte Personen beteiligt gewe- 
sen, einmal die Aktiengesellschaft Fried. Krupp 
(kurz „die Firma" genannt) und sodann die Pen- 
sionskasse für die Gußstahlfabrik dieser Firma (kurz 
„die Kasse" genannt), und wenn überhaupt ein 
Erstattungsanspruch besteht, so kann er sich dem- 
nach ebensowohl gegen die Firma wie gegen die 
Kasse richten. Beide Möglichkeiten sind getrennt 
ins Auge zu fassen. 



Erster Teil. 



Besteht ein Anspruch der ausgeschiedenen 
Mitglieder gegen die Kasse? 

I. Die Gültigkeit des Kassenstatnts äberhanpi 

Der klägerische Anspruch gegen die Kasse 
wird darauf gestützt, daß das Kassenstatut gänzlich 
oder teilweise ungültig sei. 

Die Kasse ist als Zwangskasse auf Grund des 
Kranken- Versicherungsgesetzes § 86 Nr. 2 errichtet, 
das Statut sowie dessen spätere Änderungen sind 
durch die zuständigen Aufsichtsbehörden genehmigt, 
und die Rechtsfähigkeit ist ihr verliehen worden. 
Hierdurch ist nicht nur die Kasse selbst als juri- 
stische Person entstanden, sondern ihr Statut ist 
auch rechtsgültig geworden. Damit ist dieses zwar 
in seiner Gesamtheit der Nachprüfung 
durch eine andere staatliche Behörde entzogen, 
aber das hindert nicht, daß die einzelnen 
Statutenbeßtimmungei;^ auf ihre zivil- 
rechtlichen Wirkimgen hin der richterlichen 
Prüfimg unterliegen. Es ist also möghch, daß eine 
einzelne Bestimmung des Statuts insoweit für 
,, ungültig" erklärt wird, als gewisse auf sie gegrün- 
dete zivilrechtliche Wirkungen nichtig sind, insbe- 
sondere daß ein von den Parteien gewollter Anspruch 
nicht entsteht, oder daß ein nach dem Willen der 
Parteien zu versagender Anspruch doch entstanden 
ist. Es ist ferner möglich, daß infolgedessen das 
Funktionieren der ganzen Kasse lahmgelegt und 
ihre Auflösung und Liquidierung notwendig wird. 
Aber „die Kasse" oder das „Kassenstatut" kann 
nicht vom Zivilrichter für nichtig erklärt werden, 
nachdem jene einmal Rechtsfähigkeit erlangt hat 
und dieses von der zuständigen Verwaltungsbehörde 
genehmigt ist. 

In dem Loewenfeldtschen Gutachten wird das 
ganze Statut für nichtig erklärt, während Pro- 



fessor Lotmar nur in bezug auf eine Bestimmung, 
nämlich den § 15 Abs. 1 dasselbe Verdikt abgibt. 
Da nun für den gegenwärtigen Prozeß lediglich 
diese eine Bestimmung in Betracht kommt und 
deshalb auch Professor Loewenfeldt auf sie das 
Hauptgewicht legt, da endlich, wenn ihre Rechts- 
g ü 1 1 i g k e i t dargetan ist, die Unanfechtbarkeit 
des übrigen Inhalts des Kassenstatuts schwerlich 
bemängelt werden kann, so darf auch ich mich in 
der nachfolgenden Erörterung auf den § 15 Abs. 1 
beschränken. 

IL Angebliche üngältigkeit des § 16 Ate. 1 
wegen Ventofies gegen die guten Sitten. 

1. Der Inhalt des $ 15 Abs. 1. 

Der Inhalt des § 15 Abs. 1 war bisher unbe- 
stritten: „Mit dem Ausscheiden eines Mitglieds aus 
dem Dienste der Firma erlöschen alle Ansprüche 
desselben und seiner Hinterbliebenen an die Pen- 
sionskasse^\ Dieser Satz, der sich so oder ähnhch 
auch in andern Kassenstatuten findet, ist niemals 
anders aufgefaßt worden, als daß nach dem Aus- 
scheiden überhaupt keine Anforderung irgendwel- 
cher Art auf Grund der bisherigen Mitgliedschaft 
an die Kasse gestellt werden kann; erst dem Lotmar- 
schen Gutachten war es vorbehalten, diese natür- 
liche und ungezwungene Auslegung in Zweifel zu 
ziehen. Danach sollen zwar mit dem Ausscheiden 
die aus der Mitgliedschaft entstandenen Ansprüche 
erlöschen, aber damit sei nichts über diejenigen 
Ansprüche gesagt, welche erst aus demAuf- 
hören der Mitgliedschaft entste- 
hen, nämlich der Anspruch auf Rückzahlung der 
Beiträge und der Eintrittsgelder — ein dialektischer 
Kunstgriff, von dem man nicht weiß, ob er auf 
Juristen oder auf Laien Eindruck machen soll. Er 
wird ihn wohl nach beiden Richtungen hin verfehlen; 
ich habe wenigstens den Versuch gemacht, wohl ein 
Dutzend Personen um ihre Ansicht zu befragen, und 
alle gaben dieselbe Erklärung des Satzes, nämlich 
die, welche ich oben als die natürliche imd unge- 
zwungene bezeichnet habe. Übrigens muß Professor 
Lotmar selbst zugeben, daß der 2. Absatz des § 15 
— Anrechnung der frühem Dienstzeit und Erlaß 
des Eintrittsgeldes bei späterer Wiederaufnahme 
in die Kasse — für diese Auslegung spricht, und 
damit darf ich diesen Punkt auf sich beruhen lassen. 

Inwiefern nun der erste Absatz des § 15, so 
wie er allgemein verstanden wird, einen Verstoß 
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gegen die guten Sitten bilden soll, das ist in dem 
Lotmarschen Gutachten am Ende des ersten Ab- 
schnitts klar und kurz formuliert worden: 

„Enthält das Statut einer Arbeiterpen- 
sionskasse, welches den Arbeitnehmern die 
Mitgliedschaft aufoktroyiert und mit dem 
Ende des Arbeitsverhältnisses wieder nimmt, 
die Bestimmung unbedingten imd gänzlichen 
Verlustes der Beiträge beim Aufhören der 
Mitgliedschaft, so ist dies eine Bestimmung, 
welche gegen die guten Sitten verstößt und 
daher nichtig ist." 
Daraus ergibt sich folgendes: Voraussetzung 
der verpönten Wirkung ist notwendigerweise, daß 
mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses auch die 
Mitgliedschaft ihr Ende erreicht; 
aber auch wenn diese Voraussetzung vorhanden ist, 
so verstößt nach Professor Lotmars Ansicht 

1. der bloße Verfall der Zinsen der von den 
bisherigen Mitgliedern entrichteten Beiträge nie- 
mals gegen die guten Sitten, 

2. ebensowenig der unbedingt« Verfall eines 
Teils der entrichteten Beiträge; 

3. auch der unbedingte Verfall aller Beiträge 
und Zinsen verstößt gegen die guten Sitten nur bei 
einer Pensionskasse mit Zwangseintritt, 

4. und auch hier nur, wenn es sich um eine 
Arbeiter- Pensionskasse handelt. 

Um die Tragweite dieser Behauptungen zu 
verstehen und kritisch zu würdigen, ist es notwendig, 
dem Wesen der Pensionsversicherung überhaupt 
näher zu treten. 

2. Verfall von Beiträgen und Zinsen bei der 
Pensionsversicherung überhaupt. 

Bei jeder Personenversicherung muß man unter- 
scheiden, ob der Eintritt der Verpfhchtung des 
Versicherers zur Zahlimg der vereinbarten Summe 
an den einzelnen Versicherten gewiß ist oder nicht.*) 
Das erstere ist der Fall bei der gebräuchhchsten 
Art der Lebensversicherung (Versicherung auf den 
Todesfall), die zwar aus Sorge vor einem früh- 
zeitigen Tode eingegangen wird, aber jedem Ver- 
sicherten, auch dem längstlebenden, fiir den Fall 
seines Todes eine bestimmte Summe garantiert: hier 
müssen die langlebenden Versicherten Opfer bringen, 
um die Auszahlung des vereinbarten Kapitals an 

♦) Vgl. z. B. Entwurf eines Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag § 162 II: „Ist eine KapitcJversicherung für den Todesfall 
in der Art genommen, daß der Eintritt der Verpflichtung des 
VersichererB zur Zahlung des yereinbarten Kapitals gewiß ist, . . ." 



die frühzeitig absterbenden zu ermöglichen, aber 
überhaupt müssen die Versicherten zusammen so- 
viel aufbringen, daß auch für die langstiebenden 
noch die erforderliche Summe übrig bleibt; die 
Prämie muß bei diesen Versicherungsverträgen 
also relativ sehr hoch sein: die Versicherung hat 
hier zugleich die Aufgaben einer Sparkasse 
zu erfüllen. 

Bei den übrigen Arten der Personenversiche- 
rung, z. B. der Unfall-, der Militär- 
dienst Versicherung sollen — ebenso wie bei den 
sog. Sachversicherungen, z. B. der Feuer- oder 
Hagelversicherung — längst nicht alle Versicherten 
eine JJahlung erhalten, sondern nur diejenigen, an 
denen sich ein gewisses Ereignis innerhalb der Ver- 
sicherungszeit verwirklicht (z. B. ein Unfall); alle 
übrigen haben ledighch Opfer zu bringen, um eine 
2iahlung an die wirklich Betroffenen zu ermöglichen. 
Diese Versicherungsarten sind an der relativ und 
meist auch absolut niedrigen Prämie zu erkennen. 
An sich wird der Versicherungsgedanke hier nicht 
anders verwirklicht, als bei den zuerst geschilderten 
Versicherungsarten, und wenn bei der Versicherung 
auf den Todesfall die langlebenden Versicherten 
keinen Wert darauf legen würden, daß vom Ver- 
sicherer auch noch nach ihrem Tod eine Summe 
an ihre Hinterbliebenen ausgezahlt werde (weil sie 
eben sicher sind, falls sie lang genug leben, das 
erforderliche Kapital selber zu ersparen), dann 
würde auch diese Art der Lebensversicherung viel 
billiger sein und genau so verlaufen, wie die übrigen 
Versicherungsarten; da aber diese Voraussetzung 
eben nicht zutrifft, so kann jeder, der aus einer 
solchen Lebensversicherung (Versicherung auf den 
Todesfall) vorzeitig ausscheidet, die Herauszahlung 
eines Betrags verlangen, nämlich soviel an Über- 
schüssen (sog. Prämienreserve) schon bei der Ver- 
sicherungsgesellschaft für ihn angesammelt ist. In- 
dessen selbst hier muß (aus verschiedenen Gründen, 
deren Darlegung an dieser Stelle zu weit führen 
würde) der Versicherte sich einen Abzug gefallen 
lassen; auch steht ihm das Recht erst zu, nachdem 
er bereits mehrere Jahre lang der Versicherung an- 
gehört hat. 

Ganz anders ist die Sach- und 
Rechtslage bei den andern Ver- 
sicherungsarten. Hier ist es, wie gesagt, 
stets nur eine verhältnismäßig kleine Anzahl von 
Personen, welche schheßlich eine Assekuranzleistung 
empfängt; doch ist dabei wiederum folgende Unter- 
scheidung zu machen: 
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Manche Versicherungsverträge bezwecken einen 
Schutz schon für die Gegenwart, weil 
nämlich das befürchtete Ereignis jeden Augenblick 
eintreten kann; andre dagegen sollen nur die 
Zukunft der Versicherten sicherstellen, weil 
ein Bedürfnis dafür erst nach Jahren einzutreten 
pflegt oder wenigstens erst dann befriedigt werden 
soll. Zu diesen letztem gehören die Versicherungen 
auf den Erlebensfall und insbesondere 
auch die Pensionsversicherung, welche 
sich als Versicherung mit aufgeschobener Renten- 
zahlung charakterisiert. 

Bei der Pensionsversicherung erhält der Ver- 
sicherte nur dann eine Leistung, wenn er pensions- 
bedürftig wird; dies hängt aber einmal davon ab, 
daß er das pensionsfähige Lebens- 
oder Dienstalter erreicht (insoweit 
würde es eine reine Erlebensfall- Versicherung sein), 
und außerdem davon, daß er arbeitsun- 
fähig (pensionsbedürftig, invalide) wird, also 
daß er auch nicht vor Erreichung dieses Zustan- 
des noch stirbt. Erlangt er aber den Pensions- 
bezug, so hängt die Höhe der an ihn zu machenden 
gesamten Assekuranzleistung weiter davon ab, wie 
lange er dann noch lebt. Da nun alle diese Momente 
ungewiß sind, da niemand vorher weiß, ob er das 
pensionsfähige Alter erreichen, ob er bei Lebzeiten 
noch arbeitsunfähig werden und eventuell wie lange 
er dann noch leben wird, so ist es klar, daß auch 
hier jeder einzelne aufs Ungewisse 
hin Opfer bringen muß, deren Höhe im 
Verhältnis zu dem, was er selbst vielleicht dafür 
erhält, wie bei allen Versicherungsarten zunächst 
von einer Menge zufälliger Umstände abhängt. 
Wenn jemand 30 Jahre lang bei kräftigem Körper 
und Geist seine Prämie gezahlt hat und dann plötz- 
lich stirbt, so hat er viel gezahlt und gar nichts erhal- 
ten; wenn ein andrer nur 25 Jahre dieselbe Prämie 
gezahlt hat, dann Pension erhält, aber nur noch 
ein Jahr lebt, so hat er weniger als jener, aber doch 
ziemlich viel gezahlt im Verhältnis zu dem, was er 
erhält; wenn endlich ein Dritter nach 2()j ähriger 
Beitragszahlung pensioniert wird und dann noch 
30 Jahre lebt, so hat er das Vielfache von dem 
erhalten, was seine gesamten Prämien ausmachen. 

Die Höhe der einzelnen Prämienzahlung aber 
hängt nicht nur von der Art und Weise ab, in wel- 
cher diese Umstände der Gesamtheit der Versicher- 
ten gegenüber wahrscheinlich zur Erscheinung kom- 
men werden, sondern außerdem wie überall da, wo 
die Versicherungssumme nur ganz willkürlich fest- 



gesetzt werden kann (weil sie sich nicht nach dem 
Werte versicherter Gegenstände richtet, wie bei 
der Sachversicherung) von der Höhe der ver- 
einbarten Pension imd selbstverständlich 
von der Länsce der Wartezeit bis zum 
pensionsfähigen Alter, die ebenfalls rein nach Willkür 
festgesetzt werden kann. 

Die Prämien müssen danach so ausgerechnet 
werden, daß sie genügen, um für jede voraussicht- 
lich in Zukunft zur Auszahlung gelangende Pension 
die erforderlichen Mittel anzusammeln (Kapital- 
deckungsverfahren). Es ist daher sehr wohl denkbar, 
daß schon die Prämien der voraussichtlich über- 
lebenden Versicherten (der künftigen Pensionäre) 
zusammen mit den Zinsen aller Prämien genü- 
gen, um für diejenigen, welche das pensionsfähige 
Alter erleben und arbeitsunfähig werden, die ver- 
einbarte Pension sicher zu stellen: dann können den 
Hinterbliebenen der vorher verstorbenen Versicher- 
ten die von letztem entrichteten Prämien zurück- 
gezahlt werden (Pensionsversicherung mit Prämien- 
rückgewähr); es kann aber auch sein, daß diese 
Prämien der verstorbenen Versicherten ganz oder 
teilweise der Pensionsanstalt verfallen müssen : 
das hängt rein von den angegebenen Umständen 
ab, und man kann nicht sagen, daß das eine ratio- 
neller als das andre oder gar moralischer als das 
andre sei: vielmehr ist die Entscheidung rein Sache 
der Versicherungstechnik. Sollen die Pensionen 
größer, die Wartezeiten kürzer sein, so müssen die 
Versicherten auch entsprechend größere Opfer brin- 
gen, sei es, daß die Prämien höher sind oder 
daß die Prämien der vorzeitig absterbenden Ver- 
sicherten der Anstalt, d. h. den übrigen Versicher- 
ten, verfallen. 

Daher kann man auch die Leistungen und 
Gegenleistungen mehrerer Versicherungs- 
anstalten nur dann miteinander vergleichen, 
wenn alle Voraussetzungen (z. B. außer den obigen 
bereits angegebenen Umständen auch das Alter 
und Geschlecht der Versicherten, die Art ihrer Be- 
schäftigung usw.) im wesentlichen identisch sind. 

Bisher habe ich außer von den zum Bezug einer 
Pension gelangenden Versicherten nur von denje- 
nigen gesprochen, welche vorher durch den 
Tod ausscheiden und — je nachdem — minde- 
stens die Zinsen und Zinseszinsen der von ihnen 
entrichteten Prämien, in der Regel aber auch diese 
Prämien selbst ganz oder teilweise einbüßen müssen, 
wenn den überlebenden eine ausreichende Pension 
gezahlt werden soll. 
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Nun kann es aber geschehen, und geschieht 
sogar sehr häufig, daß Versicherte noch zu 
Lebzeiten aus der Versicherung ausschei- 
den. Bei den durch Tod Ausscheidenden steht ja 
damit fest, daß sie niemals zum Pensionsbezug 
gelangt sein würden; dagegen bei den zu Lebzeiten 
Ausscheidenden ist noch ungewiß, ob sie das pen- 
sionsfähige Alter resp. die Arbeitsunfähigkeit erlebt 
haben würden oder nicht, und es fragt sich daher, 
wie sie versicherungstechnisch zu behandeln sind. 

Hier wird die Unterscheidung wichtig, die 
ich oben Seite 57 ff. an die Spitze gestellt habe. 
Während nämlich bei der Versicherung auf den 
Todesfall die Police jedes einzelnen Versicherten 
in jedem Augenblick, also auch im Moment des 
Ausscheidens schon einen genau feststellbaren Wert 
hat, weil ja für jeden, auch den längstlebenden, 
wenn er bei der Versicherung ausharrt, die verein- 
barte Summe einmal fällig wird, ist dies bei der 
Pensionsversicherung ganz anders. Der Individual- 
wert der Police des einzelnen Versicherten 
ist hier überhaupt nicht feststellbar; denn wenn 
sich später herausstellt, daß der betreffende Ver- 
sicherte zur Zahl der vorher Absterbenden gehört, 
erhält er ja gar nichts oder wenigstens keine Pension 
(sondern höchstens erhalten seine Hinterbliebenen, 
wenn die Versicherung mit Prämienrückgewähr ge- 
schlossen ist, diese Prämien zurück). Der einzelne 
hat daher noch kein Recht, sondern lediglich eine 
Anwartschaft, nur die Gesamtheit der Ver- 
sicherten steht eigentlich als einziger Berechtigter 
(„zur gesamten Hand" kann man sagen) dem Ver- 
sicherer gegenüber, denn erst die Zukunft kann 
ausweisen, welcher einzelne wirküch einen Pensions- 
anspruch erhält. 

Da sich indessen annähernd feststellen läßt, 
wie viele von einer großem Zahl, z. B. von tausend 
Versicherten wirküch zum Pensionsgenuß gelangen 
werden, femer, wieviel an Pension diesen sämthchen 
Pensionären zusammen voraussichtlich auszuzahlen 
sein wird und also auch, wieviel davon im Durch- 
schnitt auf den einzelnen Pensionär entfällt, so 
läßt sich der Gesamtwert aller Policen (Anwart- 
schaften) und damit auch der Durchschnitts- 
wert der einzelnen Police, beides reduziert auf 
die Gegenwart, rechnerisch feststellen : freilich steckt 
die InvaUditätsstatistik noch in ihren Kinder- 
schuhen, und daher sind die Resultate hier noch 
immer recht unsicher. 

Der so gewonnene Durchschnittswert, der natür- 
lich um so größer ist, je näher der Aussclieidende 



dem pensionsfähigen Alter bzw. der Arbeitsun- 
fähigkeit steht, könnte also scheinbar ohne Gefahr 
für die Sicherheit der Pensionsanstalt den bei Leb- 
zeiten ausscheidenden Versicherten herausgezahlt 
werden; indessen durch ein Ausscheiden zahlreicher 
Versicherten, durch ein Dezimieren des Versicherten- 
bestandes würde das sog. Gresetz der großen JJahlen 
(das alle jene Berechnungen voraussetzen) in seiner 
Wirkung beeinträchtigt und dadurch die Sicherheit 
der Pension für die übrigen gefährdet werden. Man 
kann dagegen nicht einwenden, daß ja — wie gezeigt 
wurde — eine Pensionsversicherung mit Prämien- 
rückgewähr auch für den Fall des Todes abge- 
schlossen zu werden pflegt, denn das Absterben 
der versicherten Personen läßt sich bekanntlich mit 
ziemlich großer Genauigkeit berechnen, während 
das Ausscheiden zu Lebzeiten ganz 
unberechenbar, plötzlich und massenhaft, auftreten 
kann. 

Daher muß man hier noch viel vorsichtiger 
verfahren. Eigentlich sollte man, um die angege- 
bene Grefahr wenigstens abzuschwächen, überhaupt 
keinen Versicherten bei Lebzeiten gänzlich aus- 
scheiden lassen, sondern wenn er keine Prämie mehr 
bezahlen will oder kann, seine Pohce in eine 
prämienfreie verwandeln, so daß er 
so behandelt wird, als wenn er jetzt mit einer ein- 
maligen Zahlimg (Mise) der Versicherungsanstalt 
beiträte: natürlich wird dann seine künftige Pen- 
sion, falls er sie überhaupt erlebt, entsprechend 
reduziert.*) Will man dies nicht tun, sondern ihn 
in bar abfinden (ebenfalls „Prämien-Rückgewähr" 
genannt), so muß diese Abfindung so vorsichtig 
bemessen werden, daß dadurch keine Gefährdung 
der künftigen Pensionsansprüche stattfindet: beim 
Ausscheiden während der ersten Versicherungs- 
jahre pflegt daher überhaupt nichts gezahlt zu 
werden, später meist nur ein Teil der entrichteten 
Prämien, schließlich auch wohl sämtliche Prämien. 
Aber diese Abfindung nach Maßgabe der entrich- 
teten Prämien ist zwar psychologisch klug, weil 
sie in dem Versicherten die Vorstellung erweckt, 
gar nichts zu riskieren, aber versicherungstechnisch 
ist sie irrational; denn in den letzten Jahren 
vor Erreichung der Pensionsfähigkeit kann der 
Durchschnittswert der Police schon viel höher 



*) Dies ist natürlich nicht mit einer freiwilligen Weiterver- 
sicherung za verwechseln, wie sie bei der Reichs-Invalidenver- 
siohening vorkommt (siehe unten Seite 61): bei einer solchen wird 
der Versicherte nicht prämienfrei, sondern hat umgekehrt doppelte 
Beiträge zu entrichten, weil der Arbeitgeber ja nicht mehr die 
Hälfte zahlt. 
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sein, als der Betrag sämtlicher von dem Versicherten 
entrichteten Prämien, und wenn dieser sich sehr 
befriedigt fühlt, sämtliche Prämien zurückerhalten 
zu haben, so beruht dies entweder auf einer Täu- 
schung, oder er sagt sich, daß er doch eben vor dem 
Pensionsbezug noch sterben könnte und dann gar 
nichts zurückerhalten würde. Unter allen Umstän- 
den werden aber auch die bei Lebzeiten ausschei- 
denden Versicherten die Zinsen und Zinseszinsen 
von ihren Prämien opfern müssen, denn sonst hätten 
sie ja die bisherigen Anfänge ihres künftigen 
Anspruchs (die Anwartschaft) ganz umsonst gehabt! 

Wenn nun eine Pensionsanstalt bestimmt, daß 
auch die Prämien der bei Lebzeiten Ausscheidenden 
wie die der durch Tod ausscheidenden Versicherten 
gänzlich verfallen sollen, damit die Pensionen ent- 
sprechend höher oder die Prämien entsprechend 
niedriger angesetzt werden können, so mag dies vom 
versicherungstechnischen Standpimkt aus ebenso 
anfechtbar sein wie die Bestimmimg der Abfindung 
nach der Höhe der entrichteten Prämien; aber kann 
man sagen, daß dies eine Handlungsweise sei, die 
gegen die guten Sitten verstößt? 
Das kann man um so weniger, als es z. B. bei zahl- 
reichen Beamten-Pensions- und Witwenanstalten 
geschieht; ich selber habe früher einer solchen ange- 
hört, und jene Bestimmung wurde stets als heilsam 
und nützlich angesehen, wenn auch — das ist 
menschlich erklärlich — der einzelne, welcher aus- 
schied, den vergeblich gebrachten Opfern etwas 
nachtrauerte. 

Ob ein Versicherer zu seinen Versicherten sagen 
soll: „Ich setze euch insgesamt die Prämie um so 
und so viel niedriger, bzw. die Pension um so und 
so viel höher an, dafür müßt ihr aber alle eure Prä- 
mien verfallen lassen, wenn ihr sterbt oder ausschei- 
det", — oder ob er sagen soll: „ich setze die Prämien 
insgesamt um so und so viel höher bzw. die Pensi- 
onen um so und so viel niedriger an, dafür gewähre 
ich euch aber den Vorteil, daß wenn einer von euch 
bei Lebzeiten oder selbst durch den Tod ausscheidet, 
die entrichteten Prämien ganz oder teilweise zurück- 
gezahlt werden" — das ist keine Frage 
der Moral, sondern der Versiche- 
rungstechnik. 

Ja, es ist sogar in weiten Kreisen des Publi- 
kums und selbst bei namhaften Juristen die Ansicht 
verbreitet, daß eine Rückerstattung von Prämien, 
die deshalb erfolgt, weil der Versicherte nicht in 
den Genuß der Versicherungsleistung gelangt ist, 
„mit dem strengen Prinzip der Versicherung nicht 



im Einklang stehe, vielmehr ihre Rechtfertigung 
mehr in sozialpolitischen Erwägungen finde". 
(P i 1 o t y, Invalidenversicherungsgesetz, 2. Aufl. 
1900, S. 116.) Es „widerspricht dem Prinzip der 
Versicherung", „denn einerseits sollen gerade auf 
dem Wege der Grefahrausgleichung auch die Beiträge 
der nur Aktiven zur Bestreitung der Passivitats- 
leistungen verwendet werden, und andrerseits erhält 
schon der Aktive in der Anwartschaft, dem Ver- 
sichertsein, die nächste Gegenleistung für seine 
Beiträge". (R o s i n. Das Recht der Arbeiterver- 
sicherung II. [1905] S. 966 f.). 

Mag diese Ansicht nun richtig sein oder dem 
Wesen der Pensionsversicherung als einer Versiche- 
rung mit aufgeschobener Rente nicht vollständig 
gerecht werden, jedenfalls ergibt sich 
daraus zurvollsten Evidenz, daß 
derVerfall der gesamten Prämien, 
der von diesen Schriftstellern ja geradezu als Postulat 
aufgestellt wird, an und für sich nicht 
als gegen die guten Sitten ver- 
stoßend angesehen werden kann. 

3. Die Arbelter-Pensionskassen mit Beitritts- 
zwang insbesondere. 

a) Im allgemeinen. 

Was im vorigen Abschnitt über die Pensions- 
versicherung überhaupt ausgeführt wurde, das gilt 
auch von den sog. Pensionskassen, und die 
wichtige Unterscheidung von der Versicherung auf 
den Todesfall (oben Seite 57 ff.) kehrt auch hier 
wieder in dem Gegensatz zu den Sterbekassen. 
Auch bei der Pensionskasse hat das einzelne Kassen- 
mitglied vor Erreichung des pensionsfähigen Alters 
kein Recht, sondern lediglich eine Anwart- 
schaft, die mit seinem Tod erlischt und für die 
sich, wenn das Mitglied bei Lebzeiten ausscheidet, 
nur ein Durchschnittswert ermitteln läßt. 

Ob der einzelne diese seine Anwartschaft schon 
zur Greltimg bringen darf, das hängt von dem Inhalt 
des Kassenstatuts ab. Auch hier ist es nicht rationell, 
auf die Beiträge, die das einzelne Mitglied entrichtet 
hat, zurückzugreifen. Abgesehen von den Fällen, 
in denen ausdrücklich eine sog. „Pensionsversiche- 
rung mit Prämienrückgewähr" vereinbart wurde, 
kann also kein Recht des ausgeschiedenen MitgUeds 
auf „die gezahlten Beiträge" oder „auf einen Teil" 
dieser Beiträge anerkannt werden; vielmehr müßte 
ihm entweder der erwähnte Durchschnittswert 
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bezahlt oder seine Mitgliedschaft in eine beitrags- 
freie mit entsprechend reduziertem Pensionsan- 
spnich verwandelt werden — alles unter der Vor- 
aussetzung, daß im Statut nicht etwas anderes vor- 
gesehen ist. 

Von der klagerischen Seite wird aber behauptet 
(siehe oben Seite 57), daß es bei Arbeiter kassen 
mit Beitrittszwang gegen die guten Sitten 
verstößt, wenn das Statut den Verfall aller Beiträge 
vorschreibt; dazu ist folgendes zu sagen: 

1. Der Beitrittszwang kann hierfür unmöglich 
von irgendwelcher Bedeutung sein, denn auch bei 
der Reichs-Invalidenversicherung verfallen nicht 
nur die Beiträge der Verstorbenen, sondern — abge- 
sehen von bestimmten Ausnahmefällen — auch der- 
jenigen, die aus den versicherungspflichtigen Betrie- 
ben ausscheiden und beispielsweise zur Selbständig- 
keit übergehen; ebensowenig bleibt ihnen als Äqui- 
valent etwa eine beitragsfreie Anwartschaft mit 
reduziertem Rentenanspruch. 

Allerdings erhält der Ausgeschiedene das Recht 
der freiwilligen Weiterversicherung, aber ge- 
rade der Bedürftigste, der nicht in der Lage ist, die 
wegen der Freiwilligkeit verdoppelten Bei- 
träge zu zahlen, geht seiner bisher erworbenen An- 
wartschaft ohne das geringste Äquivalent für die 
von ihm entrichteten Beiträge verlustig! Das 
Deutsche Reich muß also der Ansicht sein, daß dies 
nicht gegen die guten Sitten verstößt. 

Auch gibt es, wie oben schon bemerkt, staat- 
liche Pensionskassen mit Beitrittszwang, bei denen 
der Ausscheidende ebenfalls nichts zurückerhält. 

2. Also kann im Sinne der klägerischen An- 
schauung ein Verstoß gegen die guten Sitten nur 
darin gefunden werden, daß es sich um eine Arbei- 
ter Versicherung handelt. Indessen auch dieses 
Moment hat ja die Reichs-Invalidenversicherung 
mit den Arbeiterpensionskassen gemein. Wenn 
daher in dem Lotmarschen Gutachten ausgeführt 
wird, daß die Arbeiter Proletarier seien, 
deren Lohn nur eben des Lebens Notdurft deckt, 
und daß sie nicht in der Lage seien, gegenwärtig ein 
Opfer zu bringen, um in der Zukunft einen Vorteil 
zu erlangen, dessen Erlangung zweifelhaft ist, so 
paßt diese Argumentation auch wieder auf die 
Reichs-Invalidenversicherung und nötigt weiter zu 
der Konsequenz, daß beim Tod eines Kassenmit- 
glieds die Hinterbliebenen denselben Anspruch auf 
Rückerstattung haben müssen, wie der bei Leb- 
zeiten Ausscheidende ihn selber hat, und zwar auf 
Rückerstattimg sämtlicher gezahlten Beiträge. 



Danach würde jede Zwangs-Pensionsversiche- 
rung von Arbeitern gegen die guten Sitten versto- 
ßen, wenn sie nicht mit vollständiger Beitragsrück- 
gewähr für den Fall des Todes und des Ausscheidens 
eines Mitglieds abgeschlossen wird; diejenigen Arbei- 
ter, welche nicht zum Pensionsbezug gelangen, 
würden dann nur die Zinsen und Zinseszinsen ihrer 
Beiträge verüeren; aber — bleibt nicht auch das 
noch ein Opfer für einen zweifelhaften Vorteil, und 
verstößt es daher nicht ebenfalls gegen die guten 
Sitten? 

Wenn man nun — um diese Konsequenzen zu 
vermeiden — entgegnen wollte, daß bei der Reichs- 
Invalidenversicherung den Versicherten eben um 
deswillen besondere Opfer zugemutet werden 
könnten, weil die Arbeitgeber hier 
ebensoviel zu den Invalidenrenten 
beitragen wie die Arbeitnehmer, 
so ist das ein Argument, welches ich voll anerkenne 
und würdige. In der Tat nimmt dieses Moment 
dem Verfall der Beiträge in meinen Augen alles 
Anstößige, was man sonst etwa darin entdecken 
könnte, aber es findet sich eben auch bei vielen 
privaten Arbeiterkassen und insbesondere 
auch bei der Kruppschen Pensions- 
kasse. 

3. Will man also die offenbare Verkehrtheit 
vermeiden, auch iq der Gestaltung der Reichs- 
Invalidenversicherung einen „Verstoß gegen die 
guten Sitten" zu finden, so kann das Besondere, 
was nach der klägerischen Auffassung gerade in den 
Statuten von Arbeiterpensionskassen sittlichen An- 
stoß erregen soll, nicht schon in dem Umstände 
gelegen sein, daß die Kassenmitglieder Arbeiter 
sind, sondern es muß in dem Arbeitsverhält- 
nis zu suchen sein, welches den Arbeitgeber mit 
jedem Mitgliede der Kasse verknüpft. Und in der 
Tat legen beide Gutachter hierauf das entscheidende 
Gewicht. Man kann es wohl ganz kurz dahin formu- 
lieren, daß in der Verbindimg des Kündigungs- 
rechts der Parteien mit dem Verfall aller 
Beiträge des ausscheidenden Kassenmitglieds als 
Folge der Kündigung das spezifisch „Unsitthche" 
des Kassenstatuts enthalten sein soll. 

b) Das Kündigungsrecht der Parteien. 

Die Kruppsche Pensionskasse ist nur für Arbei- 
ter der Kruppschen Gußstahlfabrik bestimmt — 
eine Beschränkung der Mitgliedschaft auf einen 
gewissen Personenkreis, die durchaus zulässig ist. 
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Die Kassenmitgliedschaft endet daher stets mit dem 
Dienstverhältnis bei der Firma, mid damit sollen 
nach § 15 Abs. 1 auch alle Ansprüche an die Kasse 
erlöschen. Vom Standpimkt der Versicherungs- 
technik und des Versicherungsrechts stehen sich 
Kündigung durch den Arbeiter und 
Kündigung durch den Arbeitgeber 
völlig gleich; auch ist das Kündigungsrecht des 
letztem ebenso vom Gesetz anerkannt wie das des 
erstem. Aber das Kündigungsrecht des Arbeit- 
gebers kann im Hinblick auf den dem Arbeiter 
nach § 15 Abs. 1 drohenden Verlust in miß- 
bräuchlicher Weise ausgeübt wer- 
den, nämlich um ihn in seinem Vermögen zu 
schädigen; daß in einem solchen Falle dem Gekün- 
digten ein Anspruch, nicht gegen die Kasse, sondern 
gegen die Firma, und nicht auf Rückzahlung der 
Beiträge, sondern auf vollen Schadenersatz zustehen 
würde (B. G. B. § 826), ist zweifellos und bereits im 
Erkenntnis des Grewerbegerichts anerkannt. 

Indessen nicht darum handelt es sich hier, 
sondern es fragt sich, ob einerseits die bloße 
Möglichkeit eines solchen Mißbrauchs des 
Kündigungsrechts des Arbeitgebers schon 
genügt, um den § 15 Abs. 1 wegen Verstoßes gegen 
die guten Sitten zu beanstanden; und ob andrerseits 
die Gewißheit des Arbeiters, durch Ausübung 
des eigenen Kündigungsrechts alle Ansprüche 
an die Kasse zu verlieren, ebenfalls genügt, um den 
§ 15 Abs. 1 aus demselben Grande zu beanstanden. 

I. Für die Beantwortimg dieser Fragen ist es 
vor allem bedeutsam, die Vorteile und Nach- 
teile festzustellen, welche den Parteien aus einer 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses bzw. aus dem 
Unterlassen einer Kündigung erwachsen können. 

1. Dem Arbeitgeber erwachsen aus einer 
Kündigung — von welcher Seite eine solche auch 
erfolgen mag — direkt gar keine Vorteile, weil 
das Erlöschen aller Rechte des Ausscheidenden 
nicht ihm, sondern ausschließlich der Kasse zu- 
gute kommt. Indirekt hat die Firma ja aller- 
dings ein Interesse daran, sich einen Stamm tüchti- 
ger und treuer Arbeiter zu ziehen, und dieses 
Resultat wird durch die Aussicht der Arbeiter auf 
eine möghchst hohe Alterspension natürlich geför- 
dert; aber daß die Firma infolgedessen sich veran- 
laßt sehen könnte, zahlreiche Kündigungen vorzu- 
nehmen, damit die Pensionskasse daraus den Vorteil 
ziehe, daß ihr recht viele Mitgliedschaftsrechte ver- 
fallen — das ist doch eine ganz femliegende, ja 
unvernünftige Annahme, und, soviel ich sehe, ist 



sie auch von klägerischer Seite gar nicht in Betracht 
gezogen. Umgekehrt muß ja — wie bereits hervor- 
gehoben — der Firma daran gelegen sein, Kündi- 
gungen nach Möglichkeit fernzuhalten, und das 
führt uns 

2. zu den Nachteilen, denen der Arbeit- 
nehmer infolge des § 15 Abs. 1 ausgesetzt ist. 
Es wird nämlich behauptet, der Arbeiter werde 
dadurch in seiner Bewegungsfreiheit stark gehemmt, 
und zwar werde durch den drohenden Verlust aller 
Ansprüche an die Kasse einmal die Freiheit seines 
eigenen Kündigungsrechts, die freie 
Wahl der Arbeitsstätte, also seine Freizügigkeit 
ungebührlich beschränkt; sodann aber werde das 
ihm ohnedies drohende Kündigungs- 
recht des Arbeitgebers noch bedroh- 
licher für ihn durch den mit der Kündigung ver- 
bundenen Verlust aller Ansprüche an die Kasse, 
und dem Arbeiter sei infolgedessen die freie Aus- 
übimg solcher Rechte, die dem Arbeitgeber lästig 
sind, insbesondere des Koalitionsrechts 
erschwert oder geradezu unmögUch gemacht. 

II. Es fragt sich daher, ob das dem Arbeiter 
nach § 15 Abs. 1 drohende Übel eine so beträchtliche 
Beschränkung seiner Bewegungsfreiheit erzeugt, 
daß diese Statutenbestimmung gegen die guten 
Sitten verstößt, und bejahendenfalls, ob ein solcher 
Vorwurf nicht erhoben werden kann, wenn dem 
ausgeschiedenen Kassenmitghed ein Teil der ent- 
richteten Beiträge zurückgezahlt werden muß. 

Von Seiten der Firma ist bereits in dem Schrift- 
sätze vom 25. Oktober 1907 dargetan, daß fak- 
tisch eine überwältigend große Zahl der Aus- 
scheidungen aus der Kassenmitgliedschaft durch 
freiwilligen Austritt erfolgt ist, und in 
dem Schriftsatze vom 23. November wird festge- 
stellt, daß unter den Arbeitern der Firma sich Mit- 
gheder der verschiedensten Koalitionen befin- 
den und daß auch im Vorstand der Pensionskasse 
die Koalitionen vertreten sind. Daraus scheint 
sich schon zu ergeben, daß die abschreckende 
Wirkung des § 15 Abs. 1 nicht sehr beträchtlich sein 
kann, und dies wird bestätigt, wenn man den beiden 
aufgeworfenen Fragen näher tritt. 

1. Was zunächst das Kündigungsrecht 
des Arbeitgebers anbetrifft, so frage ich, 
ob dessen Ausübung den Arbeiter in der freien 
Betätigung seiner Persönlichkeit, in seinem Koali- 
tionsrechte deshalb beschränkt, weil damit 
ein Verlust seiner Ansprüche an die Pensionskasse 
verknüpft ist? Wird ein Arbeiter, der an sich geneigt 
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wäre, einer bestimmten Koalition beizutreten, sich 
zwar durcli die Aussicht, seine Brotstelle zu ver- 
lieren, nicht hiervon abhalten lassen; wohl aber 
durch die Aussicht, mit der Brotstelle zugleich seine 
Ansprüche an die Pensionskasse zu verlieren? und 
endlich: wird, wenn das wirklich der Fall sein sollte, 
sein Bedenken durch die Aussicht wieder behoben, 
an Stelle der verlorenen Anwartschaft auf Pension 
einen Teil seiner Beiträge zurückgezahlt zu erhalten? 
In dem Gutachten wird gesagt, daß die Aussicht, 
seine Ansprüche an die Kasse zu verlieren, wie eine 
drohende Konventionalstrafe wirke, — ein Argu- 
ment, das für den ersten Augenblick etwas Beste- 
chendes hat, aber vor der Ejitik nicht standhält, 
denn 

a) die Beiträge sollen nicht erst jetzt zur Strafe 
gezahlt werden, sondern sind längst entrichtet, ihr 
Verlust ist daher schon verschmerzt. 

b) Der Arbeiter weiß, daß er jeden Tag ster- 
ben kann und daß dann seine Beiträge doch rein 
au fond perdu gezahlt sind. 

c) Die Aussicht auf Pension ist ohnehin 
gering, eben weil sie durch eine Kündigung von 
Seiten der Firma (z. B. wegen einer wirtschaftlichen 
Krisis) jederzeit zerstört werden kann. Denn auch 
nach klägerischer Ansicht hört der § 15 Abs. 1 ja 
auf, einen Verstoß gegen die guten Sitten zu ent- 
halten, wenn dem ausgeschiedenen Kassenmitglied 
die entrichteten Beiträge, selbst nur teilweise, zu- 
rückgezahlt würden. 

Nun habe ich aber oben (Seite 59) dargelegt, 
daß den Versicherten, also hier den Kassenmit- 
gliedem, bis zum Ablauf der ersten (etwa fünf) 
Jahre ihrer Zugehörigkeit zur Kasse aus versiche- 
rungstechnischen Gründen in der Regel überhaupt 
nichts zurückgezahlt werden darf: dieser Gruppe 
gehörten unter den Gekündigten des Jahres 1906 
bei Krupp 93,2 Prozent an; den altern Kassen- 
mitgliedem wäre dagegen, wie ich hier annehmen 
will, ein mit den Jahren allmählich wachsender 
Anspruch auf teilweise Rückzahlung ihrer Beiträge 
zuzusprechen, vielleicht bis zur Hälfte der Gesamt- 
summe (also bei der Kruppschen Kasse bestenfalls 
bis höchstens etwa 330 Mark). 

d) Und nun formuliere ich meine Frage von 
neuem: Die Furcht, infolge einer Kündigung des 
Arbeitgebers (nach fünfjähriger Kassenzugehörig- 
keit) eine Summe nicht zu erhalten, die 
anfangs sehr wenig, zuletzt höchstens 330 Mark 
beträgt, und auf welche die Arbeiter 
gar nicht sicher rechnen konnten. 



weil sie jeden Tag durch ihren Tod verfallen kann, 
— soll sie trotzdem zurückhalten, einer dem Arbeit- 
geber mißliebigen Koalition beizutreten? aber die 
Furcht, durch Kündigung des Arbeitgebers ihre 
Brotstelle zu verlieren, soll hierzu allein 
nicht imstande sein?! 

Nein, solange das freie Kündigungsrecht des 
Arbeitgebers zu Recht besteht, kann nicht wegen 
der entfernten Möglichkeit einer indirekten Wirkung 
auf die Koalitionsfreiheit eine Vereinbarung, wie 
sie der § 15 Abs. 1 enthält, als gegen die guten Sitten 
verstoßend bezeichnet werden, eine Vereinbarung, 
welche zudem die erfreuliche Wirkung hat, daß die 
Beiträge zu einer Pensionskasse auf einer mäßigen 
Höhe gehalten und die Pensionen trotzdem sehr 
reichlich dotiert werden können. Sind sich doch 
die Juristen noch nicht einmal darüber einig, ob es 
gegen die guten Sitten verstößt oder zulässig ist, 
daß die Arbeitgeber ihre Arbeiter bei der Annahme 
geradezu durch Revers verpflichten, keiner oder 
wenigstens keiner ihnen mißliebigen Koalition bei- 
zutreten!*) 

2. Was sodann das Kündigungsrecht 
des Arbeitnehmers anbetrifft, so kann 
letzterer in seinen Entschlüssen zweifellos durch 
den Umstand beeinflußt werden, daß er mit der 
Aufgabe seines Dienstes bei der Fabrik auch zugleich 
seine Anwartschaft auf Pension verliert. In den 
ersten Jahren seiner Mitgliedschaft wird dieser 
Nachteil zwar noch keinen großen Eindruck auf 
ihn machen, später aber ist es gewiß ein Moment, 
welches geeignet ist, einen psychischen Druck auf 
ihn auszuüben und ihn von einer leichtherzigen 
Kündigung zurückzuhalten. Es fragt sich aber, 
ob eine solche Vereinbarung aus diesem 
Grunde gegen die guten Sitten verstößt und, 
wenn dies der Fall ist, ob das Anstößige dadurch 
beseitigt wird, daß der Arbeitnehmer beim Aus- 
scheiden aus dem Dienst einen Teil der von ihm 
entrichteten Beiträge zurückerhält. 

a) Wenn die Aussicht, gewisse mit einer Stelle 
verbundenen Vorteile einzubüßen, ßchon genügt, 
um eine Vereinbarung anstößig zu machen, nach 
welcher diese Vorteile mit dem Aufgeben der Stelle 
erlöschen sollen, so gibt es im Staats- und Privat- 
dienst wenige Dienstverträge, die nicht gegen die 
guten Sitten verstoßen würden; denn zwar nicht 
die Freiheit des Kündigungsrechts wird dadurch 
beeinträchtigt, wohl aber die Lust, davon 

*) Vgl. dazu Riezler im Archiv für bürgerliches Recht, Band 27. 
S. 249 ff. 
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Gebrauch zu machen. Und das ist ja ge- 
rade der Zweck solcher Einrichtungen, dem Dienen- 
den das Leben so zu gestalten, daß er sich in seinem 
Dienste wohl fühlt. Wenn damit zugleich der Vor- 
teil für den Arbeitgeber verbunden ist, daß er sich 
einen Stamm tüchtiger und zuverlässiger Arbeit- 
nehmer heranzieht, so ist dagegen vom sittlichen 
und sozialen Standpunkt aus gewiß nicht das Min- 
deste einzuwenden, im Gegenteil, dies kommt auch 
der ganzen Unternehmung zugute, die alle 
Beteiligten — Arbeitgeber und Arbeitnehmer — 
ernährt. 

Wollte man dagegen geltend machen, daß es 
sich im vorliegenden Fall um eine Einrichtung 
handelt, welche — wenigstens zur Hälfte — von 
den Arbeitnehmern selbst erhalten wird, 
so mache ich darauf aufmerksam, daß dieser 
Punkt hier nicht zur Erörterung steht; die Frage, 
ob den Kassenmitgliedem überhaupt anständi- 
gerweise solche Opfer zugemutet werden können, 
ist bereits oben (Seite 61) im Hinblick auf die Reichs- 
Invalidenversicherung bejaht worden: hier han- 
delt es sich jetzt nur um den Einfluß, den die Aus- 
sicht, ein solches Opfer bringen zu müssen, oder 
richtiger, einem dadurch erworbenen Vorteil ent- 
sagen zu müssen, auf die persönliche Freiheit des 
Arbeitnehmers und speziell auf sein Kündigungs- 
recht ausübt, und da kann von einem Verstoß gegen 
die guten Sitten schlechterdings nicht die Rede sein. 

b) Stellt man sich aber auf den von klägerischer 
Seite vertretenen entgegengesetzten Standpunkt, 
wonach durch den in Aussicht stehenden Verlust 
der Anwartschaft auf Pension die Freiheit des 
Arbeitnehmers in unzulässiger Weise beschränkt 
wird, so ist wiederum nicht einzusehen, inwiefern 
dieser Verstoß gegen die guten Sitten dadurch wett 
gemacht werden kann, daß dem Arbeitnehmer ein 
Teil der von ihm entrichteten Beiträge zurücker- 
stattet wird, zumal ja auch hier wieder aus ver- 
sicherungstechnischen Gründen für die ersten (etwa 
fünf) Jahre in der Regel die Rückerstattung nicht 
zuzulassen ist (und von den freiwillig Kündigenden 
gehörten bei Krupp im Jahre 1906 auch über 90 Pro- 
zent dieser Gruppe an). Die kleine Summe, welche 
der Arbeiter dann eventuell herausgezahlt bekommt, 
mag ihm eine gewisse Genugtuung gewähren und 
auch sonst ganz angenehm sein, aber gegenüber 
der großen wertvollen Anwartschaft, die er aufgibt, 
spielt sie keine Rolle, und sie ist nicht geeignet, das 
(angeblich) Unsittliche in etwas sittlich Erlaubtes 
zu verwandeln. 



c) Die Praxis des „Kaiserlichen Auf- 
sichtsamts für Privatversicherung". 

Der Schriftsatz des Justizrats Wandel vom 
25. Oktober hat schon kurz auf die Praxis des 
Kaiserlichen Aufsichtsamts für Privatversicherung 
hingewiesen, und wenn die Kruppsche Pensions- 
kasse auch nicht der Aufsicht des Amts, sondern 
der Königlichen Regierung in Düsseldorf unter- 
steht, so ist es doch von Interesse, die Stellung 
kennen zu lernen, welche die höchste Reichsstelle 
zu den hier verhandelten Fragen einnimmt. Das 
Amt selbst hat sich in seinen Veröffentlichungen, 
1904 S. 84 ff., darüber ausgesprochen. 

I. Dazu muß aber vorweg folgendes gesagt 
werden: 

1. Das Amt unterscheidet anfangs (Seite 84) 
nicht zwischen Sterbekassen und Pen- 
sionskassen, während diese Unterscheidung 
doch gerade für die Frage des Prämien- (Beitrags-) 
Verfalls von fundamentaler Bedeutung ist (oben 
Seite 57, Seite 60); denn bei der Sterbekasse muß 
der Anspruch auf das bestimmte Sterbegeld für 
jedes Mitglied einmal — früher oder später — 
fällig werden, während bei der Pensionskasse die- 
jenigen Mitglieder, welche vor Erreichung des 
pensionsfähigen Alters oder vor erreichter Invali- 
dität sterben, keine Pension erhalten. Die Sterbe- 
kasse fungiert also zugleich als Sparkasse auch für 
die längstlebenden Mitglieder, während dies bei 
einer Pensionskasse nur für die Gesamtheit der 
Versicherten und nur bis zu einem gewissen Grade 
gelten kann, indem das für die Überlebenden auf- 
gespeicherte Kapital von diesen in Gestalt der Pen- 
sionen wieder aufgebraucht wird. Bei der Sterbe- 
kasse ist zwar ungewiß, wieviel der einzelne an 
Prämien entrichten wird, aber gewiß, daß der 
einzelne etwas und wieviel er bekommen wird; 
bei der Pensionskasse dagegen ist nicht nur das 
erstere, sondern auch das letztere ungewiß, nämlich 
wer eine Pension bekommen wird und wie lange 
er sie beziehen wird. 

Wenn also das Amt auf Seite 84 sagt: „Bisher 
enthielten die Statuten in ihrer überwiegenden 
Mehrzahl die Bestimmung, daß ausgeschlossene 
oder ausgetretene Mitglieder keinerlei Ansprüche 
auf das Vermögen der Kasse erheben könnten. Hierin 
hat das Aufsichtsamt eine unbillige Härte er- 
blickt," so ist dies für Sterbekassen ohne weiteres 
zuzugeben, aber nicht für Pensionskassen, und 
das hat dasAmt selbst anerkannt, 
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denn es fährt zwar fort: „und zwar bei solchen 
Kassen, welche für bestimmte Betriebe errichtet 
sind, namentlich auch um deswillen, weil sich die 
Mitglieder, denen beim Ausscheiden aus der Kasse 
keinerlei Rückgewähr von Beiträgen zugesichert 
ist, hierdurch naturgemäß in der freien Wahl der 
Arbeitsstätte (Freizügigkeit) beeinträchtigt fühlen," 
und trotzdem hat das Aufsichtsamt das Statut 
einer Pensionskasse genehmig t,*) welches dem 
Mitgliede für den Fall, daß es selber kün- 
digt, jeden Anspruch auf Rückgewähr versagt, 
also gerade für den Fall, der für die Freizügigkeit 
allein in Betracht kommt! 

Später aber (S. 85) unterscheidet das Amt 
sehr treffend zwischen Sterbekassen und Pensions- 
kassen, worauf ich unten sub III noch zurückkom- 
men werdö. 

2. Das Aufsichtsamt unterscheidet aber auch 
in der Folge nicht genügend zwischen einer Versi- 
cherung, „bei der die Leistung unbedingt 
fällig werden muß" (Sterbekasse) und einer 
(Pensions-) Versicherung mit Prämien- 
rückgewähr; von letzterer wird nämlich ge- 
sagt, die Beiträge seien hier auch so hoch be- 
rechnet, daß derVersicherungsfall ein- 
treten muß", und dies ist nicht zutreffend; 
deim gerade Wenn der Versicherungsi^ll (und damit 
die Verpflichtung zur Pensionszahlung) nicht 
eintritt, also das pensionsfähige Alter oder die 
Arbeitsunfähigkeit nicht erreicht wird, sind die 
gezahlten Prämien (Beiträge) auch in solchem Falle 
höher als sonst, aber sie sind nicht so hoch, wie 
wenn der Versicherungsfall stets, nämlich für a 1 1 e 
Versicherten (früher- oder später) eintritt. 

IL Die Praxis des Au&ichtsamts in bezug auf 
alle Kassen ist folgende (S. 84) : 

1. Im allgemeinen will das Amt allerdings 
daran festhalten, daß dem Ausscheidenden für die 
bereits gezahlten Beiträge ein entsprechender Gegen- 
wert gewährt werde, sei es in bar oder in Grestalt 
einer beitragsfreien Anwartschaft mit reduzierter 
Kassenleistung, denn wenn eine Kasse sich zu sehr 
auf den Verfall der Beiträge vorzeitig ausscheidender 
Mitglieder stützt, so ist das „versicherungstechnisch 
und in sozialer Beziehung bedenklich". Aber das 
Amt gibt zu, daß eine Grestaltung, wie die prinzipiell 
in Aussicht genommene ohne Schädigung der Kasse 
nur möglich sei bei Einführung gleich- 
bleibender, nach Altersklassen ab- 



*) Für die chemischen Fabriken in Leopoldshall (nach dem 
SchriftsatEe der Beklagten vom 25. Oktober 1907). 



gestufter Beiträge; da nun eine derar- 
tige Abstufung der Beiträge nach Altersklassen 
bei Pensionskassen industrieUer Betriebe, und auch 
bei der Kruppschen Kasse nicht stattfindet, so 
fehlt damit schon ein e Hau p t v or - 
aussetzung für die strenge Durch* 
führung dieses Prinzips, 

2. Das Aufsichtsamt hat es femer gebilligt, 

a) daß dem Kassenmitgliede gar kein Gegen- 
wert geleistet wird, sondern alle seine Beiträge ver- 
fallen, wenn der Ausscheidende noch nicht eine 
Reihe von Jahren (meistens 5 Jahre, aber bis zu 
10 Jahren) der Kasse angehört hat, 

b) femer, daß nicht der ganze ver- 
sicherungstechnisch verfügbare Be- 
trag, sondern nur ein Teil zugunsten des Aus- 
geschiedenen verwertet wird, und hierbei wird nicht 
etwa nach einem beliebigen Schema verfahren, son- 
dern es genügt, wie es auf Seite 85 ausgedrückt 
wird, eine „mäßige Rückvergütung", die in der Tat 
manchmal nur ^j^ der gezahlten Beiträge ausmacht !*) 

III. Was speziell die Pensionsversicherung an- 
betrifft, und zwar soweit nicht eine sog. Versiche- 
rung mit Prämienrückgewähr, also mit wesentlich 
erhöhten Beiträgen vereinbart ist, vielmehr die 
Kasse mit Durchschnittsbeiträgen arbeitet, wird 
folgendes (S. 85) ausgeführt: 

1. „Soweit Pensionskassen in Frage kommen, 
kann bei vorzeitigem Ausscheiden des Mitglieds 
eine bare Rückvergütung nicht gewährt werden, 
da die Beiträge so berechnet sind, daß die Leistung 
des Versicherers nicht unbedingt fällig werden muß, 
mithin die für den vorzeitig Aus- 
scheidenden angesammelte Prämien- 
reserve nicht frei wird. Es kann viel- 
mehr solchenfalls die Prämienreserve nur zur 
Umwandlung der Versicherung in eine beitrags- 
freie verwendet werden." „Das Aufsichts- 
amt hat dann auch auf einer baren Bei- 
tragsrückgewähr niemals bestanden." 

Ich bitte, hierzu das zu vergleichen, was ich 
oben Seite 59 ff. ausgeführt habe. 

2. Das Amt fährt dann fort: „Indessen gewäh- 
ren von jeher eine Reihe von Pensionskassen, . . . 
die mit Durchschnittsbeiträgen arbeiten, auch in 
diesen Fällen eine mäßige Rückvergütung." Und 
nun kommt eine charakteristische Äußerung, welche 

*) Ich mache darauf aufmerksam, daß das „Drittel der ge- 
zahlten Beiträge", von dem Seite 85 die Rede ist, sich lediglich 
auf Sterbe kassen bezieht. 
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dartut, daß das Aufsichtsamt bei solchen Kassen, 
die mit Durchschnittsprämien arbeiten, eine Zu- 
rückzahlung aller von dem Mitglied 
entrichteten Beiträge für völlig 
ausgeschlossen hält: „Auch hier ist eine 
Eückvergütung bis zur Hälfte der gezahlten Bei- 
träge nach fünfjähriger Mitgliedschaft für zulässig 
erachtet worden, wenngleich in versicherungstech- 
nischer Hinsicht eine solche Rückgewähr nicht völlig 
einwandfrei erscheint." 

IV. Suchen wir aus allem das Resultat zu ge- 
winnen, so ergibt sich folgendes: 

1. Das Aufsichtsamt betrachtet die ganze Frage 
wesentlich vom Standpunkt der Versicherungstech- 
nik, nicht vom Standpunkt der „guten Sitten". 
Das zeigt sich auch darin, daß es zwischen den ver- 
schiedenen möglichen Gründen des Ausscheidens 
eines Mitglieds nicht unterscheidet, selbst nicht 
zwischen der Kündigung durch Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Wo das Amt ausnahmsweise ein 
soziales Moment („Freizügigkeit") oder ein ethisches 
(„unbillige Härte") heranzieht, da ist dies einmal 
im Hinblick auf die besonders gearteten Sterbe- 
kassen nicht nur berechtigt, sondern geradezu selbst- 
verständlich. Sodann aber kann manches als unbil- 
lige Härte erscheinen und eine Verwaltungsbehörde 
sucht es deshalb zu verhindern, was rechtlich 
dennoch e r 1 a u b t ist; und das Amt ist auch weit 
davon entfernt, ein Rechtsprinzip aufzustellen, son- 
dern läßt selbst Ausnahmen zu. 

2. Das Aufsichtsamt stellt also die ganze Frage 
keineswegs auf des Messers Schneide, es warnt viel- 
mehr vor einer schematischen Behandlung, da die 
Umstände in den einzelnen Fällen ganz verschieden 
lägen. 

Eigentlich ist es ja der Ansicht, daß die Beiträge, 
wenn sie nicht in technisch richtiger Weise nach 
Altersklassen abgestuft sind, gänzlich der Kasse 
verfallen müßten. Zwar hält es auch dann eine 
mäßige Rückgewähr, aber höchstens bis zur Hälfte 
der gezahlten Beiträge und erst nach einer fünfjäh- 
rigen Karenz für „zulässig", wenn auch nicht für 
völlig einwandsfrei. Aber für richtiger hält es dann 
immer noch die andre Modalität der Gewährung 
eines Gegenwerts an den Ausscheidenden, nämlich 
die Umwandlung der Versicherung in eine beitrags- 
freie (mit entsprechend reduzierter Pensionsleistung), 
so daß also abgewartet wird, ob das ausgeschiedene 
Mitglied das pensionsfähige Alter erreicht und inva- 
lide wird oder nicht. 



d) Ergebnisse. 

Ich möchte die Resultate der bisherigen Unter- 
suchung über die Arbeiter-Pensionskassen noch ein- 
mal knapp zusammenfassen und zugleich einige 
weitere Schlußfolgerungen daran anknüpfen. 

I. Die Pensionskasse unterscheidet sich von 
der Sterbekasse dadurch, daß nur für einen Teil der 
Mitglieder „der Versicherungsfall eintritt", also die 
versprochene Versicherungsleistung (Pension) zu ge- 
wäl^en ist. 

Damit ist nicht zu verwechseln die Modalität, 
daß die Pensionsversicherung „mit Beitragsrückge- 
währ" abgeschlossen ist und nun der Fall der Rück- 
gewähr (Tod oder Ausscheiden aus der Ki^se) ein- 
tritt. Bei der Kruppschen Kasse beträgt eine ein- 
zige Jahresrate einer Durchschnittspension schon 
beträchtlich mehr, als der Höchstbetrag sämtlicher 
von einem Versicherten entrichteten Beiträge! 

II. Bei der Pensionsversicherung (falls sie nicht 
„mit Rückgewähr" geschlossen ist) büßen diejenigen 
Mitglieder, welche vor Erlangung einer Pension 
sterben, resp. deren Hinterbliebene die gezahlten 
Beiträge vollständig ein, diese Beiträge verfallen 
also gänzlich der Kasse, auch wenn sie bis über das 
pensionsfähige Alter hinaus entrichtet worden sind. 
Das wird vielen als „unbillige Härte" erscheinen, 
findet aber auch bei der Reichs-Invalidenversiche- 
rung statt. 

III« Was die bei Lebzeiten ausscheidenden 
Mitglieder betrifft, so können sie aus versicherungs- 
technischen Gründen während der ersten (ungefähr 5) 
Jahre überhaupt keinen Gegenwert 
irgend einer Art erhalten. Für die spätere 
Zeit ihrer Kassenzugehörigkeit gilt folgendes: 

1. Theoretisch korrekt wäre es, diese ausge- 
schiedenen Mitglieder bei der Kasse weiterzuführen 
als beitragsfreie Versicherte mit entsprechend redu- 
zierter Pensionsanwartschaft, bis sich entschieden 
hat, ob sie vorzeitig absterben (oben Nr. II.) oder 
ob sie das pensionsfähige Alter erreichen und ihre 
Invalidität erleben (sog. Umwandlung in eine 
beitragsfreie Versicherung). Indessen bei einer sol- 
chen Kasse, wie es die Kruppsche ist, welche mit 
einem sehr großen Wechsel des gewaltigen Arbeiter- 
bestandes zu rechnen hat, wird gerade diese Lösung 
auf große Schwierigkeiten stoßen. Auch wenn die- 
jenigen frühem Mitglieder, die weniger als 5 Jahre 
der Kasse angehört haben, völlig unberücksichtigt 
bleiben, müßten doch noch viele tausende als even- 
tuelle künftige Halb- oder Viertelspensionäre weiter- 
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geführt werden, bis sie etwa durch den Tod abgingen. 
Das aber würde einen sehr umfangreichen Apparat 
erfordern, die Verwaltungskosten würden beträchtlich 
steigen, und eine jetzt unbekannte Fülle von techni- 
schen und juristischen Schwierigkeiten würde auf- 
tauchen; ja die Fortexistenz der segensreichen Ein- 
richtung ak einfache „Kasse" würde vielleicht in 
Frage gestellt sein. 

2. Daher wird bei denjenigen Kassen, deren 
Statuten nicht jede Leistung ablehnen, eine „Abfin- 
dung" in Geld vorgezogen. Diese kann nach der 
Höhe der von dem ausscheidenden Mitglied ent- 
richteten Beiträge bestimmt werden, darf aber nach 
den Erfahrungen des Kaiserlichen Aufsichtsamts 
keinesfalls die Hälfte dieserBei- 
träge übersteigen. Ob auch dies angängig 
ist, kann nur nach fachmännischer Prüfung der 
rechnerischen Grundlagen der einzelnen Kasse fest- 
gestellt werden. 

Ein Ersatz für den Wert, den die Anwartschaft 
in vorgerückten Jahren für das Mitglied repräsen- 
tiert, ist eine solche „Abfindung" also noch weniger, 
als wenn die Versicherung gleich „mit Rückgewähr" 
abgeschlossen wurde (oben Nr. I). 

3. Das Recht auf freiwillige Fort- 
setzung der Versicherung (nicht zu verwechseln 
mit der Fortführung des Mitglieds nach sog. Um- 
wandlung, oben Nr. 1) ist überhaupt kein „Gegen- 
wert** für den Verlust der Anwartschaft, sondern 
gewährt dem Ausgeschiedenen nur die Möglichkeit, 
sich den Wert der bisherigen Anwartschaft, also 
eine Zukunfts-Chance auf eigene Kosten zu sichern. 

4. Eine Statutenbestimmung, welche für die 
bei Lebzeiten ausscheidenden Mitglieder den Verfall 
aller von ihnen entrichteten Beiträge anordnet, ent- 
hält nicht einen Verstoß gegen die guten Sitten, denn 

a) ein solcher Verfall findet sich — von einigen 
Ausnahmefällen abgesehen — auch bei der Reichs- 
Invalidenversicherung als gesetzliche Vorschrift; 
der Vorwurf „unbilliger Härte" würde also auch sie 
treffen; 

b) er wird von angesehenen Juristen als „zum 
Wesen der Versicherung gehörig" verteidigt; 

c) er findet sich bei zahlreichen Arbeiter- Pen- 
sionskassen mit Beitrittszwang, auch bei solchen, 
deren Statuten erst in der allerletzten Zeit von der 
Aufsichtsbehörde genehmigt sind. Wenn die Statu- 
ten dieses Inhalts wirklich gegen die guten Sitten 
verstießen, dann müßte eine Menge von Kassen 
von Amtswegen zur Änderung ihrer Statuten 
angehalten werden. Auch ist der Richter zwar bei 



der rechtlichen Bewertung eines Tatbestandes völlig 
souverän und nicht an die Entscheidung irgend 
welcher andrer Behörden gebunden, aber bei der 
Frage, ob ein Tatbestand gegen die guten Sitten 
verstößt oder nicht, bildet doch die Stellungnahme 
zahlreicher hoher Behörden ein Zeugnis, wel- 
ches nicht übersehen werden kann. Es ist unmöglich, 
daß etwas, was Jahrzehnte lang unbeanstandet prak- 
tiziert wurde und noch jetzt unter der Billigung 
höchster Behörden praktiziert wird, nun auf einmal 
im Sinne des § 138 B. G. B. gegen die guten Sitten 
verstößt. 

d) Endlich ist es aber auch nicht zutref- 
fe n d, in der Aussicht auf den Verfall der gezahlten 
Beiträge wegen des freien Kündigungrsechts der 
Parteien eine gegen die guten Sitten verstoßende 
Einschränkung der Bewegungsfreiheit des Arbeiters 
zu erbUcken. Wenn dies aber doch der Fall 
sein sollte, so wird diese Wirkung auf die persönliche 
Freiheit nicht dadurch aufgehoben, daß nach Maß- 
gabe des oben sub Nr. 2 Ausgeführten den ausschei- 
denden Mitgliedern eine „Abfindung" gewährt wird. 
Denn die überwältigend meisten erhalten ja gar nichts 
(weil sie im Laufe der ersten 5 Jahre ausscheiden), 
und das, was die übrigen erhalten, ist so gering, 
zumal im Verhältnis zu dem, was sie sonst durch 
ihren Abgang einbüßen, daß es für die „Bewegungs- 
freiheit" des Arbeiters nicht ins Gewicht fällt. 



4. Die Klage ist abzuweisen, selbst wenn $ 15 
Abs. 1 gegen die guten Sitten verstößt 

Wer meinen bisherigen Ausführungen mit einiger 
Aufmerksamkeit gefolgt ist, wird sich ohne weiteres 
sagen, daß einer Klage wie der vorliegenden, welche 
auf Eückzahlung der von den Klägern entrichteten 
Beiträge geht, überhaupt nicht stattgegeben werden 
kann, selbst wenn man sich auf den Boden der Klage 
stellt und annimmt, daß der § 16 Abs. 1 des Statuts 
gegen die guten Sitten verstößt. 

Denn zunächst müßte doch feststehen, ob und 
wieviel an gezahlten Beiträgen nach den Rechnungs- 
grundlagen der Kruppschen Pensionskasse ohne 
Gefährdimg ihrer Sicherheit den ausgeschiedenen 
Mitgliedern zurückgezahlt werden kann: erst dann 
würde sich sagen lassen, ob und in welcher Höhe die 
Kasse durch die Beiträge der Kläger ungerecht- 
fertigt bereichert ist. Auch müßte für die einzelnen 
Kläger erst festgestellt werden, ob eine angemessene 
Karenzzeit für sie abgelaufen ist. 
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Aber selbst wenn man von allen diesen Beden- 
ken absehen wollte, oder selbst wenn eine gehörige 
Substantiierung der Klage in obigem Sinn erfolgt 
wäre, oder auch wenn die Kläger lediglich Umwand- 
lung ihrer Mitgliedschaft in eine beitragslose Ver- 
sicherung mit entsprechend reduzierter Pensions- 
leistung begehrt hätten, — so müßte dennoch Ab- 
weisung der Klage erfolgen; denn die ausgeschie- 
denen Kassenmitglieder sind noch gar nicht in der 
Lage, eine sog. Leistungsklage anzustellen, sie kön- 
nen nur eine sog. Feststellungsklage im 
Sinne des § 256 der Zivilprozeßordnung erheben. 
Das lehrt folgende Erwägung: 

Der Anspruch der Kläger stützt sich auf die 
Nichtigkeit einer Statutenbestimmung. Das Statut 
gehört aber, und zwar in erster Linie, zu denjenigen 
Geschäftsgrundlagen, welche nach dem Versiche- 
rungsaufsichtsgesetze vom 12. Mai 1901 § 4 der 
Aufsichtsbehörde behufs Erlangung der Zulassung 
zum Gewerbebetrieb vorzulegen sind: erst nach ihrer 
Genehmigung durch die Behörde dürfen daraufhin 
Geschäfte abgeschlossen werden. Jede Änderung 
dieser Grundlagen ohne Zustimmung der Aufsichts- 
behörde wird bestraft; ebenso gewisse (gele- 
gentliche) Abweichungen von den genehmigten 
Grundlagen (Zuwiderhandeln gegen die Vorschriften 
über Prämienreverse und absichtliches Handeln 
zum Nachteil der Kasse (Gesetz § 106, 110). Dahin 
gehört aber eine statutenwidrige Rückzahlung von 
Prämien um so mehr, als natürlich, sobald die Kläger 
in diesem Prozesse das Verlangte erreicht haben, 
tausende von ehemaligen Mitgliedern der Kasse 
alsbald dasselbe begehren, dadurch die statutarisch 
festgestellten imd staatlich genehmigten Geschäfts- 
grundlagen der Kasse erschüttern und ihre Fort- 
existenz in Frage stellen werden. 

Bevor also nicht eine Statutenänderung in der 
gesetzlich vorgeschriebenen Weise erfolgt ist, darf 
keinem Mitglied oder ehemaligen Mitglied der 
Kasse eine Leistung gemacht werden, die mit § 15 
Abs. 1 in Widerspruch steht; jedes Zuwiderhandeln 
wird bestraft, und kein irgendwie gear- 
teter R ich t er s p r u c h kann jeman- 
den zu einer strafbaren Handlung 
verurteilen, das Urteil selbst würde dadurch 
nicht nur zu einem Verstoß gegen die guten Sitten, 
sondern zu einem Verstoß unmittelbar gegen das 
Gesetz. 

Lediglich eine Klage auf richterliche Feststel- 
lung, daß der § 15 Abs. 1 gegen die guten Sitten 
verstoße, ist zulässig, und wenn die Kläger damit 



durchdringen, können sie auf Grund des erstrittenen 
Urteils bei der Aufsichtsbehörde den Antrag stellen, 
daß die Kasse zur Änderung ihres Statuts angehalten 
wird. Eine Leistungsklage ließe sich höchstens so 
konstruieren, daß die Kläger ihre Klagbitte darauf 
richten, es möge die Kasse verurteilt werden, eine 
Änderung ihres Statuts zu beantragen. Jedenfalls 
aber können die ehemaligen Kassenmitglieder erst 
nachdem die Aufsichtsbehörde die Statutenänderung 
genehmigt hat, ihre etwaigen Fordenmgen gegen 
die Kasse geltend machen. 



Zweiter Teil. 

Besteht ein Anspruch der ausgeschiedenen 
Mitglieder gegen die Firma? 

L Die gesetzliche Zulässigkeit der Lohnkäizimg 
durch die Firma. 

Das Statut der Pensionskasse (§ 4) bestimmt: 
„Die Beiträge der Mitglieder werden von der Firma 
bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug 
gebracht und innerhalb 14 Tagen an die Kasse ver- 
gütet", und die Arbeitsordnung (§ 32) nimmt hier- 
auf Bezug mit den Worten: „Bei der Lohnzahlung 
wird in Abzug gebracht ... 2. die Beiträge zu der 
Krankenkasse und zu der Pensionskasse der Guß- 
stahlfabrik." Damit ist der Vorschrift des Kranken- 
versicherungsgesetzea (§ 59, § 86 Nr. 2) genügt, denn 
es heißt dort, daß die Verpflichtung, einer Kasse 
beizutreten, sowohl durch die Fabrikordnung wie 
auch durch ein „R eglement usw." festgelegt 
werden kann. 

Professor Lotmar behauptet nun, daß diese 
Bestimmung der Arbeitsordnung ungesetzlich und 
daher — wie § 134c der Gewerbeordnung ausdrück- 
lich betont — für das Verhältnis zwischen Arbeit- 
geber und Arbeiter nicht rechtsverbindlich sei. 

Ungesetzlich aber sei sie aus einem doppelten 
Grunde: einmal widerspreche sie den Vorschriften 
des Gesetzes betr. die Beschlagnahme des Arbeits- 
oder Dienstlohns vom 21. Juni 1869 (worauf zum 
Überfluß auch § 115a der Gewerbeordnung hin- 
weise) und sodann widerspreche sie dem § 115 
der Grewerbeordnung. 

I. Daß die Beiträge für die Kranken kasse 
vom Lohn abgezogen werden dürfen, ist durch 
Krankenversicherungsgesetz § 65 Abs. 3 (der wieder 
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auf § 53 verweist) ausdrücklich vorgesehen; dagegen 
meint Professor Lotmar, daß der Abzug für die 
Pensions kasse sich auf keine gesetz- 
liche Bestimmung stütze und also nur 
auf Vertrag beruhen könne, und dieser Vertrag 
sei der Arbeitsvertrag, also die Arbeitsord- 
nung. Durch § 32 der Arbeitsordnung habe der 
Arbeiter ein für allemal der Firma Auftrag und Voll- 
macht erteilt, die Lohnschuld um den Betrag seines 
Kassenbeitrags zu kürzen und durch Abführung 
dieses Betrags an die Kasse (seinen, des Arbeiters, 
Gläubiger) seine Kassenbeitragsschuld zu tUgen. 
Dies sei eine Anweisung, zwar nicht im Sinne 
des B. 6. B., wohl aber im Sinne des heutigen Eechts; 
sie falle daher unter das zwingende Verbot des 
Gesetzes vom 21. Juni 1869, § 2 Abs. 2, wonach der 
Arbeiter über seinen Lohnanspruch durch Zession, 
Anweisung, Verpfändung oder durch ein andres 
Rechtsgeschäft zur Sicherstellung oder Befriedigimg 
eines Gläubigers erst verfügen kann, nachdem die 
Arbeit geleistet und der Lohnzahlungstag abge- 
laufen ist, ohne daß er den Lohn eingefordert hat: 
andernfalls ist seine Verfügung rechts- 
unwirksam. 

Gregen diese Argumentation ist folgendes zu 
sagen: 

1. Die Befugnis der Firma, die Beiträge für 
die Pensionskasse vom Lohn abzuziehen, kann sehr 
wohl auf gesetzliche Bestimmung zurückge- 
führt werden. Indem nämlich das Krankenversiche- 
Tungsgesetz in § 86 den Betriebsunternehmem die 
Befugnis erteilt, Pensionskassen mit Zwangs- 
beitritt zu errichten, wollte es ihnen sicherlich 
auch die Möglichkeit gewähren, diesen Zwang wirk- 
sam durchzuführen; das ist aber doch nur möglich 
durch die Befugnis des Abzugs bei der Lohnzahlung, 
denn dies ist nicht nur die einfachste und billigste, 
sondern auch die einzig sichere und prompte Art 
und Weise der Beitreibung. Eine solche gesetzliche 
Befugnis ist aber um so mehr anzunehmen, als der 
§ 53 cit. den Arbeitgeber nicht nur berechtigt, son- 
dern auch verpflichtet, die Beiträge zur Kranken- 
kasse in dieser Weise einzuziehen (§ 53 Abs. 1, 
Satz 2: „Die Arbeitgeber dürfen nur auf diesem 
Wege den auf die Versicherten fallenden Betrag 
wieder einziehen"), der Gesetzgeber hält also diesen 
Weg nicht nur für den zweckmäßigsten — deshalb 
verpflichtet er die Arbeiter, den Lohnabzug 
zu dulden — sondern auch für den wenigst drücken- 
den — deshalb verpflichtet er die Arbeitge- 
ber, ihn innezuhalten! 



2. Indessen kann man auch von jeder gesetz- 
lichen Begründung absehen, um den Angriff 
auf die Rechtmäßigkeit des § 32 der Arbeitsordnung 
zurückzuweisen; denn die Berufung auf das Gesetz 
vom 21. Juni 1869 ist unberechtigt. 

Dieses Gesetz will eine jede Verfügung 
(Zession, Anweisung, Verpfändung oder sonstiges 
Rechtsgeschäft) treffen, durch welche ein Gläu- 
biger sichergestellt oder befriedigt wird, und dies 
kann schon dadurch geschehen, daß der Schuldner 
i h m eine Vollmacht zur Einkassierung der 
Lohnforderung erteilt, wie in dem von Professor 
Lotmar zitierten Erkenntnisse des Reichsgerichts 
vom 13. 6. 95 (bei Reger Bd. 16 S. 28, auch Erkennt- 
nis in Strafs. Bd. 29, 190) ausgeführt ist; denn da 
diese Vollmacht dem Gläubiger indesseneigenem 
Interesse erteilt ist, so ist sie unwider- 
ruflich (B.G.B. § 168 Satz 2) also eine echte 
„Verfügung" und daher für den Gläubiger ebenso 
nützlich und für den Schuldner ebenso gefährlich 
wie eine Zession. 

Wenn dagegen, wie in unserm Falle, der 
Schuldner (der Arbeiter) d e r F i r m a (seinem Lohn- 
schuldner) den Auftrag erteilt, den Lohn (teilweise) 
an die Kasse (seinen Gläubiger) auszuzahlen, so ist 
das keine „Verfügung" im Sinne des Gesetzes, 
sondern ein gewöhnlicher Auftrag, der jeder- 
zeit widerrufen werden kann(B. G. B. 
§ 671 1), sogar noch im Augenblick der Löhnung, 
ja — da erst im Laufe der nächsten 14 Tage nach 
der Löhnung der abgezogene Betrag an die Kasse 
abgeführt wird, so kann der Widerruf noch später 
erfolgen, nämlich solange eben die Auskehrung 
an die Kasse noch nicht erfolgt ist. Und selbst 
wenn man die Zulässigkeit eines solchen einsei- 
tigen Widerrufs mit Rücksicht auf den Cha- 
rakter der Arbeitsordnung leugnen sollte, muß man 
jedenfalls anerkennen, daß die Kasse (der Gläu- 
biger) aus diesem Auftrag ein Recht auf Lohn- 
abzug nicht erhält, sie hat lediglich das Recht 
gegen die Firma, daß die entsprechenden Beträge 
ihr innerhalb der nächsten 14 Tage nach erfolgter 
Lohnzahlung zugeführt werden. Daraus ergibt sich, 
daß der Unterschied unsres Falles von dem durch 
das Reichsgericht entschiedenen Falle nicht, wie 
Professor Lotmar annimmt „ohne Belang", sondern 
im Gegenteil von großer Bedeutung ist. Die ratio 
legis, welche den Gesetzgeber bei der Einfügung des 
§ 2 Abs. 2 in das Gesetz vom 21. Juni 1869 geleitet 
hat, trifft aber auch sonst auf unsem Fall nicht zu, 
wie ich nachher dartun werde (vgl. unten Seite 70 ff.). 

6* 
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II. Nach § 115 der Gewerbeordnung sind die 
Gewerbetreibenden verpflichtet, die Löhne ihrer Ar- 
beiter in bar auszuzahlen; davon macht der 
§ 117 Abs. 2 eine Ausnahme zugunsten von 
„Verabredungen zwischen dem Gewerbetreibenden 
und den Arbeitern über die Verwendung des Ver- 
dienstes derselben zur Beteiligung an Einrich- 
tungen zur Verbesserung der Lage 
der Arbeiter oder ihrer Familien". 

1. Daß die Gründung einer Pen- 
sionskasse für die Arbeiter und deren Hinter- 
bliebene zu einer derartigen „Wohlfahrtseinrich- 
tung", wie ich sie kurz nennen will, gehört, ist bisher 
wohl von niemanden bezweifelt worden. Von kläge- 
rischer Seite ist nun das Postulat aufgestellt worden, 
um eine Wohlfahrtseinrichtung im Sinne des § 117 
II zu sein, müsse die Einrichtung mindestens der 
Mehrzahl der Arbeiter zugute kommen, und das 
sei bei einer Pensionskasse nicht der Fall. Indessen 
einmal erhält jeder Arbeiter der Fabrik eine 
Anwartschaft auf Pension, und das würde allein 
schon genügen, um die Kasse zu einer Wohlfahrts- 
einrichtimg zu stempeln, und sodann ist jenes Postu- 
lat auch ganz willkürhch und grundlos, wie denn 
z. B. die Einrichtung billiger Mietwohnungen, die 
dann einigen Arbeiterfamilien durchs Los zuge- 
wiesen werden sollen, sicherlich eine Wohlfahrts- 
einrichtung ist. Und soll eine Unterstützungskasse 
für Wöchnerinnen oder für die Hinterbliebenen 
keine Wohlfahrtseinriohtung sein, wenn die Mehr- 
zahl der Arbeiter unverheiratet ist? während sie 
sofort wieder zu einer Wohlfahrtseinrichtung wird, 
sobald die Zahl der Verheirateten die Majorität 
bildet? 

Endhch aber erwäge man folgendes: Wie hätte 
der Gesetzgeber auch nur daran denken können, den 
Arbeitgebern die Befugnis zur Einführung des B e i - 
tritt^wangs für solche Kassen zu gewähren, 
wenn er sie nicht für Einrichtungen zur Verbesserung 
der Lage der Arbeiter und ihrer Familien gehalten 
hätte! 

2. Inzwischen ist durch die Novelle vom 1. 
Juni 1891 der § 115a in die Gewerbeordnung einge- 
schoben worden, welcher den Arbeitgebern bei 
Strafe verbietet, Lohnzahlungen an dritte 
Personen zu machen auf Grund von Rechts- 
geschäften oder Urkunden, die nach dem (sub 
Nr. I erwähnten) Gesetze vom 21. Juni 
18 6 9 rechtlich unwirksam sind, und es fragt sich 
daher, ob eine solche verbotene Lohn- 
zahlung anDrittedanngestattet ist, wenn 



sie „zur. Beteiligung an Einrichtun- 
gen zur Verbesserung der Lage der 
Arbeiter oder ihrer Familien" erfolgt. 
Mit andern Worten: darf der Arbeitgeber den Lohn- 
abzug nur selber verwenden, oder darf er ihn auch 
an einen Gläubiger des Arbeiters abführen, selbst 
wenn dies auf Grund eines nach dem Gesetze von 
1869 unwirksamen Rechtsgeschäfts geschieht? Ich 
will das Problem der Kürze wegen so formulieren: 
Geht der §117 11 dem § 115a vor oder 
nicht? 

Für unsem Fall existiert zwar diese ganze 
Frage eigentlich nicht mehr, da, wie ich oben sub I 
dargetan habe, das Gesetz von 1869 auf ihn keine 
Anwendimg findet; aber wenn diese Ansicht nicht 
gebilligt werden sollte, gewinnt die Frage allerdings 
große Bedeutung. Bringen wir uns deshalb zunächst 
erst einmal die praktischen Konsequenzen zum 
Bewußtsein, wenn sie — mit Professor Lotmar — 
verneint wird. 

Der Arbeitgeber will eine Pensionskasse für 
seine Arbeiter gründen. Er hat dafür zwei Wege. 
Entweder errichtet er sie als interne Ein- 
richtung seiner Firma, so daß sie deren 
Schicksal teUt, mit ihr untergeht; oder er läßt sie 
völlig imabhängig von seiner Firma als Vereins- 
kasse zur Entstehung kommen, stattet sie mit 
selbständigem Vermögen aus, erwirkt 
vielleicht sogar für sie die Rechtsfähigkeit (juristi- 
sche Persönlichkeit, eventuell als kleiner Versiche- 
rungsverein auf Gegenseitigkeit nach § 53 des Auf- 
sichtsgesetzes), jedenfalls aber ist die Kasse vom 
Schicksal seiner Firma vollständig unabhängig : nach 
Professor Lotmars Ansicht ist er im ersten Falle zum 
Lohnabzug befugt, im letztern Falle dagegen nicht, 
weil nämlich dann die Kasse selbständig, also „e i n 
Dritter" geworden ist im Sinne des § 115a, und 
zwar ist sie (auf Grund des Kassenstatuts) ein Gläu- 
biger des Arbeiters im Sinne des Gesetzes vom 21. 
Juni 1869, § 2! Also je besser der Arbeitgeber es mit 
der Wohlfahrtseinrichtung für seine Arbeiter meint, 
um so mehr erschwert ihm das Gesetz ihre Errich- 
tung! Das ist ein geradezu unsinniges Ergebnis, 
welches unmöghch dem Willen des Gesetzgebers 
entsprechen kann ! 

Ich stelle daher zur Wahl, entweder mit mir 
die Anwendbarkeit des Gesetzes von 1869 auf unsem 
Fall zu verneinen (oben Nr. I), oder anzunehmen, 
daß der § 117II dem § 115a vorgeht. Das Reichs- 
gericht hat freilich letztere Annahme in dem oben 
Seite 69 angeführten Erkenntnisse mit scheinbar 
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starken juristischen Gründen bekämpft, und Pro- 
fessor Lotmar hat sich ihm angeschlossen, obwohl 
die gesetzgebenden Faktoren anerkanntermaßen 
andrer Ansicht waren, und diese Tatsache hätte 
doch schon stutzig machen sollen; noch mehr muß 
die oben gezogene Konsequenz uns veranlassen, 
nach einem Auswege zu suchen. 

Meines Erachtens können die „Wohlfahrts- 
einrichtungen" welche der § 11 711 im Auge hat, 
selbst wenn sie Rechtsfähigkeit besitzen und also 
als selbständige juristische Personen im Verkehr 
auftreten, nicht als „Dritte" im Sinne des § 115a 
und also nicht als „Gläubiger" im Sinne des Gesetzes 
vom 21. Juni 1869 angesehen werden. Das Gesetz 
hat Lieferanten, Wohnungsvermieter und ähnliche 
Gläubiger der Arbeiter im Auge gehabt, die ihre 
Schuldner drängen und drängen, ihnen mit Kündi- 
gung des Kredits drohen und sie schließlich dahin 
bringen, ihnen ihre künftigen Lohnforderungen oft 
auf Wochen oder Monate hinaus abzutreten oder zu 
verpfänden. Gerade den Gegensatz zu solchen Per- 
sönlichkeiten bilden die Wohlfahrtseinrichtungen für 
die Arbeiter. Die Pensionskasse ist zwar formell- 
juristisch auf Grund ihres Statuts „Gläubiger" der 
Arbeiter, aber doch gewiß nicht im Sinne jenes 
Schutzgesetzes, sie kann mit ihren minimalen An- 
sprüchen den Arbeitern niemals gefährlich werden, 
sie ist keine Gefahr, sondern ein Segen für die Ar- 
beiter. Eine derartige Auslegung des Gesetzes nach 
dem vernünftigen Zwecke, den der Gesetzgeber 
verfolgte, halte ich nicht für unerlaubt, sondern unter 
Umständen für geboten. 

n. Die Haftung der Finna wegen Verstoßes 

gegen die guten Sitten. 

Wie im ersten Teil ausgeführt wurde, hat 
Professor Lotmar eine Reihe von Momenten heran- 
gezogen, um darzutun, daß der § 15 Abs. 1 des 
Kassenstatuts gegen die guten Sitten verstoße und 
daß deshalb den ausgeschiedenen Mitgliedern ein 
Anspruch auf Rückzahlung ihrer Beiträge gegen 
die Kasse zustehe; teils dieselben, teils andre 
Gründe führt er an, um nachzuweisen, daß auch der 
Arbeitsvertrag gegen die guten Sitten verstoße und 
daß daher den ausgeschiedenen Arbeitern derselbe 
Anspruch auch gegen die Firma zustehe. 
Dieser Verstoß gegen die guten Sitten sei ebenfalls 
darauf zurückzuführen, daß das Arbeitsverhältnis 
mit der Kassenmitgliedschaft verschränkt, und daß 
infolgedessen mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses 
der Verlust der gezahlten Beiträge verknüpft sei. 



Dadurch würden zwei Moralvorschriften ver- 
letzt, nämlich einmal, daß der Schuldige und der 
Schuldlose nicht gleich zu behandeln ist und sodann, 
daß der Nachteil, der über den Urheber eines gesell- 
schaftswidrigen Verhaltens verhängt wird, doch 
keinesfalls zunehmen darf mit der Abnahme des 
Grundes, aus welchem eingeschritten wird. Auch 
sei ein solches „Mißgebilde von Arbeitsverhältnis*' 
für den prätendierten Versicherungszweck nicht 
vonnöten, wie durch viele private Anstalten und 
auch durch die Reichs-Invalidenversicherung bewie- 
sen werde, welche letztere ja auch für eine Reihe von 
Fällen die Rückerstattung der Hälfte der Beiträge 
gewähre. 

Diese Ausführungen beweisen, daß dem Ver- 
fasser das Wesen der Versicherung und speziell der 
Pensionsversicherung fremd ist; sie wollen eine 
Reihe von Fragen, die dem Versicherungswesen 
angehören, auf das Gebiet der Moral hinüberspielen, 
wohin sie schlechterdings nicht gehören. 

1. Zweifellos kann — um mit dem letzten 
Ptmkte zu beginnen — eine Pensionsversicherung 
so eingerichtet werden, daß der vorzeitig ausschei- 
dende Versicherte einen Geldbetrag ausgezahlt 
erhält, aber das ist rein eine Frage der Versicherungs- 
t e c h n i k. Man kann die künftige Pension sehr 
niedrig oder die Beiträge sehr hoch ansetzen oder 
beides zugleich tun: dann wird es möglich sein, 
sogar schon den in den ersten Jahren Ausscheiden- 
den etwas herauszuzahlen. Man kann umgekehrt 
den invaliden Versicherten recht hohe Pensionen 
aussetzen : dann müssen entweder auch die Beiträge 
hoch sein oder es müssen neben den Beiträgen der- 
jenigen MitgUeder, die vor Erlangung einer Pension 
sterben, auch die Beiträge der bei Lebzeiten aus- 
scheidenden Mitglieder an die Kasse verfallen*), 
oder es darf wenigstens erst nach einer längern 
Kassenzugehörigkeit mit der Rückerstattung begon- 
nen werden, oder die Rückerstattungen müssen sehr 
niedrig sein. Das alles hat aber mit der Moral gar 
nichts zu tun, wie sich gerade aus der Gestaltung 
der Reichs-Invalidenversicherung ergibt. Denn 
obwohl hier das Reich zu jeder Rente noch einen 
Zuschuß von 50 Mark zahlt, hat der Gesetzgeber 
es doch nicht für angängig gehalten, den Ausschei- 
denden die Beiträge, auch nur teilweise, zurückzu- 
zahlen; vielmehr geschieht dies nur in ganz be- 

♦) Versicherungstechnisch ist es nicht zweckmäßig, sich zu 
sehr auf den Verfall von Beiträgen der bei Lebzeiten ausscheiden- 
den Mitglieder zu verlassen (vgl. oben Seite 66), weil sich kaum 
jemals berechnen läßt, wieviel MitgUeder und nach wieviel Bei- 
tragsjahren sie ausscheiden werden. 
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stimmten Ausnahmefällen imd, wie in den Reichs- 
tagsverhandlungen hervorgehoben ist, lediglich aus 
Billigkeit, angeblich sogar in Widerspruch mit dem 
strengen Prinzip der Versichenmg. Letzteres ist 
freilich nicht richtig und zeigt nur, daß man damals 
vom Wesen der Pensionsversicherung noch wenig 
wußte; die Rückzahlung ist nur dann nicht ange- 
bracht, wenn sie mit den Rechnungsgrundlagen, 
insbesondere mit der Höhe der Beiträge, der Höhe 
der Pensionen oder dem Eintritt des pensionsfähigen 
Alters nicht vereinbar ist. 

2. Sodann aber bedeutet es ein völliges Ver- 
kennen der wirtschaftlichen Position des Versicher- 
ten, wenn man in der Rückerstattung eines Teiles der 
Beiträge oder selbst der gesamten Beiträge ein 
Äquivalent sieht für d a s, was der aus der Versiche- 
rung Ausscheidende verliert; für den Fall, daß er 
zu denjenigen gehört, die das pensionsfähige Alter 
erreicht haben (aber noch nicht invalide sind), 
ersetzen ihm die zurückgezahlten gesamten Beiträge 
bei der Kruppschen Pensionskasse noch nicht ein- 
mal den Betrag einer einzigen Jahrespension; ge- 
hört er aber zu denjenigen Personen, von denen 
sich nachher herausstellt, daß sie vor Erreichung 
des pensionsfähigen Alters resp. vor Eintritt der 
Invalidität sterben, so erhält er in den zurückge- 
zahlten Beiträgen, und wären sie noch so gering, 
regelmäßig zuviel ausgezahlt, denn dann hätten 
sie ja (falls der Vertrag nicht ausdrücklich „mit 
Rückgewähr" abgeschlossen war) gänzlich der Pen- 
sionskasse verfallen müssen. 

Wenn also Professor Lotmar sagt, das Übel 
dürfe nicht zunehmen mit der Abnahme des Grundes, 
aus welchem eingeschritten wird, so hat das Heil- 
mittel, welches er dagegen empfiehlt, mit seinem 
gedankenlosen Schematismus eben andre scheinbare 
„Ungerechtigkeiten" im Gefolge. 

3. Aber das führt uns zu dem entscheidenden 
Punkte, der das ganze von Professor Lotmar aufge- 



führte Gebäude zu Fall bringt. Nämlich die vor- 
zeitig absterbenden Versicherten sind genau so 
„unschuldig", wie die vorzeitig ausscheidenden, 
und doch büßen sie bzw. ihre Hinterbliebenen eben- 
falls die gezahlten Beiträge, und zwar gänzlich, ein; 
und diejenigen, welche starben, nachdem sie 20 Jahre 
lang ihre Beiträge gezahlt hatten, werden genau so 
behandelt wie diejenigen, welche nur 1 Jahr der 
Kasse angehört hatten. 

Wie „ungerecht", nicht wahr? Nein, keines- 
wegs! denn der Verfall der Beiträge ist nicht eine 
„Strafe", kein Nachteil, der über einen Übeltäter 
„verhängt wird", sondern ebeii unter gewissen 
Umständen eine versichenmgstechnische Notwen- 
digkeit. Will man ein Gesetz machen, wonach es 
verboten ist, bei einer Pensionsversicherungsan- 
stalt die Pensionen so hoch oder die Prämien so 
niedrig anzusetzen, daß den vorzeitig ausscheidenden 
Versicherten nicht mindestens die Hälfte ihrer Bei- 
träge oder gar die sämtlichen Beiträge zurückge- 
zahlt werden können, oder wollen die Au&ichtsbe- 
hörden auf eine derartige Grestaltung der Rech- 
nungsgrundlagen hinwirken: warum nicht? ich bin 
dabei! Denn, wie gesagt, vom versichenmgstech- 
nischen Standpunkt aus hat es seine Bedenken, 
wenn eine Anstalt auf so unsichere und wechselnde 
Einnahme basiert ist, und nicht etwa — wie die 
Kruppsche Pensionskasse — häufig Extrazuwen- 
dungen erhält; aber man soll uns nicht damit kom- 
men, daß ein Verfall der Prämien oder Beiträge 
den Grundsätzen der Moral widerstreite. 

Göttingen, den 8. Januar 1908. 

Dr. jur. Victor Ehrenberg, 

ordentlicher Professor der Rechte, 

Mitglied des Beirats bei dem Kaiserlichen Aufeichtsaint 

für Privatversioherung. 
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6. Erwiderung des Professors Dr. Lotmar-Bern 

vom 22. Januar 1908. 



Erwiderung auf die Gutachten der Herren 

Professor Kohler in Berlin und Professor 

Ehrenberg in Göttingen in Sachen 

Sobkowski contra Krupp, 

1. Das Outachten des Herrn Professor Kohler. 

Durch das Gegengutachten des Herrn Pro- 
fessor Kohler wird das Gutachten des Unterzeich- 
neten zwar angefochten, aber schon darum nicht 
widerlegt, weil es die Mehrzahl der Argumente unbe- 
rücksichtigt läßt und nur gegen einige herausge- 
griffene zu Felde zieht. Zu einer Widerlegung 
gelangt es höchstens da, wo es einen Vorwurf zurück- 
weist, der gar nicht erhoben worden war. Zu einer 
wirkKchen Widerlegung konnte es schon darum 
nicht kommen, weil die ökonomische Lage der Lohn- 
arbeiter außer acht gelassen wurde, deren Ansprüche 
in Frage stehen. Dies Versehen tritt besonders bei 
der Vergleichung solcher Arbeiter mit einem deut- 
schen Universitätsprofessor hervor, der man auch 
in dem Parallelgutachten des Herrn Professor Ehren - 
berg begegnet. Als ob, was für solchen Staatsbeam- 
ten recht sei, für jene Arbeiter billig sein müsse. 

Zur Begründung unsers Urteils über das Gegen- 
gutachten genügt es, auf die folgenden Punkte hinzu- 
weisen. 

Nach § 1 desselben soll es unbestreitbar sein, 
daß die bewußte Pensionskasse eine Wohlfahrts- 
einrichtung, d. h. eine Einrichtung zur Verbesserung 
der Lage der Arbeiter sei. Die Annahme, daß dies 
nicht bloß der Intention, sondern auch der Wirk- 
lichkeit nach der Fall sei, ist mit der statistisch 
feststehenden Tatsache unvereinbar, daß nur eine 



kleine Minderheit der Arbeiterschaft des Bezugs 
einer Kassenpension teilhaftig wird, während die 
große Mehrheit dieses Ziel nicht erreicht und dabei 
alle ihre Beiträge einbüßt. Ja selbst wenn die Bei- 
träge beim Ausscheiden zurückgezahlt würden, 
wäre die Wohlfahrt für die Masse der Ausscheiden- 
den zu verneinen, weil, im Gegensatz zu einer Spar- 
kasse, die Rückzahlung ohne Zins erfolgen würde. 
Das Gegengutachten erkennt selbst an, daß, wenn 
der Kassenvorteil sich als Zufallsvorteil heraus- 
stelle, nur sehr bedingt von Wohlfahrtseinrichtung 
zu sprechen wäre. In der Tat kann aber nach der 
Statistik nur von „Zufallsvorteü" die Rede sein. 
§ 2 leugnet, daß ein Lohnabzug stattfinde. 
Das sei nur rechnerisch, nicht wirklich der Fall. 
Das Ding an sich statt der Erscheinung soll darin 
bestehen, daß der Arbeitgeber um den Beitrag 
weniger Lohn und selber den Beitrag für den Arbei- 
ter in die Kasse zahle. Allein 

1. äußert sich hierin eine Unkenntnis des Her- 
gangs der Lohnfestsetzung, indem diese natürlich 
stets ohne Rücksicht auf die Pensionskasse erfolgt; 

2. spricht die Arbeitsordnung selber vonLohnab- 
zügen zugunsten der Kranken- und der Pensionskasse ; 

3. finden auch nach dem Kranken- und Inva- 
lidenversicherungsgesetz Abzüge vom Lohne statt 
— und gegenüber diesen Gesetzen wäre die Auf- 
fassung, daß von vornherein nur ein kleinerer Be- 
trag geschuldet werde, ebensowenig haltbar; 

4. auch mathematisch ist es unmöglich, den 
angeblich nicht zum Lohn gehörigen, nicht von 
diesem abzuziehenden Beitrag zu ermitteln, wenn 
man nicht den Lohnbetrag als solchen voraussetzt. 

Nach alledem ist es schwer zu begreifen, wie 
die Argumentation des § 2 des Gutachtens gebraucht 
werden konnte. 
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Nach § 3 soll Gew. 0. § 115a unanwendbar sein 
und eine der Ausnahmen des § 117 Abs. 2 vorliegen. 
Denn 

1. müsse die Erfüllung der Mitgliedspflicht 
durch Beitragsleistung noch eher zulässig sein, als 
eine sonstige freiwillige Spende an eine Wohlfahrts- 
einrichtung. Damit wird jedoch die Bedeutung des 
durch § 115a vorbehaltenen Lohnbeschlagnahme- 
gesetzes verkannt. Denn dieses kehrt sich nicht 
gegen die Verwendung des Verdienstes, auch nicht 
gegen Abreden über solche Verwendung, wohl 
aber will es den Arbeiter davor schützen, daß er 
am Zahltage behindert sei, den ganzen verdienten 
Lohn zu beziehen, behindert sei durch eine über 
den verdienten Lohn getroffene, ihn bindende 
Verfügung. Dieses wichtige Stück von Arbeiter- 
schutz hat der § 115a gegen § 117 in Schutz genom- 
men. An diesem vor uns stehenden Ergebnis der 
Gesetzgebung muß man festhalten, auch wenn 
mehrere Teilnehmer der Gesetzgebung es preiszu- 
geben willens waren. 

2. Daß die Kasse Gläubigerin des Arbeiters, sei 
nur „formaljuristisch" zutreffend, bloß rechnerisch 
zahle der Arbeiter, in Wirklichkeit erwerbe er da- 
durch vielmehr 

a) die Beteiligung an der Kasse, somit auch 
das Eecht, als deren Organ zu wirken, und 

b) das „Wertrecht", will heißen die Anwart- 
schaft. 

Allein für den wahren Juristen gibt es keinen 
Unterschied zwischen Formal- imd Materielljuri- 
stischem. „Die Schale des Rechts ist der Kern der 
Jurisprudenz". Daß die Kasse Gläubigerin ihrer 
Mitglieder hinsichtlich der Beiträge ist, läßt sich 
durch keine Deduktion aus der Welt schaffen. 

^ 3. Das Reichsgerichtsurteil vom 13. Juni 1895 
gehöre nicht hierher, wird uns erwidert. Gewiß sind 
der von ihm entschiedene und der vorliegende Fall 
nicht gleich; aber in dem wesentlichen Punkte 
stimmen sie überein, und so ist jenes Urteil ein 
Präjudiz. 

4. In jenem Urteil soll das Reichsgericht 
,, einige recht anfechtbare Bemerkungen über die 
Tragweite des § 115a und sein Verhalten zu § 117" 
gemacht haben. Worin und warum sie anfechtbar 
sind, wäre zu wissen erwünscht, allein das Gegen- 
gutachten hat dies verschwiegen. 

In § 4 wendet es sich gegen den Vorwurf der 
Unsittlichkeit, der darin gefunden werde, daß mit 
dem Ausscheiden aus der Fabrik das Ausscheiden aus 
dem Pensionskassenverbande verknüpft sei. Allein 



dieser Vorwurf ist vom Unterzeichneten nicht er- 
hoben worden. Um so mehr ist daran zu erinnern, 
daß im schwebenden Prozeß der Verlust der 
Beiträge beim Ausscheiden in Frage steht. Diesen 
Kernpunkt hat das Gegengutachten hier ganz aus 
den Augen verloren. Und gegenüber dem Vorhalt, 
daß ja das Ausscheiden durch Kündigung wie des 
Arbeiters auch des Arbeitgebers herbeigeführt wer- 
den könne, läßt es sich zu der Feststellung herab, 
daß die Einrichtung „wie alles Menschliche zwei 
Seiten habe und man auf Erden niemals etwas voll- 
kommenes erreichen könne". Die im Gutachten 
monierte Vernichtung der Gleichheit im Kündi- 
gungsrecht wird im Gegengutachten völlig über- 
gangen. 

Es wendet sich dafür wider den vermeintlichen 
Einwand, daß gerade derjenige Arbeiter, welcher 
längere Zeit in der Fabrik war, schwer betroffen 
werde. Es ist ihm entgangen, daß vielmehr die 
ethische Absurdität gerügt wurde, wonach die Ein- 
buße wächst mit der Zunahme der Dienstzeit. Und 
doch soll mit jenem Einwand „das Wesentliche'* 
übersehen worden sein; nämlich, daß der Versicherte 
schon vor Eintritt der Gefahr gesichert imd dies 
für ihn wertvoll sei. Man denke hier an den Arbeiter, 
der von der Hand in den Mund lebt. Was kann er 
sich dafür verschaffen, daß er versichert ist? Und 
bekommt er etwa deswegen heute Kredit, wo er 
doch morgen aufs Pflaster geworfen sein kann, und 
zwar ohne seine Beiträge? Erfahrungsgemäß werde 
ein „loyal denkender Arbeitsherr" auf die Anw^art- 
schaft des Arbeiters Rücksicht nehmen und „nicht 
darauf loskündigen". Allein schon 1906 hat der 
Arbeitersekretär Erkelenz auf der Mannheimer Ta- 
gung des Vereins für Sozialpolitik die Zahlen von 
Arbeitern genannt, die von der Firma Krupp bei 
Krisen entlassen werden, und erst dieser Tage hat 
die Kölnische Volkszeitung dasselbe für die vorige 
Woche mitgeteilt. Die Konjunktur geht noch 
„über die Kraft" des loyalen Arbeitgebers. Gerade 
weil er unter der Wucht der Marktlage zu Entlassun- 
gen schreitet, muß er dafür sorgen, daß die Arbeiter 
nicht außer diesem Risiko auch noch den Verlust 
verdienten Lohnes zu tragen haben. 

Gegen den Vorwurf der Moralwidrigkeit eines 
Arbeitsvertrags, der den Verlust der Beiträge zur 
Folge hat, macht das Gegengutachten schließlich 
geltend : 

1. Die Beiträge seien gar nicht auf Kosten des 
Arbeiters gemacht — wir haben oben gesehen, wie 
es damit steht; 
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2. dann wäre der gleiche Vorwurf gegen Staats- 
pensionen zu erheben — aber von vielem anderm ab- 
gesehen, selbst die staatliche Invalidenversicherung 
erstattet in mehreren Fällen die Beiträge zurück; 

3. daß die Nichtrückzahlung auch bei andern 
Kassen vorkomme; vom Gegengutachten selber wird 
das entkräftet, indem es auf Milderungen hinweist, 
die anderwärts bestehen; und 

4. daß ja das Statut obrigkeithch genehmigt 
worden sei; das Gegengutachten anerkennt selber, 
daß die Obrigkeit irren kann. 

Übrigens ist in unserm Gutachten nicht gegen 
das Statut, sondern gegen den Arbeitsvertrag ge- 
kämpft worden, der durch Einbeziehung der Kas- 
senmitgliedschaft mit der Grefahr des Beitragsver- 
lustes für den Arbeiter die Wohltat zur Plage macht. 

Da es hier ausschließlich auf die Gültigkeit 
der den Arbeitsvertrag entstellenden Nebenbestim- 
mung ankommt, so ist für die Beurteilung der 
gegen den Arbeitgeber gerichteten Lohnforderung 
ohne Belang, was etwa die Yersicherungswissen- 
schaft über das Kassenstatut auszusagen in der Lage 
ist. Denn auch, wenn das Statut vor der Versiche- 
rungswissenschaft bestehen könnte, so erschiene 
nicht weniger unhaltbar ein Arbeitsvertrag, der 
den Arbeitern eine Kassenmitgliedschaft aufzwingt, 
welche der Mehrheit einen reinen Lohnverlust in 
sichere Aussicht stellt. 

2. Das Outachten des Herrn Prot Ehrenberg. 

I. 

Da im gegenwärtigen Prozeß von frühern Ar- 
beitern der Firma Krupp gegen diese Firma geklagt 
wird auf Zahlung von Lohnbeträgen, so sollte 
man erwarten, daß ein den Prozeß betreffendes 
Gutachten sich hauptsächlich mit der Begründet- 
heit der erhobenen Klage befassen werde. Man wird 
daher mit Verwunderung gewahr, daß von dem 
zwanzigseitigen Gutachten des Herrn Professor 
Ehrenberg nur die letzten 4^/2 Seiten sich mit dem 
geltend gemachten „Ansprüche der aus- 
geschiedenen Mitglieder gegen die Firma" beschäf- 
tigen, während auf dem dreifach großem Räume 
(Seite 2 — 15) die Frage beantwortet wird: „Besteht 
ein Anspruch der ausgeschiedenen MitgUeder gegen 
die Kasse?" Ein Anspruch, der im vorliegenden 
Fall gar nicht erhoben worden ist. 
Hiemach können die umständlichen versicherungs- 
wissenschaftlichen Erörterungen, welche diese drei 
Viertel des Gutachtens ausfüllen und den Gegen- 



stand des Prozesses nicht erfassen, sondern nur 
berühren, auf sich beruhen, ihr Wert für die Erkennt- 
nis des Wesens von Pensionskassen wird hierdurch 
nicht angetastet. 

Es ist daher unter Übergehung einer Reihe von 
Äußerungen, welche bald offene Türen einrennen, 
bald Behauptungen widerlegen, die in unserm Gut- 
achten nicht aufgestellt worden sind, nur auf zwei 
Punkte hinzuweisen. Und zwar geschieht dies 
darum, weil sie für die Entscheidung der Haupt- 
sache (Nr. H) von Bedeutung, daher in unserm 
Gutachten schon behandelt, aber von Herrn Pro- 
fessor Ehrenberg aufs neue zu Stützen seiner Be- 
weisführung verwendet worden sind: 

1. macht er wiederholt und nachdrücklich und 
im Gegensatz zu den Forderungen der Moral gel- 
tend, daß die Nichtrückzahlung der Beiträge aus- 
scheidender Mitglieder eine versicherungstechnische 
Notwendigkeit sei. Allein 

a) es ist ihm selbst nicht entgangen, daß solche 
Notwendigkeit nicht eine absolute ist, da es Kassen 
gibt, welche die Beiträge gänzlich oder teilweise 
zurückerstatten, also daß es nur unter der Voraus- 
setzung einer bestimmten finanziellen Grundlage 
einer Pensionskasse unmöglich ist, bei Rückzahlung 
der Beiträge zu funktionieren; 

b) wenn daher die Kruppsche Pensionskasse 
nach ihrer finanziellen Grundlage zu denjenigen 
gehört, welche eine Eückzahlung nicht vertragen, 
so müßte entweder der Arbeitsvertrag, dessen Gültig- 
keit durch seine Verquickung mit einer Kasse wie 
der vorliegenden beeinträchtigt wird, aus dieser 
Verbindung gelöst werden, also daß die Firma von 
der Verantwortlichkeit für den Verbleib der Beiträge 
befreit würde; oder aber 

c) wenn der Beitrittszwang von der Firma in 
ihrem Interesse aufrecht erhalten werden wollte, so 
müßte auch von ihr durch Verstärkung der finan- 
ziellen Grundlage der Kasse, d. h. durch Erhöhung 
des Firmabeitrags dafür gesorgt werden, daß die 
Kasse dem Privatrecht nicht minder als der Ver- 
sicherungstechnik entsprechen könnte. Die Kasse 
ist von der Firma, nicht von der Arbeiterschaft 
gegründet, und durch die Firma in Ausübung ge- 
setzlicher Befugnis ist sie mit Beitrittszwang ver- 
sehen worden. Legt also die Firma Wert auf die 
Mitgliedschaft ihrer Arbeiter, so ist es an ihr, die 
Kasse so auszustatten, daß sie die invaliden Arbeiter 
im bisherigen Umfang zu versorgen imstande sei, 
ohne von frühem Mitgliedern diesen selbst nutzlose 
Opfer zu verlangen. Das ist zwar keine versiche- 
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rungstechnische Notwendigkeit, aber eine versiche- 
rungstechnische Möglichkeit. Bleibt sie unverwirk- 
licht, so liegt das weder an den Arbeitern noch 
am Versicherungsrecht, sondern an etwas anderm 
— an etwas, das mit Versicherungswesen auch 
nicht das Geringste zu tun hat. Hat, wie Professor 
Ehrenberg selbst anführt, das Kaiserliche Auf- 
sichtsamt für Privatversicherung anerkannt, daß 
bei Nichtrückgewährung von Beiträgen an die 
Ausscheidenden die Mitglieder sich in der freien 
Wahl der Arbeitsstätte beeinträchtigt fühlen, so 
ist, was hier als Wirkung bezeichnet wird, von der 
Nationalökonomie längst als der Zweck der Einrich- 
tung erkannt worden. Dieser Erkenntnis würde sich 
auch Herr Professor Ehrenberg nicht verschlossen 
haben, wenn er weniger Versicherungswissenschaft 
und mehr Wirtschaftswissenschaft auf die Beur- 
teilung verwandt hätte. So aber ficht er gegen 
Phantome, wenn er glaubt, daß die Arbeiter „durch 
den in Aussicht stehenden Verlust der Anwartschaft 
auf Pension" ihre Freiheit beschränkt finden und 
nicht durch den drohenden Verlust ihrer Beiträge. 

2. In seinen versicherungswissenschaftlichen 
Ausführungen nimmt Herr Professor Ehrenberg in 
zahbeichen Wiederholungen Bezug auf die Invali- 
denversicherung des Deutschen Reiches, hauptsäch- 
lich um darzutun, daß die bei der Kruppschen 
Pensionskasse angefochtene Nichtheimzahlung der 
Beiträge in der vorbildlichen Reichsinstitution ver- 
wirklicht sei. Indessen bestehen doch zwischen bei- 
den, der privaten und der öffentlichen Versiche- 
rung, so große hier einschlagende Unterschiede, daß 
jene Bezugnahme nur im gegenteiligen Sinne ver- 
wertet werden kann. Denn 

a) ist die Reichsversicherung keine, an der das 
Reich ein Privatinteresse hat, während der Unter- 
nehmer, der eine Pensionskasse mit Beitrittszwang 
und Versagung der Beitrittserstattung gründet, da- 
mit die vom Kaiserlichen Amt für Privat Versiche- 
rung anerkannte Freizügigkeit der Arbeiter be- 
schränkt. Und anerkanntermaßen liegt diese Be- 
schränkung beim Konjunkturwechsel vor allem im 
Interesse des Unternehmers; 

b) wird bei der Reichsversicherung durch das 
Ausscheiden des Arbeiters aus einem Arbeitsver- 
hältnis imd seinem Eintritt in ein neues das Ver- 
sicherungsverhältnis keineswegs aufgehoben, 
sondern es dauert fort, und des Arbeiters 
bisherige Beiträge kommen diesem fortdauernden 
Verhältnis zugute, während bei der Kruppschen 



Pensionskasse das Gegenteil der Fall ist. Die Aus- 
sicht auf die Pension, welche Herr Professor Ehren - 
berg und sein Mitgutachter Professor Kohler so 
hochschätzen, daß sie sie als ein vom Arbeiter ver- 
lorenes ökonomisches Gut behandeln, geht ihm mit 
dem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis hier un- 
wiederbringlich verloren. Und dieser von Herrn Pro- 
fessor Ehrenberg, wie wir sahen, betonte Verlust wird 
ihm auch nicht durch die Mitgabe der bisher be- 
zahlten Beiträge erleichtert; 

c) ist es auch gar nicht an dem, daß das Reich 
die Beiträge nicht zurückzahle in den Fällen, wo 
das Arbeitsverhältnis des Ausscheidenden aufhört, 
ohne durch ein anderes ersetzt zu werden. Vielmehr 
haben nach §§ 42, 43, 44 des Gesetzes die heira- 
tende Arbeiterin, der durch einen Unfall erwerbs- 
unfähig gewordene Versicherte und die Hinterblie- 
benen eines Versicherten Anspruch auf die Hälfte 
der vom Versicherten entrichteten Beiträge. Das 
Reich erstattet daher in den Fällen, wo seine 
Versicherung aufhört, die Beiträge zur Hälfte, 
während die vorliegende private Pensionskasse sie 
in keinem Falle zurückgewährt. Beiläufig ist auch 
noch zu bemerken, weil es von Professor Ehrenbei^ 
übersehen wird, daß mit der Befürwortung der 
Lohnklage des durch Kündigung ausgeschiedenen 
Arbeiters in unserm Prozesse selbstverständlich die 
Zulässigkeit derselben Klage für die Hinter- 
bliebenen in dem Fall anerkannt wird, daß 
das Arbeitsverhältnis durch den Tod des versicherten 
Arbeiters aufgehoben wird. 

II. 

Wendet man sich nun zur Begründung des 
schwebenden Lohnanspruchs und damit zur Haupt- 
sache, so kommt es, da Herr Professor Ehrenberg 
keinen neuen Einwand gegen die Lohnklage vor- 
bringt, sondern nur die Argumente unsers Gutach- 
tens anficht, wieder auf die drei Punkte an, daß 

1. dem Arbeiter nach Gew. 0. § 115a eine Lohn- 
zahlung mittels Zahlung an einen Gläubiger des Ar- 
beiters verboten ist, daß 

2. hiervon in § 117 Abs. 2 keine Ausnahme ge- 
macht wird, zumal eine Pensionskasse wie die vor- 
liegende zwar nach der Intention des Arbeitgebers, 
aber nicht in Wirkhchkeit für eine Einrichtung zur 
Verbesserung der Arbeiterlage gelten kann, und daß 

3. durch die Verkopplung des Arbeitsvertrags 
mit der Zwangsmitgliedschaft, der Zwangsabführung 
der Beiträge und ihrer Vorenthaltung bei Endigung 
des Arbeitsverhältnisses der Arbeitsvertrag dena- 
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turiert und ein Ergebnis zugelassen wird, das den 
populärsten Moralsätzen Hohn spricht. 

ad 1. Hier verwechselt Professor Bhrenberg den 
Zwangsbeitritt zur Kasse, d. h. die Begründung der 
Mitgliedschaft mit der Erfüllung der Mitgliedspflicht 
zur Beitragszahlung. Es gibt keinen Grund, und 
das Gegengutachten war daher auch nicht in der 
Lage einen anzugeben, daß das Gesetz, indem 
es den Arbeitgeber zur Errichtung einer Pensions- 
kasse mit Beitrittszwang berechtigt, ihm auch die 
Befugnis gab, die Mitgliedsbeiträge durch Lohnab- 
zug einzuziehen. Daß es dem Arbeitgeber diesen 
Weg eröffnet imd vorschrieb für die Beiträge zur 
Kranken Versicherung, die augenscheinlich von 
andrem Wesen ist, kann offenbar keinen Grund ab- 
geben. Es kann daher nur von einer Befugnis die 
Rede sein, welche sich der Arbeitgeber selber durch 
seine Arbeitsordnung beigelegt hat. Allein dies 
verstößt wider das Beschlagnahmegesetz. Wenn 
der Arbeiter durch Eingehung des Arbeitsvertrags 
die Bestimmung der Arbeitsordnung in diesen auf- 
nimmt, wonach sein Pensionskassenbeitrag vom 
Lohn abgezogen werden soll, so trifft er damit 
zweifellos eine Verfügung über den noch nicht 
verdienten Lohn, eine Verfügung zum Zwecke der 
Befriedigung eines Gläubigers, nämlich der Pensions- 
kasse, welche nach dem Statut den Mitgliedsbeitrag 
aus dem Lohne zu fordern hat. Daß hieraus die 
Kasse kein Recht auf Lohnabzug erhält, sondern 
nur ein Recht gegen die Firma auf Abführung der 
entsprechenden Beiträge innerhalb der nächsten 
vierzehn Tage nach erfolgter Lohnzahlung, ist für 
die Anwendung des Beschlagnahmegesetzes völlig 
gleichgültig. Und der Unterschied des vom Reichs- 
gericht in dem früher zitierten Urteil vom 18. Juni 
1895 entschiedenen Falles von dem vorliegenden 
ist für die Entscheidung in der Tat ohne Belang. 
Eine andre Entscheidung würde wie dem Wortlaut 
auch der ratio legis widersprechen, indem ja das 
Gresetz verhindern will, daß der Arbeitnehmer die 
Verfügung über den verdienten Lohn im voraus 
aus der Hand gegeben habe. 

ad 2. Herr Professor Ehrenberg findet die 
Ausnahme des § 117 Abs. 2 Gew. 0. hier darum 
begründet, weil die fragliche Pensionskasse eine 
Wohlfahrtseiarichtung im Sinne des Gesetzes sei. 
Aber er würdigt nicht, daß allen Arbeitern ein 
definitiver Lohnabzug zugunsten einer Minderheit 
gemacht wird. Jeder zur Beitragsleistung gezwun- 
gene Arbeiter kann ausweishch der Kassenstatistik 
mit größter Wahrscheinlichkeit darauf 



rechnen, daß er nicht die ganze Wartezeit im 
Betriebe bleiben, folglich keine Anwartschaft auf 
die Pension erwerben werde. Und zweifellos würde 
ein allen männlichen Arbeitern, auch den un- 
verheirateten, gemachter Lohnabzug zur Speisung 
einer Wöchnerinnen-Unterstützungskasse in Anse- 
hung der unverheirateten Arbeiter nicht als eine 
„Verwendung des Verdienstes zur Beteiligung an 
einer Einrichtimg zur Verbesserung der Lage der 
Arbeiter" gelten können. Herr Professor Ehren - 
berg, der mir eiue solche Unterstützungskasse 
entgegenhält, hat, worauf es ankommt, den Kreis 
ihrer Beitragspflichtigen nicht angegeben. Sobald 
man von der Lage gerade derjenigen Arbeiter 
absieht, deren Verdienst für die Einrichtung in 
Anspruch genommen wird, legt man die vom Gesetz 
gezogene Schranke nieder, macht die Ausnahme zur 
Regel und gerät ins Uferlose. Denn Einrichtungen, 
welche indirekt zur Verbesserung der Lage 
„der Arbeiter" beitragen, sind innerhalb wie außer- 
halb einer Fabrik zu Hunderten zu finden. Wenn 
daher Herr Professor Ehrenberg ausruft: „Wie 
hätte der Gesetzgeber auch nur daran denken 
können, den Arbeitgebern die Befugnis zur Einfüh- 
rung des Beitrittszwangs für solche Kassen zu 
gewähren, wenn er sie nicht für Einrichtungen zur 
Verbesserung der Lage der Arbeiter und ihrer Fami- 
lien gehalten hätte", so hätte er auch noch zeigen 
müssen, daß dem Gesetzgeber dabei Kassen gegen- 
wärtig waren, welche die Mehrzahl ihrer Mitglieder 
unter Verlust ihrer Beiträge wieder ausscheiden 
lassen. 

Weiter sucht Professor Ehrenberg die Unter- 
stellung der Pensionskasse unter das Verbot des 
§ llöa dadurch ad absurdum zu führen, daß er der 
Kasse als juristischer Person mit Gläubigerrolle 
gegenüberstellt die Kasse als interne Einrichtung 
der Firma. Daß dort der Abzug unerlaubt, hier 
erlaubt sein soll, würde, meint er, „ein geradezu un- 
sinniges Ergebnis" sein. Allein die letztere Erlaubt- 
heit wäre nach § 117 wieder davon abhängig, daß 
eine Wohlfahrtseinrichtung im Sinne dieses Gesetzes 
vorliege. Und selbst dann würde sich noch fragen, 
ob, indem der Arbeitgeber sich ein Abzugsrecht aus- 
bedingt, das hier auch formell zu seinen eigenen 
Gunsten wäre, nicht eine Umgehung des § 115 
gegeben sei. Übrigens würde die angebliche Unsin- 
nigkeit des Ergebnisses nicht vom hier angenommenen 
Verhältnis des §117zu§115a, sondern daher rühren, 
daß das Abzugsrecht des Arbeitgebers nicht, wie 
billig, vom Gesetz noch mehr beschränkt worden 
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ist. Daß die juristische Person der Pensionskasse 
für § 116a als ein Dritter gilt, ist, wie durch das Wort 
des (resetzes geboten, so gerade bei Kassen einleuch- 
tend, welche der Mehrzahl ihrer Schuldner Geld 
abnehmen, das diese nie wieder zu sehen bekommen. 

ad 3. Gegen die in unserm Gutachten Seite 44 ff. 
vorgebrachten Argumente nimmt das Gegengut- 
achten den Kampf nicht auf ihrem Boden auf, 
sondern zieht sich in die Zitadelle zurück, die unter 
Nr. I gekennzeichnet worden ist. Denn es sagt 
davon: „sie wollen eine Reihe von Fragen, die dem 
Versicherungswesen angehören, auf das Gebiet der 
Moral hinüberspielen, wohin sie schlechterdings 
nicht gehören". 

Aber wenn auf die doppelte Ungleichheit hinge- 
wiesen wird, daß der Arbeitgeber ohne, der Arbeit- 
nehmer nur mit einem Vermögensverlust kündigen 
kann, und daß des Arbeitnehmers Kündigung dem 
Arbeitgeber keinen, aber umgekehrt des Arbeitge- 
bers Kündigung dem Arbeitnehmer einen Vermö- 
gensverlust zufügt: alles wegen des Verfalls der 
Beiträge — wenn weiter gezeigt wird, daß diese zwie- 
fache Imparität wider den offenbaren Geist der 
Reichsgesetze verstößt, während zahlreiche Richter- 
sprüche wegen viel geringerer Störungen der Gleich- 
heit im Kündigungsrecht auf Nichtigkeit wegen 
Verletzung der guten Sitten erkannt haben — wie 
läßt sich hier von „Hinüberspielen auf das Gebiet 
der Moral" sprechen, und wo ist hier die geringste 
Angehörigkeit zum Versicherungswesen zu finden? 
Es ist nicht wahr, daß die Versagung der Beitrags- 
rückzahlimg zum Wesen der Pensionsversicherung 
gehöre, und selbst wenn es wahr wäre, so müßte 
die Pensionsversicherung den zwingenden Gresetzen 
weichen, welche die Parteien des Arbeitsvertrags 
für die Kündigung einander gleichstellen. 

Auf meine Bemerkung, daß der Arbeitnehmer 
durch den drohenden Verlust seiner Beiträge in der 
Kündigung ebenso behindert werde, wie wenn auf 
seine Kündigung eine Konventionalstrafe gesetzt 
wäre, hat das Gregengutachten an andrer Stelle 
(Seite 63) gleich drei Abwehren bereit: 1. „Die 
Beiträge sollen nicht erst jetzt zur Strafe gezahlt 
werden, sondern sind längst entrichtet, ihr Verlust 
ist daher schon verschmerzt". Im Gegenteil: wenn 
der Arbeiter bisher hoffen durfte, mittels seiner 
Zahlung dereinst Pensionsrecht zu erwerben, so 
wird nunmehr diese Hoffnung vernichtet und der 
als provisorischer Nachteil verschmerzte Lohnabzug 
zu einer neuerdings schmerzenden definitiven Ein- 
buße gesteigert. 2. „Der Arbeiter weiß, daß er 



jeden Tag sterben kann und daß dann seine 
Beiträge doch rein au fond perdu gezahlt sind" — um 
so schmerzlicher muß es ihm sein, Geld, das er 
lebend noch gebrauchen konnte, definitiv schwinden 
zu sehen; auch setzt Professor Ehrenberg hier ein- 
fach voraus, daß den Hinterbliebenen der An- 
spruch auf die Beiträge nicht zustehe. 3. „Die Aus- 
sicht auf Pension ist ohnehin gering, eben weU sie 
durch eine Kündigung von Seiten der Pinna (z. B. 
wegen einer wirtschaftlichen Krisis) jederzeit zer- 
stört werden kann". Dies Argument ist von gleicher 
Art wie das vorige, aber es ist in anderm Betracht 
bemerkenswert und wertvoll, denn es zeigt, daß 
Herr Professor Ehrenberg „die Aussicht auf Pen- 
sion", die er sonst gleich seinem Mitgutachter Herrn 
Professor Kohler nicht genug zu schätzen weiß, 
bei Gelegenheit auch in ihrem wahren Werte zu er- 
kennen vermag. 

Nach Professor Ehrenbergs Meinung soll ich 
in der Rückerstattung der Beiträge ein ,Ji.qui- 
valent" sehen für das, was der aus der Versiche- 
nmg Ausscheidende verliert, was mir natürUch 
nie beikommen konnte. Aber mit dem Zurückge- 
zahlten soll der Empfänger nach der Versicherungs- 
technik bald zu wenig, erhalten (wenn er ohne Inva- 
lidität das pensionsfähige Alter erreicht), bald zu 
viel (wenn er vor diesem Alter oder vor der Invalidi- 
tät stirbt). Und das ist Herrn Professor Ehrenbergs 
Antwort auf den vernichtenden Vorhalt: Je länger 
der Arbeiter im Arbeitsverhältnis verweilt, je treuer 
er darin ausharrt, um so größer ist der Veriust, den 
er mit dem Verfalle der Beiträge beim Ausscheiden 
erleidet — eine ethische Absurdität, welche der Moral 
aller Völker und Zeiten widerspricht! 

Aber noch hat sich das Gegengutachten nicht 
genug getan. Es kommt erst „zu dem entscheiden- 
den Punkte, der das ganze von Professor Lotmar 
aufgeführte Grebäude zu Falle bringt". Nämlich die 
vorzeitig absterbenden Versicherten sind „genau so" 
unschuldig wie die vorzeitig Ausscheidenden und 
doch büßen sie bzw. ihre Hinterbliebenen ebenfalls 
die gezahlten Beiträge, und zwar ganz ein; und 
diejenigen, welche sterben, nachdem sie 20 Jahre 
lang ihre Beiträge gezahlt hatten, werden genau so 
behandelt, wie diejenigen, welche nur ein Jahr der 
Kasse angehört hatten. Und hier, wo er wieder 
ahnungslos einer petitio principii verfällt — denn 
die Eückerstattung wird ja auch für die Hinterblie- 
benen in Anspruch genommen — hat Herr Professor 
Ehrenberg abermals die „versicherungstechnische 
Notwendigkeit" bereit: sie soll nicht bloß die Hinter- 
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bliebenen trösten, sondern ihm auch selber die juri- 
stische Aufgabe ersparen, ein<in Arbeitsvertrag als 
gültig zu rechtfertigen, der dem Arbeiter zwar einen 
Lohnerwerb verschafft, aber auch einen Lohnver- 
lust zufügt, ihm diesen Verlust beibringt in der Aus- 
übung eines Kündigungsrechts und diesen Verlust 
um so größer macht , je länger die Vertragszeit 
gediehen ist. Für jeden Juristen sollte es sich grund- 
sätzlich von selbst verstehen, daß eine Lohnforde- 
rung aus einem Arbeitsvertrag niemals mit einer 
Einrichtung des Versicherungswesens zurückge- 
wiesen werden kann. Aber Herr Professor Ehren- 
berg hat auch auf der letzten Seite seines Gutach- 
tens noch immer nicht den Sitz des tJbels erkannt. 
Und doch ist es unverkennbar, daß die Lohnein- 
buße, gegen die sich der ausscheidende Arbeiter oder 
seine Hinterbliebenen mit Rückforderung der Bei- 
träge zu wehren haben, von der Verkopplung 
des Arbeitsvertrages mit einer Pen- 
sionsversicherung herkommt, und daß man 
die Klage über die partielle Nichtigkeit eines sol- 
chen Arbeitsvertrags niemals mit den Anforderungen 
der Versicherungstechnik beschwichtigen kann. Da- 
mit nennt man die Ursache der Einbuße,^ aber nicht 
den Grund ihrer Rechtmäßigkeit. 

So bleibt denn trotz aller Versicherungen des 
Gegengutachtens aufrecht, daß die Lohnforderung 
des Klägers dreifach begründet ist: 

1. weü es dem Arbeitgeber auch nach früherer 
Verfügung des Arbeiters nicht erlaubt ist, einen 
Teil des Lohnes an dessen Gläubiger abzuführen; 

2. weil der Arbeitgeber von der Pflicht zur 
Barzahlung des Lohnes nicht durch die Verabredung 
entbunden wird, den Verdienst für eine Einrichtung 
zu verwenden, die nicht wirklich zur Verbesserung 
der Lage des Arbeiters dient, und 

3. weü die Verkopplung eines Arbeitsvertrags 
mit einer die Beiträge nie herausgebenden Pensions- 
versicherung den Arbeiter mit einer zunehmenden 
Lohneinbttße bedroht, wodurch der Arbeitsvertrag 



seiner Natur entfremdet, die Kündigungsparität 
der Parteien aufgehoben und ein offenbarer Ver- 
stoß wider die guten Sitten erzeugt wird.*) 

Als die wirtschaftliche Entwicklung zur Aus- 
bildung des freien Arbeitsvertrags führte, ver- 
mochte sie nicht zugleich das natürliche Übergewicht 
des Unternehmers zu verringern. Mit kleinen aber 
vielen Schritten ist die Gesetzgebung der zwei 
letzten Menschenalter diesem Ziel entgegenge- 
gangen. Immer noch bleiben dem Unternehmer 
Mittel, die Freiheit auf seiner Seite zu vergrößern 
und die des Arbeiters zu beschränken. Als solche 
gelten den unbeteiligten Sozialpolitiken! ohne Unter- 
schied der Parteistellung auch die Wohlfahrtsein- 
richtungen der Großbetriebe. Denn obgleich manche 
von ihnen den Arbeitern zum Vorteil gereichen, so 
stärken sie alle im Grunde auch die Unternehmer- 
Stellung, indem sie die Arbeiter fesseln. Kein Ein- 
sichtiger wird hieraus den Unternehmern einen per- 
sönlichen Vorwurf machen. Aber deren Bestrebung 
findet an dem Rechtsschutz seine Grenze, den der 
Staat den Arbeitern für die rechtliche Quelle ihrer 
Existenz, den Arbeitsvertrag, bereitgestellt hat. 

Im vorliegenden Prozeß wird das Gericht ange- 
rufen, diesen Rechtsschutz zu verwirklichen. 

Bern, den 22. Januar 1908. 

(gez.) Prof. Dr, L o t m a r, 

*) Dies alles greift in unserm Falle unter der Voraussetzung 
Platz, daß das Statut der Kruppschen Pensionskasse die Rück- 
zahlung der Beiträge an die Ausscheidenden oder ihre Hinter- 
bliebenen versagt. Diese Versag^g ist zwar bisher immer betätigt 
worden, aber mit dürren Worteili ausgesprochen findet sie sich im 
Statut nicht. Von dessen § 15 Abs. 1 kann man dies nur sagen, 
wenn man ihn außer dem Zusammenhang des Ganzen betrachtet. 
Eine solche Betrachtung haben schon die römischen Juristen für 
incivile erklärt. Meine Vermeidung dieses Fehlers hat Herr Pro- 
fessor Ehrenberg als „dialektischen Kunstgriff" bezeichnen zu dürfen 
geglaubt. Er hat den fraglichen Statutensatz, wie es scheint, 
außer seinem Zusammenhang einem Dutzend Personen zur Deu- 
tung vorgelegt und natürlich immer die Deutung erhalten, die 
sich bei Betrachtung des Satzes außer dem Zusammenhang ergibt. 
Indem er selber dies berichtet, zeigt Herr Professor Ehren&rg, 
daß er nicht weiß, wie sein Verfahren zu bezeichnen wäre, und das 
gehört zu den mildernden Umstanden. 
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7. Gegenäußerung des Professors Dr. V. Ehrenberg-Göttingen 

vom 3./4. Februar 1908.*^ 



Auf mein Gutachten vom 8. Januar d. J. ist 
von Herrn Professor Lotmar ein Gegengutachten 
verfaßt worden, welches mir heute, am 3. Februar, 
mitgeteilt wurde. Bei der Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit muß ich mich auf folgende Äuße- 
rungen beschränken. 

I. Zunächst eine ganz allgemeine Bemerkung! 
Bei der Erstattung eines Rechtsgutachtens sehe ich 
meine Aufgabe nicht darin, eine advokatorische 
Streitschrift zu verfassen, sondern ich suche eine 
wissenschaftliche Würdigung des ganzen 
Rechtsfalls zu geben, weshalb ich auch solche Ar- 
gumente nicht unterdrücke, welche gegen die von 
mir für richtig erkannte Endentscheidung sprechen. 
Wie ich dabei den Stoff gliedere, das ist meine 
Sache. Wenn Herr Professor Lotmar also behaup- 
tet, daß der größte Teil meines Gutachtens den 
Gegenstand dieses Prozesses nicht erfasse, son- 
dern nur berühre, so widerlegt er sich nachher 
selber, indem er das erste und letzte Drittel seines 
Gegengutachtens gerade der Bekämpfung dieser 
meiner Ausführungen widmet! In Wahrheit aber 
ist es nur der — nach Angabe der „Ergebnisse" 
meines ersten Teiles — zur Vervollständigung hinzu- 
gefügte kurze 4. Abschnitt (Seite 67 u. 68), welcher 
für den gegen die Firma Kjrupp gerichteten schwe- 
benden Prozeß nicht unmittelbar verwertbar ist. 

Dagegen von entscheidender Bedeutung auch 
für d i e s e n Prozeß ist die Frage, ob die Kasse 
durch die ihr aus dem Vermögen der Kruppschen 
Arbeiter zugeführten Beiträge eine ungerecht- 
fertigte Bereicherung erfahren hat, und 
wenn ich hier zu einem negativen Resultat ge- 

♦) Diese Äußerung ging der Firma erst wenige Tage vor dem 
Termin zu und wurde dem Gericht nicht eingereicht, um eine 
nochmalige Vertagung zu vermeiden. (Anm. d. Herausgeb.) 



langte, so war damit nicht nur einer künftigen 
Klage gegen die Kasse der Boden entzogen, sondern 
ich hatte auch für die gegenwärtige Klage das 
wichtigste Argument der Kläger entkräftet. 

Grelang mir also der Nachweis, daß der § 15 
Abs. 1 des Kassenstatuts nicht gegen die guten 
Sitten verstoße — und das war nur mit Hilfe der 
Versicherungswissenschaft möglich — so konnte 
höchstens noch die Art und Weise bemängelt werden, 
wie die Firma die Einziehung der Beiträge bewirkt, 
und darauf gibt das Gewerbegericht die Antwort; 
denn daß es sich um eine Arbeiter kasse, und 
zwar mit Zwangs beitritt handelt, ist ein Um- 
stand, den ich schon bei j e n e m Nachweis berück- 
sichtigen mußte und ausgiebig berücksichtigt habe. 

Ich glaube also gerade den Vorzug eines streng 
logischen Aufbaues (abgesehen von dem erwähnten 
Exkurs Seite 67 u. 68) für mein Gutachten in Anspruch 
nehmen zu dürfen, während von der gegnerischen 
Seite die so einfache und durchsichtige Rechtslage 
durch Phrasen ohne rechtlichen Inhalt, wie „Dena- 
turierung des Arbeitsvertrags" u. dgl., verschleiert 
wird. Das glaube ich am Schlüsse meines Gutachtens 
(Seite 71 u. 72) im wesentlichen durch Verweisung auf 
die Ausführungen des ersten Teiles dargetan zu 
haben; denn daß eine bloße Verbindung 
des Arbeitsvertrags mit einer Pensionsversicherung 
an sich schon unsittlich sei, also selbst wenn den 
ausscheidenden Mitgliedern alle ihre Beiträge zu- 
rückgezahlt werden und sie nur die Zinsen oder 
vielleicht auch nur die wertvolle Anwartschaft ver- 
lieren — das ist doch eine Behauptung, die jeden- 
falls nicht zu beweisen ist und die, wie es scheint, 
selbst Herr Professor Lotmar nicht aufzusteUen 
wagt. Schon der § 86 des Kranken Versicherungsge- 
setzes ist für das Gegenteil schlechthin überzeugend. 
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n. Was die Behauptun^B des Herrn Professor 
Lotmar im einzelnea anbetrifft, so sind sie 
grofienteik die fiäliem, nur bekräftigt dnreh starke 
W<»te, wie ^^zweüelloB^^ oder „offeKlbar'^ Das ist 
keine Widerlegung der von mir vorgebrachten 
recktlichen Axgmnente, die ich stets näher 
begründet imd — wo ich selbst zweifelhaft war — 
nickt in sokh apodiktischer Form vorgebracht habe. 
Didier kann ich das meiste imbedenUich mit Still- 
schw^gen übergehen, nur einige Punkte möchte ich 
iK)chm^ bauchten. 

1. Herr Piofessor Lotmar will nach seinen 
eigenen Worten (a<Äert in m^wiMoi Outachten Seite 57) 
nur eine sokhe Statut^ibestimmung als gegen die 
guten Sitten verstoßend beanstanden, welche einen 
unbedingten und gänzlichen Verfall der gezahl- 
ten Beitcäge vorschreibt; der § 15 Abs. 1 wäre daher 
nach seiner Ansicht nicht zu beanstanden, wenn den 
auaseheidenden Mitgliedern auch nur ein Teil 
ihrer Beiträge zorädkgezahlt wiüde. 

Es kann also doch „eine Lohnforderung aus 
einem Arbeitsvertrage mit einer Einrichtung des 
Versicherungswesens zurückgewiesen werden", ob- 
wohl Herr Ptofessor Lotmar jetzt sagt, daß das 
Gegenteil „sich für jeden Juristen grundsätzlich 
von selbst verstehen seilte" — womit er sich selber 
sein Urteil spricht. 

Wieso es aber sittlich erlaubt sein soll, 
einen Teil der gezahlten Beiträge einzubehal- 
ten, und w i e s o es femer sittlich erlaubt sein soll, 
die ganzen Zinsen der gezahlten Beiträge 
einzubehalten, das erklärt Herr Professor Lotmar 
auch jetzt mit keinem Wort. Auch gibt er uns keine 
Antwort auf die Frage, bei welchem Teil die Sitt- 
lichkeit aufhört und die Unsittlichkeit anfängt, 
ja er gibt uns nicht einmal einen Anhalt, wie sie etwa 
zu beantworten ist, da er ja von der Versicherungs- 
wissenschaft nichts wissen will! 

Wenn ich daher an der Hand der Ausführungen 
des Kaiserlichen Aufsichtsamts nachweise, unter 
welchen Voraussetzungen und Kautelen eine Rück- 
zahlung von Beiträgen nur möglich ist, so entkräftet 
er mein Bedenken mit dem Gegenargument: „dann 
möge eben der Arbeitgeber soviel zuschießen, daß 
es stets möglich ist,^^ und wenn ich nachweise, 
daß auch die Reichsinvalidenversicherung — von 
einigen Ausnahmefällen abgesehen — das gleiche 
Prinzip vertritt, so antwortet er, daß das Deutsche 
Reich eben kein Privatinteresse dabei habe; kurz 
Herr Professor Lotmar argumentiert mit sozial- 
politischen Sentiments, und ich operiere mit den 



Sätzen und Analogien des geltenden Rechts. Wel- 
che dieser beiden Methoden für die Ent* 
Scheidung eines Rechtsstreits die 
richtige ist, das kann, wie ich glaube, nichi zw^£el- 
haft sein. 

2. Aber auch wo mein Ge^aer »ch wirklich auf 
den Boden des posttiven Rechts stellt, da sind seine 
Gegenargumente nicht haltbar. 

a) So ist es nicht richtig, daß das Reich 
„in den Fällen^ wo seine Versicherung au&ört, die 
Hälfte der Beiträge erstattet^^ denn gerade wenn 
d^ bisherige Versich^^ weder stirbt, noch hei- 
ratet, noch in eine andre versicherungspflichtige 
Beschäftigung eintritt, weiden ihm alle gezahlten 
Beiträge vorenthalten. Das geschieht eintaal^ wenn 
er zu einer nicht versicherungspflichtjgen Besehäf- 
tiguz^ oder sonstigen Tätigkeit übeigefat und 
femer, wenn er — für ihn die bedenklichste Even- 
tualität — dauernd beschäftigungslos wird; also 
gerade in demjenigen Falle, der, soaalpolitisch an- 
gesehen« am dringendsten die Riiekge währ erkeiaehtt 
versagt die Reichsinvalidenversicheniag jede Rück- 
gewahr! Natürlich liegt mir nichts ferner, i^ 
dies besonders zu rühmen, aber es beweM doch 
schlagend« daß bei der ganzen Frage von einem 
««Vecstofi gegen die guten Sitten'' nicht die Rede 
sein kftpit- 

b) Und nun gar die von den voxseitig 
absterbenden Mitgliedern gezahlten Beiträge ! 
Herr Professor Lotmar will, daß sie ebenfalls her- 
ausgezahlt werden und wirft mir eiue petitio prin- 
cipii vor, weil ich mit ihrem Verfall als einer gege- 
benen Tatsache rechne! Aber gerade darauf war 
ja bisher die ganze Pensionsversicherung aufge- 
baut, nur deshalb konnte sie mit mäßigen Prämien 
bei leidlich hohen Pensionen arbeiten, weil die vor- 
zeitig Absterbenden, für die ja der Versicherungs- 
fall (das Bedürfnis) gar nicht eintritt, den Über- 
lebenden den Bezug einer Pension ermöglichen! 
Die Reichsinvalidenversicherung zahlt nach § 44 
Abs, 1 nur Beiträge derjenigen verstprbenen Ver- 
sicherten wieder heraus, welche für mindestens 
200 Wochen Beiträge geleistet haben, und auch diese 
stets nur zur Hälfte (selbst soweit sie zur Fortset- 
zung der Versicherung, also gänzlich vom Ver- 
storbenen bezahlt waren) und auch nur für den Fall, 
daß der Verstorbene Frau oder Eonder hinterläßt; 
alles andre und auch die Zinsen sämtlicher 
Beiträge verfallen der Anstalt! 

Und doch soll auch ein solcher Verfall, der 
mit derFreizügigkeit und der Koa- 

6 
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titionsf reiheit doch nicht das aller- 
geringste zu tun haben kann, nach 
Herrn Professor Lotmars Ansicht gegen die guten 
Sitten verstoßen! 

3.) Dies alles bezog sich auf die Hauptfrage nach 
dem angeblichen „Verstoß gegen die guten Sitten". 
Nun noch einige Proben, wie Herr Professor Lotmar 
auf dem Boden des Gewerberechts gegen 
mich polemisiert! 

ä) Ich habe (Seite 70 meines Gutachtens) aus- 
geführt, daß wir zu einem geradezu unsinnigen Er- 
gebnis gelangen, wenn wir das im § 2 des (Gesetzes 
vom 21. Juni 1869 ausgesprochene Verbot auch auf 
die Beiträge zu Wohlfahrtseinrichtungen anwenden; 
denn alsdann ist für eine und dieselbe Wohlfahrts- 
einrichtimg der Lohnabzug unzulässig, falls sie eine 
selbständige juristische Person bildet, dagegen zuläs- 
sig, wenn sie mit ihrem ganzen Vermögen der freien 
Verfügung des Arbeitgebers untersteht. Und was 
entgegnet mir Herr Ptofessor Lotmar? „Die letztere 
Erlaübtheit sei doch wieder davon abhängig, daß 
öhe Wohlfahrtseinrichtung im Sinne des § 117 vor- 
liege/* während doch jedem Leser ohne weiteres 
klar sein muß, daß ich hier nicht von der Krupp- 
scheii Kasse, ja überhaupt nicht von irgend einer 
Kasse, scmdem ganz allgemein von einer Einrichtung 
spreche, welche notorisch eine Wohlfahrtsein- 
lichtämg im Sinne des § 117 isti 



b) Ich habe (Seite 70) folgendes zur Erwä- 
gung gegeben: „Wie hätte der Gresetzgeber auch nur 
daran denken können, den Arbeitgebern die Befug- 
nis zur Einführung des Beitrittszwangs für solche 
Kassen zu gewähren, wenn er sie nicht für Einrich- 
tungen zur Verbesserung der Lage der Arbeiter und 
ihrer Familien gehalten hätte!" Und was setzt Herr 
Professor Lotmar diesem, wie ich glaube, schlagen- 
den Argument entgegen? „ich hätte noch zeigen 
müssen, daß dem G^etzgeber dabei Kassen gegen- 
wärtig waren, welche die Mehrzahl ihrer Mitglieder 
unter Verlust ihrer Beiträge wieder ausscheiden 
lassen" und doch ist es allgemein bekannt, daß gerade 
die Kruppsche Pensionskasse vorbildlich gewesen 
ist und daß der Gesetzgeber daher Kassen wie diese 
in erster Linie im Auge hatte ! Und außerdem haben 
wir noch das Zeugnis des Kaiserlichen Au&ichts^ 
amts vom Jahre 1904, wonach bisher die überwie- 
gende Mehrzahl sogar der S t e r b ekassen die Be- 
stimmimg enthielt, daß ausgetretene Mitglieder 
keinerlei Ansprüche auf das Vermögen der Kasse 
erheben können! 

Göttingen,: den 3./4. Februar 1908. 

(gez.) Viktor Ehrenberg. 
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8. Urteil des Königlichen Landgerichts Essen 
vom 8^ Februar 1908^ 



Im Namen des Königs! 

In Sachen 

1.) des Schmelzofenarbeiteis Johann Sobkpwski 

zu Essen, Frohnhauserstraße 19, 
2.) des Dreheis Heinrich Pütz in Essen, 

Steelerchanssee 12, 
3.) des Bäckers Arnull HößlerinEssen, 

SteiiMstraße 48, 
4.) des Lagerhalters P a u 1 Spitzerzu Alten- 
essen, Segerothstraße 136, 
5.) des Arbeiters Franz KallweitzuEssen, 
Am Hospital 24II, 
Kläger und zu 1.) 2.) 4.) 5.) Berufungskläger, 
Prozeßbevollmächtigte: zu 4.) und 5.): 

Rechtsanwälte Justizrat Dr. Wallach I 
und Dr. Wallach II 
in E s s e n, . 
Prozeßbevollmächtigter: zu 1.) und 2.): 
Rechtsanwalt Dr. Bell 
in Essen, 
gegen die Firma Friedrich Krupp, Akt.-Gres.in 
Essen, vertreten durch Max Halbachin 
Essen, bei Firma Friedrich Krupp, Akt.-Ges. 
in E 8 s e n, 

Beklagte und Berufungsbeklagte, 
Prozeßbevöllmächtigter : 

Rechtsanwalt Justizrat Wandel 
in Ess en, 

wegen Forderung, 

hat die 6. Zivilkamnier des Königlichen Landgerichts 
in EsBen auf die mündliche Verhandlung vom 
8. Februar 1908imter Mitwirkung des Landgerichts- 
direktors Berendes sowie der Landrichter P o h 1 - 
frchrödfir und N a t o r p, für Recht erkannt: 



Die Berufung gegen das am 9. Septem* 
ber 1907 verkündete Urteil des Gewerbegß- 
richts Essen wird auf Kosten der Beru- 
fungsUäger zurückgewiesen. 

Tatbestand. 

Die beklagte Firma hat auf Grund des § 86 
Krank. Vers. Ges. vom 15. Juni 1883 eiue Kasse er- 
richtet, die in ihren Anfängen auf die im Jahre 1855 
von dem damaligen Inhaber der Gußstahlfabrik gie- 
gründete Kranken- und St^rbekasse zurückreicht 
und seit der Neuerrichtung im Jahre 1884* den 
Namen „Pensionskasse für die Gußstahlfabrik der 
Firma Fried. Krupp" führt. Für diese Kasse 
ist ein Statut au%esteUt, welches durch Verfügung 
der Königlichen Regierung zu Düsseldorf vom 11. 
Oktober 1884 genehmigt worden ist und der Kasse 
im § 18 die Rechte einer juristischen Person gibt. 

Aus dem Inhalt des Statuts ist zu entnehmen, 
daß alle in der Gußstahlfabrik gegen Lohn oder 
Grehalt beschäftigten Personen, die der Kranken- 
kasse angehören, berechtigt und verpflichtet sind, 
der Kasse beizutreten, daß die Mitgliedschaft mit 
dem Eintritt in die Beschäftigung auf der Gußstahl- 
fabrik beginnt und mit dem Ausscheiden aus dem 
Dienste erlischt, und daß die Mitglieder Eintritts- 
gelder in Höhe des l^/2fachen Betrages eines Tages- 
arbeitsverdienstes und Beiträge in Höhe von 2^/, % 
des Arbeitsverdienstes zu leisten haben. Diese 
Beiträge werden nach § 4 Abs. 3 des Statuts bei 
jeder regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug gebracht 
imd innerhalb 14 Tagen an die Kasse vergütet, 
eine Bestimmung, die, was den Lohnabzug anbe- 
langt, auch im § 32 Abs. 3 Nr. 2 der Arbeitsordnung 
der beklagten Firma enthalten ist. 
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Im § 15 Abs. 1 des Pensionskassen-Statuts heißt 
es femer: „Mit dem Ausscheiden eines Mitglieds aus 
dem Dienste der Firma erlöschen alle Ansprüche 
desselben und seiner Hinterbliebenen an die Pen- 
sionskasse." Diese Vorschrift ist bisher stets dahin 
gehandhabt worden, daß auch die vom Lohn in 
Abzug gebrachten und an die Kasse abgeführten 
Eintrittsgelder und Beiträge bei dem Ausscheiden 
eines Mitglieds als der Kasse verfallen galten. 

Die Kläger waren früher Arbeiter auf der Guß- 
stahlfabrik der beklagten Firma und als solche auch 
Mitglieder der erwähnten Pensionskasse. Bei ihrem 
Diensteintritte haben sie die Arbeitsordnung wie 
das Statut der Pensionskasse ausgehändigt erhalten, 
darüber quittiert und durch ihre Unterschrift bestä- 
tigt, daß sie die darin enthaltenen Bestimmungen 
ab für sich verbindlich anerkennen. 

Sie sind im Jahre 1900 bzw. 1907 aus den Dien- 
sten der Firma ausgeschieden und haben alsdann 
gegen die Beklagte Klage erhoben auf Zurückzah- 
lung der ihnen wiüirend ihrer Arbeitszeit bei der 
Firma vom Lohn einbehaltenen Eintrittsgelder und 
Beiträge für die Kasse. Das Gewerbegericht Essen 
hat die Klage durch Urteil vom 9. September 1907 
abgewiesen. Gegen dieses Urteil haben vier der 
Kläger, Sobkowski, Pütz, Spitzer und 
Kaliweit, in der aus dem Protokoll vom 8. Fe- 
bruar 1907 ersichtlichen Weise Berufung eingelegt 
mit dem Antrage: 

„Das erste Urteil bezüglich der Kläger 
zu 1.), 2.), 4.) und Ö.) aufzuheben» nach dem 
Klageantrage zu erkennen und der Beklagten 
die gesamten Kosten des Rechtsstreits auf- 
zuerlegen." 

Sie haben das angefochtene, hier in Bezug ge- 
nommene Urteil vorgetragen und unter Beibringung 
von Gutachten der Professoren Dr. Loewen- 
f e 1 d t in München und Dr. Lotmarin Bern, sowie 
unter Hinweis auf Urteile des Kaufmannsgerichts 
zu Dresden vom 16. November 1906 und des Amts- 
gerichts zu München vom 4. November 1907 zur 
Rechtfertigung ihrer Berufung angeführt, daß die 
Ijohnabzüge gesetzlich unzulässig gewesen seien, 
weil die Pensionskasse der Beklagten keine Einrich- 
tung zur Verbesserung der Lage der Arbeiter oder 
ihrer Familien sei, und weil auch die im § 32 der 
Arbeitsordnung und § 4 des Pensionskassen-Statuts 
liegende Verabredung dem § 2 des Lohnbeschlag- 
nahmegesetzes vom 21. Juni 1869 und § llöa Gew. 
Ordn. zuwiderlaufe, diesen Vorschriften gegenüber 



die Ausnahmebestimmung des § 117 Gew. Ordn. aber 
nicht Platz greifen könne. 

Sie haben weiterhin den Klageanspruch damit 
begründet, daß der zwischen ihnen und der beklagten 
Firma geschlossene Arbeitsvertrag nichtig sei, weil 
er gegen die guten Sitten verstoße, und haben die 
Sittenwidrigkeit daraus hergeleitet, daß mit dem 
Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis der Verlust 
der Beiträge verbunden sei ohne Rücksicht auf die 
Gründe des Austritts und die Zeitdauer der Beschäf- 
tigung, und daß hierdurch das Recht der Koalition 
und der Freizügigkeit beeinträchtigt, auch grund- 
sätzliche Moralvorschriften verletzt würden. 

Die Beklagte beantragt: 
„Die Berufung kostenpflichtig zurückzuweisen.^^ 

Sie hat rar Unterstützung ihre» bereits in erster 
Instanz vertretenen Standpunkts Urteile des Amts- 
gerichts und Landgerichts zu Dresden vom 15. bzw. 
7. März 1907 sowie Gutachten der Ph)fe8soren Ehr. 
K o h 1 e r in Berlin und Dr. Ehrenberg in 
Göttingen überreicht und in den von ihr vorgetra- 
genen und hier in Bezug genommenen Schriftsätzen 
vom 25. Oktober, 23. November 1907, 16i Juiuar und 
31. Januar 1908 unter Beibnngong statistischen 
Materials im einzelnen die Ziele und Erfolge der 
Pensionskasse ab die einer Wohl&ihrtseinrichtung 
dargelegt, sowie die versicherungstechniBche Not- 
wendigkeit des Verfalles der Beiträge b^ründet. 
Sie hat weiterhin dem Einwand, daß der § 117 Gew. 
Ordn. gegenüber der Vorschrift des § 115a Gew. Ordn. 
keine Anwendung finde, die Entstehungsgeschichte 
und Zweckbestimmung des § 115a entgegengehalten, 
und ist dem Vorwurf der Sittenwidrigkeit des 
Arbeitsvertrages mit dem Hinweis darauf begegnet, 
daß der Beitragsverfall sich nur vom Standpunkt 
der Versicherungstechnik beurteilen lasse, daß er 
sich in den Statuten vieler gleichartigen Kassen 
finde, insbesondere auch in der Gestaltung der 
Reichsinvalidenversicherung eine Analogie habe, 
und daß er bisher von den Aufsichtsbehörden nie- 
mals beanstandet worden sei. 

Bezüglich eines Teiles der Klageforderung hat 
die Beklagte endlich auch den Einwand der Verjäh- 
rung erhoben, dem die Kläger mit der Darlegung 
entgegen getreten sind, daß es eich nur imi eine 
Stundung der LohnsehuM handle. 

Den übrigen Anführungen der Beklagten g^en- 
über haben die Kläger ^ch darauf berufen, daß die 
reichsgesetzUche Invalidenversicherung in vielen F^- 
len eine Rückgewihr von Beitragen vorsehe, und 
daß insbesondere die PensJonskaaee für die Ar- 
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beiter der Preußisch-Hessischen Eisenbahngemein- 
schaft unbeschrankt jedem Ausscheidenden seine 
Beiträge zurückgewähre. 

Letzteres hat wiederum die Beklagte unter 
Überreichung einer vergleichsweisen Aufstellung der 
bezüglichen Kassenbeiträge und Kassenleistungen 
seitens des Versicherungs-Sachverständigen Dr. J a - 
cobssohn bestritten. 

Auf den Inhalt der bezeichneten, ihrem Inhalt 
nach zum Vortrag gelangten Gutachten und Erkennt- 
nisse, sowie der Arbeitsordnung und Pensionskassen- 
statute der Beklagten und der Preußisch-Hessischen 
Eisenbahngemeinschaft wird verwiesen. 

Das von der Beklagten beigebrachte statistische 
Material haben die Kläger nicht bestritten. 

Entsdieidungsgrunde. 

1. Die Berufung ist frist- und formgerecht ein- 
gelegt, prozessual auch zulässig, weil der Wert des 
Streitgegenstandes den Betrag von 100 Mark über- 
steigt, sachlich aber nicht begründet. 

2. Der Anspruch der Kläger geht auf Auszah- 
lung von Lohnbeträgen, welche die Beklagte ihnen 
während der Dauer ihres Arbeitsverhältnisses vom 
Lohne abgezogen und als Eintrittsgelder und Bei- 
träge der Kläger zur Pensionskasse der Firma Krupp 
abgeführt hat. Die Beklagte hat den Lohnabzug 
und die Abführung der Beträge an die Pensions- 
kasse vorgenommen auf Grund des § 32 Abs. 3 
Nr. 2 der Arbeitsordnung der Gußstahlfabrik und 
des § 4 des Statuts der Pensionskasse dieser Fabrik. 
Wie unstreitig ist, haben die Kläger bei ihrem Ein- 
tritte in das Arbeitsverhältnis zu der Beklagten die 
Arbeitsordnung und das Statut der Pensionskasse 
ausgehändigt erhalten, über den Empfang quittiert 
und durch ihre Unterschrift zugleich die darin ent- 
haltenen Bestimmungen als für sich verbindlich 
anerkannt. Sie haben sich damit dem gesetzlich zu- 
lässigen Zwang zum Beitritt in die Pensionskasse 
in rechtsgültiger Weise imterworfen, weil das Pen- 
sionskassenstatut den Charakter eines Reglements 
im Sinne des § 69 des Krank. Vers. Ges. hat und 
ebenso wie die Arbeitsordnung einen Bestandteil 
des zwischen den Parteien geschlossenen Arbeits- 
vertrages bildet. Sie haben sich damit weiter auch 
mit der im § 32 der Arbeitsordnimg und § 4 des 
Pensionskassenstatuts getroffenen Bestimmung des 
Lohnabzuges in Höhe des Eintrittsgeldes und der 
Beiträge zur Pensionskasse sowie der Abführung 
dieser abgezogenen Beträge an die Pensionskasse 



einverstanden erklärt. Sie behaupten aber ntmmehr 
zur Begründung ihres Klageanspruchs, daß die 
Vereinbarung des Lohnabzuges nichtig und der 
Arbeitsvertrag insoweit nicht rechtsverbindlich für 
sie sei, und zwar einmal aus dem Grunde, weil die Ver- 
einbarung eine den §§ 115, 115a Gew. Ordn. zuwider- 
laufende Verabredung über die Verwendung ihres 
Lohnes darstelle, und ferner, weil sie infolge des 
Verfalles der Beiträge beim Ausscheiden aus dem 
Arbeitsverhältnis ohne Rücksicht auf die Zeitdauer 
der Beschäftigung und ohne Unterschied des Grundes 
ihrer Beendigung einen Verstoß gegen die guten 
Sitten enthalte. 

Die Nichtigkeit der fraglichen Abrede unter- 
stellt, würde die Klageforderung allerdings begrün- 
det erscheinen. Denn in diesem Falle wäre die Zah- 
lung des Lohnbetrages, der als Eintrittsgeld und 
Beitrag an die Pensionskasse abgeführt ist, wegen 
der rechtlichen Unwirksamkeit des zu Grunde liegen- 
den Rechtsgeschäfts selbst rechtlich unwirksam und 
würde deshalb die Beklagte von ihrer Lohnschuld 
nicht befreit haben. 

Das Berufungsgericht hat aber in Überein- 
stimmung mit dem ersten Richter den Lohnabzug 
für rechtlich zulässig und die Zahlung des an die 
Pensionskasse abgeführten Lohnteilbetrages für 
rechtlich wirksam erachten müssen. 

3. Es war zunächst die auch in den Gutachten 
der Professoren Dr. L o t m a r und Dr. Ehren- 
b e r g berührte Frage zu erörtern, ob der Lohnabzug 
nicht schon im G^etze selbst eine Stütze findet. 
Die Befugnis der beklagten Firma, die Beiträge für 
die Pensionskasse vom Lohne abzuziehen, ist aller- 
dings in dem mit den Klägern geschlossenen Arbeits- 
vertrag festgelegt. Das schließt jedoch nicht aus, 
daß sie auch eine gesetzliche Grundlage hat, welche 
eine vertragliche Konstituierung der Befugnis ent- 
behrlich erscheinen ließe imd jedenfalls die Rechts- 
verbindlichkeit einer solchen vertraglichen Abrede 
außer jeden Zweifel stellen würde. Nim findet sich 
zwar keine ausdrückliche gesetzliche Bestim- 
mung, welche den Lohnabzug als Mitte der Bei- 
treibung gerade für die Pensionskassen als zulässig 
normiert. Das erklärt sich jedoch daraus, daß es 
an einer gesetzlichen Regelung der Grundlagen der- 
artiger Kassen überhaupt fehlt. Diese Kassen fußen 
aber in ihrer Entstehung und damit auch in ihren 
Existenzbedingungen auf dem Krankenversiche- 
rungsgesetz, welches im § 86, den früher mit Kran- 
kenkassen verbundenen Pensionskassen Rechntmg 
I tragend, die Neuerrichtung solcher Kassen mit Bei- 
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trittszwang gestattet. Geht man hiervon aus und 
berücksichtigt man weiter, daß das Krank. Vers. 
Gres. im § 53 den Arbeitgeber nicht nur berechtigt, 
sondern verpflichtet, die Beiträge zur Ej*anken- 
kasse durch entsprechende Lohnabzüge einzuziehen, 
so ist schlechterdings nicht einzusehen, weshalb einß 
analoge Anwendung dieses dem Krank. Vers. Ges. 
zu Grunde liegenden, übrigens auch im Inv. Vers. 
Ges. (§§ 131, 142) wiederkehrenden, rechtspolitischen 
Grundsatzes einer einfachen, billigen und für jeden 
Teil zweckmäßigen Beitreibung der Beiträge für 
die auf der Grundlage dieses nämlichen Gesetzes 
errichteten Pensionskassen ausgeschlossen sein sollte. 
Das Gericht hat sich vielmehr ohne Bedenken der 
Auffassung des Professors Dr. Ehrenberg ange- 
schlossen, daß das Gesetz mit der Erteilung der 
Befugnis, Pensionskassen mit Zwangsbei- 
tritt zu gründen, dem Betriebsuntemehmer oder 
der mit Rechtspersönlichkeit ausgestatteten Kasse 
sicherlich auch die gleichen Mittel zur Beitreibung 
der Beiträge und damit zugleich zur Sicherung des 
Fortbestandes der Kasse hat gewähren wollen, wie 
sie im Krankenversicherungsgesetz den Kranken- 
kassen mit Zwangsbeitritt gegeben worden sind. 
An sich hat der Lohnabzug daher schon gesetzlich 
seine Berechtigung. Er hat sie aber auch auf der 
Grundlage des Arbeitsvertrages. 

4. Die Kläger bestreiten dies in erster Linie 
mit dem Hinweis darauf, daß die fragliche Vertrags- 
abrede eine Anweisung zur Zahlung an die 
Pensionskasse für Rechnung ihrer Lohnforderung 
bedeute und damit eine Verfügung zum Zwecke der 
Befriedigimg eines Gläubigers über Lohnansprüche 
darstelle, solche Verfügungen aber nach § 2 des Lohn- 
beschlagnahmegesetzes vom 21. Juni 1869 unwirk- 
sam und nach § 115a der Gew. Ordn. ausdrücklich 
verboten seien. Dieser Konstruktion konnte das 
Gericht nicht beipflichten. 

Das Gesetz vom 21. Juni 1869 und die sich 
hierauf beziehende Vorschrift des § 115a Gew. Ordn. 
wollen Verfügungen treffen, durch welche ein 
Gläubiger des Arbeiters sicher gestellt oder 
befriedigt wird, durch welche also der Gläubiger 
in Person ein Recht auf den Lohn oder Lohnteilbe- 
trag des Arbeiters erhält. Nur in diesem Sinne 
sind die beispielsweise angeführten Rechtsgeschäfte 
Zession, Anweisung, Verpfändung zu verstehen. Sie 
alle setzen unmittelbare Rechtshandlungen zwischen 
dem Arbeiter als Schuldner und seinem Gläubiger 
voraus, die gerade wegen ihrer Unmittelbarkeit für 
den Arbeiter besonders verhängnisvoll, weil unwider- 



ruflich sind. Ganz anders hegt der vorliegende FalL 
Hier hat der Arbeiter im Arbeitsvertrag seinem 
Lohnschuldner den Auftrag erteüt, den 
Lohn teilweise an die Pensionskasse auszuzahlen. 
Das ist keine Anweisung im Sinne des Gesetzes vom 
21. Juni 1869 und des § 115a Gew. Ordn., sondern ein 
einfacher und — wenn man von der bindenden Kraft 
des Arbeitsvertrages absieht — bis zur tatsächlich 
erfolgten Auszahlung jederzeit widerruflicher Auf- 
trag, auf jeden Fall aber nicht eine Verfügung über 
den Lohnanspruch, aus welcher die Pensionskasse 
einen unmittelbaren Anspruch auf den betreffenden 
Lohnteilbetrag erwirbt. Hinzu kommt, daß die 
Pensionskasse trotz ihrer Rechtspersönlichkeit nicht 
als ein Gläubiger im Sinne des Ges. vom 21. 
Juni 1869 und nicht als Dritter im Sinne des 
§ 115a Gew. Ordn. angesehen werden kann. Beide 
Gesetze haben bei dem Begriff eines Gläubigers des 
Arbeiters ein reines Schuldverhältnis im Auge gehabt, 
wie es zwischen Lieferanten, Wohnungsvermietem 
und ähnlichen Gläubigem auf der einen und den 
Arbeitern auf der anderen Seite besteht. Die Pen- 
sionskasse kann aber, auch wenn sie formell und 
juristisch Forderungen an den Arbeiter hat, mit 
solchen Gläubigem nicht identifiziert werden. Der 
Arbeiter steht auch als Mitglied der Kasse zu dieser 
nicht eigentlich im Verhältnis eines Schuldners zum 
Gläubiger, sondern zugleich im Verhältnis eines Be- 
rechtigten zum Verpflichteten. Er ist an den For- 
derungsrechten der Kasse selbst beteiligt; er ist 
Mitglied der Generalversammlung und kann unter 
Umständen dem Vorstand und Rechnungsausschuß 
der Kasse angehören. Er ist also, wie Professor 
Dr. K o h 1 e r zutreffend hervorhebt, wenn nicht 
Eigentümer, so doch Organschafts- und Wertbe- 
rechtigter, ähnlich wie der Aktionär einer Aktien- 
gesellschaft oder das Mitglied eines eingetragenen 
Vereins. Er will auch mit seinen Beiträgen weniger 
eine Forderung der Kasse tilgen, als sich Rechte und 
Vergünstigimgen für die Zukunft sichern, nämlich 
die Beteiligung an der Kasse, das Recht, als Organ 
der Kasse zu wirken und endlich die Ansprüche auf 
eine Pension. Es liegt auf der Hand, daß ein solches 
Verhältnis grundverschieden ist von Verpflichtimgen 
des Arbeiters, wie sie dem Gesetzgeber bei Schaffung 
des § 2 des Ges. vom 21. Juni 1869 und des § 115a 
Gew. Ordn. vorgeschwebt haben. 

5. Will man aber dennoch mit den Klägern auf 
Grund der Ausführungen von Professor Dr. L o t - 
mar annehmen, daß in dem § 32 der Arbeitsord- 
nung bzw. § 4 des Kassenstatuts eine von den Klägern 



Digitized by 



Google 



87 



der Beklagten erteilte Anweisung liegt, dahin- 
gehend, die Lohnschuld um den Betrag des Kassen- 
beitrags zu kürzen und durch Abführung dieses 
Betrages an die Kasse als Gläubigerin des Arbeiters 
die Kassenbeitragsschuld des Letzteren zu tilgen, so 
ist damit die Rechtmäßigkeit der Anweisung noch 
immer nicht in Frage gestellt. 

Es ist zwar nach § 2 des Ges. vom 21. Juni 1869 
jede Verfügung über den Lohn durch Anweisung 
rechtlich unwirksam, wenn die Anweisung vor Ab- 
lauf des Tages, an welchem der Lohn fällig wurde, 
oder vor Leistung der Arbeit erfolgt, und diese Vor- 
aussetzungen würden hier auch gegeben sein. Es 
kann auch in der Annahme der einzelnen verkürzten 
Zahlungen durch die Arbeiter keine Bestätigung 
einer etwaigen Ungültigkeit der erteilten Anweisung 
erblickt werden, weil — wie Lot mar richtig aus- 
führt — die Annahme einer Zahlung nicht die 
generell erteilte Anweisung bestätigt und ebenso- 
wenig als Bestätigung einer früheren Verkürzung 
betrachtet werden kann. 

Die Rechtmäßigkeit der Vereinbarung des Lohn- 
abzuges und seiner Verwendung als Beitragszah- 
lung folgt aber aus § 117 Abs. 2 Gew. Ordn. Nach 
dieser Bestimmung sind Verabredungen zwischen 
den Grewerbetreibenden und den von ihnen beschäf- 
tigten Personen über die Verwendung des Verdien- 
stes der letzteren zu einem anderen Zweck als zur 
Beteiligung an Einrichtungen zur Verbesserung der 
Lage der Arbeiter oder ihrer Familien nichtig. Ver- 
abredungen, welche die Verwendung des Verdienstes 
zu letztgenanntem Zweck zum Gegenstand haben, 
sind demnach gültig, und um eine solche Verab- 
redung handelt es sich hier. Denn der den Klägern 
einbehaltene Lohnteilbetrag sollte vereinbarungs- 
gemäß als Eintrittsgeld und Beitrag der Kläger zur 
Pensionskasse der Gußstahlfabrik abgeführt werden 
und hat unstreitig auch diese Verwendung gefunden. 
Die Pensionskasse stellt aber eine Einrichtung dar, 
durch welche die Lage der Arbeiter der Gußstahl- 
fabrik eine Verbesserung erfahren soll und kann, 
tatsächlich auch bereits in erheblichem Umfange 
erfahren hat. Nach ihren Satzungen verfolgt die 
Kasse den Zweck, Arbeitern, welche fünfzehn oder 
zwanzig Jahre lang in Diensten der Gußstahlfabrik 
gestanden haben und als arbeitsunfähig erscheinen, 
eine Lebensunterstützung zu gewähren, die im Falle 
des Todes des Arbeiters seinen Hinterbliebenen zu- 
kommt, sofern der Arbeiter bei seinem Tode ver- 
möge seiner Dienstzeit zum Pensionsbezuge berech- 
tigt war. Diesen Zweck hat die Kasse auch seit ihrer 



Neuerrichtung im Jahre 1884 in einem Umfange 
verwirklicht und erfüllt, dessen Bedeutung von den 
Klägern selbst ausdrücklich anerkannt worden ist. 

So sind nach dem Jahresbericht der Kasse für 
1906 in den Jahren 1885 bis 1906 rund 16 350 000 
Mark an Pensionen bezahlt, und sind, nach der 
unbestrittenen Angabe der Beklagten, in der JZeit 
vom 1. Januar 1885 bis 1. Oktober 1907 unterstützt 
worden: 

3462 Invaliden mit 12 034 137,08 Mark, 
2066 Witwen mit 5 211 261,53 „ 

432 Waisen mit 121 344,48 „ 

464 Halbinvaliden mit 396 760,54 „ 



insges. 6424 Personen mit . 17 763 503,63 Mark, 

wobei die Familienangehörigen der Invaliden, Halb- 
invaliden und Witwen nicht mitgerechnet sind. Es 
haben femer die Durchschnittspensionen der inva- 
liden Männer im Jahre 1906 rund 849 Mark betragen, 
während die einzelnen Beitragsleistungen der Pen- 
sionäre im Ganzen nur den Betrag von 425 bis 
675 Mark erreicht haben. Schätzungsweise werden 
am Schlüsse des Jahres 1907 rund 9000 Personen 
durch die Pensionskasse unterstützt werden, und der 
Jahresaufwand wird Ende 1908 voraussichtlich die 
zweite Million erreicht haben. Gleich hier muß er- 
wähnt werden, worauf später noch Bezug zu neh- 
men ist, daß diese großen Kassenleistungen neben 
der Ansammlung eines zur Sicherstellung der Pen- 
sionsansprüche dienenden Kapitalvermögens von 
(Ende 1906) 18 370 000 Mark nur dadurch ermöglicht 
werden konnten, daß die Beklagte und ihre Rechts- 
vorgängerin, die Firma Fried. Krupp, zur finan- 
ziellen Stärkung der Pensionskasse dauernd sehr 
erheblich beigetragen haben. Sie haben vom 1. Ja- 
nuar 1885 bis 30. September 1907 der Pensionskasse 
zugeführt: 

laufende Beiträge 12 387 963 Mark, 

besondere Zuwendungen 3 950 000 „ 

Verwaltungskosten 195 202 „ 

zusammen: 16 533 165 Mark. 

Solchen evidenten Wohlfahrtswirkungen und 
charitativen Bestrebungen gegenüber können die 
Kläger den Charakter der Kasse als einer der Ver- 
besserung der Lage der Arbeiter dienenden Einrich- 
tung nicht mit dem Hinweis darauf bestreiten, daß 
die Mehrzahl der Personen, die der Kasse als 
Mitglieder beitreten, infolge ihres vorzeitigen Aus- 
tritts aus dem Arbeitsverhältnis und damit auch 
aus der Kasse der Wohltaten der Einrichtung nicht 
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teilhaftig weiden. Es ist eine allgemeine Eigentüm- 
lichkeit der im § 117 Abs, 2 Gew. Ordn. erwähnten 
Einrichtungen, daß sie nur für Werksangehörige 
bestimmt sind, so daß das Ausscheiden aus der 
Werksangehörigkeit auch von den Leistungen der 
Wohlfahrtseinrichtung ausschließt; und es kann 
ebensowenig gegen den Charakter der Kasse als der 
einer Wohlfahrtseinrichtung sprechen, daß nach 
ihrem Statut die Pensionierung erst nach einer Reihe 
von Jahren eintritt. Der Gedanke einer jeden Pen- 
sionierung ist der einer Fürsorge für Arbeiter, die 
durch die Verrichtung langjähriger Dienste arbeits- 
unfähig geworden sind. Wenn diese Versorgung nicht 
an jede Arbeitsunfähigkeit geknüpft wird, sondern 
nur an eine solche, die sich als Folge einer längeren 
bestimmten Dienstzeit herausstellt, so ist auch dies, 
wie Professor Dr. K o h 1 e r bemerkt, ein ethisches 
und wirtschaftlich richtiges Prinzip, das der Ein- 
richtung keineswegs ihre Wohlfahrts-Eigenschaft 
nimmt. 

Nach den Bestimmungen des Statuts ist nicht 
ein einziges Mitglied von der Erlangung der 
Pension ausgeschlossen, vielmehr erhält jeder 
Arbeiter der Fabrik eine Anwartschaft auf die Pen- 
sion. An dieser Wesenseigenschaft der Einrichtung, 
die in sich schon die wohltätige Zweckrichtung 
erkennen läßt, kann der Umstand, daß die Mehr- 
zahl aller einmal bei der Beklagten eingetretenen 
Arbeiter und Mitglieder der Kasse nicht in den Genuß 
der ihnen zugedachten Pension kommt, grundsätz- 
lich überhaupt nichts ändern. Denn das Charakteri- 
stische der Wohlfahrtsbestrebung liegt nicht darin, 
daß sich ihre endgültigen Wirkungen unbedingt in 
der Person eines jeden Mitgliedes oder doch der 
überwiegenden^Zahl der Mitglieder der Einrichtung 
erfüllen. Wollte man so weit gehen, dies anzuneh- 
men, dann würden sämtliche Einrichtungen, welche 
ihrer Natur nach nur einem bestimmten Kreis ihrer 
Mitglieder Wohltaten erweisen können, wie z. B. 
alle Hilfskassen, die den Zweck verfolgen, den 
Arbeitern oder ihren Familien in Krankheits- und 
anderen Notfällen Unterstützung zu sichern, aus 
dem Rahmen der Wohlfahrtseinrichtungen auszu- 
scheiden sein; dann würde schließlich der Charak- 
ter einer solchen^Einrichtung abhängig sein von 
zahlenmäßigen Verhältnissen und Zufälligkeiten, 
die ihrem Inhalte nach mit der beabsichtigten Ver- 
besserung der Arbeiterlage nichts zu tun haben, 
und auf die eine im Sinne der Einrichtung günstige 
Einwirkung auszuüben, keinem Begründer einer 
derartigen Einrichtung gegeben wäre. 



Wie wenig aber auch im vorliegenden Falle 
die Annahme zutrifft, daß nur eine unerhebliche 
Minderheit der Wohltaten der Kasse teilhaftig 
werde, beweist die unbestrittene Tatsache, daß von 
den vor 15 Jahren eingetretenen Arbeitern am 1. Ja- 
nuar 1907 noch 41%, nämlich 6956, und von den 
vor 20 Jahren eingetretenen noch 30 %, nämlich 
3697, bei der Beklagten im Arbeitsverhältnis gestan- 
den haben. Diese Personen haben also das pensions- 
fähige Alter erreicht und wenn die übrige Mehrzahl, 
die die Hälfte aller vor 15 Jahren eingetretenen 
Mitglieder nur wenig übersteigt, die Segnungen der 
Einrichtung nicht erreicht,*) so liegt dies daran, 
daß sie sich zum weitaus überwiegenden Teil ihrer 
aus der Anwartschaft entspringenden Rechte durch 
freiwilligen Austritt aus dem Arbeitsverhältnis be- 
gibt. So sind im Jahre 1906 von einer Arbeiter- 
schaft von 32 698 Mann 14 340 ausgeschieden imd 
hiervon 12 594 = 87,7% ohne Einwirkung der Be- 
klagten durch Austritt mit oder ohne Kündigung. 
Bemerkenswert ist dabei, daß unter den letzteren 
Personen eine Dienstzeit von weniger als 1 Jahr 
9871 =78,3% und eine solche von weniger als 
5 Jahren 12 201 = 96,8 % hatten. 

Das läßt erkennen, daß die Einrichtung 
der Kasse mit dem vorzeitigen Ausscheiden der 
Mitglieder nichts zu tun hat, und daß der Betriebs- 
untemehmer oder der sonstige Begründer einer 
Einrichtung zur Verbesserung der Arbeiterlage der 
Tatsache gegenüber, daß nicht alle Mitglieder ihrer 
Wohltaten teilhaftig werden, völlig ohne Einfluß ist. 

Gänzlich verfehlt ist endlich auch der Einwurf 
der Kläger, daß die Beklagte die Kasse in ihrem 
eigenen Interesse, als ein Mittel zum Zwecke der 
Streikabwehr errichtet habe und aus diesem Grunde 
der Kasse der Wohlfahrtscharakter nicht zuge- 
sprochen werden könne. Wenn wirklich bei Grün- 
dung der Einrichtung im Jahre 1855 und bei der 
Neuerrichtung der Kasse im Jahre 1884 auf Seiten 
der Beklagten der Gedanke ein mitleitender gewesen 
ist, mit der Einrichtung die Arbeiter an ihr Werk 

*) Diese Berechnungen des Landgerichts sind irrtümlich. Am 
1. Januar 1892 hatte die Pensionskasae 16249 Mitglieder, von 
denen am 1. Januar 1907 noch 6 956 im Dienst standen, während 
9 293 inzwischen ausgeschieden waren. Von diesen 9 293 Mann 
sind aber 2 813 dureh Pensionierung und 676 durch Tod im Dienst 
unter Zurüoklassung pensionsbereohtigter Hinterbliebener ausge- 
schieden, also nicht ohne daß sie selbst oder ihre Angehörigen 
der Leistungen der Pensionflkasse teilhaftig wurden. Mithin haben 
von den am 1. Januar 1892 vorhanden gewesenen Pensionskassen- 
mitgliedem nur 6 804 = 35,7 7o ^^ ^^^ !• Januar 1907 ohne eine 
Qegenleistung der Kasse die Mitgliedschaft verloren« teils durch 
Invalidität oder Tod innerhalb der Karenzzeit, teik durch frei- 
wilhgen Abgang oder durch Entlassung von Seiten der Firma. 
(Anm. d. Herausgeb.) 
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zu fesseln und sich einen Arbeiterstamm zu sichern, 
so ist darin ein so berechtigtes und loyales Motiv zu 
erblicken, daß der Kasse als solcher ihre humanitäre 
Eigenschaft damit nicht genommen wird. Zudem 
besitzt im vorliegenden Falle die Pensionskasse der 
beklagten Firma Bechtspersönlichkeit, ihr Vorstand 
setzt sich aus acht Personen zusammen, von denen 
vier aus dem Ej*eise der Kassenmitglieder gewählt 
werden. In den Jahren von 1891 bis 1906 haben 
femer unter 261 Sitzungen des Vorstandes in 244 
Sitzungen die von den Mitgliedern gewählten 
Vertreter die Mehrheit gebildet, und nur in 
17 Sitzxmgen hat Stimmengleichheit geherrscht. 
Es kann daher wohl nicht die Rede davon sein, daß 
die Beklagte mit der Kasse wesentUch eigennützige 
Ziele verfolge. Gegen eine derartige Unterstellung 
sprechen vornehmlich auch die erheblichen außer- 
ordentlichen Kapitalzuwendungen im Laufe der 
Jahre, die eine weit über das gewöhnliche Maß 
hinausgehende Anteihiahme der Beklagten und 
ihrer Rechtsvorgängerin an der Förderung des 
Wohlergehens ihrer Arbeiterschaft erkennen lassen. 

Nach alledem hat das Gericht die von den 
Klägern beantragte Einholung eines versicherungs- 
technischen Gutachtens über die Frage, ob die 
Pensionskasse der beklagten Firma nach ihren 
Wirkungen eine Einrichtung zur Verbesserung der 
Lage der Arbeiter sei, für entbehrlich erachtet und 
ohne das geringste Bedenken die Feststellung treffen 
zu können geglaubt, daß die fragliche Kasse sämt- 
liche Anforderungen, die an den Begriff einer Wohl- 
fahrtseinrichtung im Sinne des § 117 Gew. Ordn. zu 
stellen sind, erfiült. 

6. Die Kläger bestreiten aber weiter — selbst 
für den Fall der Anerkenntmg der Kasse als einer 
Wohlfahrtseinrichtung — die Gültigkeit der durch 
§ 32 der Arbeitsordnung getroffenen Abrede auf der 
Grundlage des § 117 Abs. 2 Gew. Ordn., indem sie 
geltend machen, daß die durch § 117 a. a. 0. vorbe- 
haltene Ausnahme nicht zutreffe, weil sie sich nicht 
innerhalb der unüberschreitbaren Grenzen des § 115a 
Gew. Ordn, halte und weil der § 117 Gew. Ordn. sich 
ohne Einschränkung ausschUeßlich auf § 115 Gew. 
Ordn. beziehe. Zur Unterstützung dieser Ansicht 
berufen sich die Kläger auf die Entscheidung des 
III. Strafsenats des Reichsgerichts vom 13. Juni 
1895, abgedruckt in den Entscheidungen für Straf- 
sachen Bd. 27 S. 289 ff. 

Da das Gericht, wie oben ausgeführt ist, an sich 
auf dem Standpunkte steht, daß es sich bei der Ab- 
rede des Lohnabzuges im vorliegenden Falle gar nicht 



um eine Anweisung oder ein anderes Rechtsgeschäft 
im Sinne des § 2 des LohnbeschlagnahmegesetzeB 
vom 21. Juni 1869 und § 115a Gew. Ordn. handelt, 
könnte es sich erübrigen, auf die angeregte Frage 
näher einzugehen. Das Gericht ist jedoch auch in 
eine Prüfung dieser Frage eingetreten und dabei zu 
einer der klägerischen Auffassung entgegengesetzten 
Ansicht gelangt. 

Der § 1 15a Gew. Ordn. beruht auf der Novelle vom 
1. Juni 1891 und war zuerst als Zusatz zu § 115 
beschlossen, bis er seine jetzige Stellung und Fassung 
bei der dritten Beratung erhielt. Wie die Verhand- 
lungen des Reichstags (Bd. IV S. 2766 ff.) in der 3- 
Lesung ergeben, ist die Ausschaltung aus dem § 115 
und die Bildung des neuen § 115a aus rein äußer« 
liehen Gründen beantragt und beschlossen worden. 
Die Anordnung der Stellung des § 115a a. a, 0. 
spricht also schon ohne Weiteres dafür, daß die nach- 
folgende Ausnahmevorschrift des § 117 Abs. 2 a.a.O. 
auch auf ihn Bezug hat, imd aus dem Wortlaut und 
der Fassung des § 115a läßt sich nichts für die An- 
nahme herleiten, daß der § 117 Abs. 2 durch ihn 
eine Einschränkung erfahren sollte oder erfahren hat. 

Wie wenig dies auch bei der Einfügung des 
§ 115a in die Gew. Ordn. beabsichtigt war, ergibt klar 
der eigentliche Zweck dieser Bestimmung und ihre 
Entstehungsgeschichte. Die hier allein interesgie* 
rende Bestimmung des 2. Satzes des § 115a ist erst 
bei der dritten Beratung der Novelle vom 1. Juni 
1891 in das Gesetz aufgenommen, und zwar auf 
Antrag der Abgeordneten Gutfleisch und 
Hitze. Der Antrag ist, wie der Abg. G u t - 
fleisch ausführte (Reichst. -Verhdlg. Bd. IV. 
S. 2767), aus der Erwägung hervorgegangen, daß der 
Arbeiter entgegen dem Gresetz vom 21. Juni 1869, 
welches die Zession der Arbeits- und Dienstlöhne 
untersagt, sehr häufig solche Lohnübertragungen 
vornimmt und sich dann trotz der Ungültigkeit des 
Aktes rechtlich und moralisch an die Zession ge- 
bunden ansieht, so daß das Zessionsverbot des 
Gesetzes vom 21. Juni 1869 tatsächlich unwirksam 
geblieben sei. Die Ursache hierfür erblickte man in 
dem Mangel einer entsprechenden Strafandrohung, 
und lediglich zur Abstellung dieses Mangels ist 
die Aufnahme des 2. Satzes des § 115a a. a. 0. in die 
Gew. Ordn. unter gleichzeitiger Einreihung der Be- 
stimmung in die Straf Vorschrift des § 148 Abs. 1 Ziff. 13 
Gew. Ordn. erfolgt. Es hat also unzweideutig mit der 
fraglichen Bestimmung kein über den Eahmen des 
§ 2 des Ges. vom 21. Juni 1869 hinausgehende» 
zivilrechtliches Verbot geschaffen werden sollen, 
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sondern es ist unter Bezugnahme auf dieses bereits 
bestehende Verbot nur ein entsprechendes poli- 
zeiliches, durch eine Strafvorschrift geschütztes 
Verbot dem § 2 a. a, 0. zur Seite gestellt. In zivil- 
rechtlicher Hinsicht beruht also der § 115a aus- 
schließlich auf dem § 2 des Ges. vom 21. Juni 1869, 
und die Frage, ob der § 117 Gew. Ordn. durch 
§ 115a Gew. Ordn. eine Einschränkung erfahren hat, 
muß deshalb dahin begrenzt werden, ob der § 2 des 
Ges. vom 21. Juni 1869 dem § 117 a. a. 0. vorgeht. 
Daß dies nicht der Fall ist, folgt schon daraus, 
daß die am 1. Oktober 1869 in Kraft getretene Ge- 
werbeordnung gegenüber dem bereits am 1. August 
1869 in Kraft getretenen Gesetz vom 21. Juni 1869 
lex posterior ist. 

Diese Auslegung des Anwendungsgebietes des 
§ 117 Gew. Ordn. im Verhältnis zum § 115a Gew. Ordn. 
imd § 2 des (Jes. vom 21. Jimi 1869 ist auch klar und 
einmütig in den Verhandlimgen der gesetzgebenden 
Faktoren bei Beschlußfassung über die Novelle von 
1896 zum Ausdruck gekommen. Damals hat sich 
der Bundesratskommissar Hoffmann über das 
fragliche Verhältnis eingehend geäußert (Reichst. - 
Verhdlg. a. a. 0. S. 2806) und ausgeführt, daß die 
nach § 117 zulässigen Verabredimgen sehr häufig 
in dem Vorbehalte des Rechtes durch den Arbeit- 
geber beständen, gewisse Prozentsätze des Lohnes 
an eine Wohlfahrtseinrichtung auszuzahlen, die ja 
nicht notwendig eine Unternehmung des Arbeit- 
gebers selbst sein müsse, sondern auch einen selb- 
ständigen Charakter haben könne. Solche Verab- 
redungen ständen aber nicht im Widerspruch mit 
dem Ges. vom 21. Juni 1869, und zwar schon des- 
halb nicht, weil sie im § 117 Gew. Ordn. ausdrücklich 
für gültig erklärt seien. Wenn aber solche Verab- 
redungen gültig seien, könne die Ausführung der- 
artiger Verabredungen nicht für unwirksam und 
strafbar erachtet werden. Diese von dem Bundes- 
ratskommissar dargelegte Auffassung wurde dann 
auf seinen besonderen Wunsch auch von den Antrag- 
stellern als ihren Absichten entsprechend anerkannt, 
wobei der Abgeordnete Hartmann bemerkte, 
daß er die Erklärung der Zustimmung abgebe, um 
den Kommentatoren ihre Aufgabe möglichst zu 
erleichtern. Er richtete dabei an das Haus die Bitte, 
eine etwaige in Bezug auf den Sinn des § 115a gegen- 
teilige Meimmg bei dieser Angelegenheit auszu- 
sprechen, und fügte hinzu, daß wenn niemand eine 
abweichende Meinimg zum Ausdruck bringe, die 
Kommentatoren mit vollem Recht annehmen dürf- 
ten, daß der Reichstag in Übereinstimmung mit den 



Vertretern der verbündeten Regierungen den §11 5a 
so ausgelegt wissen wollten, wie oben dargelegt ist. 
Gegen diese Auffassung ist von keiner Seite Wider- 
spruch erhoben worden. Sie kann daher, da der 
Wortlaut des Gresetzes ihr nicht entgegensteht, nicht 
als unbeachtlich übergangen werden, sondern er- 
scheint, weil sie klar zum Ausdruck bringt, wie 
die gesetzgebenden Faktoren über das Verhältnis 
des § 117 Gew. Ordn. zum § 115a a.a. 0. und § 2 des 
Gesetzes vom 21. Juni 1869 gedacht haben, als ein 
in diesem Falle unbedenklich verwertbares Mittel 
der Interpretation. 

Die Kläger haben sich nun für ihre abweichende 
Ansicht auf das Urteil des Reichsgerichts vom 
13. Juni 1895 berufen. Demgegenüber ist aber 
zunächst festzustellen, daß die fragliche Entschei- 
dimg einen anders gearteten Fall behandelt und die 
Ausführungen des Reichsgerichts an sich nur unter 
Begrenzung auf diesen Fall beurteilt werden können. 
Ihnen eine weitergehende allgemeine Bedeutung 
beizulegen, muß zum Mindesten bedenklich erschei- 
nen. Das Reichsgericht hatte einen Fall vorliegen, 
wo Arbeiter der Zeche Courl einen Verwalter eines 
Konsumvereins, bei dem nicht nur die Arbeiter der 
Zeche, sondern auch andere Leute beteiligt waren, 
ursprünglich in Form einer Anweisung, später in 
Form einer Vollmacht ein für allemal ermächtigt 
hatten, die ihnen zustehenden Lohnbeträge an der 
Kasse ihrer Arbeitgeberin zu erheben und sich 
daraus bezahlt zu machen. Es handelte sich also 
hier gar nicht um eine Abrede zwischen Arbeitgeber 
und Arbeiter, und auch nicht um eine von dem 
Arbeitgeber gegründete Wohlfahrtseinrichtung, son- 
dern um einen Fall, dessen Tatbestand von der 
Ausnahmevorschrift des § 117 Gew. Ordn. ganz ohne 
Zweifel nicht gedeckt wurde. Dies hat das Reichs- 
gericht auch in bestimmter Weise ausgesprochen, 
indem es ausführt: „Im Übrigen liegt auch auf der 
„Hand, daß die im § 115a Gew. Ordn. unbedingt 
„verbotenen »Lohnzahlungen an Dritte« imd die 
„im § 117 Gew. Ordn. erwähnten »Verabredungen* 
„absolut inkongruente Begriffe enthalten. Die 
„letztbezeichneten »Verabredungen« beziehen sich 
„ersichtlich auf Lohneinbehaltungen abseiten des 
„Arbeitgebers zwecks Schaffung oder Unterhaltung 
„von Wohlfahrtseinrichtungen, welche, wie wenig- 
„stens als Regel vorausgesetzt wird, durch den 
„Arbeitgeber im Interesse der Arbeiter gegründet 
„worden sind oder gegründet werden sollen. Der 
„Konsumverein, um den es sich hier handelt, war 
„eine von der Zeche unabhängige Einrichtung, an 
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„welcher nicht nur Bergarbeiter, sondern auch 
„Dritte (Eisenbahnbeamte u. dergl.) als Mitglieder 
„teilnehn\en." Wenn dann in weiteren Sätzen des 
Urteils der Ansicht Ausdruck verliehen ist, „daß 
es jedenfalls unmöglich erscheine, die absolute Ver- 
botsnorm des § 115a Gew. Ordn. mit ihrer ausschließ- 
lichen Bezugnahme nicht auf § 117 Gew. Ordn., son- 
dern lediglich auf § 2 des Ges. vom 21. Juni 1869 etwa 
dahin restriktiv auslegen zu wollen, daß auch die 
nach § 117 Gew. Ordn. nicht »nichtigen Verabredun- 
gen« mit den aus ihnen folgenden Lohnzahlungen 
von dem Verbot der Verfügungen über künftig erst 
fällig werdende Lohnforderungen zu Gunsten dritter 
Gläubiger nach Maßgabe des § 115a Gew. Ordn. aus- 
genommen seien' ^ so läßt sich allerdings nicht 
verkennen, daß hierin eine der obigen Auslegung des 
Verhältnisses des § 117 Gew. Ordn. zum § 115a 
Gew. Ordn. entgegengesetzte Auffassung zu liegen 
scheint. Es steht diese Auffassung aber zu den 
zuerst angeführten Sätzen des Urteils offensichtlich 
in einem gewissen Gegensatz, der ihr eine maß- 
gebliche Bedeutung über den zur Beurteilung des 
Reichsgerichts stehenden Fall hinaus nimmt. Dies 
umsomehr, als das Urteil den wichtigen Verhand- 
lungen der gesetzgebenden Körperschaft bei Schaf- 
fung des § 115a Gew. Ordn. mit keinem Worte 
Rechnung trägt, und als die Konsequenz einer 
solchen Interpretation ein völlig widersinniges Ergeb- 
nis zeitigen würde. Denn die Folge würde sein, daß, 
wenn eine Pensionskasse vom Arbeitgeber als interne 
Einrichtung seiner Firma gegründet worden ist, 
damit also von der Firma und ihrem Bestehen 
abhängig ist, der Lohnabzug von Seiten des Arbeit- 
gebers berechtigt und rechtswirksam wäre; wenn 
aber die Kasse als Rechtspersönlichkeit besteht, und 
mit eigenem Vermögen ausgestattet ist, eine Abrede 
des Lohnabzugs der rechtlichen Gültigkeit ent- 
behren würde, weil in diesem Falle die Kasse sich 
als ein „Dritter" im Sinne des § 115a Gew. Ordn. 
und als ein „Gläubiger" im Sinne des § 2 des Ges. 
vom 21. Juni 1869 darstellt. Es kann wohl nicht 
zweifelhaft sein, daß eine solche Wirkung dem Geiste 
des Gesetzes direkt widerspräche. 

Aus allen diesen Erwägungen war daher die 
Frage, ob die Ausnahmevorschrift des § 117 Gew. 
Ordja. dem § 115a Gew. Ordn. und dem § 2 des 
Ges. vom 21. Juni 1869 vorgeht, zu bejahen. Es 
mag dabei hervorgehoben werden, daß sämtliche 
Kommentatoren der Gew. Ordn, (zu vergl. von 
L a nd m annBd. II zu § 117, Anm. 6; Schicker 
Bd. I 643; Nelken S. 539; Neukamp S. 287 



Anm. 2) mit Ausnahme von Schenkel Bd. II 
S. 300) der gleichen Ansicht sind, und daß Pro- 
fessor Dr. L o t m a r , der in seinem Gutachten 
die gegenteilige Ansicht auf der Grundlage der 
Reichsgerichtsentscheidung verficht, in seinem Werke 
über den Arbeitsvertrag (S. 439) ebenfalls noch 
den Abzug von Pensionskassenbeiträgen ausdrück- 
lich für zulässig erklärt. Weshalb er sich von dieser 
Anschauung der anderen zugewandt hat, läßt sein 
Gutachten nicht erkennen und findet in dem schon 
älteren Erkenntnis des Reichsgerichts auch keine 
Aufklärung.*) 

7. Es war also sowohl der Lohnabzug als auch 
die im Arbeitsvertrag hierüber getroffene Abrede 
für rechtlich zulässig und wirksam zu erachten. 
Nur für den Fall, daß man davon absieht, die Berech- 
tigimg des Lohnabzuges schon aus einer analogen 
Anwendung der Bestimmungen des Exank. Vers. 
Ges. herzuleiten, blieb endlich noch zu prüfen, ob 
der Arbeitsvertrag zwischen den Parteien einen 
Verstoß gegen die guten Sitten enthält und deshalb 
der Nichtigkeit aus § 138 B. G. B. unterliegt. Wie 
schon hervorgehoben ist, wird dieser Verstoß gegen 
die guten Sitten von den Klägern darin gefunden, 
daß das Arbeitsverhältnis mit der Kassenmitglied- 
schaft verschränkt und daß infolgedessen mit dem 
Ende des Arbeitsverhältnisses der Verlust der gezahl- 
ten Beiträge verbunden sei. 

Die Kläger halten allerdings in erster Linie den 
Verfall der Beiträge an sich für sittenwidrig imd 
rechtsungültig. Auf diese Frage und ihre Rechts- 
folgen soll daher zunächst eingegangen werden. 

Nach § 1 des Statuts der Pensionskasse erlischt 
die Mitgliedschaft mit dem Ausscheiden aus dem 
Dienste der Firma Krupp und nach § 15 des Statuts 
erlöschen mit dem Ausscheiden eines Mitgliedes aus 
dem Dienste der Firma alle Ansprüche desselben 

*) Zu diesem Punkte hat Herr Professor Dr. Lot mar in 
einer Essener Zeitung folgende „Erklärung" abgegeben: 

Auf die vom Herrn Justizrat Wandel im Prozeß um die 
Pensionskassenbeiträge aufgestellte Behauptung, daß mein Gut- 
achten einer in meinem Buch über den Arbeitsvertrag (L, 439) 
von mir geäußerten Meinung widerspreche, erkläre ich: Der an- 
gebliche Widerspruch ist in WirkliclÜLeit nicht vorhanden. Die 
angeführte Stelle nennt Pensionskassen schlechthin, nicht solche 
vom Schlage der Kruppschen. Auch heißt es, man könne „sehwer- 
lioh dem Resultat entgehen, daß eine Abrede gültig ist, welche 
dem Arbeitgeber gestattet, unter eigener Liberierung Lolmbeträge 
in Arbeitersparkassen u. dgl. zu zahlen". Offenbar ist damit nicht 
an eine Pensionskasse vom Schlage der Kruppschen gedacht. 
Diese ist weder eine Sparkasse noch dergleichen. Sie ist keines 
von beiden, weil sie nicht nur das Eingezahlte dem Ausscheiden- 
den nicht zurückerstattet, sondern es auch nicht verzinst. — Wenn 
selbst ein Widerspruch bestände, hätte ich mich dessen nicht zu 
schämen. Ich darf als Forscher in der Erkenntnis fortschreiten 
und bin in der Bildung meiner Ansicht durch kein Dienstverhält- 
nis beschränkt. Professor L o t m a r. (Anm. d. Herausgeb.) 
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und seiner Hinterbliebenen an die Pensionskasse. 
Wenn man diese letztere Bestimmung für sich allein 
betrachtet, so ist darin bei grammatischer Inter- 
pretation allerdings, wie Professor Dr. L o t m a r 
hervorhebt, eine Verneinung des Anspruchs auf 
Rückzahlung der Beiträge nicht zu finden. Denn 
sie läßt erlöschen die Ansprüche des Mitgliedes und 
seiner Hinterbliebenen, die aus der Mitgliedschaft, 
nicht aber die, die aus dem Aufhören der Mit- 
gliedschaft entstanden sind, und der Anspruch auf 
Rückzahlung der Beiträge kann erst mit dem 
Ausscheiden entstehen. Im Satz 2 des § 15 a. a. O. 
ist jedoch eine weitere Bestimmung enthalten, die 
deutlich erkennen läßt, daß mit der Bestimmung 
des Satzes 1 auch die Pflicht der Kasse zur Rücker- 
stattung der Beiträge ausgeschlossen werden sollte. 
Denn im Satz 2 § 115a. a. 0. heißt es: „Denje- 
nigen Mitgliedern jedoch, welche gegen ihren Willen 
und ohne anderen Grund als Mangel an Arbeit ent- 
lassen werden, wird im Falle eines Wiedereintritts 
in den Dienst der Firma die früher bei der Firma 
zugebrachte Dienstzeit angerechnet, wenn sie inner- 
halb 4 Wochen nach ihrem Eintritt beim Vorstande 
der Pensionskasse darauf antragen. Von solchen 
Mitgliedern wird bei ihrem Wiedereintritt kein 
Eintrittsgeld erhoben." Beides kann nur unter der 
Voraussetzung bestimmt sein, daß die früher gezahl- 
ten Beiträge nebst Eintrittsgeld nicht zurücker- 
stattet worden sind. Es ist also davon auszugehen, 
daß die Rückerstattung im § 15 Satz 1 des Statuts 
verneint werden sollte. Ob nun diese Versagung der 
Rückerstattung gültig oder — weil gegen die guten 
Sitten verstoßend — ungültig ist, kann für den vor- 
liegenden Rechtsstreit auf sich beruhen bleiben. 
Denn im Falle der Ungültigkeit würde den Klägern 
ein Anspruch wohl gegen die Kasse auf Erstattung 
der Beiträge gegeben sein, nicht aber gegen die 
Beklagte auf Zahlung der vom Lohne in Abzug 
gebrachten Beträge, weil dann der nach Ansicht 
der Kläger in dem Verfall der Beiträge liegende 
Verstoß des Arbeitsvertrages gegen die 
guten Sitten seiner Grundlage entbehren würde. 
Nur wenn die Ungültigkeit der Bestimmung des 
§ 15 des Statuts auch die Nichtigkeit de& ganzen 
Kassenstatuts und damit des Vertrages über die 
Versicherung zur Folge hätte, ließe sich eine Haftung 
auch der Beklagten auf Rückerstattung der vom 
Lohne abgezogenen Beträge rechtfertigen. Das 
Grericht hat aber nicht angenommen, daß der § 15 
a. a. 0., soweit er den Verfall der Beiträge ausspricht, 
in einem solchen inneren Zusammenhang mit dem 



Vertrage über die Pensionsversicherung steht, daß 
mit der Nichtigkeit der Bestimmung über den 
Beitragsverfall das ganze Rechtsgeschäft der Nichtig- 
keit unterliegt. Die Kläger können also die Nichtig- 
keit des Arbeitsvertrages nur bei Unterstellung der 
Gültigkeit des Beitragsverfalls geltend machen, und 
deshalb ist der Arbeitsvertrag nur unter dieser Vor- 
aussetzung einer Betrachtung aus § 138 B. G. B. 
zu unterziehen. 

Um dabei zu einer objektiv richtigen Beur- 
teilung zu gelangen, erscheint es notwendig, sich 
zunächst die Höhe der Beiträge zu vergegenwärtigen, 
deren Verlust die ausscheidenden Mitglieder treffen 
kann. Nach dem Pensionskassenstatut betragen 
die Beiträge — von den Eintrittsgeldern in Höhe 
des P/j fachen Betrages eines Tagesverdienstes bis 
zu 6^/s Mark abgesehen — 2^/^% des Arbeitsver- 
dienstes bis zu 6^/3 Mark für den Arbeitstag oder 
2000 Mark für das Jahr. Es ist schon oben hervor- 
gehoben, daß nach dem Jahresberichte der Kasse 
für das Jahr 1906 die pensionierten Mitglieder, also 
Arbeiter, die nach einer Beschäftigungszeit von 
mindestens 15 oder 20 Jahren arbeitsunfähig gewor- 
den sind, im Jahre 1906 mit Beitragsleistungen von 
insgesamt 425 bis 675 Mark in den Grenuß der Pen- 
sion getreten sind, und daß Beitragsleistungen über 
675 Mark Ausnahmen waren. Als Mittel der von den 
pensionierten Mitgliedern geleisteten Beiträge kann 
man daher einen Betrag von etwa 550 bis 675 Mark 
annehmen. Berücksichtigt man nun, daß dieser 
Betrag sich auf mindestens 15 bis 20 Jahre verteüt, 
und daß d i e Mitglieder, die durch Ausscheiden aus 
dem Arbeitsverhältnis der eingezahlten Beitrage ver- 
lustig gehen, zu über 70% eine Dienstzeit von 
weniger als einem Jahre und zu über 90 % eine 
solche von weniger als fünf Jahren aufweisen, so 
stellt sich doch schon, rein objektiv betrachtet, der 
die Ausscheidenden treffende Nachteil nicht als 
ein so erheblicher dar, wie ihn die Kläger ohne 
Berücksichtigung des statistischen Materials, und 
wie ihn vor allem Prof. Dr. L o t m a r in allgemein 
gehaltenen Wendungen zu schildern unternehmen. 

Wenn nun auch das Gericht keineswegs ver- 
kennt, daß der Verfall von Beiträgen, selbst wenn 
sie nicht erheblich sind, für die ausscheidenden Mit- 
glieder eine gewisse Härte bedeutet, so ist doch für 
den Begriff einer Sittenwidrigkeit im Sinne des 
§ 138 B. G. B. der Betrag der verfallenden Beiträge 
keineswegs ohne Bedeutung. Es geht nicht an, in 
jeder Härte oder Unbilligkeit, die die Auflösung 
eines Arbeitsverhältnisses unter Umständen mit sich 
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biingt, ein Moment zu erldieken, welches g^en die 
Reektagälti^eit dee Aibeitsvertragee ab solchen 
spndkt und seinen Inhalt ra einem mofaUsch ver- 
werflichen macht. Im Interesse des Yeikeh» and 
seiner ^chcriieit muß riehnehr daran festgehalten 
werden, daß einmal geschlossene Verträge tnnHch 
anfreeht zu erhalten smd. Denn es würde zu einer 
bedenklichen Bechtsunsicherheit führen, wenn man 
schlechthin Verträge erst beim Eintritt ihrer Reali- 
sHTong anf ihre Übereinstimmung mit dem a%e- 
meinen RechtsbewuBtsein prüfen wollte. (Depene 
im Qew. Ger. XIII Nr. 2 S. SB). Der Einwand ans 
§ 138 B. O. B. kann deidialb auch nur als ein außer- 
cvdentlicheB Mittel zur Abwehr von Rechtswidrig- 
keit»! betrachtet werden. Das B. 6. B. sagt aller- 
dings nun mcht und kcmnte auch nicht sag^i, was 
„die guten Bitten'^ siod; es gibt aber im Abs. 2 des 
§ 138 eine erläuternde Spezialbestimmung, aus 
welcher sich seine Auffassung entnehmen läßt. 
Danach richtet sich die ganze Vorschrift offenbar 
gqgen die Ausbeutung einer Person unter Benutzung 
ihrer Notlage, Unerfahienheit oder ihres Leichtsinns. 
Gerade in dem Ausbeutungscharakter eines Bechts- 
geschäfts erbtickt also das B. G. B. das unsittliche 
Element und das subjektive Moment des 
zirilrechtliehen Tatbestandes, das sich objektiv 
in dem auffälligen Mißverhältnis zwischen Leistung 
und Gegenleistung dokumentiert (zu vgl. Entschdg. 
des R. G. in Jur. Woch. 1906, 420; R. G. Entschdg. 
Bd. 643. 181). 

Ist das aber der Inhalt des Gesetzes, so fehlt es 
in Anbetzadit der oben vorgeführten verhältnismäßig 
geringen Beitrage schcm objektiv an der Vorausset- 
zung eines in dem Arbeitsvertrage liegenden Verstoßes 
gegen die guten Sitten. Denn die lüäger haben 
selbst nicht geltend gemacht, daß der ihnen nach 
Abzug der Beitrage verbleibende Verdienst auf ein 
unveriKahmsmaßig geringes Maß herabgesunken sei, 
daß also nach dieiser Richtung hin in der mit Ein- 
gehung des Arbeitsverhältnisses verbundenen Kas- 
senmitghedschaft eine vom ökonomischen Stand- 
punkt aus anfechtbare Ausbeutung ihrer Person 
liege. 

Das sittlich Anstößige des Arbeitsvertrages 
soll denn auch nach den Ausführung«! L o t m a r s 
nicht in dem Verfall der Beiträge an sich, sondern 
in der Beziehung dieses Verfalls zu der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses enthalten sein. 
Es Hege, meint Lot mar, etwas der Natur des 
Arbeitsvertrages Widerstreitendes darin, daß der 
Arbeiter mit dem finde des Arbeitsverhältnisses 



nicht Mos die Kassenmitgliedschaft, sondern auch 
stets und gändich alle bis dahin gezahlten Beitrage 
zu Gunsten der Kasse einbüße, daß er also durch den 
Arbeitsvertrag in die abnorme Notwendigk^ ver- 
setzt werde, sich einen Verlust gefallen zu lassen, 
der einem ihm mit dem Ende des Arbeitsverhält- 
nisses entfremdeten Zweck zu Gute komme. Durch 
diese Besteuerung des Arbeiters auf Grund des 
Arbeitsvertrages sei letzterer deshalb mit einem 
ihm fremden Element durchsetzt und hierdurch 
verunstaltet. 

Schon in diesen Darl^ungen ist zu erkennen, 
daß L o t m a r den zwisdien den Parteien geschlossen 
noa Arbeitsvertrag eins^tig beurteilt, indem er ihn 
nur aus der Lage der von der Unbilligkeit betoofienen 
Personen heraus betrachtet wissen will, wähmd als 
unsittlich im Sinne des Gesetzes doch nur solche 
Rechtsgeschäfte gelten können, die aus der 2jusam- 
menfassung von Inhalt, Motiv und Zweck gegen die 
Sitten und Rechtsanschauimgen nicht Mos daies 
Teils der Vertragschließenden, sondern aller Ver- 
tragschließenden verstoßen. L o t m a r aber wiD, 
wie er selbst sagt, für die Frage der Sittenwidrigkeit 
als belanglos ausscheiden, ob noch andere Kassen 
die Rückzahlung der Beiträge ausschheflen, ob das 
Statut der Pensionskasse der Beklagten und ähnliche 
Statuten anderer Kassen von Behörden g^iehmigt 
sind, ob die Beklagte der Kasse erhebliehe Zuwen- 
dungen machte ob die Kasse seit ihrer Gründung 
betr&chthche Summen ausgezahlt hat und eine erheb- 
hche Zahl von Personen der Leistungen der Kasse 
teilhaftig geworden ist, und endlich auch, ob der 
Verfall der Beiträge sich als eine versicherungs- 
technische Notwendigkeit darstellt. 

Alle diese Fhigen sollen nach Lotmar ohne 
Einfluß auf die Würdigung der Rechtlosigkeit der- 
jenigen sein, deren Mitgliedschaft vorzeitig zu Ende 
g^angen ist. Auf solche Weise lassen sich Unbillig- 
keiten und Härten nachweisen, nicht aber ein Ver- 
stoß gegen die guten Sitten, der die Nichtigkeit des 
Arbeitsvertrages zur Folge hätte. L o t m a r s Ar- 
gumentation muß zu einer Üben^nnung der ge- 
setzlichen Vorschrift des § 138 B.G. B. führen, 
weldie die Vertragsfreiheit und damit die Rechts- 
sicherheit in ganz erhebhchem Maße gefährden 
könnte. Das Reichsgericht ist aber gerade aus die- 
sem Grunde mehrfach einer allzu weitgehenden Aus- 
dehnung des Begrifä der Sittenwidrigkeit entgegen- 
getreten« 

Darin, daß der Arbeiter, wenn er aus dem 
Arbeitsverhältnis austritt, auch aus dem PenoionB- 
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verbände ausscheidet, kann ganz gewiß nichts An- 
stößiges gefunden werden. Es handelt sich um 
die Teihiahme an der Wohlfahrtseinrichtung einer 
Fabrik. Derartige. Einrichtungen haben stets, wie 
Professor Dr. K o h 1 e r zutreffend ausführt, einen 
gewissen genossenschaftlichen Charakter und bleiben 
— auch wenn isie mit Rechtspersönlichkeit ausge- 
stattet sind — ihrer Natur und Zweckbestimmung 
nach mit der Fabrik in einer gewissen Verbindung. 
Es würde dem genossenschaftlichen Charakter der 
Einrichtung direkt widersprechen, wenn der Arbeiter 
nach Auflösung seines Arbeitsverhältnisses zu der 
Fabrik an der Einrichtung weiter beteiligt blieb. 
Die Arbeiter ein und derselben Fabrik bilden auf 
der Basis der Arbeitsordnung eine gewisse in sich 
abgeschlossene Gemeinschaft und genießen eben 
als diese Gemeinschaft der für eine bestimmte Unter- 
nehmung tätigen Personen die Wohlfahrtseinrich- 
tung. Es kann aber auch weiter darin, daß mit dem 
Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis zugleich der 
Verlust der Beiträge verbunden ist, etwas sittlich 
Verwerfliches nicht gefunden werden. Zwar tritt 
der Verlust der Beiträge in jedem Falle der Auf- 
lösung des Arbeitsverhältnisses ohne Rücksicht auf 
den Grund und auch stets in ganzer Höhe der 
eingezahlten Beträge ohne Rücksicht auf die Zeit- 
dauer der Beschäftigung ein, und gerade hieraus 
leiten die Kläger die . Verletzung zweier Moralvor- 
schriften her, nämlich einmal der Vorschrift, daß 
der Schuldige und der Schuldlose nicht gleich zu 
behandeln seien, und femer, daß der Nachteil, der 
über den Urheber eines gesellschaftswidrigen Ver- 
haltens verhängt wird, doch keinesfalls zunehmen 
dürfe mit der Abnahme des Grundes, aus welchem 
eingeschritten wird. Mit dieser abstrakten Formu- 
lierung und Anwendung von Vorschriften der reinen 
Sittenmoral auf das zwischen den Parteien beste- 
hende Arbeitsverhältnis werden jedoch ^- darin ist 
der Beklagten völlig beizustimmen — Verhältnisse 
und Fragen vom Standpunkte der Moral betrachtet, 
welche gar nicht in das Gebiet der Moral fällen, 
sondern dem Versicherungswesen angehören und 
allein vom Standpunkte der Versicherungstechnik 
aus einer Würdigung und Eütik unterzogen werden 
können. Es ist ein Unding, rein wirtschaftliche 
Beziehungen solcher Art ethischen Gresichtspunkten 
unterordnen zu wollen. Die Versagung der Rücker- 
stattung der Beiträge hat ihren Grund ganz offenbar 
in den Existenzbedingungen der Pensionskasse und 
in der Sicherung der Erfüllung ihrer Verpflichtungen. 
Ob aber nun der Verfall der Beiträge im Ganzen in 



den versicherungstechhischen Grundlagen der Pen- 
sionskasse der Beklagten seine volle Berechtigung 
findet, oder ob es möglich wäre» einen Teil der 
Beiträge schlechthin oder nach Ablauf einer Karenz- 
zeit unter Berücksichtigung des Austrittsgrundes 
zurückzuzahlen, das ist lediglich eine Frage der 
Versicherungstechnik. Es kann dem nicht entgegen- 
gehalten werden, daß es eine Reihe von Pensions- 
kassen gibt, welche nach ihren Statuten der Pen- 
sionskasse der Beklagten gegenüber Milderungen 
vorsehen insofern, als sie nach fünf- oder zehn- 
jähriger Mitgliedschaft unter gewissen Vorausset- 
zungen einen Teil der Beiträge zurückerstatten oder 
die Fortsetzung der Versicherung für zulässig er- 
klären. Denn die Leistungen und Gegenleistungen 
mehrerer Kassen oder Versicherungsanstalten kön- 
nen nur dann miteinander verliehen werden, wenn 
alle Voraussetzungen bei ihnen im Wesentlichen 
übereinstimmen. Die Tatsache aber allein, daß es 
möglich ist, gegebenenfalls unter Erhöhung der Bei- 
träge oder Ermäßigung der Pensionen auch bei der 
Pensionskasse der Beklagten eine teilweise Rück- 
erstattung der Beiträge einzuführen, kann nicht 
ausreichen, den zwischen den Parteien geschlos- 
senen Arbeitsvertrag ' mit dem Verfall der sämt- 
lichen Beiträge zu einem unsittlichen Rechtsge- 
schäft zu stempeln. 

Mit Recht hat die Beklagte auch darauf hinge- 
wiesen, daß der in ihrem Pensionskassen-Statut 
bedingte Beitragsverfall sich auch bei zahlreichen 
Arbeiter-Pensionskassen mit Beitrittszwang findet, 
insbesondere bei solchen, deren Statuten erst noch 
in letzter Zeit von der Au&ichtsbehörde genehmigt 
sind. Die Aufsicht führende Behörde, von der man 
doch wohl ohne Bedenken annehmen kann, daß 
sie Verständnis für das Arbeiterwohl, namentlich 
für die herrschenden Sittliohkeitsbegriffe hat, hat 
also an der Ausschließung der Rückerstattungs- 
pflicht, auch wenn sie in Beziehung zu der Auflö- 
sung eines Arbeitsverhältnisses steht, keinen Anstoß 
genommen. Wenn auch ein solches Zeugnis keine 
bindende Kraft für das Urteil des Grerichts dar- 
stellen kann, so ist es doch auch keineswegs unbe- 
achtlich, wie Prof. Dr. Lot mar meint, sondern 
ein sehr bedeutsames Symptom für die Auffassung 
derjenigen Kreise, denen die Beurteilung der Zuläs- 
sigkeit von statutarischen Bestimmungen obliegt. 
Auch das Kaiserliche Aufsichtsamt für Privatver- 
sicherung betrachtet die ganze Frage wesenthch 
vom Standpunkte der Versicherungstechnik und 
nicht vom Standpunkte der guten_^Sitten. Es hat 
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niemals bisher darauf bestanden, daß eine Rück- 
gewähr der Beiträge vorgesehen werde, viehnehr 
noch im Oktober 1904 das Statut der Pensionskasse 
für die chemischen Fabriken in Leopoldshall geneh- 
migt, welches dem Mitgliede für den Fall, daß es 
selber kündigt, jeden Anspruch auf Rückgewähr 
versagt. 

In nicht anderem Sinne sprechen sich femer 
namhafte Juristen über den Beitragsverfall aus. 
So führt Piloty (Inv. Vers. Ges. 2. Aufl. 1900 
S. 116) an, daß „eine Rückerstattung von Prämien 
im Falle vorzeitiger Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses mit dem strengen Prinzip der Versicherung 
nicht im Einklang stehe, vielmehr ihre Rechtferti- 
gung mehr in sozialpohtischen Erwägungen finde" 
und ebenso sagt R o s i n (das Recht der Arbeiter- 
versicherung II, S. 9661): „es widerspricht dem 
Prinzip der Versicherung", „denn einerseits sollen 
gerade auf dem Wege der Grefahrausgleichung auch 
die Beiträge der nur Aktiven zur Bestreitung der 
Passivitätsleistungen verwendet werden, und andrer- 
seits erhält schon der Aktive in der Anwartschaft, 
dem Versichertsein, die nächste Gegenleistung für 
seine Beiträge." 

Endlich findet der Beitragsverfall beim Aus- 
scheiden aus der versicherungspflichtigen Tätigkeit 
seine volle Analogie in der Reichsinvalidenversiche- 
rung, bei der, von ganz bestinmiten Ausnahme- 
fallen abgesehen, dem Ausscheidenden die Beiträge 
nicht zurückgezahlt werden. 

Eine Arbeiter-Pensionskasse, die unbeschränkt 
jedem Ausscheidenden seine Beiträge zurückzahlt, 
besteht nach Kenntnis des Grerichts überhaupt nicht; 
selbst die von den Klägern in Bezug genommene 
Pensionskasse für die Arbeiter der Preußisch-Hessi- 
schen Eisenbahngemeinschaft, die an sich andere 
Grundlagen als die Pensionskasse der Beklagten, 
insbesondere auch wesentlich niedrigere Pensionen 
aufweist und schon deshalb nicht vergleichsfähig 
erscheint, gewährt nicht jedem der ausscheiden- 
den Arbeiter die vollen Beiträge zurück (zu vergl. 
§ 35 der bezgl. Satzungen). Was nun die von den 
Kll^gern bezeichneten beiden Moralvorschriften an- 
geht, sö wird ihre Verletzung vornehmlich her- 
geleitet aus der Verbindung des K ü n d i gu ngs - 
rechts der Parteien mit dem Verfall aller Bei- 
träge des ausscheidenden Mitglieds als Folge der 
Kündigung. Für die Frage, ob in dieser durch den 
Arbeitsvertrag begründeten Verbindung etwas sitt- 
lich 'Anstößiges liegt, muß von vorneherein der Fall 
£^u8sch^iden, . daß das Kündigungsrecht von Seiten 



der Arbeitgeberin in mißbräuchlicher Weise 
ausgeübt wird. Denn in solchem Falle würde dem 
Gekündigten ohne Zweifel ein Schadensersatzan- 
spruch aus § 826 B. G. B. gegeben sein. 

Zu prüfen bleibt nur, ob die Arbeiter und Mit- 
gUeder der Pensionskasse der Beklagten durch die 
Gewißheit, daß sie mit der Ausübung des eigenen 
Kündigungsrechtes alle Ansprüche an die Kasse 
verlieren, oder durch das ihnen drohende Kündi- 
gungsrecht der Beklagten im Hinblick auf den da- 
mit eintretenden Verlust für sie in ihrer Bewe- 
gungsfreiheit und in ihrem Koalitionsrecht s o 
erheblich beschränkt sind, daß aus diesem 
Grunde der Arbeitsvertrag als sittenwidrig ange- 
sehen werden müßte. Das Gericht hat die Frage 
unbedenkUch verneint. 

Allein schon die unbestrittene Tatsache, daß 
87,7% aller Ausscheidenden ohne Einwirkung der 
Beklagten ihr Arbeitsverhältnis lösen und daß unter 
den Arbeitern der Beklagten sich ständig Mitglieder 
der verschiedensten KoaHtionen befinden, selbst 
im Vorstand der Pensionskasse Koalitionen vertre- 
ten sind, muß als überzeugender Beweis dafür ange- 
sehen werden, daß sich die Arbeiter in ihrer Frei- 
zügigkeit und ihrem Koalitionsrecht überhaupt 
nicht, jedenfalls nicht erhebUch beeinträchtigt füh- 
len; Die Kläger legen nach ihren eigenen Aus- 
lassungen über diese Frage das Hauptgewicht auf 
den mit ihrem ^Austritt verbundenen Beitragsverfall 
und anscheinend nicht auch auf den gleichfalls ein- 
tretenden Verlust der Anwartschaft auf die Pension. 
Wenn man nun die oben festgestellten Beträge sich 
vor Augen führt, deren Verlust die Mitglieder der 
Kasse bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses treffen 
kann, so läßt sich doch unmögUch sagen, daß 
dieser Verlust den Arbeiter hindern könnte, 
einer bestinmiten Koalition beizutreten, oder von 
seinem Kündigungsrecht Gebrauch zu machen. An- 
dernfalls müßte man zu dem Schluß kommen, 
das Recht des Arbeitgebers, nach seinem Belieben 
Arbeiter zu entlassen, überhaupt aufzuheben, da 
doch der Verlust der Arbeitsstelle auf die Benutzung 
des Koalitionsrechts von viel größerem Einfluß sein 
kann. Auf jeden Fall kann die entfernte Möglich- 
keit einer indirekten Einwirkung auf die Koali- 
tionsfreiheit und die Ausübung des Kündigungs- 
rechts nicht zur Annahme eines Verstoßes gegen 
die guten Sitten führen. Es soll aber nicht verkannt 
werden, daß der Arbeiter in seinen Entschließungen 
über die Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch 
(den UuBstand beeinflußt werden kann, daß er niit 
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aemem Austritte auch engleich sejae Anwartschaft 
auf die Pension verliert. Dies^ Binflnfl kann aber 
um deswiUen nicht als erheblich erachtet werden, 
weil die Aussieht auf die Pension nad^i der eigen»! 
Darstellung der Kläger ohnehin für gering erachtet 
wird und von mancherlei ZofäUigk^ten abhäagig 
ist« Und wenn wiriddch die Aussicht auf den B^- 
üoosbezug den Arbeitern bis zu einem gewissen 
Grade die Lust benimmt, von dem ihnen zustehenden 
Kundigungsrechte Gebrauch su machen, so läßt 
sich hieraus sicherlich nicht eine unzulässige Be- 
schränkung des Rechtes der Fieizügi^eit und 
eine Tertragliche Verletzung der guten Sitten her- 
leiten. 

Das Unsittliche aber darin zu finden, daß der 
Arbeitgeber ohne, der Arbeiter nur mit einem Ver- 
lust kündigen kum, und daß des Arbeitnehmers 
Kiindigung dem Arbeitgeber keinen, aber umge- 
kehrt des Arbeitgebers Kündigung dem Arbeitnd^- 
n^r stets einen Vermögensrerlust zufüge, beruht 
eben auf einer völligen Verkennung des Wesens 
einer Versicherung und auf einer Verquickung des 
Beitra^verf alls mit Bechtsv^hältnisseo^ die wkAsr- 
sinnig und unzulässig isL Der Verfall der Beiträge 
kann nicht moier dem Gesichtspunkt eines Naeh- 
teiis im Sinne dner Strafe betrachtet weiden; er 
rechtfertigt sich als versicherungstechnische Not- 
wendigkeit ohne je^iche Zweokbezieh.ung zu dem 
Austritt der Kass^imitgllieder, Bei jedar Pensions- 
versicherong muß der ^Rmne]wf^ aufa Ungewisse hin 
Opfer bringen, wie die Riiekerstattung der Beiträge 
niemais ein Aequivi^^t fir das darstellen kann, was 
der aus des Versicberung Ausscheidende verliert. 
Es ist auch verlehlt, wenn die Kläger meinen, mit 
ihrem Ausscheiden die Beiträge ohne Srhalt einer 
Gegenleistung verloren zu haben. Der Vorteil einer 
Versicherung besteht nicht ledigUch darin, daß der 
Versicherte im Falle des Eintritts der Pensioosbe- 
dingiungen time Pension ^äü» sondern auch schon 
darin, daß er in der Zwischenzeit die Anwutschaft 
auf die Pension und die Teilnahneie an der Eassen- 
einrichtung hat. Gerade die Anwartschaft ist kein 
unbeachtlicher Gegenwert, vielmehr vermögens- 
rechtlieh bedeutsam. Denn sie gibt dem Mitgliede 
unzweifelha£t eine ««lestfitliche gesiehwteffe soziale 
Stellung als sie ein unversicherter Arbeiter hat. 
Es darf auch schließlich nicht üb^»ehen w^den, 
daß fiir die ausscheidenden MitgjUeder der Pensions- 
kasse dar Beklagten nicht in allen fallen ein voU- 
stäadiger Verlast ihrcr Rechte eintritt. Nach $ 15 
Abs. 2 des Statuts l^bt viefanehr bei Entlassung 



wegm Mangels an Arbeit dem Ausgesdüedenen, 
wenn er spater wied^ bei d^ Beklagten eintritt, 
das Recht auf Anrechnung der früheren Diinists^t 
gewahrt, ohne daß er von neuem ein Eintrittsgeld 
entrichten muß. Nach { 9 Abs. 3 hat iemer bei 
Abgang snr Ableistung der Militärpflicht der Aiu- 
geschiedene, wenn er binnen 14 Tagen nach Beendi- 
gung der Militäidienstseit wieder bei der Beldagten 
eintritt, Anspruch auf Anrechnung der früheres 
Dienstfieit, und endlieh kann nach § 9 Ahs. 2 in 
besonderen Fällen bei der Pensioniemng eine frü- 
here Dienstaeit ganx oder teilweise eingerechnet 
werden« 

Die Kläger können aber auch unter die vom 
Verluste der Beitrage b^xofienen Mitglieder nidtt 
wohl den Gegensatz von „Sdiuldigen^* und ^,Unschal* 
digen'^ hindntragen. D^m in diesem Sinne würden 
ai den „Unschuldigen^^ auch die vorzeitig abster- 
benden Versicherten gehöien, und sie besw. am 
Hinterbliebenai büßen die sämtlichen gesahiten 
Beitrage ebenso ein wie die vorzeitig AusseheidendeiL 
Wenn sonach schon aus objektiven Gestchtspunkten 
die Fes^ des Verstoßes gegen die guten Sitten n 
verneinen war, so muß der Einwand d» Klager 
gegen die Reohtsgültigkeit des Arbeitsvertrages, 
ganz d^gesehen davon, ob sein Inhalt sittUdi 
verwerflich ist oder nicht, uneingesehcänkt deshalb 
zurückgewiesen werden» weil der BeUsgten subjek- 
tiv ein unsittliches Motiv bei Abschluß des Vortraget 
nicht unterstellt werden kann« Denn für die Beur- 
teihing der Sittenwidr^keit dnes Reehtsgeackäftes 
ist nicht blos der objektive Inhalt des Oesehäfts 
maßgebend; sondern die fiesamtbeit der im Zeit- 
punkte des Vertragsschlnsses vorhandenen Verhält- 
nisse ist von dem besonderen Standpunkt d&c Ver- 
tragschließenden unter Berück»ohtigui^ ihrer Be- 
dür&iisse, Motive und Zwecke in Betracht zu niehes. 
Nur wenn auch die sieh aus dem Gesanrteharakter 
des Rechtsgeschäfts ergebenden subjektiven Mo- 
mente gegen die guten 8itt«i verstoßen, kann von 
einem unsittlichen und deshalb nichtigen Geschäfte 
die Bede sein. 

Ein sdchee unsittliciMS Motiv der Bddagten 
haben aber weder die Kläger sdifast noch ihre Gut- 
achter voreubiingen vermoeht. Es ist achon oben 
betont worden, daß är die Errichtung der Pensioas- 
kasse, für die Sicherang ihrer fliiBtenabediBgungtt 
und der Erfüllung ihres Zweckes auf Besten der 
Beklagten wesentliieh bestimmend gewesen ist der 
Gedanke der Fücsoige für die Arbeiter aal einem 
bidker von der V^sieherung der Reichsgesat^gebung 
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nur unvollkommen ergriffenen Gebiet, und daß 
sich der Verfall der Beiträge aus dem Zweck und 
dem Wesen der Versicherung notwendigerweise 
ergibt. Gewiß wird die Beklagte bezw. ihre Rechts- 
vorgängerin dabei auch von der Absicht mitge- 
leitet sein, sich einen Stamm tüchtiger und zuver- 
lässiger Arbeiter heranzuziehen. Hiergegen ist aber 
vom sittUchen und sozialen Standpunkt aus nicht 
das Mindeste einzuwenden. Es fehlt demnach unter 
allen Umständen an einem wesentUchen Erforder- 
nis für die Annahme eines im Arbeitsvertrage 
der Parteien begründeten Verstoßes gegen die guten 
Sitten. 

Die £[lagegründe können somit die Forderung 
der Kläger nicht stützen. Die Kläger müssen die 



Bestimmungen des Arbeitsvertrages, mit denen sie 
sich in voller Erkenntnis ihrer Tragweite einver- 
standen erklärt haben und gegen deren Rechtsgültig- 
keit seit Errichtung der Kasse bis vor etwa zwei 
Jahren Bedenken niemals erhoben und zum gericht- 
lichen Austrag gebracht sind, gegen sich gelten 
lassen. 

Hieraus folgt die Zurückweisung ihrer Berufung. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Z. P. 0. 

gez. Berendes. Pohlschröder. 
N a t o r p. 
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B. Aktenstücke 

aus den 

Prozessen betreffend die Pensionskasse für die 
Friedrich-Alfred-Hütte. 
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1. Urteil der Kammer Friemersheim 
des Kreis-Gewerbegerichts Moers vom 16. Juli 1907. 



Im Namen des Königs! 

In Sachen 

des Isolierers Jakob Siebkes aus Uerdingen, 

K 1 ä g e r 8 y 
gegen die Kruppsche Verwaltung der Fried- 
rich-Alfred-Hütte in Rheinhausen- 
Friemersheim, 

Beklagte, 
hat das Kreis-Grewerbe-Gericht zu M o e r s, Kammer 
Friemersheim, in der öffentlichen Sitzung vom 
16. Juli 1907 durch den Vorsitzenden, an welcher 
teilgenommen haben: 

1. als Vorsitzender Rentner Hermann Her- 
kenrat, Moers, Haus Daheim, 

2. als beisitzende Richter 

a) aus dem Kreise der Arbeitgeber 

Hermann Schrooten, Rumein, 

b) aus dem Kreise der Arbeitnehmer: 

Diedrich Tersteegen, Friemers- 
heim, 
für Recht erkannt: 

1. die Beklagte wird verurteilt, den Betrag 
von 29,12 M Arbeitslohn, sowie 4,80 J( an 
Versäumniskosten an Kläger zu zahlen. 

2. Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreites, 
die hiermit auf 1,50 c/Ä festgesetzt werden, zu 
tragen. 

Das Urteil wird für vollstreckbar erklärt. 
Von Rechts wegen! 

Tatbestand. 

Kläger war in dem Betriebe der Beklagten 
als Isolierer beschäftigt. Er klagt auf Herauszah- 



lung von 29,12 My die ihm nach seiner Ansicht in 
rechtswidriger Weise am Arbeitslohn einbehalten 
worden sind in der Form von Eintrittsgeld und 
laufenden Beiträgen zu einer von der Beklagten 
für ihre Arbeiter errichteten Pensionskasse. Kläger 
erklärt, daß er gegen seinen Willen dieser Kasse 
zwangsweise beitreten mußte und' ebenso gegen 
seinen Willen von der Firma entlassen wurde, 
wodurch er aller Ansprüche an die Kasse verlustig 
gegangen sei. Beklagte bestreitet zunächst die 
Zuständigkeit des Gewerbegerichts, da die Klage 
nur gegen die Pensionskasse gerichtet werden könne 
und Streitigkeiten zwischen derselben und ihren 
Mitgliedern im Aufsichtswege zu erledigen seien ge- 
mäß § 27 des Kassenstatuts. Eventl. beantrage 
sie Abweisung der Klage, da die Lohnabzüge in 
völlig rechtmäßiger Weise entsprechend den Be- 
stimmungen der Arbeitsordnung und des Pensions - 
kassenstatuts erfolgt seien. Das Gewerbegericht hat 
sich für zuständig erklärt und demnächst die Be- 
klagte verurteilt, die amLohn einbehaltenen Beträge 
dem Kläger zurückzuzahlen. 

Gründe. 

Der Ansicht der Beklagten, daß es sich im 
vorliegenden Falle um eine Klage handele, die 
eigentlich nur gegen die Pensionskasse gerichtet 
werden konnte, der die einbehaltenen Lohnbeträge 
zuflössen, ist das Gericht nicht beigetreten. Der 
Kläger ist der Ansicht, daß ihm die eingeklagten 
Lohnabzüge entgegen der Vorschrift des § 115 der 
Gewerbeordnung in rechtswidriger Weise gemacht 
worden seien und er richtet daher folgerichtig seine 
Klage gegen die Firma Fried. Krupp, Aktien- 
gesellschaft, die ihm diese Abzüge am Lohn gemacht 
hat. Nach § 116 der Gewerbeordnung können 

7* 
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Arbeiter, deren Lohnforderung in einer dem § 115 
zuwiderlaufenden Weise berichtigt worden sind, 
zu jeder Zeit Zahlung nach Maßgabe des § 115 
verlangen, d. h. also Barzahlung, ohne daß ihnen 
eine Einrede des an Zahlungsstatt Gegebenen ent- 
gegengesetzt werden kann. Es handelt sich in der 
vorliegenden Klage gar nicht um Ansprüche an die 
Pensionskasse, sondern lediglich um Rückforderung 
einbehaltenen Lohnes, also um Leistmig^i aus dem 
Arbeitsverhältnis und für diese Klage ist gemäß 
§ 4 Ziffer 2 des Gewerbegerichtsgesetzes das Gewerbe- 
gericht zuständig. In der Hauptsache ist das 
Gewerbegericht zu dem Ergebnis gekommen, daß 
im vorliegenden Falle die Lohnabzüge zu Gunsten 
der Pensionskasse tatsächlich in rechtswidriger 
Weise erfolgt sind, und zwar aus nachstehenden 
Gründen. Die beklagte Firma hat für alle auf ihrer 
Friedrich- Alfred-Hütte zu Bheinhausen gegen Lohn 
oder Gehalt beschäftigten Personen eine Pensions- 
kasse eingerichtet, deren Statut nach den Angaben 
der Firma die Genehmigung des Oberpräsidenten 
der Bheinprovinz erhalten hat. Ob und inwieweit 
die Errichtung der Kasse mit Zustimmung der 
Arbeiter oder des Arbeiterausschusses erfolgt ist, 
oder ob dieselben dazu auch nur gehört worden 
sind, geht aus dem Statut nicht hervor. In der 
Arbeitsordnung der Beklagten ist keine Bestimmang 
enthalten, durch die ihre Arbeiter verpflichtet wer- 
den, der betreffenden Pensionskasse beizutreten; 
der Kläger hat also in seinem Arbeitsvertrage auch 
eine derartige Verpflichtung nicht übernommen. 
Seine zwangsweise Heranziehung zur Zahlung von 
Eintrittsgeld und Beiträgen zu dieser Kasse, sowie 
die bezügl. Lohnabzüge sind daher in rechtswidriger 
Weise erfolgt. Ist schon bei den gesetzlich vorge- 
schriebenen Fabrikkrankenkassen, gemäß § 59 des 
Ejrankenversicherungsgesetzes, Voraussetzung, daß 
die im Betrieb beschäftigten Personen auf dem 
Wege des Arbeitsvertrages (durch 
Fabrikordnung) zum Beitritt verpflichtet 
werden, um wievielmehr muß dies bei Kassen rein 
privater Natur der Fall sein. Zwar bestimmt § 33 
Ziffer 2 der beklagtischen Arbeitsordnung, daß bei 
der Lohnzahlung in Abzug gebracht werden die 
Beiträge und Eintrittsgelder zu einer etwaigen 
Pensionskasse. Dieser Passus könnte aber nur dann 
in Geltung treten, wenn Kläger der Kasse freiwillig 
als Mitglied beigetreten oder zum Beitritt rechtlich 
verpflichtet gewesen wäre. Beides ist nicht der 
Fall. Wenn es in dem Statut der Pensionskasse § 1 
heißt: alle auf der Friedrich- Alfred-Hütte gegen 



Lohn oder Gehalt beschäftigten Personen sind be- 
rechtigt und verpflichtet, der Pensionskasse bei- 
zutreten, so ist dies für den Kläger nicht rechts- 
verbindlich, denn nicht dieses Statut, sondern le- 
diglich die Arbeitsordnung bildet die Grundlage 
seines mit der Beklagten abgeschlossenen Arbeits- 
vertrages. Aber auch die Bestimmung des § 15 des 
Kassenstatuts, daß mit dem Ausscheiden des Mit- 
gUedee aus dem Dienst der Firma alle 
Ansprüche desselben und seiner Hinterbliebenen an 
die Pensionskasse erlöschen, verstößt in einer Weise 
gegen Treu und Glauben, und der gegen 
den Kläger ausgeübte Zwang zur Anerken- 
nung einer derartigen Bestimmung, so gegen die 
guten Sitten, daß das ganze, zwischen dem Kläger 
und der Pensionskasse etwa bestehende Rechtsge- 
schäft als nichtig bezeichet werden muß. (§§ 138, 157 
Bürgerl. Gesetzb.) Denn die Firma, bezw. jeder 
ihrer Betriebsführer (vergl. Nachtrag zur Arbeits- 
ordnung vom 15. September 1904 Artikel II) ist 
jederzeit in der Lage, in völlig einseitiger und 
willkürlicher Weise die Kassenmitgheder durch Ent- 
lassung aus dem Dienst der Firma um alle ihre 
wohlerworbenen Rechte an die Kasse zu bringen. 
Wie sehr überhaupt die Kasse mit der Firma und 
ihren Interessen verquickt ist, geht aus manchen 
eigenartigen Bestimmungen des Statuts hervor. So 
ernennt die Firma den Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter und den Kassenführer, während die 
stimmberechtigten Mitglieder 4 Beisitzer 
wählen; femer soll es gestattet sein, dem Arbeiter, 
dem endlich eine Pension zufällt, der Firma 
geschuldete Vorschüsse etc. an der Pen- 
sion in Abzug zu bringen; allerdings mit seiner 
Einwilligung, die aber solange als vorhanden ange- 
nommen wird, als der Betreffende keinen Einspruch 
erhoben hat; femer behält die Firma sich dar- 
über die Entscheidung vor, ob die frühere Dienst- 
zeit bei der Firma bei der Berechnung der Pension 
ganz oder teilweise eingerechnet werden soll; femer 
muß ein Mitglied auch gegen die Ent- 
scheidung des Vorstandes pensioniert 
werden, wenn es die Firma verlangt, und Vs der 
Pension bezahlt; mehrfach werden auch die Be- 
schlüsse des Vorstandes noch von der Zustimmung 
der Firma abhängig gemacht. Die Firma ist in 
der Handhabung der Kassengeschäfte also fast 
souverän, obgleich sie nur Vs der Beiträge auf- 
bringt. Wollte man aus dem Umstand, daß der 
lUäger sich die Lohnabzüge längere Zeit hat wider- 
spruchslos gefallen lassen, den Sohluß ziehen, er 
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habe dadurcli sein stillscliweigendes Einverständ- 
nis kundgegeben, so würde doch dadurch die Recht- 
mäßigkeit der Abzüge nicht erwiesen sein, denn 
Verträge, die dem § 115 zuwiderlaufen, sind gemäß 
§ 117 der G, 0. Absatz 1 nichtig und § 116 verlangt 
klipp und klar baare Auszahlung des Lohnes. Aber 
auch Absatz 2 des § 117 ist zu berücksichtigen, nach 
welchem alle Vereinbarungen zwischen den Gewerbe- 
treibenden und ihren Arbeitern nichtig sind, die 
über die Verwendung des Verdienstes der letzteren 
getroffen werden zu anderen Zwecken, als zur Betei- 
ligung an Einrichtungen zur Verbesserung der Lage 
der Arbeiter und ihrer Familien. Es soll nicht 
bestritten werden, daß die Pensionskasse für ein- 
zelne Arbeiter als eine solche Einrichtung 
betrachtet weiden kann. Da aber die Pensionierung 
erst bei völliger Arbeitsunfähigkeit nach einer u n - 
unterbrochenen Dienstzeit von 10 Jahren 
bei der Firma, oder ohne Arbeitsunfähigkeit erst 
nach einer vierzigjährigen ununterbrochenen Dienst- 
zeit bei der Firma eintritt, liegt es auf der Hand, 
daß diese Eimichtong nur einem geringen Bruchteil 
der Arbeiter zugute kommen kann, zumal, da die 
Firma es jederzeit in der Hand hat, durch eine, 
wenn auch nur zeitweilige, Entlassung den Eintritt 
dieser Verbesserung der Lage des Arbeiters völlig 
illusorisch zu machen. Um der Voraussetzung des 
§ 117 Abs. 2 zu entsprechen, genügt es aber nicht, 



daß die Verbesserung der Lage einzelnen Arbeitern 
zugute kommen, sondern es müssen ihrer alle ohne 
willkürliche Beschränkungen seitens der Firma teil- 
haftig werden können, was bei der rigorosen Fassung 
des Statuts nie der Fall sein kann. Selbst wenn man 
also eine stillschweigende Vereinbarung zwischen 
der Beklagten und dem Kläger, daß letzterer der 
Kasse beitreten müsse, annehmen wollte, würde 
diese nicht^ sein. 

Aus allen diesen Gründen kam das Grericht 
übereinstimmend zu der Überzeugung, daß der 
gegen den Kläger geübte Zwang zum Beitritt zu 
dieser Pensionskasse unstatthaft war, die zwangs- 
weise eingezogenen Beiträge und Eintrittsgelder 
daher rechtswidrig am Lohn gekürzt worden sind, 
und demgemäß dem Kläger zurückgezahlt werden 
müssen, und es ist in diesem Sinne erkannt worden. 
Die Kosten ergeben sich aus § 58 und 49 Ziffer 4 
des Gewerbegerichtsgesetzes. 

Das Kreisgewerbegericht 

(gez.) Herkenrat h. 



Dm vorstehende urteil war nicht bemfongsfilhig, da die 
StreitBumme weniger als 100 M betrug. — Im gleichen Sinne ent- 
schied dieselbe Körner mit Hinweis auf die B^ründung dieses 
Urteils u. a. am 8. Febr. 1908 in der Klage van Geldern. 
Gegen letztere Entscheidung war Benilung an das Königliche 
Landgericht zu Cleve zulässig, dessen Urteil nachstehend abge- 
druckt istw (Anm. d. Herausgeb.) 
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2. Urteil des Königlichen Landgerichts zu Cleve 

vom 2. Mai 1908. 



Im Namen des Königs! 

In Sachen 

der Kruppschen Verwaltung der Friedrich- 
Alfred-Hütte in Rheinhausen, 
Beklagte und B eru f ungsklägerin , 
Prozeßbevollmächtigter : 

Rechtsanwalt Justizrat van Koolwyk 
in C 1 e V e, 
gegen den Arbeiter Gerhard van Geldern 
inDuisburg,im Schlenk 36, 
Kläger und B e ru f u ngsb ekla gt en. 
Prozeßbevollmächtigter : 

Rechtsanwalt Weghmannll in Cleve, 
wegen Forderung, 
hat die zweite Zivilkammer des Königlichen Land- 
gerichts in C 1 e V e auf die mündliche Verhandlung 
vom 25. April 1908 unter Mitwirkung des Landge- 
richtsdirektors Geheimen Justizrats Endemann, 
des Landrichters Dr. G u r a d z e und des Gerichts- 
assessors W i e m e r für Recht erkannt: 

Unter Aufhebung des Urteils des Kreisge- 
werbegerichts Mors Kammer Friemersheim 
vom 8. Februar 1908 wird die Klage kosten- 
pflichtig abgewiesen. 

Tatbestand. 

Beklagte hat gegen die ordnungsmäßig zuge- 
stellten Urteile des Kreisgewerbegerichts Mors recht- 
zeitig und formgerecht Berufung eingelegt. Hin- 
sichtlich der Formalien der Zustellung der Urteile 
und Berufungen sowie der Ladung zum heutigen 
Termin wird auf die Feststellungen im Protokoll 
vom 25. April 1908 Bezug genommen. 



Parteien haben das hiermit inBezug genommene 
Urteil erster Instanz, sowie die Statuten der Pen- 
sionskasse für das Hüttenwerk Rheinhausen und 
die Johannishütte der Firma Fried. Krupp A.6. 
in Duisburg, auf deren Lihalt gleichfalls Bezug 
genommen wird, vorgetragen, sowie femer den 
Paragraph 33 Abs. 2 der Arbeitsordnung und den 
Wortlaut der von jedem Arbeiter bei seiner Anstel- 
lung zu unterschreibenden Bescheinigung. Auch auf 
diese wird Bezug genommen. 

Berufungsklägerin beantragt unter Aufhebung 
des angefochtenen Urteils die Klage als unbegründet 
abzuweisen und dem Kläger die Kosten beider 
Instanzen zur Last zu legen. Sie macht im wesent- 
lichen Rechtsausführungen, die darauf hinauslaufen, 
daß das Statut der Kasse rechtsgültig sei, daß die 
Arbeiter der Kasse freiwillig und ohne Zwang bei- 
getreten seien, daß der Abzug der Kassenbeiträge 
bei den Lohnzahlungen den Bestimmungen des § 117* 
der Gewerbeordnung entspräche und. daß das Statut 
Bestimmungen, welche den guten Sitten zuwider 
liefen, nicht enthielte. Es wird hierfür auf den 
Schriftsatz vom 31. März 1908 Bezug genommen. 

Gründe. 

Die Berufung ist zulässig, da der Wert des Streit- 
gegenstandes den Betrag von 100 Mark übersteigt. 
Der Berufung war auch der Erfolg nicht zu versagen. 

Zunächst kann es einem Zweifel nicht unter- 
liegen, daß das angegriffene Statut der Pensions- 
kasse rechtsgültig zustande gekommen ist. Die 
Letztere ist im Jahre 1884 auf Grund des § 85, 86 
des Krankenversicherungsgesetzes aus der früheren 
Kranken- und Unterstützungskasse der Johannes- 
hütte entstanden. Das Statut hat unter dem 17. 
Dezember 1884 die Grenehmigung der Regierung er- 
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halten und beruht in seiner jetzigen Fassung auf 
einem gleichfalls ordnungsmäßig genehmigten Gene- 
ralversammlungsbeschluß. Die Generalversamm- 
lung besteht aus den Vertretern der Arbeiter. Die 
Zustimmung des Betriebsuntemehmers liegt überall 
vor. Danach ist das Statut ordnungsmäßig zu Stande 
gekommen. Das Statut regelt den Beitrittszwang 
für jeden Arbeiter des Werks. Es bezeichnet die 
Kasse als Pensionskasse. Desgleichen bestimmt die 
Arbeitsordnungim § 33 Abs. 2 Ziffer 2, daß die Arbeiter 
sich Abzüge zu einer etwaigenPensionskassevomLohn 
gefallen lassen müssen. Statut und Arbeitsordnung 
erhält der Arbeiter gleichzeitig und bei Eingehung 
des Arbeitsvertrages ausgehändigt. Er ersieht mithin 
sofort — was übrigens auch jedem bei Bjrupp eintre- 
tenden Arbeiter von vornherein bekannt ist — daß 
die in der Arbeitsordnung als „etwaige" Pensions- 
kasse bezeichnete Institution in Wirklichkeit exi- 
stiert. Ein Arbeitsvertrag mit ihm wird nicht ein- 
gegangen, ehe er nicht einen Schein unterschreibt, 
in welchem er über Empfang der Arbeitsordnung 
und des Kassenstatuts quittiert und erklärt, sich 
deren Bestimmungen zu unterwerfen. 

Damit hat jeder Arbeiter im Arbeitsvertrage 
selbst sich zum Beitritte zur Pensionskasse ver- 
pflichtet. Sollte daher die Bestimmung des § 59 
des Krankenversicherungsgesetzes auch in diesem 
Punkte auf die Pensionskasse Anwendung 
finden, so ist ihr jedenfalls vorhegend überall Ge- 
nüge geschehen. 

Davon, daß der Arbeitsvertrag durch Zwang in 
unzidässiger Weise zu Stande gekommen ist, kann 
keine Bede sein. 

Der Beitritt zur Pensionskasse ist eine Bedin- 
gung, ohne deren Erfüllung die Firma Krupp keinen 
Arbeiter annimmt. Wenn der Arbeiter daher trotz- 
dem in ein Arbeitsverhältnis zu der Firma treten 
will, so muß er die Bedingungen des Gegenkontra- 
henten acceptieren. Dafür aber, daß für irgend 
einen Arbeiter eine Zwangslage vorläge, bei der 
Firma Krupp Dienste anzunehmen und damit auf 
die Bedingungen einzugehen, ist Nichts vorgebracht. 
Vielmehr steht es im Belieben jeden Arbeiters, von 
einem Arbeitsvertrag mit der Firma Kjrupp abzu- 
sehen, falls er seinerseits nicht auf deren Vertrags- 
bedingungen eingehen will. Die Pensionskasse ist 
auch eine Einrichtung zur Verbesserung der Lage 
der Arbeiter und deren Familien. Sie dient nur 
allein dazu, arbeitsunfähigen Arbeitern und den 
Familien verstorbener Arbeiter eine Unterstützung 
zu sichern. Ihr Vermögen ist von der Firma Fried- 



rich Krupp A. G. völlig getrennt. Es kann nach dem 
Statut nie der Firma zufließen. Die Firma ihrer- 
seits bezahlt ein Drittel der Beiträge aus eigenen 
Mitteln. 

Gleichgültig ist femer, daß die Blasse, was ganz 
natürlich ist, nicht jedem Arbeiter wirkliche (Geld- 
zahlungen leistet, sondern nur d^nen, bei welchen 
die statutenmäßigen Voraussetzungen zutreffen. Das 
teilt die Einrichtung mit jeder anderen derartigen 
Versicherung. 

Andererseits hat nach Maßgabe der Statuten 
jeder Arbeiter eine Anwartschaft auf die Wohltaten 
der Kasse und auch diese Anwartschaft stellt sich 
als eine Verbesserung seiner Lage dar. 

Die Qualifikation der Kasse kann auch nicht 
durch den Umstand beeinflußt werden, daß die 
Firma Krupp damit neben der Sicherung der Arbei- 
ter den Zweck verfolgt und auch wohl erreicht, sich 
einen Stamm zuverlässiger und brauchbarer Arbeiter 
heranzubilden. Es ist nicht einzusehen, wie dieser 
begleitende Erfolg, dessen Erstreben durchaus der 
Billigkeit entspricht, die segensreichen Wirkungen 
der Blasse nachteilig beeinflussen sollte. 

Nach alledem ist die Beklagte durchaus befugt 
gewesen, einen Teil des Verdienstes der Arbeiter zu 
deren Beteiligung an der Pensionskasse, einer Ein- 
richtung zur Verbesserung der Lage der Arbeiter 
und ihrer Familien, zu verwenden (§117 Abs. 2 Gew. 
Ordnung). 

Diese Befugnis kann auch dadurch nicht in 
Frage stehen, daß die Kasse selbständige juristische 
Persönlichkeit hat, also eine dritte Person im Verhält- 
nis zu den Parteien ist, denn § 115a Gew. Ordnung 
setzt nicht die Bestimmungen des § 117" a. a. 0. 
außer Kraft. Es würde der Erfolg sonst der sein, 
daß der Arbeitgeber zu derartigen Kassen und 
Einrichtungen, welche keine selbständigen Vermö- 
gensobjekte sind, Abzüge machen durfte, nicht aber 
zu Kassen mit selbständiger juristischer Persönlich- 
keit, die gerade eine größere Sicherheit für den Ver- 
sicherten darstellen. Eine solche Absicht kann dem 
Gesetze nicht inne wohnen. Es muß danach ange- 
nommen werden, daß § 115a die Bestimmung des 
§ 117* Gew. Ordnung gamicht berühren wollte. End- 
lich aber ist es nicht ersichtUch, inwiefern die Bestim- 
mung des § 15 des Statuts den guten Sitten wider- 
sprechen sollte. 

Zunächst ist es eine versicherungstechnische 
Notwendigkeit, daß durch das Verfallen von Bei- 
trägen ausscheidender Mitglieder diejenigen Mittel 
disponibel werden, die erforderüch sind, um die 
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Pensionen in solcher Höhe zu bezahlen. Hiermit 
muß jede Kasse rechnen, welche bei verhältnismäßig 
sehr niedrigen Beiträgen erhebliche Beträge für den 
Fall des Eintritts ihrer Verpflichtungen zahlen will. 

Es entspricht auch durchaus der Stellung der 
Pensionskasse als einer Kasse zur Sicherstellung 
Kruppscher Arbeiter, daß die Arbeiter nur so lange 
an ihren Wohltaten teilnehmen, als sie sich noch in 
einem Arbeitsverhältnis zur Firma befinden. End- 
lich ist es ein nur den guten Sitten entsprechendes 
Prinzip, daß der Einzelne seinen Kräften ent- 
sprechend zu Gunsten der Allgemeinheit Opfer zu 
bringen hat. Die Bestimmung, wonach auch bei 
Entlassung des Arbeiters seitens der Firma dessen 
Beiträge zu Gunsten der Kasse verfallen, mag in 
einzelnen Fällen eine Härte für den Arbeiter enthal- 
ten, den guten Sitten aber widerspricht sie aus den 
vorangeführten Gründen nicht, dies um so weniger, 
als bei dem Wiedereintritt eines wegen Arbeits- 
mangels entlassenen Arbeiters ihm auf seinen Antrag 
die verflossene Dienstzeit auf die Carenzzeit anzu- 
rechnen ist und als die Beiträge außerordentlich 
geringe = 1 % des Lohnes sind. 

Danach wird der Arbeiter durch diese Maßregel 
in keiner Weise unbillig belastet. Daß aber die Firma 



Kjrupp diese Bestimmung in unsittlicher Weise aus- 
beutete, indem sie Arbeiter aus unsachgemäßen Mo- 
tiven entlassen und so um ihre Mitgliedschaft an 
der Kasse sowie ihre Beiträge gebracht hätte, haben 
die Kläger selbst nicht behaupten wollen. 

Auch der Umstand, daß ein Arbeiter um seine 
eingezahlten Beträge nicht zu verlieren, unter unbe- 
quemeren Arbeitsverhältnissen eventuell bei der 
Firma bleibt, kann diese Bestimmung nicht zu 
einer unsittlichen machen. 

Auch andere Teile der Bevölkerung sehen sich 
oft in die Notwendigkeit versetzt, abzuwägen» wel- 
cher Schritt ihnen mehr Vorteile bringt und sind 
aus dieser Erwägung heraus oft gezwungen, Unbe- 
quemlichkeiten auf sich zu nehmen, um sich Vorteile 
zu erhalten. 

Nach alledem ist der bezüglich des Beitritts 
zur Pensionskasse von den Klägern eingegangene 
Vertrag gültig und Beklagte nicht verpflichtet, die 
für die Kasse zurückbehaltenen Lohnzahlungen den 
Klägern zu ersetzen. 

Es war danach das Urteil des Kjeisgewerbe- 
gerichts Mors aufzuheben und die Klage abzuweisen. 
§ 91 der Zivilprozeßordnung regelt die Kosten, 
gez. Endemann, Guradze, Wiemer. 
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